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Vorwort. 



Ab «Die Reform der Verwaltmigsoigaiiifiatioii unter 
Stein ttnd Hardenberg" im Jahre 1881 erschien, war im 
Vorworte gesagt, es sei der Verauehnng widerstanden, 
die spätere Entwicklung unmittelbar aaxnkntpfen, weil 
dafQr wieder archivalische Forschungen und eingehendes 
rechtspolilisches Studium sich als notwendig herausgestellt 
hätten; es sei das eine Aufgabe für sich. Es war schon 
damals auf die Bedeutung der rheinischen üemeiude- 
ordnung von 1845 und auf deu großen EinHuß hingewiesen, 
der infolge des Jahres 1848 durch die Genieindeordnung 
vom 11. März 1850 und durch die gleichzeitige Kreis-, 
Bexirks- und Provinzialordnung von der Rheinprovinz her 
auf den ganzen preußischen Staat ausgettbt worden sei. 

Das Buch, welches jetzt, erscheint, sollte ursprQnglieh 
den Titel führen .Die Einordnung der Rheinprovins in 
den prenfiisehen Staat". Und davon wird auch im Rahmen 
dieses Buches ausführlich die Rede sein, aber erst im 
dritten Baude. Denn da e& sich bei den rheinischen Ein- 
richtungen um französische Rechtsnormen handelt, war es 
notwendig, auf diese seihst, und da das napoleonisehc 
Verfassungs- und Verwaltungsrecht großenteils Hevolutions- 
reeht ist, auf das in der Revolution Geschaffene selbst 
xurOckzttgehen. Um so mehr, als oft behauptet ist, dafi 
all unser heutiges öffentliches Recht, daB insbesondere alle 
unsere Freiheitsrechte aus der französischen Revolution her- 
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Stammten. Weil aber die Literatur aber die franzOeiscfae 
Revolution sich in der Hauptsache auf die Darstellung von 

Ereignisseil uiul \uü Tu . i ulu likeiten beschränkt und erst 
in neuerer Zeit auf die Darstellung der Institut ioueu aus- 
gedelmt ist, und selbst die aiisgezeicliiieten Werke von 
Taiue, Aulard und Jaures sich mehr auf die eigentliche 
Verfassung beschränken, während bei dieser Untersuchung 
aueh VerwaltUDgsreeht, Straf recht, Zivilprozeß und Straf- 
prozeß in Frage kommen, so blieb nichts anderes Obrig, 
als auf die Quellen selbst zurQckzugehen. Da es sich aber 
nicht um ein Kompendium des Reehtszustandes der franzö- 
sischen Revolution und des ersten Kaiserreichs handelt, so 
ist in diesem ersten Bande keineswegs alles darauf BesQg- 
liehe enthalten, indem es methodisch rielitij^^ci- /u sein 
schien, da, wo die Frage der Nachahmung besonders brennend 
ist, die l)eiderseitigen Rechtsnormen sieh direkt gegentiber- 
zustellen, sie gleichsam miteinander zu konfrontieren. Den 
Einrichtungen der Revolution und des Napoleonismus sind 
die des Königreichs Westfalen angereiht. Den Schluß bildet 
die Aufnahme, welche die französische Revolution in der 
deutschen Literatur gefunden hat Allen diesen Aus- 
fflhrungen voran geht die Darstellung der politischen Ideen 
des 17. und 18. Jahrhunderts, des Katurrechts, der Ge- 
waltenteilung und der Lehre von Adam Smith, und wie 
weit diese Ideen schon vor der französischen Revolution 
in England und in den Vereinigten Staaten verwirklicht 
worden sind. 

Der zweite Band unter dem Titel ^Preußen und die 
französische Revohition" wird im Laufe des Jahres 1907 er- 
scheinen, der dritte «Preußen und die Rheinprovinz'* 1908. 

Berlin W. 15, Kiulürsteudamm 24, im Dezember IIKJO. 
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Einleitnng, 



Alle westeuTOp&iachen Völker, Romanen wie GermaoeD, 
haben schon im Mittelalter eine Kultur- und Bechtsgemein- 
scbaft gebildet. Die Kulturgemeinschaft hat fortbestanden, 
als das kirchliche Band gelöst war; die gemeinsame geistige 
Grundlage bildete nunmehr die Ton ItaMen ausgehende 
AViedererwL'ckuug des klassisclieu Altertuiiis. Auf dtsm Kon- 
tinent hat auch die Rechtsgeraeinscliaft fortgedauert, nicht 
nur auf dem Gebiete des Priviit-, sondern auch des ötfent- 
licben Rechts. Die Verwandlung des feudalen Ständestaats in 
den neuzeitlichen Militär- und Polizeistaat ist in allen konti- 
nentalen Ländern im grofien und ganzen gleichmäßig erfolgt; 
gleiche Ursachen haben gleiche Wirkungen hervorgerufen. 

Man hat behauptet, daß die germanischen Völker be- 
sonders reseptionsfilhig seien. 

Auf England trifft das nicht zu; auch nicht auf 
Skandinavien. England ist schon im Mittelalter eine Welt 
für sich gewesen, hat den Feudalismus nur in modifizierter 
Gestalt, das roaiische Recht gar nicht aufgenommen, Jury 
und Parlament beibehalten und weitergebildet, so daß hier 
von den Zeiten der Eroberung iu r t ine kontinuierliche Ent- 
wicklung vorhanden ist. England hat auch von der franzö- 
sischen Revolution nicht das geringste bei sieb eingeführt, 
nicht einmal die politisch neutralen Neuerungen im MOns-, 
Mafl- und Gewichtssystem, die anderswo als notwendig im 

TOB llai«r, Frui. SinfllkMt I. 1 
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Interesse des mternationalen Verkehrs betraehtet sind, 
während doch der englische internationale Verkehr so ge- 
waltig ist wie der der übrigen Welt zusammengenommen. Die 

Kuglümkr haben alles Fremdartige von sich femgehalten; 
sie sprechen noch heute das Lateinische so aus , wie es 
ihnen mundgerecht ist, wie sie englische Worte aussinechpn, 
das Disraelische „kesai kei^ös bellai'' (quasi casus hei Ii) 
auf dem Berliner Kongreß ist ja bekannt. Die £igeQ- 
schaft als Fremder ist in England keine Empfehlung. Am 
wenigsten haben sich die Engländer von Theorien imponieren 
lassen, auch nicht, wenn sie sich fOr Abstraktionen aus 
englischen Zuständen ausgaben. For Montesquieu und 
Gneist hat sich keine Hand gerfihrt; beide Male hat die 
Entwicklung einen entgegengesetzten Weg eingeschlagen, 
das eine Mal zu einer Vereinigung aller Gewalten im 
Unterhause, das andere Mal m einer Reform des aristo- 
kratischen Selfpovernments ^'efulirt. Im ganzen Verlauf 
seiner Geschichte hat sich das englische Volk von so hoher 
politischer Bejj;abung erwiesen, daß es selbst Unvollkommenes 
besser zu handhaben verstanden hat als andere Völker 
noch so Vollkommenes. 

Die Reseptionsfähigkeit ist also keine allgemein ger- 
manische Eigenschaft. Sie fehlt anderseits auch den roma- 
nischen Völkern nicht, deren Staats- und Rechtswesen im 
lotsten Grunde gerade darauf beruht, dafi sie römische und 
germanische Rechts- und Staatsanschaiiungeu uud Eiu- 
richtungen miteinander verhuudeu habeu. 

Unter den germanischen Ländern hat sich Deutsch- 
land als vorzup:s weise rezeptionsfahig gezeigt. Ob das ein 
Vorzug ist? Man wäre eher versucht, es einen Mangel zu 
nennen, einen >fangel an nationaler Energie und an staat- 
lichem Selbstbewußtsein ; ein Mangel, der durch die Staat- 
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liehe Zersplitterung veronlafit ist, die aber selbst wieder 

ein Maagul ;ui politischer Heff^liigiuig war; ein unlii>iui ischer 
Zug. eine stete BereitSfhail, das aiigehlich Gute vou Uher- 
allher aiizuiietimeii , wo es sieli findet; der Deutsche hat 
nach Bismarcks Wort iiiindesteaB zwei ausländische Lieb- 
sehaften zu gleicher Zeit. 

Von Italien her hat Deutsehland die italienische Juris- 
prudenz, das rdmisch-kanonisehe Recht berabergenommen. 
Von den beiden westenrop&iscben Lftndern, die seit dem 
16. Jahrhundert in ihrer Kulturentwicklung der deutschen 
weit vorangekommen waren, ist aus England nur Shake- 
speare, fibrigens erst spät, rezipiert, und dann Über Ham- 
burg einiger Komfort, beides in der Hauptsache auf Nonl- 
deutschland licst liriinkt ; da;:eiien politisch uuniittelbar nicht 
das geriiighte. An Neigung dazu hat es zwar nicht 
fehlt Man hat in Preußen in zwei £pocbeQ den lebhaften 
Wunsch ^rehabt, von England zu lernen; zuerst Ende des 
18. und Anfang des 19. Jahrhunderts, wo Schön, Vincke 
und Stein dorthin ihre Studienreisen machten, und dann 
in den vierziger und fünfziger Jahren des 19. Jahrhunderts, 
wo Friedlich Wilhelm IV., Dunsen, Simson dafür tätig ge- 
wesen sind; aber beide Male ist nichts dabei heraus- 
gekommen: die Schuld liegt an der ündurchsichtigkeit der 
en;4lischen Kinrichtuuj^L'u , die noch von joileni Anslilnder, 
der sich damit befaßt hat , selbst von Moi»te!?quieu und 
Gneist, gründlich mißverstanden worden sind. Nur in 
französischem Gewaude ist einiges davon auf Deutschland 
übertragen. 

Dagegen ist die Einwirkung Frankreichs auf Deutsch- 
land von jeher sehr intensiv gewesen. Das germanische 
Element war in Frankreich mindestens so stark wie in 

Engtand; und es sind gerade die begabtesten germanischen 

1* 



Digitized by Google 



4 



Einleitung. 



Stimme, die Franko, Burgunder UDd Westgoten gewesen, 
welche sich dort seBhaft gemacht und als germanische Er- 

uberer bis zur Revolution die Führung gehabt haben. 

Als ein Motiv für stiue Beschäftigung mit der liauzö- 
sifchen Geschichte hat Ranke das angeführt, daß uutcr 
den neueren Völkern keins einen mannigfaltigeren und nn- 
haltenderen Einfluß auf die übrigen Völker geübt habe al& 
das französische Volk. „Dann und wann sind Epochen 
eingetreten, in welchen die nationale Geschichte von Frank- 
reich durch die Bedeutung dessen, was sich in ihr vollzog, 
und durch den Umfang der allgemeinen Einwirkung, der 
sich daran knOpfte, au und für sich einen universalen 
Charakter angenommen hat" 

Von Frankreich als altem Kulturlande sind das Ritter- 
tum, der Minnesang, die (iotik, die KreuzzOge ausgt-gangen. 
Vollends im 17. und is. Jalirhutidt rt war es die führende 
Nation. ni( ht nur in geistiger Beziehunpr. in Literatur und 
Kunst (Corneille, Racine, Moli^re, Diderot, Montes(inieu, 
Voltaire, Rousseau, die Encyklopadisteo; Watteau. IVsue, 
Poussin; die Renaissancearcbitektur), sondern auch in bezug 
auf den Staat und das Recht; die Franzosen besitzen in emi- 
nenter Weise eine juristische Ader, nicht nur in formaler 
Beziehung, wobei ihnen in der Abfassung von Erkenntnissen 
und Gesetzen die Sprache zu Hilfe kommt, sondern auch 
materiell hinsichtlich des praktischen Sinnes, der den In- 
halt der Erkt nutnisse und Gesetze bestiiuint : auch la 
wiötensrhiiftlicher Hinsicht: Savigiiy, der selbst von Fran- 
zosen lierstanimte, war in gewisser Beziehung der Schuh r 
von Cujacius, besonders von Donelluf. Vorbildlich sind sie 
auch dem ganzen kontinentalen Europa hinsichtlich des 
stehenden Heeres gewesen, welches bei ihnen zuerst aus- 
gebildet wurde. Französisch sind noch jetzt in allen euro- 
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p&i8clien Lftndern, selbst in England, die Ausdrucke, welche 
sicli auf die Gliederung des Heeres beziehen: Armeekorps, 

Division, Brigade, Regiment, Bataillon, Kompanie, Escadron; 
auch die Ausdrücke, welche die Waffengattungen be- 
zeichnen: Infanterie, Kavallerie, Artillerie, Ingenieure, 
Gendarmen, Kürassiere, Dragoner; französisch die Amts- 
bezeichnungen Genenil , Generalleutnant . Generalmajor, 
Major, Kapit&n, Premierleutnant, Sekondeleutnant, Inspek- 
teur, Kommandeur, Kommandant, Chef, Offizier, Sergeant, 
Korporal, Fourier; franzOsisek auch sonstige Ausdrücke 
wie Garnison, Parole, Fourage; erst 1814/15 ist in Preufien 
nach französischer Art die Bezeichnung der Regimenter 
waffenweise mit Kümmern eingeführt worden. In Deutsch- 
land haben nur die Ausdrücke Marschall, Rittmeister, 
Fähurich, Feldwebel, Wachtmeister sich erhalten, und erst 
spät wurde der Kapitäa durch den Haui>tmann wieder ver- 
drängt. 

Was konnte dem allen in Deutschland an die Seite 
gesetzt werden. 

Zu Anfang des lö. Jahrhunderts hatte sich die deutsche 
Kultur auf einer achtbaren Höhe befunden, war dann aber 
sehr bald in rapiden Verfall geraten, zum Teil infolge 
des sinkenden Wohlstandes, der mit den Entdeckungen 
und der Verlegung der Handelswege zusammenhangt; das 
16. Jahrhundert, etwa von 1525 ah, ist das traurigste der 
deutschen Geschichte. Soweit geistiges Leben überhaupt 
not h bestand, bewegte es sich um das Jenseits, iiin theo- 
logisciie Tülteieien. Ks widoii^pricht der lii>toris( lieü Wahr- 
heit, dem dreißigjährigen Kriege allein die Schuld all des 
Jammers zuzuschreiben. Dieser Verfall , der sich gleich- 
mäßig auf die protestantischen wie auf die katholischen 
Oeblete Deutschlands bezog, fand zu einer Zeit statt, wo 
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flieh einerseits iu Spanien und Portugal auf katholischer, 
in Holland auf protestantiseher Grundlage eine geistige 
HOchstkultur vollzog. 

Wer bis zum letzten Drittel des 18. Jahrhunderts den 
Anschluß an die allgemeine Kultur suchte, mußte das Qber 
Fraukreicii bewerkstelligen. Der gebildetste Mann in der 
ersten Hälfte des 18. Jahrhunderts war seiner Bildung 
nach eiü Franzose, es war ihm keine Wahl geblieben. Das 
Wort Friedrichs des Großen, der geistige Zustand Deutsch- 
lands sei der französische zur Zeit Franz ist für seine 
Jugendjahre, die entscheidende Zeit seiner Entwicklung, 
unwiderlegbar; das Urteil in einem Briefe an d^Alembert 
war. in etwas Obertrieben; denn es hat doch Männer wie 
Leibniz, SchlQter, Nehring, Bacii, Hftndel, Gluck gegeben. 
Auch Goethe bekannte von sich, daß er einen großen 
Teil seiner Bildung dm Franzoseu sei danke. Nament- 
lich auf Preußen war die Kultureinwirkung Frankreichs 
sehr intensiv gewesen. Die Verdienste, die sich die Ke- 
fugiös um die Hebung nicht nur der geistigen , sondern 
auch der materiellen Kultur erworben haben, können gar 
nicht hoch genug geschätzt werden. Ist doch Berlin um 
das Jahr 1700 die Hugenottenstadt genannt worden, weil 
damals der sechste Teil seiner Einwohner Franzosen waren* 
Die Berliner Akademie der Wissenschaften, die eigentlich 
erst durch Friedrieh den Grofien zur Existenz gebracht ist, 
hatte unter ihm ein fast ganz französisches Gepräge er- 
halten sowohl hinsichtlich der Sprache, in der vt rliandelt 
wurde, als auch hinsiclitlich der Mitglieder, von denen 178(3 
nur fünf Deutsche waren. 

Dagegen ist Preußen iu staatlicher Hiii?;icht im l.s. Jahr- 
hundert seine eigenen Wege gegangen. Anklänge an Frank- 
reich finden sich nur dann, wenn es sich um die Ver- 
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einheitliehang des Staates handelt; aber selbst da war es 
nicht sowohl eine eigentliche Nachahmung ato das Er- 
gebnis der gleichartigen Entwicklung. Friedrich Wilhelm I. 

hat bei seiner Organisation der Zentral- und der Provinzial- 
beliörden kein französisches Muster vor sich gehabt. Im 
Gegenteil; die frauzüsischen Behörden waren schon da- 
mals bureaukratisch, die preußischen kollegialisch organi- 
siert. Das Laudratsamt ist aus rein preußischer Wurzel 
entsprossen, so daß es ein autochtonisches Institut genannt 
werden könnte; es hat nichts gemein mit den französischen 
SubdöI6gu6s. Weder Oooceji noch Garmer haben bei ihren 
Justizreformen an die Ordonnanzen Ludwigs XIV., an die 
Verfassung der französischen Parlamente gedacht. Das 
A. L. R. war ein durch und durch selbstftndiges Werk. 
Selbst bei der Einführung der Regie, die doch nur eine 
vprhaltnismilßi'; kurze Episode bihlete , haben zwar die 
Iranzusihchen Einrichtuugeu zum Vorbilde gedient, es ist 
aber aus der .Steuertechnik und der zeutralisierten Be- 
amtenmaschinerie nur das far Preußen Passende heraus- 
genommen und gerade das eigentümlichste, die Steuer- 
pacht, nicht eingeführt (Schmoller, in den Sitzungsberichten 
der Akademie der Wissenschaften 1888, S. 87 iF.). Das 
preußische Staatswesen hat sich auch in der Folgezeit 
eigenartig entwickelt, in Selbstverwaltung und konstitutio- 
nellem System. 

Deutschland seinerseits kann von einer Einwirkung 
auf andere Völker w^uig Kuiiniens machen. AUcnfalls hat 
eine Einwirkung auf Rußland stattgefunden. Peter der 
Große, einer der größten Nachahmer aller Zeiten, indem 
er westeuropäische Kultur auf sein Land übertrug, hat 
von Preußen manche militärischen Einrichtungen Friedrich 
Wilhelms I. übernommen. Peter III. war namentlich 
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wiederum in militftrischer Hinsicht ein Nachahmer Friedrichs 
des Groden. Katharina II. aber, trotzdem sie einem 
deutschen Fttrstenhause angehdrte, hat den AnschlaB an 
die geistige Bewegung Frankreichs gesucht; und alle die 
Mftnner deutsehen Ursi)run^s : Ostennami, Mflnnieh, Lestoeq, 
Bennigsen, Nesselrode, Anstedt, Diebitsch, selbst Stein, 
haben keinen sehr tiefgreifenden Einfluß ausgeübt. 

Vielleicht daß es der Zukuult bestimmt ist, an deutschem 
Wesen zu gebunden. 
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Die politischen Ideen f ornebmlieli des 
17. und 18. Jabrhnnderts. 



Erstes Kapitel. 
Das Xatorrecht. 

1. 

Der £iitwiekiiiiig8gaiig des Katurreehts. 

Die frfther allgemein herrschende, noch von Stahl und 
BlnntBchli vertretene Meinung, dafi im Mittelalter eine 

theokratische Staatstheorie vorherrschend gewesen sei und 
daß erst nach der Reformation seit Hugo ( i rot ins das mit 
(lein KaiiK'H Naturrecht bezcichnotc System der liechtsphilo- 
sophic (»egouuen habe, kann uiicli den neueren Forschungen 
nicht mehr aufrecht erhalten werden V). 

Die AnflELnge des Naturrechts reichen bis dahin zurück, 
wo in den romanisch -germanischen L&ndern von West- 

') Git rki', Dir luiMizistischen Lehren des Mittelalters i Dentst hcs 
Genossenschattsrecht, III, 502—644, bes. .568— .')81); Gierke, Johannes 
Althusius und die Entwicklung der naturrechtlichen ätautstheorieUt 
1. Aufl. 1880, 3. Aafl. 1908. t. Ranke, Di« Idee der YoIkssonverAnität 
in den Schriften der Jesuiten (Historisch- politische ZcitM hrift . II, 
606-616; aiu h in den sämtlirripn Wrrken, XXIV, 2'J(;— l^W, mit 
ergänzenden Zusätzen); v. Hanke, Zur Geschichte der Doktrin von 
den drei Gewalten (Historisch-politische Zeitschrift, III, 606, anch in 
den sämtlichen Werken a. a. 0. S. 237—266), der Titel ist irreführend, 
es handelt si( h haiipt«;ächli« h um die naturrechtlichen Theorien, nnr 
ganz nebenbei um .Montesquieu, v. Betzold, Die Lehre von der 
Volkssouveränität wahrend des Alittclalters (v. Sybel, Historische 
Zeitschrift, 88, 813—367). Koser, Die Epochen der absoluten Mon- 
nrchie in der neueren Zeit (▼. Sybel, a. a. 0., 61, 246—287), 



12 !• Abschnitt. Die polil. Ideen vornehrnl. lieh 17. u. 18. JaliiL. 

europa ein geistiges Leben und mit ihm ein Denken über 
den Staat, Aber seinen Ursprang und sein Wesen Bich 
wieder zu regen begann. 

Da alles geistige Leben jener Zeit von der Kirche aus- 
ging, stand sie auch dabei im Mittelpunkte. 

Nur für sich selbst liat sie einen umuittelbaren gött- 
lichen Tlrsprung in Anspruch genommen, niclit aber fftr 
den Staat. Denn es hat nichts auf sich, wenn manche 
Naturrechtdilehrer durch alle Zeiten hindurch und tinter 
ihnen ganz radikale Gott als die causa remota far Ent- 
stehung und Wesen des Staates bezeichnet haben nach der 
oft wiederholten Formel »deo inspirante et adjuvantOi populo 
faciente". Damit ist nicht mehr gesagt, als dafi Gott fQr 
alles, was auf Erden geschieht und nicht geschieht, die 
letzte Ursache sei , daß die göttliche Vorsehung es sei, 
welche schließlieh allt s rr^nere. Audi mit der Bezeicluauig 
^von (iott^^s diiadon'' ist niflits /u iiiacluMi. weil das. wie 
Vüu den liieisteu ausdrücklich auerkauut wird. o])en>ü gut 
als Zeichen der Demut wie als Zeichen der Holicit an- 
gesehen werden kann und angesehen worden ist. Mit alle- 
dem wird nicht in Frage gestellt, daß die Menschen es 
seien, welche den Staat nach ihrem Willen und Belieben 
gemacht haben. 

Wenn man den Gründen nachgeht, welche in einem 
von kirchlichem Sinn erfüllten Zeitalter zu der Lehre von 
einem auf Volkssouverftnitllt und Vertragsschließuug be- 
ruhenden i)r(»fanen Urspruug und profanen Wesen des 
Staates güfiilut liabt-n, so erklärt sich da.s durch das Zu- 
samuRMiwirkeu von drei vern-hiedeiieii Umstanden, 

Der erste ist die geringe Schätzung, welche die da- 
malige Kirche dem damaligen Staate, der ihr nicht impo- 
nieren konnte, zuteil werden lieB. Die Kirche war die 
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civitoB dd, der Staat die civitas terrena; die Kirche sorgte 
fflr das ewige Heil, der Staat für das zeitliehe Wohl ; die 
Kirche umfaßte den orbis terranim, die heutigen Groß- 
staatcn waren noch nicht vorhauilen; die Kirche \\a.v der 
Staat des Mittelalters, sie erfüllte alle idealen Fuiiklioneii 
des heutigen Staates, die geistigen Interessen sowohl auf 
den Gebieten der Kunst, namentlich der bildenden Kunst, 
Architektur und Malerei} als auch der Wissenschaft, nameot* 
lieh des £rziehuDg8- und Bildangswesens; während dem 
Staate nicht einmal die Gerichtsbarkeit in vollem Umfange, 
eigentlich nur das Kriegswesen Terblieb; es bestand mithin 
eine unendliche Inferiorität des Staatlichen gegenüber dem 
Kirchlichen; der Staat war vom Standpunkt der Kirche 
in der Tat Menschenwerk. 

Der zweite Grund für «iie Fuudameutierung des Staates 
auf Vertrag um! \ Olks.souv» riuiität darin, daß es eine 
einheitliche S(aat>i;e\v;ilt noch gar nicht gab, daß nament- 
lich in den monarchischen Staateu der Munarcli keineswegs 
die Fülle der Staatsgewalt in prinzipieller Totalität in sich 
vereinigte, so dafi er nur in der Ausübung durch andere 
Faktoren beschränkt gewesen wäre. Es fehlte an einem 
monarchischen Prinzip im modernen Sinne. Es bestand 
eine Teilung der obersten Staatsgewalt zwischen Landes* 
herm und Landst&nden, die gleich unabhängigen Mächten 
einander gegeoQberstanden, gleich diesen miteinander Ver- 
träge Schlüssen. Der Vertrag war geradezu das Lebens- 
element in den staatlichen Zustanden jener Ztit ; alles 
beruhte auf Rever^mlien und Wahlkapitulationen. Wahl- 
monarchien waren damals häufiger als Erbmonarchien; 
selbst in Erbmonarchien machte sich in außerordent- 
lichen Fällen, etwa beim Übergang an eine Seitenlinie, 
während des Mittelalters und über dasselbe hinaus, wie in 
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Frankreich noch bei der Thronbesteigung Heinrichs IV., 
die Mitwirkung eines volkstttmliehen Faktors geltend; jene 
spätere Überspannung des monarchischen Gedankens, wo- 
nach auch der notorisch Wahnsinnige den Thron zu be- 
steigen hat, war damals gänzlich unbekannt Es herrschte 
ein völliger Dualismus, wie er in zurück gebliebenen Ländern, 
z. B. in Hannover, noch bis in die neueste Zeit hinein- 
gereicht hat und wie er auch sonst selbst heute noch 
nicht ikberwunden ist. Denn sonst könnten doch i'arlamente, 
wenn sie Steuern und Soldaten bewilligen, keine Gegen- 
konzessionen daffir in Anspruch nehmen, als ob diese Be- 
willigungen lediglich zugunsten des Lsudesherm und nicht 
im Interesse des Landes erfolgt wären. 

Der dritte Grund war der ungeheure Einflufi, den die 
Wiedererweckung des klassischen Altertums, das Studium 
der Politik des Aristoteles und des römischen Rechts auf 
die mittelalterliche Kultur, insb sondere auf die Kirche als 
Trägerin dieser Kultur ausgeübt hat. Indessen damit hat 
es eine eigene Bewandtnis, Zwar über die rein mensch- 
liche Entstehung und jNatur des Staates ist bei Griechen 
und Römern, abgesehen von den allprfrtiliesten Zeiten, den 
griechischen Heroenzeiten, wo die Könige als göttliche 
Wesen, als Abkömmlinge von Göttern betrachtet wurden, 
wohl niemals ein Zweifel gewesen. Auch mag im ganzen 
Altertum die Ansicht von der Entstehung des Staates durch 
Vertrag und auch die Basierung des Staates auf die Volks- 
sonveränitÄt latent vorhanden gewesen sein: die Meinung, 
daß jede Regierung nur um des Volkes willen da sei und 
daß (las Volk sie nach seinein Willen einzurichten habe; 
wie denn ])raktisch stets danach verfahren ist. Aber eine 
eigentliche Theorie ist darüber nicht aufgestellt worden, 
insbesondere von Aristoteles nicht. So unzweifelhaft es 
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ihm ist , daß in demokratischen Staaten das Volk im Besitz 
der obersten Gewalt sei, ohne übrigens daraus zu folgern, 
daß nun alle auf einmal regieren müßten , dcnu das sei 
uumöglich, es mtissp vielmehr die ohrifikeitliche Gewalt 
alle Jahre oder sonst in beliebigen Zwischenräumen zwischen 
Regierenden und Regierten wechseln (I, 1, § 14; I, 5, § 2; 
II, 1, §§ 5. a; III, 4, §§ 1—6; III, 5» § 1), 80 ist er doeb 
Behr weit davon entfernt, auch die anderen von ihm be- 
handelten Staatsfonnen anf diese Grundlage zu stellen. 
Sein berühmter Ausspruch, dafi der Staat ein Natur- 
produkt sei, dafi er froher existiert habe als die ein- 
zelnen, wie das Ganze früher gewesen sei als die Teile 
(I, 1, 9. 11; III, 4. v5 2i, bedeutet doch uiclit nur eine 
Ablehnung des ]S'aturzustandef> und des Staatsvertrags, 
sondern im Grunde eine Abiehnun?r aller Spekulation. 

Wenn die römische Literatur für das römische Welt- 
reich ein Werk hervnrgebrnelit hätte wie das des Aristoteles 
f&r das kleinstaatliche Griechenland, so wfirde sieh daraus 
genau dasselbe Resultat ergeben. Ein solches Werk, wie es 
kein Romer hatte zustande bringen können, ist Mommsens 
«Römisches Staatsrecht*. Die ideale Gemeindesouverftnität, 
lehrt Mommsen, sei dem römischen Staatswesen unter 
allen drei Verfassun^sformen. unter dem Königtum, unter 
der Republik und unter d* in l'rinzipat bis auf Diocletian 
eingeboren gewesen; aber nicht so, daß der König sein 
Mandat von der Bürgerschaft hergeleitet lialje, es habe 
vielmehr zwischen beiden Teilen Gleichgewicht bestanden; 
auch unter der Hepublik sei daran festgehalten, dafi der 
Gemeindewille seinen Ausdruck in dem Zusammenhandeln 
Ton Magistrat und Bürgerschaft unter Vorherrschaft der 
letzteren finde; auch damals habe die Magistratur auf 
sieh selbst ruhend der Bürgerschaft gegenübergestanden ; 
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endlich zur Zeit der Dyarebie des Prinzipats sei dem Senat 
die Rolle zugefallen, als Figurant der Sonverftnitftt das 
r6mische Weltreich zu epilogisieren ; diese Übertragung der 
formalen Gemeindeautoritftt auf den Senat habe praktisch 

aber nicht allzuviel bedeutet, indem schließlich der Wille 
der Gemeinde als der Wille der höchsten Gewalten ge- 
golten habe. Also auch bei den Römern eine Ablehnung 
einer umfassenden Staatstheorie. (Moniinsen, liömisches 
Staatsrecht III, 300; Abriß des römischen Staatsrechts 
297. 340. 348.) 

Indessen das lieft sich damals nicht Obersehen. Bei 
allem Eifer, sich der antiken Kultur zu bemächtigen, hat 
es doch Unge Zeit an der Kraft gefehlt» sie als Ganzes in 
ihrem Zusammenhang innerlich zu hew&ltigen. Insbesondere 
fOr das römische Recht fehlte die Verarbeitung im großen, 
wie die Methode beweist, mit der sein Studium Jahr- 
hunderte hindurch betrieben \vorden ist. Um su mehr hielt 
man sich an Einzelheiten, und hier fand man, was man 
suchte. Es sind, abgesehen von einigen Stellen aus Cicero 
de republica, die drei bekannten Stellen im Corpus juris 
aus verhAltnismäßig spftter Zeit, die von der lex regia, 
vermdge der das Volk seine potestas, sein ursprQngliches 
imperium dem Kaiser übertragen habe, dessen ganze Ge- 
walt also auf der des Volkes beruhe, auf die sieh nun 
Glossatoren und Postglossatoren warfen, ihre Bedeutung 
in möglichst helles Licht rQckend, sie als Steine fflr den 
Bau des Naturrechts verwertend. In diesem Sinuc, aber 
auch nur in diesem, hat die antike Welt ihren Beitrag für 
die Konstruktion des Naturrechts geliefert. 

Vom 13. bis 18. Jahrhundert ist die naturrechtliche 
Auffassung des Staates die herrschende gewesen. Alle 
westeuropaischen liationen, die Italiener, Spanier, Franzosen, 
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Holunder, Englftnder, Deutschen, alle Konfessionen haben 
sieh an dem Ausbau des Systems beteiligt. Bei manchen 

Abweichungen im einzelnen doch im großen und ganzen 
ein einheitliches Godaukensysteiii, dem es auch an einer ge- 
wiiiben Fortbildung nicht gefehlt hat, die man freilich nicht 
80 zu denken hat . wie manche sich die Entwicklung der 
philosophischen Systeme vorsteilen, als ob diese mit innerer 
Notwendigkeit aufeinander gefolgt wären, jedes spätere 
eine höhere Stufe menschlicher Erkenntnis darstellend. 
Auf die Entwicklung der politischen Theorien pafit das 
schon deshalb nicht, weil diese nicht lediglich Ergebnisse 
eines reinen Denkprozesses gewesen sind, weil vielmehr 
iufiere Verhftltnisse, tatsächliche Zustande, menschliche 
Leidenschaften, starke Persönlichkeiten bei deren Ent- 
stehung sehr ntaüKt'beud mitgewirkt haben. 

Schon Thomas von Aquino hat um die Mitte des 
13. Jahrhunderts gelehrt, der Staat sei so sehr eine rein 
menschliche Einrichtung, daß selbst UoglAubige die Herr- 
schaft fuhren konnten. An sich sei die Monarchie, weil 
üi ihr die Einheit der Staatsgewalt am vollkommensten sich 
verkörpere, die beste Staatsfonn, obschon sie meist mit 
ungerechter Usurpation begonnen habe. Die Macht des 
Monarchen mtksse eine größere sein als die jedes einzelnen ; 
aber er habe ilocli diese Macht maii /u eigenem Niitzeu, 
sondern zum Wuhk' des (ranzen an/irA iKieu. iMupürung 
sei zwar an sich i^ünfle, aber ^'e^^en ungerechte Ke^iierungen 
sei sie erlaubt; die vom Volke eingesetzten Fürsten könnten 
wegen Mifibrauchs der Gewalt abgesetzt werden selbst 
dann, wenn sich das Volk auf ewige Zeiten unterworfen 
haben sollte (Baumann, Die Staatslehre des hl. Thomas 
von Aquino, Leipzig 1873). 

voa II«Ur, Tnam. BiaMtw I. 2 
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Auch Bolchei welche in einem gewissen Gegensätze zur 
Kirche standen, haben mit den gleichen Ideen operiert. 

Dem „Defeiisor pacis** des Marsilius von Padua 1324 war 
es in erster Linie um das Verhältnis des Staates zur Kirche 
zu tun, und dariiiil bezieht sich der größere Teil dieses 
Werkes. Wo es aber mehr einleitungsweise (pars I cap. 
12—18) von der Entstehung und dem Wesen der Staats- 
gewalt handelt , da grttndet es diese auf den Willen des 
Yolkee, auf die Gesamtheit der Bürger, auf die universa 
communitas, die unirersitas civlum; beim Volke oder bei 
dessen Repräsentanten liege die souTeräne Gewalt, besonders 
die Gesetzgebung; dagegen der civis principans, der re- 
gierende Bürger, der am besten gewählt werde, aber auch 
erblich sein könne, wird vom souveränen Volke eingesetzt 
zur Besorpung solcher Geschäfte, die sich für die Gesamt- 
heit nicht eignen, die er aber in Übereinstimmung mit ihr, 
juxta subditorum voluntateni, l)esorgen muß als bloßes voll- 
ziehendes Werkzeug, als Beamter, als Präsident einer 
Bepublik, die ihn auch wieder absetzen kann; er soll zwar 
eine Schar von Bewaffheten haben so grofl, da6 sie den 
Widerstand einzelner oder mehrerer zu brechen im stände 
ist^ aber nicht so grofi, dafl gegen die Mehrheit despotisch 
Terfahren werden könnte (Riezler, Die literarischen Wider- 
sacher der Päpste zur Zeit Ludwig des Baiers, Leipzig 1874, 
S. 19a fl".;. 

So mftclitig waren diese Ideen in den letzten Jahr- 
hunderten des Mittelalters herangewachsen, daß sogar der 
Versucli gemacht worden ist, sie auf die Kirche selbst zu 
übertragen, deren Verfassung danach umzugestalten. Die 
konziliaren Bewegungen des U. und 15. Jahrhunderts haben 
mit den Analogien dieser Staatstheorien gearbeitet; man 
folgerte aus deren Prämissen, daß auch die höchste kiich- 
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liehe Gewalt vou der Gesamtheit od^r deren Vertretung 
ausgeübt werden müsse. Gerade Marsilius ist es gewesen 
(pars II Wesen und Hechte des Priestertuins und des Papst- 
tams), der zuerst datgenige postuliert hat, wofor dann 
Oersoni Kicolaus von Gnes u. a. gekftmpft haben. Diese 
Bestrebungen mussten scheitern, weil Bie mit den Grund- 
lagen der Kirche, vie sie nun einmal geworden war, im 
vollsten Widerspruch standen. 

Aber für den Staat hielt man kinshlicherseits an ihnen 
fest. Auf dem Konzil von Trient hat der Jesuiten general 
Lainez sich dahin ausj^esprochen , daß ursprünglich alle 
Gewalt bei der Gesamtheit gewesen und erst von dieser an 
die Obrigkeiten übertragen sei. Und so wenig der Kardinal 
Bcllarrain der erste Verkündiger der Volkssouveriluität ge- 
wesen ist, so hat dieser doch damals gleichfalls gelehrt, 
dafl alle staatliche Gewalt ursprünglich nicht bei irgend- 
einem einzelnen Menschen, sondern bei der multitudo ge- 
wesen sei, die sie einem oder mehrerern Übertragen habe. 
Und wenn das gelegentliche Äußerungen waren, so hat 
bald nachher wieder ein Jesuit, der dem Hofe Philipps II. 
nahestehende spanische Geschichtsschreiber Mariana in der 
Sclirift ^Dc rege et regis iustitutione" 1089 eine umlassende 
Darlegung: des ganzen Systems »jecfeb vielleicht das erste 
ge^cbh)s.sene System des Natui rechts, dabei auch vor deji 
äußersten Konsequenzen nicht zurückschreckend, wie er 
denn die Ermordung Heinrichs III. ein aeternum Galliae 
decus genannt hat, völlig Ubereinstimmend mit der zwei 
Jahre später 1591 erschienenen Schrift des Legisten Boucher 
,De justa abdicatione Heurici III*. 

0ie Reformation war also nicht in der Lage, ein bis 
dahin herrschendes theokratisches System zu vernichten. 
Im Gegenteil. Durch die Reformation hatte sich das Ver- 

2* 
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hftltnis von Staat und Kirche von Grund aus verändert. 
Die staatlichen Obrigkeiten ßind es gewesen, die in Dentscli- 
land, England, Skandinavien und der Schweiz der neuen 
Kirche zur Existenz verholfen haben. Die Folge davon 
war cttD&chBt die, daß es eine Uber die Grenzen der Staaten 
— und diese waren doch danmls in Deutschland von 
ganz geringem Umfange — hinttbeneichende protestantische 
Kirche nar in der Idee gab, nicht aber in der Wirklichkeit; 
dafi vielmehr in jedem einzelnen Lande die Kirche vom 
Staate absorbiert wurde. Nicht nur haben damals die 
Staaten frülier oder später ihre Wirksamkeit auf die bisher 
von der Kirche besorgten Funktionen der Gerichtsbarkeit 
und des liildungswesens ansgedelint , soiidern sie haben 
auch die Regierung der Kirche selbst übernommen Der 
Staat hatte mithin seine profane Natur verloren. Indem 
er die Kirche mit umfaßte, war er fortan das höchste, waa 
es auf £rden gab. Die Idee lag nahe, dieses einheitliche 
Gemeinwesen fortan in derselben Weise, wie es die Kirche 
mit sich selbst getan hatte, an das Überirdische an- 
zuknüpfen. Die mittelalterliche VolkssouTeränität ist da- 
mals dem obrigkeitliehen Gedanken erlegen. Gerade Gierke 
hat anerkannt, daß durch die Reformation dem iiaulinischen 
Satze, wonach die Obrigkeit von Gott ist, eine bis dahin 
unbekannte Tragweite verliehen worden, daß die Reformation 
es gewesen sei, welche den theokratischen Gedanken von 
neuem belebt habe, daß auf dem Boden des lutherischen 
Bekenntnisses kein die Volksrechte in den Vordergrund 
rttckendes System erwachsen sei. 

Indessen war in Deutschland die Kleinstaaterei nicht 
dazu angetan, der Göttlichkeit des Laudesfarstentums einen 
breiten Spielraum zu gewahren. Von vereinzelten Äufie- 
rungen Luthers und Melanchthons ist hier abzusehen. Aber 
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gerade der grOfite Staatereehtslehrer jener Zeit, desBen Be- 
ziehungen zum orthodoxen Luthertum die allerengsten 
waren, Veit Ludwig von Seclcendorff, ist durch seine 

Nüchti-rnheit nud Wuiii iiaiiigkcit <lavor bewahrt geblieben, 
ein theokratisches System aufzustellen. Im „Fürstenstaate*, 
von 105^1, wohl dem lesteu Buche, das zu jener Zeit in 
deutscher S]iruche gesclirieben ist, gibt es nur drei Stellen, 
die allenfalls dafür herangezogen werden können, eine in 
der Widmung, eine in der Vorrede und eine im 11. Kapitel 
des zweiten Teils; alle drei sind aber ganz unverflngUeh; 
4lie eine lautet; die Staatsweisheit sei ihrem Ursprung 
nach göttlich, in der zweiten ist von dem allmftchtigen 
Ootte, dem Beherrscher des Erdkreises und obersten 
Kegenten aller HAupter und Obrigkeiten die Rede; in 
■der dritten wird gesagt, die höchsten weltlichen Obrig- 
keiten hätten niemand als den höchsten Gott über sich. 
Im „Ghristenstaat" von l<>8r) sagt er zwar (Buch II, Kaj>. (», 
§ 2), er halte nach der in der hl. Schrift gebrauchten 
Redensart die hoben Häupter für Götter, die an Gottes 
Statt dem Volke vorstehen; aber er wundert sieh kurz 
•darauf (§ 5), daß etliche Völker in der barbarischen 
' Heidenschaft so weit gegangen seien, daß sie ihren König 
oder Regenten wie Gott anbeteten; er sagt zwar an der 
-einen Stelle, daß der fürstliche Stand von Gott sei, daß 
aber menschliche Mittel, als Wahl, Verleihung, dabei 
gebraucht würden, und daß die eigentlichen Amtsverrich- 
tungen nicht aus der Revelation der hl. Schrift, sondern 
aus dem Lichte der Vernunft geschahen: er verlangt, daß 
die Obrigkeiten, wer sie auch seien, ihr Amt aus dem 
<}runde des Christentums führen mußten (§ 0; Kap. 7, 
% 3). Von Naturrecht und Voikssouverftnitftt will er frei- 
lieh nichts wissen; auch davon nichts, daß das Volk die 
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Maeht habe, bei schlechter Regierung Ober die Obrigleeit 
zu erkennen und zu urteilen und mit ihr eine Änderung 
zu treffen; denn die Obrigkeit sei von Gott, und man 
BoUe nicht irider Gottes Ordnung sich zum obrigkeitlichen 
Stande drftngen. Wenn Pufendorf deijenige ist, der zuerst 
in Deutschland den theokratiscben Gedanken bekämpft 
hat, so stehen die pfinitlichen lutherischen Theologen unrl 
theolofiisiereuden .hu i>trii in Schweden (Eris Scaudica) 
und iu Kursachsen und unter ihnen auch Seckendorf ihm 
feindlich gegenüber. 

Und andere deutsche Rechtslehrer sind weitergegangen. 
Zwar Reiuking, «Tractatus de regimine saeculari et cccle- 
siaatico", Gieflen 1619, sagt von der Entstehung des Staates 
nur, daß er a sanctiasima Dei ordinatione et rectae ratiouis 
dictamine herrtthre (Üb. I Classis 1, Kap. 2), aber er 
lehrt doch, daB auch der ungerechte Tyrann von Gott sei, 
und daß ihm gehorcht werden müsse. Vollends Horn. „Toliti- 
corum i)ars arehitectonica de civitute, Trajecti ad liheuuin" 
ll>i>4, s^piicht uielit bluß davon, daß Gutt die causa maje^talis 
sei, was schon die Heiden begritien hätten, sondern er 
fuhrt weitläufig aus, daß wie Gott die absolute Gewalt über 
die Menschen habe, so habe er auch, nach Einsetzung 
eines Königs, diesem das Recht, die Menge wie er i^elbat 
zu regieren, übertragen, so daß dem Könige die Unter- 
tanen gerade so unterworfen seien, als ob Gott selbst gegen- 
wärtig unmittelbar regierte ; der König sei der Ticarius Dei, 
der Pro Deus (Lib. II, Kap. 1, § 7—19; Kap. 2, § 3, 4, 
7, 10, 13. 

Und nun erst in England. Tilmer hatte schon fiüm r 
gegen Hobbes und Milton geschrieben, wie auch Horn 
gegen Hobbes polemisiert. Sein Hauptwerk ist aber der 
Patriarcha, in englischer Sprache, nur aus drei ziem- 
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lieh kunen Kapiteln bestehend, erst 1680 TerOffentliebt, 
nach dem schon 1658 erfolgten Tode des Verfassers. Bei 
der Bekämpfung der lehre der VolksBonverinitftt wendet 

er sich nach zwei Fronten hin, hauptsächlich gegen die 
Papisten, gegen Bellarmin, aus dem er lanj^e Auszüge bringt, 
und gegen Suarez, beide Jesuiten, zugleich gegen die Re- 
formierten, insbesondere gegen Calvin und gegen Bucbanan. 
Sein positiver Aufbau ist so absurd wie nur irgend mög- 
lich, indem er alle Staatsgewalt von Adam und von Noah her- 
leitet. Er war übrigens kein eigentlicher Ahsolutist, er war 
für das Parlament und die Unabhängigkeit der Riehter, 
aber nvr unter der Gestalt, wie sie unter den Tudors be- 
schaffen gewesen war. Der damalige Geistessustand des 
englischen Volkes, dessen Stellung zu diesen Dingen wird 
durch nichts so hell ins Licht gesetzt wie durch den Um- 
stand, daß zwei ganz hervorragende Schriftsteller sich mit 
der Widerlegung Filiners auf das eifrigste befaßt haben. 
Gegen die frühere Schrift sind Algeruon Sidney's „Dis- 
eourses eonceming government" gerichtet, die aber noch 
nicht gedruckt waren, als Locke sich zur Widerlegung 
entsehlofi im Jahre 1690, also lange nach Filmers Tode, 
sehn Jahre nach der Publikation des Filmerschen Buches, 
weil, wie er in der Vorrede sagte, die Filmersche Doktrin 
nicht nur von den Kanzeln gepredigt werde, sondern Ober- 
haupt sehr viel Anhänger habe. Von den beiden „Treatises 
OD government" ist die erste ausschließlich dieser Aufgabe 
gewidmet, sie ist dojjjtelt so lang wie der ganze Patriarcha 
und beinahe so laug wie die zweite Abteiluug, die allein für 
die Nachwelt Bedeutung hat. Locke hat ohne Zweifel 
Filmer ad absurdum geführt, aber nur um den Preis, selbst 
ins Absurde zu verfallen; ja er ist deshalb noch viel ab- 
surder als Filmer selbst, weil er breit tritt, was Filmer nur 
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angedeutet hat Erst Rousseau bat den richtigen Stand- 
punkt eingenommen, indem er die Sache ins Lächerliche 
zieht: „Je n*ai rien dit du roi Adam et de Tempereur Nofi, 

p^re de trois grands monarques qui se partag^reut Tunivers 
comttie firent les enfants da Saturne qu'on a cru reconnattre 
en eux. J'esp^re, qu'on nie saura er4 dp cotte mod^ration: 
car descendant direeteiuent de Tun de ces princes et peut- 
^tre de la brauche aluee, que sais je si par la v6rificatioQ 
des titres je ne me trouverai point le lögitime roi du genre 
humain? Quoi qu'il en seit, on ne pent disconTenir, 
qu^Adam n*ait öt6 souverain du monde que Robinson de 
80n tle tant qu*il en fut le senl habitant Et ce qu*il-y- 
avait commode cet empire ötait que le monarque assurö 
snr son tr6ae n*avait ä craindre ni rebellion ni guerre ni 
conspirateurs* (1, 2). 

Als causa pruxiiiia kcinii (iic lieformation für das neuere 
Matnrreclit uirht hot rächtet werden. Ob wt'uigstens als 
causa reniota ist eine andere Frape. Man kann für deren 
Bejahung anführen, daß fast alle maßgebenden Naturrechts- 
lehrer der Folgezeit dem protestantischen Bekenntnis an* 
gehört haben, Hugo Grotius, Hobbes, Locke, Pufendorf uaw. 
Es ist dieselbe Frage wie die Ober den Ursprung der 
Religionsfreiheit, die weder von den Reformatoren, am 
wenigsten von den KaWinisten, noch von den meisten 
Naturrechtslehrern, sondern von Mftnnem, die weder mit 
der Theologie noch mit dem Naturrecht eng liiert waren, von 
Thomasius, Leasing und anderen verteidigt worden ist. Es 
map sein . daß diese Männer ohne die Reformation nicht 
zu (lenken waren , sie sind aber erst zwei .Jahrhunderte 
später aufgetreten; vielleicht aus neuer Wurzel. 

Nur die reformierte Kirclie in Frankreich und in Scliott- 
laad stand auf naturrechtlichem Boden. Der Grund liegt 
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nicht an den dogmatischen Unterscheidun^lehren des 
Lutlicrluiiis und des Calviuismus, nicht au der calvinischen 
Presbyterial-Pynodalverfassung, die in erster Linie weniger 
zum Zweck di r Herrschaft der Massen, als zum Zweck 
der Kirchenzucht gescharten worden war, sondern einzig 
und allein darin, daß diese Kirchen, statt von der Staats- 
gewalt zur Existenz gebracht zu sein, yon ihr bek&mpft 
wurden. In Frankreich deshalb, weil die grofie Mehrsabi 
Ton der Reformation nichts wissen wollte. Hier sind des- 
halb in den Jahren 1573—1599 jene Monarchomaehen auf- 
getreten, Hotmann mit seiner »FVancogallia*, Languet unter 
dem Kamen Jnnius Brutus mit seinen „Yindiciae contra 
tyraniios" u. a. Nicht daß sie etwas bis dahin Unerhörtes 
^'elelirt hiltteu, wenn sie aussprachen, daß das Volk früher 
geweseu sei als der König, daß es wnlil Völker gehe ohne 
Könige, aber nicht Könige ohne Völker, daß das Volk Uber 
dem Könige stehe, daß der König wenn möglich vom Volke 
gewählt werden mttsse, daß er dem Volke Beehenscbaft 
schuldig sei, dafi er vom Volke abgesetzt werden könne, 
dafi der Eönigsmord unter TJmstftnden erlaubt sei. Aber 
was bis dahin mit theoretischer Kllhle behauptet worden 
war, das wurde jetat mit flammender Leidenschaft ge- 
predigt Und leidenschaftlich konnten die Monarchoniachen 
sein, denn die meisten wareu mir mit Mtlhe unrl Not der 
Bartholomäusnacht entgangen; dem Morde setzte sicli die 
Predigt des Mordes entgegen. Tn keiner der Schriften, 
die der französischen Revolution vorhergegangen sind, ist 
die Monarchie heftiger bekämpft, die Volkssouveränität 
lauter gepredigt. Bei Lichte besehen konnten sich freilieh 
die Monarchomachen weder auf den Staatsvertrag, noch 
auf die YolkssouYer&nitilt berufen; denn wo stand im Staats- 
Tertrage gesehrieben, dafl jede Religionsfibung in jedem 
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Lande erlaubt sein mflase? Und was die Volkasoaverftnitftt 
betrifft, 80 war ja die ungebeure Mehrbeit der Franzosen 
mit der Bartbolom&usnacbt einverstanden, was den Huge- 
notten, die nur in einzelnen ProYinzen und Städten ge- 
diehen, so sehr bewußt war, daß sie eiu Recht der Los- 
reißuDg sich vindizierten. 

Irgend welche Wirkung hat diese Tlieorio iui damaligen 
Frankreich nicht hervorzubringen vermocht, im Gegenteil. 
Statt daß es zur Einführung der Bepublik gekommen wäre, 
bat das französische Königtum gerade damals , allerdings 
nacb langer Vorbereitung sieb zu ein^ Machtfolle ent- 
wickelt, wie sie aueb in Spanien bis dabin nicbt erreicht 
worden war und wie sie sich unmittelbar nachher auf den 
ganzen Kontinent erstreckt hat; wie Bänke es einmal 
aosdrflekt: ihr Welttag brach an. 

Im uuniittelbaren Anscliluli an die Mouarrhomacheu 
schrieb einige Jahre syiiiter Althusius l<i'):i seine „Politica", 
iü der die disjerta nit inl ia lit s Naturrerhts zu einem wissen- 
schaftlichen System zusammengefaßt und verarbeitet wurden. 
Wie schon aus seinen froheren Schriften über römisches 
Recht, insbesondere aus seiner »Jurisprudentia Romans" 
hervorgeht, war er Systematiker par excellenoe; ist er 
doch einer der ersten gewesen, die ein von der Legal- 
ordnung unabhängiges System aufgestellt haben. Er war 
der geborene Kompendienschreiber und hatte darin grofien 
Erfolg, wie die acht Auflagen der „Politica" beweisen, 
die auch noch während des dreißiiij ihi ig» n Krieges und 
nachher weiter erschienen sind und iiorli \vrihrend der 
ersten Hälfte des 18. Jahrhunderts von deutschen und 
französischen Schriftstellern angeführt wurden, vielleicht 
sogar von Rousseau benutzt worden sind. Aber epoche- 
machend ist Althusius nicht gewesen. Er eröfihet nicbt 
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eine neue, er bildet vielmehr den Absehlufi einer zurQck- 
Uegenden Epoche; er kann nicht als der Vorläufer von 
Irgend wem, weder von Hugo Grotiu« noch von Rousseau in 

Anspruch {^enoiumen werden. Denn die Unveräußerlichkeit 
der SouverÄnitÄt war schon Iftngst vorher gelehrt worden, 
w^nirend das Wesentliche von Ivou^seau bei Altliusius nicht 
zu hüden ist. Eine Wirkung auf die Wirklichkeit hat er 
nicht ausgetlbt. Er war ein Revolutionär in der Theorie, 
in Schlafrock und Pantoffeln. Grierke hat ihn in der £nt* 
deckerfreude zu hoch eingeschätzt. 

Jetzt erst, im Jahre 1625, tritt Hugo Grotius auf. 
Ein Katurrecht hat er Überhaupt nicht geschrieben, sondern 
eüi Völkerrecht, wie sich nicht nur aus dem Titel »De 
jure belli et pacis", sondern auch aus dem Inhalte des be- 
rülimten Werkes ergibt. Mit dem \olkerreclit hatte er 
sich auch t^chon früher befaßt: „De iiiari libero". Nur 
weil lediglicli von einer höchsten (iewalt Kriege geführt 
werden dürfen (Buch i, Kap. 6, Abschnitt 5, § 7), bedarf 
es einer Feststellung darüber, was die höchste Gewalt sei 
und wem sie zustehe. Bei dieser Feststellung operiert er 
völlig mit den längst vor ihm vorhandenen naturrechtlicben 
Kategorien. Aber diese Staatstheorie wird nur ganz neben- 
bei behandelt Und nicht dadurch ist er epochemachend 
geworden, sondern durch etwas ganz anderes. Um ein 
Völkerrecht herstellen zu können zu einer Zeit, wo es an 
einem positiven völlig gebrach, blieb iiini nichts anderes 
übrig, als die Beziehungen der Staaten untereinander den 
Beziehungen der einzelnen untereinander gleichzustellen, 
die Analogie des Privatrechts heranzuziehen. Da es nun 
aber an einem allgemein gültigen, von allen gleichmäßig 
anerkannten, für alle verbindlichen Privatrechte gleichfalls 
fehlte, blieb ihm wietler nichts anderes ttbrig, als ein 
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System von Rechtssätzen aufzustollen, welches nicht in 
und durch den Staat entstanden ist, welches vielmehr nn> 

abhiliigig von jeder irdischen Autorität existiert, aller 
ßtaatlichen Gesetzgebung vorhergehend, unabhängig von 
Zeit und Raum, von Menschen nicht gemacht, das mit uns 
geboren ist, ein ideales, ein Naturrecht, welches auf dem 
Wege der menschlichen Vernunft, weil auf der mensch- 
lichen Katar beruhend, gefunden wird, ein Normalreeht, 
vor dem sich alle positiven staatlichen Einrichtungen zu 
rechtfertigen haben. 

Nicht dafi Grotius der erste gewesen wäre, der ein 
Naturrecht in diesem Sinne gesehrieben hätte, schon Thomas 
von Aquino, ja sogar die Kirchenväter haben Ober die 
Berechtig Uli g des Privateigentums und über Verträge philo- 
sophiert. Er hat seine \ orläufer gehabt, nicht nur in 
einzelnen dunklen Elirenui.innern des Ifi. Jahrhunderts. 
Aber er ist trotzdem der Vater des Naturrechts in diesem 
Sinne: nur nicht sein Vollender, das haben andere nach 
ihm besorgt. 

Eine Fortbildung der völkerrechtlichen Konstruktion 
des Staates wie kaum je zuvor ist in der zweiten Hälfte 
des 17. Jahrhunderts durch die beiden Schriften von Hobbes 
«De cive* (1642) und »Leviathan* (1651) und durch Lockes 
„Two treatises on govemment" (1692) erfolgt; alle drei 
Schriften nicht sowohl Krzeugnisse der Studierstube als 
vielmehr Retiexwirkungen der politischen Verhaltnisse der 
ersten und der zweiten englischen Revolution. Nicht daß 
durch sie die Ereignisse bestimmt wären, sie sind vielmehr 
die Wirkungen der Ereignisse gewesen. Nachdem der 
Höhepunkt der ersten Revolution überschritten war, ist 
Hobbes aufgetreten. Trotz des Ruhebefarfoisses, das ihn 
erffiUte, trotz der Beziehungen zum Stuartschen Hofe in 






1. Kapitel. Das Naturrechl. 



29 



Frankreieh und zur Regieruog Karls IL nach dessen Bfick- 
kehr ist er so wenig ein Werkzeug der Reaktion gewesen, 
dafl die Ansicht Verteidiger gefunden hat, der „Leviathan* sei 

zur Unterstützung Ctoinwells, unter dessen Schutze Uobbes 
zurückgekehrt war, geschrieben worrlen. Auch Locke 
kam post festum; wie er selbst in der \ urrede sagt, habe 
er den Thron König Wilhelms l)efestigeu und das Volk 
Englands rechtfertigen wollen, dessen Liebe zu seinem 
natQrliehen Rechte die Nation gerettet habe, als sie in der 
Gefahr der Sklaverei und des Unterganges gewesen sei. 

Den Spuren des Hugo Grotius sind in Deutschland 
SU Ende des 17. und um die Mitte des 18. Jahrhunderts 
die umfassenden Werke von Pufendorf und Christian Wolf 
gefolgt; Pufendorf, De jure naturae lihri octo (1()72), ein 
sehr dicker guarthand, und Wolf, Jus naturae methudo 
scientifica pertracUitum" (1740 — 17r>u;, acht dicke Quart- 
baLide. Heide konstruieren, wie Huj^o (irotius, den Staat 
auf der Basis des Staatsvertrags und der Volkssouveräni- 
tät; bei Pufendorf haben es damit nur die beiden letzten 
BOcher zu tun, bei Wolf nur der achte, letzte Band, so 
daß bei beiden hinten steht, was eigentlich Tom stehen 
sollte; sie sind dabei viel ausfahrlicher als Grotius, jedoch 
kurz im Verhältnis zum Gesamtumfang ihrer Werke. Einer 
hat die Entdeckung gemacht, da6 bei Pufendorf Überall 
der Einfluß Lockes wahrnehmbar sei, was deshalb nicht 
gut möglich ist, weil Pufendorf 2u Jahre frtiher erschienen 
ist als Locke; die meisten sind auch darüber einig, daß 
Pufendorf bei seiner iStaatstlieorie Hobbes gefolgt sei. 
Wenn also die Hobbessche Staatstheorie eine absolutistische 
genannt wird, so befindet sich Pufendorf genau in derselben 
Verdammnis. Wie es die Ansicht von Hobbes ist, so ist 
es auch die Ansicht von Pufendorf, da0 das Königtum um 
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nichts heiliger sei als der Senat in einer Aristokratie, 

als die Volksversaiiiinlung in einer Demokratie, zugleich 
aber, daß die l{ei>ublik ein unfertiges Gemeinwesen sei, 
die Mouarcliie die lieste Stiuitsform (Gierke , Althusius, 
2. AuH., S. 182 fl". 201 f. 225 ff. 252 ff. 278 ff. 260. 287 f. 
201—301.313. Roscher, Geschiebte der Nationalökonoraik, 
S. 313. V. Treitschke, Uistorisch-poUtisebe Aufsätze, Bd. IV, 
S. 201 ff.). 

Aber bei Pufeodorf und bei Wolf ist diese naturrecbt- 
liclie Konstraktion des Staates nur Nebensache, in der 
Hauptsache handelt es sich bei beiden um das Natarrecbt 
in dem Sinne, wie es Grotius geschaffen hatte. Nur dafi 

das, was Grotius lediglich als Hilfsmittel zur Konstruktion 
des Völkerrechts verwandt hatte, ihnen Selbstzweck war. 
Der geistvolle Severinus a Monzambano ist kaum wieder- 
zuerkennen. Was Tufeudorf breit getreten hatte, wurde 
von Wolf noch breiter getreten. 

Auf ihre Nachfolger vollends findet das Goetbesche 
Wort Anwendung: „Das ist ja nur der alte Dreck, werdet 
doch gescheiter, Tretet nicht immer denselben Fleck, so 
geht doch weiter!" Oder wie er es in Prosa ausgedrückt 
hat: ,|Eb ist nicht wunderbar, aber es erregt doch Ver- 
wunderung, wenn man hei Betrachtung einer Literatur, 
besonders der deutschen, beobachtet, wie eine ganze Nation 
von einem einmal gegebenen Gegenstande nicht wieder 
loskommen kann." Was unter solchen Umständen zu ge- 
schehen priegt, einer schrieb den anderen ab; jeder hätte 
das 2war entrüstet von sich gewiesen, weil jeder den Ab- 
weichungen von seinen Vorgängern die höchste Bedeutung 
lieilegte; es war wieder einmal die Geschiclite vom Hute. 
Man konnte ohne viel Studium drauflos schreiben. Diese 
Art von Naturrecbt ist leider ein spezifisch deutsches Ge- 
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wachs, dessen Wachstum besonders dadurch gofördeit wurde, 
daß auf den zalilreichen Universitäten das jus uaturae 
Lehrgegenstaud gewordcFi war und nun joder nach seinem 
eigenen Kompendium lesen wollte und auch lesen sollte, 
wostt Manchhaufien die Göttinger Professoren anregte. 
Gegenüber der allgemeinen Mifiacbtnng, die zuizeit in 
Deutschland dem Naturrechte zuteil geworden ist, mfichte 
für diese durch und durch unwissenschaftliche Methode 
ein gutes Wort insofern eingelegt werden, als die Tin- 
anwendbarkeit des rdmi^hen Rechts auf vielen Gebieten 
ihm gewissermaßen die Wege gehahnt hat; der sogenannte 
usus modernus berührt sich mit diesem Naturrecht mehr 
als mau glaubt. 

Als einen der maßgebendsten Katurrechtslehrer hat 
Bluntschli in der Geschichte der Staatswissenschaften 
(S. 260 ff.) Friedrich den Großen hingestellt, indem er ihm 
einen eigenen Abschnitt widmet, ihm auch in dieser Hin- 
sicht Originalit&t zuschreibt, ihn sogar den Begründer 
einer neuen Epoche nennt, der eine neue Grundlage der 
Staatswissensehaften gelegt habe, wie er auch der Ansicht 
ist, daß der Antimacchiavell dem wirklichen mindestens 
gleichstehe. 

An Friedrich dem Großen war auch das fzroß, daß er 
sich selbst zu seiner Erholung mit geistiL't'n Dingen be- 
schäftigte und daß er sich dabei nicht aul bloßes Lesen 
beschränkte, sondern das Gelesene zu eigener Darstellung 
verarbeitete. Er sagt selbst einmal in einer der staats- 
wissenschaftlichen Schriften: »Du moins me serai-je amusö 
en les formant." 

Aber er war bei aller seiner schriftstellerischen Tätig- 
keit nicht produktiv, sondern rezeptiv, und nur darin liegt 
seine Bedeutung, dafi das, was von gewöhnlichen Menschen- 
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kindern schon oft gesagt war, nunmehr von dem gebildetsten 
Manne des damaligen Deutschland, von einem der gröfiten 
Staatsmftnner aller Zeiten gesagt wurde. 

Als Kind seiner Zeit war auch er Anhänger des Natnr- 

rechte. Er hat diesen Fragen keine besondere Abhandlung 

gewiiiiiiet, er kommt nur beiläuHg duiauf zu S])recheu. 
Auch ist der Umfang aller seiner staut -\vi> eiischaft- 
lichen Äußerungen viel geringer als man gewülialich an- 
nimmt. 

In fOnf verschiedenen Schriften ist er darauf zu sprechen 
gekommen. Die beiden ersten gehören den Jahren 1738 
und 1739, also der Kronprinzenzeit an; erst nach einer 
langen Zwisehenperiode hat er in den Jahren 1770 und 1777 
die drei anderen geschrieben. 

In den »Consid^rations sur Tötat präsent du corps poli- 
tique de TEurope* von 1738 (Oeuvres VIII, 1. 3—27) handelt 
er auf den Seiten 2.»— 27, im „Antimacchiavelli" und in der 
„Refutation" von 1739 (VIII, 61— lJi2 l)ez\v. 103-269) 
auf den beiten 65 f. Ol, l(i8. 2!i8, in den beiden Scbriften 
gegen Holbach, nämlich im „Examen de Tessai sur les 
pr6jug6s" von 1770 (IX, 132—152) auf Seite 139 und 151 
und im „Examen critique du Systeme de la natura** von 
1770 (I&, 155—168) auf den Seiten 163 ff.; im .Essai 
sur les formes du gouTemement et les devoirs du eou- 
verain' von 1777 (IK, 195—210) auf den Seiten 197 f. 
und 208 von staatsrechtlichen Theorien. Wenn man dazu 
noch eine Stelle in den „Mömoires pour servir h rhistoiie 
de la maison de Brandenbourg (I, 123), im politischen Testa- 
mente von 1752 und im „Miroir des priinV von 1741 
(IX, 6) hiiizuuimmt. so liat man damit alles zusammen, 
was Friedrich der QtoQq Naturrechtliches Qber den Staat 
geschrieben hat. 
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In voller ÜbereinstimmuDg mit den sonstigen Natur- 
rechtslehrern ist auch Friedrich der Große überzeugt, daß 
die Fürsten als solche nicht von Gott geschaffen seien, 
daß sie vieliiiflir ihre P'.rhehunK den Völkern verdankten, 
daß die Staaten nicht der Fürsten wegen da seien, sondern 
umgekehrt, daß sich die Völker einem ihrer Mitbüip^or 
nur deshalb imterworfen hätten, weil er ihnen als der 
geeignetste erschienen wftre, den Staat sa regieren (Con- 
sidörations). Die Vdlker hätten fQr notwendig gehalten, 
einen Richter zu haben, um ihre Differenzen zu schlichten, 
einen Sehntzherrn, um sie beim Besitz ihrer Gater zu er- 
halten, einen Sonverain, um ihre verschiedenen Interessen 
unter einen Hut zu bringen. Die Menscheu seien nicht in 
Ketten geboren, sie seien die Gleichen der Fürsten und in 
gewissem Sinne deren Herren. Der Souverain sei nur 
der Premier domestique (Antimacchiavell und Refutation), 
der Premier serviteur und der preniier magistrat (Mf* inoires), 
le Premier servitenr (Politisches Testament). Die Könige 

* 

könnten ihre Macht nicht Ton Gott ableiten, sie seien nicht 
dessen Repräsentanten; bei der Entstehung der Monarchie 
sei es sehr menschlich zugegangen, die Monarchen seien 
Menschen wie andere, sie hätten in einer Welt, wo alles 

unvollkomnien sei, kein Privileg der Vollkommenheit 
(Examen de l'essai sur les pröjugös). Kin Fürst solle sich 
stets gegenwärtig halten, daß er ein Mensch sei, „il n'est 
que le i)remier servitenr de l'^tat . le premier juge, le 
Premier gönöral, le premier Hnancier, le premier ministre 
de la soci6t6 (Essai sur les formes du gouvemement). 

Friedrich der Große ist also in der naturrechtlichen 
Konstruktion des Staates sich stets gleich geblieben. Er 
mochte Rousseau nicht; er äußerte nach dem Erscheinen 
des .Contrat social" : .Mes id^s sont aussi diff^rentes des 
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sienneB que le fini de rinfini* und „3e ne me pemaderais 
jamais k broutor Therbe et ä marcher de quatre pieda" 
(Droysen, Geschichte der preufiischen Politik, Bd. Ab- 
teiliing 4, S. 4). Aber er nahm ntmmehr den Ausdmck 

„pacte social" unter seinen Wortschatz auf. 

Bei alledem war Friedrich der Große nicht, wie wieder 
jBluutschli behauptet, ein Anliiinger von Locke. Der habe 
ihn beeinflußt, bei dem habe er die Nahrung gefunden, 
die ihm behagte. Der Zeit nach wäre das möglicli. Aber 
auf keine einzige Stelle in den politischen Schriften des 
Kdnig8 ktLon sieh Bluntschli dafar berufen, sondern nur 
auf eine Stelle in der „Histoire de mon temps" (II» 86). 
In dieser Stelle kommt der KOnig naeh der bertthmten 
Übersicht über die Stärke und die Interessen der euro- 
päischen Höfe um 1740 auf die Fortschritte des mensch- 
lichen Geistes zu sprechen. Indem er nun yon der Physik 
zur Metaphysik sich wendet, wird zwar Locke erwähnt, 
.Iber nur, um von ihm zu sagen, daß er sich wie VoUairp, 
Thomasius, Hobbes u. a. lediglich durch die Erfahrung 
habe leiten lassen. Aus dieser Stelle könnte also ebenso 
gut gefolgert werden, daß der Kdnig sich von Hobbes 
habe beeinflussen lassen, was sogar der Wahrheit ent- 
sprechen wftrde. 

Von zweierlei war Friedrich der Gro6e, ganz abgesehen 
von seiner Praxis, auch theoretisch fest überzeugt Erstens 
davon, daß das Volk durch den Staatsvertrag ihm die un- 
bedingte Vollmacht Qbergeben habe, an seiner Statt eu 
regiereu, daß er durch keinerlei menschliche Gewalt in 
seiner Selbstherrschaft beschrl\nkt werden könne, daß alle 
Zweige der Staatsgewalt in seiner Hand vereinigt sein 
müßten, daß man sich zu htlten habe, selbst auch uur den 
Ministem einen wirksamen Anteil zu gewähren. Von der 
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Verherrlichung der Parlamentsherrechaft, auf die doch 
Locke herauskommt, war er loeilenweit entfernt, wie er 
denn sehr despektierlich vom englischen Unterhause sprach, 
von dessen corniptiou intaiüe ([ui l'avilie (Essai sur les 
formes du güuveriienieut, IX, 198). Er hat zwar dio Mon- 
archie, je nachdem sie gehandhabt werde, für die beste 
und für die schlechteste Staatsforni erkhirt (a. a. 0.) und 
er hat sich sehr stark über die Unfähigkeit tr&ger und 
Ober das Übelwollen selbstsnehtiger Fürsten ausgesprochen. 
Er kommt immer wieder darauf zurOck; indessen zeigen 
doch die Schriften der letzten Jahie, besonders die beiden 
gegen Holhach, eine Milderung des Urteils gegenüber der 
Beurteilung aus der Kronprinzenzeit; namentlich ist jetzt 
von unnützer Kriegführung nicht mehr die Rede; von 
Ludwig XIV. wird nunmehr behauptet, daß er mehr Gutes 
als Schlechtes getan habe, und die Regierung Ludwigs XV. 
erscheint in so günstiger Heleuchtung, daß sie in seinen 
Augen nicht unter die Ursachen der französischen Revolu- 
tion gerechnet werden könnte (IX, 144. 1(>G). In dem An- 
spruch auf monarchische Vollgewalt hat sich Friedrich 
der Grofie von Ludwig XIV. nur dadurch unterschieden, 
dafi er diesen Anspruch auf Naturrecht, auf die Über- 
tragung durch das Volk, auf menschlichen Ursprungs dieser 
auf gottlichen grandete. Aber den Ausspruch: »L'ötat 
c*e8t moi* hätte Friedrich der Große ebenso gut tun können. 

Er naliiu aber zweitens nelien der unbedingten auch 
eine unwiderrufliche Vollmacht für sich in Anspruch, auch 
darin vom Boden des Naturrecnis sich nicht entfernend. 
Die Untertaaen hätten kein Recht, den Fürsten abzusetzen, 
denn der einmal abgeschlossene Vertrag sei unlöslich, un- 
fcttndbar, unwiderruflich; auch bei der schlechtesten Amts- 

fflhrung durften sich die Untertanen nicht zu Richtern 

8* 
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fiber ihre Herfen aufwerfeo. Besonders in den beiden 
Schriften gegen Holbach 1770 ist das ausgesprochen (IX, 
139. 166 f.). 

Anch in dem Sinne von Grotius, Pufendorf und Wolf 

war Friedrich der Große ein Anhänger des Naturrecht«. 
Er wollte es bei der Kodiiikation berücksichtigt wissen; 
wie die Kabinettsordre vom VI Dezember 174(> an Cocceji 
beweist, wie sieh aus dem Titel des Projektes des Corporis 
juris i-ridriciani von 1749 ergibt, wie die Kabinettsordre 
vom 14. April 1780 an Carmer dartut, wo es heißt; er 
habe darin ganz rechte daß er das Recht der Natnr dem 
römischen Rechte vorziehe. 

Neuerdings ist sogar behauptet worden, daß Friedrich 
dem Großen zuerst der Gedanke der organischen Staats- 
pers&nlichkeit aufgegangen sei. 

In jeder Hinsicht ist Rousseau „Du contrat social ou 
principes du droit politique" von unermeßlicher Wirkung 
gewesen wie keiner vor ihm. Nicht weil er in der Lnndes- 
spracho schrieb, das hatten schon andere vor ihm -fetan; 
aber weil er diese Sprache meisterlich handhabte und weil 
es die Weltsprache war; vollends weil er im vollen Gegen- 
satz zu seinen meisten Vorgängern durch und durch modern 
war, völlig frei von jedem dem Naturrecht vom Mittel- 
alter her anklebenden scholastischen Elemente. Und auch 
was den Inhalt betrifft, ist er aus den Reihen dieser Voi^ 
gänger herausgetreten; hat er neue Wege eingeschlagen, 
die noch keiner vor ihm gewandelt ist: ist er zu Ergebnissen 
gekommen, an die keiner vor ihm gedacht hat. Die Un- 
veräußerlichkeit der Sduveränitilt hatteu schon andere ge- 
lehrt. Aber was uuch niemand gewagt hatte, die Repräsen- 
tation des souveränen Volkes wurde von ihm verworfen; 
eine Reprftsentativverfassung sollte es hinfort nicht geben. 
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nie es denn raeh eine solelie im Altertum nicht gegeben hatte. 
Kicht nur theoretisch sollte ileni Volke die öoineräuitäl 
zustehen, sondern sie sollte von ihm auch praktisch, un- 
mittelbar, ohne jt'de Vennittluug geübt werden. Denn die 
Art von Repräsentation , die er noch in seinem System 
duldete, war ganz untergeordneter Art ohne jede reale 
Bedeutung. 

Flehte und Kant sind nur die letzten Ausläufer dea 
NaturrecbtB gewesen; gewissermafien Nachzügler, von 
Rousseau vielfach bestimmt. Beide dnd aber erst nach 
Ausbruch der französischen Revolution aufgetreten, Fichte 
1793 in der Schrift „Bciinhtiguiii^ der Urteile des Publi- 
kums über die franzo-ische Kevolution' und MW im 
»Naturrecbf , Kaut erst io den Jahreu 1793, 17U5, 17i)7. 

II. 

Der Inhalt des Natnrrechts« 

Nach naturrechtlicher Auffassung haben die Mensehen 
anfangs staatlos gelebt als Fteie und Gleiche, jeder ein 
EOnig. Es war der alte Urständ der Natur, wo Mensch 
dem Menschen gegenflberstand. Erst durch WUlensaberein- 
stimmung der Individuen untereinander, durch Vertrag — 
null Ulli iniperium sine pacto — hatten sie eine Autorität 
Ober sich hergestellt . indem jeder einen Teil seiner Frei- 
heit eingeworfen habe, um den andern desto ungestörter 
genießen zu können. So war aus der multitudo eine per- 
sona geworden, der Staat an sich hergestellt. Damit war 
«her auch schon die Entstehung uud das Wesen der Staats- 
gewalt gegeben. Aus dem Vertragsstandpunkte ergab sich 
ohne weiteres, daß jede staatliche Herrschaft in der Welt 
auf dem Volkswillen beruhe, daB Quelle und Bechtsgrund 
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jeder wie iuinier gestalteten Obrigkeit und deren Macht- 
umfang die Volkssouverftnitat sei. Der Mandant steht 
natürlich über dem Mandatar, populus major principe. 
Was Althusius (Kap. 19) einmal so ausdrOckt: „Tantum 
aittem juris iiabet summus magistratuB, quantum iUi a 
eorporibUB eonsociatis seu membris legni est expresse con- 
eesBum; et qiiod DOn datum ipsi est, id penes populum sen 
universitatem coDSOCiatoruin remansisse dicendum est". Aber 
auch Wolf stand genau auf demselben Standpunkte. (Pars VIII, 
Kap. 1, §§ 4, 18, 33, 30, 91, 97 und sonst an zahlreichen 
Stellen.) 

Im übrigen gingen die Meiniincen vielfacli auseinander, 
schon hinsichtlieh der Beschatteniieit des Naturzustandes. 
Uobbes schildert ihn als die reinste Anarchie, als das bellum 
omnium contra omnes, als einen Zustand, wo die Men^^chen 
als Wölfe einander gegenüberstanden; wenn auch ein jeder 
so habe handeln können, wie es ihm beliebte, so habe sich 
doch jeder alles gefallen lassen mttssen, was den anderen 
beliebte; es habe zwar alles allen gehOrt, aber niemand 
habe etwas das Seine nennen können, was nicht jeder 
andere ebensogut als das Seine beanspruchen durfte. Es 
habe kein Eigeutuiu gegeben (De cive, Kap. I. 11. 12; 
Kap. X, §§ 1, ir»). „Drum flieht der wilden Wölfe Stand 
und fecliließt des Staates dauernd Band/ — Locke gibt 
zu, daß die heutigen Staaten von ihrem Naturzustande 
nichts wußten. Aber das sei ebenso bei den einzelnen der 
Fall, die von ihrer Geburt auch nichts wQßten, gleichwie 
die Historiker nichts davon berichteten, daß Salmanassar 
ond Xerxes anfangs Kinder gewesen seien; wie jetzt 
Amerika, dieser neu gefundene Teil der Welt, so habe einst 
der ganze Erdkreis ausgesehen; befänden sich doch die 
Staaten untereinander noch immer im Naturzustand, l ud 



Digitized by Google 



1. Kapitel. Das Naturrecht. 



39 



gerade Locke weifi sehr viel daYon; es aei keineswegs ein 
Kriegssastand gewesen; es kabe ein mehr oder weniger 

friedliches Nebeneinander bestanden. Der Lockesche Natur- 
zustand ist ein embryonaler staatlicher Zustand, der 
wenigstens die ersten Ansätze des staatlichen Lebens liereits 
enthält; Locke nimmt insbesondere das Eigentum als eine 
Einrichtung des Naturzustandes in Anspruch, als auf der 
individuellen Arbeit beruhend, das ganze vierte Kapitel 
handelt davon; auch den Tausch soll es schon gegeben 
haben, die Ehe und sogar die Sklaverei auf der Basis der 
Kriegsgefangenschaft. Der Naturzustand habe also seinen 
Vorteil und seinen Nachteil gehabt, aber die Nachteile 
oder, wie Locke mit Vorliebe sagt, die Inkonvenienzen 
hätten schließlich überwogen, weil das lediglich in den Ge- 
mütern der Menschen geschriebene Naturrecht der nötigen 
Bestimmtheit ermangelt habe und weil hei Verletzung 
der naturrechtlicheu Normen jeder sein eigener Inter- 
pretator, Richter und Vollstrecker habe sein müssen 
(Kap. I, § 11; Kap. IV, §§ 3, 18, 22, 24; Kap. VI, §§ 5 
bis 9; Kap. VII, §§ 7, 85 iL; Kap. VIII, § 101; Kap. IX, 
Ii 123 ff.; Kap. XV, §§ 275 ff.). Rousseau im Gontrat 
social schildert den Naturzustand keineswegs als einen 
idealen; feindselig von Natur seien zwar die damaligen 
Mensehen nicht gewesen, aber bald an einen Punkt ge- 
langt, wo die Mängel des staatlosen ZuStandes sich stärker 
erwiesen liätten als der Egoismus und die Kraft derjenigen, 
die ihn hatten beibehalten wollen; der primitive Zustand 
habe nun nicht länger i'estchen können; das Menschen- 
geschlecht würde sonst untergegangen sein; der Einzelne sei 
dabei mancher Vorteile verlustig gegangen, habe sich aber 
sehr viel grOflere dadurch zu eigen gemacht; seine Fähig- 
keiten h&tten sich seitdem entwickelt, seine Ideen sich 
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auBgedetant, seine Gefflhle sich veredelt; aus eiDem stnpiden, 
bornierten Tiere sei ein intelligentes Wesen, ein Menseh 

geworden; an Stelle des Instinktes sei das Gerechtigkeits- 
gefühl , an Stelle der physischen lnii)ulse die Moral und 
die Pfliclit getreten usw. (Lib. I, Kap. 1, 6, Lib. II, 
Kap. 1). 

Es hat sogar Naturrechtslehrer gegeben, welche an 
die Realit&t eines Naturzustandes und eines Vertrags- 
abschlusses gar nicht geglaubt haben, welche innerlich 
davon fibenteugt gewesen sind, dafi tatsächlich die Menschen 
ohne jeden Vertrag zur Herrschaft der einen, zum Gehorsam 
der anderen gekommen, dafi der Erde Gebieter da ent- 
standen seien, „wo das Eisen wftchst in der Berge Schacht", 
daß es kaum einen Staat gebe, dessen Anfänge sich vor 
dem Gewissen rechtfertigen ließen. Aber auch diese waren 
der Ansicht, daß der Vertrag, wenn aucli aus der Geschichte 
weggewiesen , doch in der Idee als ein stillschweigender, 
fingierter, idealer Vertrag festgehalten werden müsse, an 
dem die Finrichtungen der tatsächlichen Staaten zu messen 
seien. Dergleichen wurde schon im Mittelalter gelegentlich 
geändert; die meisten Staaten seien in Wirklichkeit durch 
Usurpation und Eroberung entetanden; zur nachträglichen 
Legitimierung mttsse der consensus populi ezpressus oder 
tacitus hinzukommen. Es tritt das namentlich hei den 
Naturrechtslehrem der letzten Zeit hervor; selbst Rousseau 
könnte dafür augeführt werden; eiues formalen Vertrags- 
abschlusses habe es gar nicht bedurft, da der Inhalt des 
Vertrages aus der Sache selbst sich ergebe (Lib. I, Kap. 6); 
Fichte hat sogar nicht ohne Heftigkeit gegen diejenigen 
polemisiert, welche den Naturrechtslehrern die Annahme 
eines wirklichen Naturzustandes, einer wirklichen Ver- 
tragsschliefiung unterschöben; Kant war derselben Ansicht, 
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der Vertrag habe nur die BedeutuDg eines Probireteins, 

einer Anweisung für den Gesetzgeber, der Staat dürfe nur 
solche Gesetze geben, wie sie sein würden, wenn sie aus 
den vereinigten Willen d«"« gesamten Volkes entsprungen 
wären; und so iiat auch Suarez in den Vorlesungen für 
den Kronprinzen von Preußen die Sache dargestellt; „Den 
Grundsatz des Gesellschaftsvertrags halte ich zwar nicht 
fbr historisch richtig, weil die Geschichte wenigstens der 
ftUermeisten filteren und neueren Staaten beweist, dafi 
physische und moralische Unteijochung ihr Ursprung ge- 
wesen sei; er ist aber doch philosophisch wahr und eine 
sehr bequeme H3rpothe8e, um daraus die Redite und 
]*flii"hten zwischen Regierung und Untertanen zu erklären" ; 
iUuilich in der ^'oreriIlnerung zum vierten Bande des Ent- 
wnrf^i zum iillgeuieiiien Gesetzbuch: „Der bürgerliche Ver- 
trag, dieser von den Weitweiseu mit menschenfreundlichem 
Witz erfundene Grund des Gehorsams gegen die Gesetze 
wird alsdann (nämlich wenn die St&nde bei den Beratungen 
Ober den Entwurf zugezogen werden) mehr sein als eine 
achöne Hypothese". 

Ob es zweier Verträge bedurft habe nach der Meinung 
der meisten, nämlich neben dem Staatsentstehungs- oder 
Gesellschaftsvertrage, dem eigentlichen contrat social, noch 
eines Unterwerfungs-, Herrschafts-, Mandatsvertrags, eines 
Vertrages der Gesamtheit mit demjenigen Organ . das zur 
Herrschaft bestinimt wird, oder oh mnn sich Beides als 
einen einzigen Akt vorzustellen lialie, nach der Meinung 
von Hobbes und Rousseau, darauf ist von juristischer Seite 
itli ein übertriebener Wert gelegt. 

Ton sehr viel größerer Bedeutung ist die Frage, wer 
zum souverftnen Volk gehöre. Zwar hinsichtlich des Ur« 
Vertrages dürfte es sich von selbst verstehen, wenn das 
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auch nirgends ganz klar ausgesprochen ist, dafi Mann für 

Mann, eigeutlich auch die Frauen, dabei niitzuwirkeu hätten; 
ob auch Sklaven, die nach der Meinung einiger schon 
im Naturzustande vorhanden wareu, mag dahingestellt 
bleiben. Was aber den Fortgang des staatlichen Lebens 
betrifft, so bezeichnet nichts mehr den überwiegend 
theoretischen Charakter des Naturrechts als der Umstand, 
dafi die meisten Naturreehtslebrer dieser Frage, die doch 
eine Kardinallrage, man sollte meinen die Kardinalfrage 
des Naturrechts sein sollte, ausgewichen sind. Von denen, 
die sich dazu geäufiert haben, sollte man erwarten, dsfi 
sie für allgemeines Stimmrecht gewesen seien; das ist aber 
keineswegs allgemein der Fall. Selbst der Radikalismus 
des Marsilius vou Padua lilßt es zweifelhaft erscheinen, da 
er zwar an einer Strlle alle Bürger zuläßt, die ein ehr- 
bares Gewerbe treiben, ausgeuonimeu Unfreie, Unmündige, 
Weiber und Fremde, während er an einer Stelle es für 
besser hält, wenn nur die älteren, mächtigeren und prak- 
tisch erfahrneren Bürger das Volk bilden.. Hugo Grotius 
erklärt, daß es keine noch so freie Republik gebe, in 
der nicht wenigstens Arme und Fremde, Frauen und Un- 
erwachsene von den Beratungen ausgeschlossen würden 
(Buch I, Kap. 3, Abschnitt 8, § 6). Wo Hohhes von der 
demokratischen Republik spricht , sagt er zwar , daß jeder 
Bürger zugelassen werden müsse; oh al)er dabei die Be- 
griffe Bürger und Mensdi als identisch hetraclitet worden, 
scheint um so zweiieihaltcr, als er an einer anderen .stelle 
nur diejenigen für l)erechtigt hält, denen das Recht aus- 
drücklich beigelegt ist (De cive, Kap. VII, §§ 1, 2, 3; 
Leviathan, Kap. XIX). Locke ist der Meinung, dafi derjenige, 
der sich von den Gesetzen keinen rechten Konzept machen 
k(^nne, kein freier Mensch sei, jedenfalls sei ein gewisses 
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Alter vorzuschreiben, welches einer erreicht haben mQsse, 
um als freier Mensch zu gelten (Kap. 5, §§ 9—11), während 
aus einer anderen Stelle gefolgert werden könnte, daß die 
erste englische Kcformliill sein Ideal gewesen sei, da er 
auf die Ungleichheiten hinweist, die hinsichtlich der Zahl 
der Wähler in den eiuzeluen Bezirken im Laufe der Zeit 
entstanden seien, indem verfallene Städte oft ebensoviel 
Vertreter zu senden hfttten wie dichtbevölkerte Graf- 
schaften, ein Übelstand, dessen Beseitigung er in aber- 
rasehender Weise der königlichen Pr&rogative anheimgibt 
(Kap. Xm, §§ 9, 10, 157 ff.; Kap. XIX, § 223). Pufendorf 
will nur Familienväter zulassen; Kant will die Lohnarbeiter, 
Fichte die Dienstboten, Gesellen, Handelsgehilfen, Zins- 
bauein, überhaupt alle Unselbständigen ausschließen. Was 
endlich Rousseau betrifft, so könnte man aus einer Stelle, 
allerdings etwas künstlich argumentieren, daß er mit den 
Beschränkungen des englischen Wahlrechts einverstanden 
gewesen sei, denn so sehr er den Engländern den Besitz 
der politischen Freiheit abspricht, weil dort keine Gesetz- 
gebung durch das Volk bestehe , so gibt er doch zu, dafi 
zur Zeit der Parlamentswablen dort politische Freiheit 
bestehe (Lib. II, Kap. 2; Lib. III, Kap. 15); aber bei Rousseau 
spielen Wahlen doch nur bei der Gestaltung der Exekutive 
eine Rolle, also eine ganz untergeordnete Rolle; er spricht 
sogar von Wahlen durch das Los; schon deshalb kann 
Rousseau nicht als Vater des allgemeinen Wahlrechts be- 
zeichnet werden . sontiern höchstens als Vater des all- 
gemeinen Stimmrechts. Der einzige, der auf die Wahl- 
rechtsfrage näher eingegangen ist, steht außerhalb des 
naturrechtlichen Kreises; Montesquieu ist von deren Be- 
deutung für die Republik so Überzeugt, wie von der Be- 
deutung der Erbfolgeordnung fQr die Monarchie; er hat 
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ZU diesem Ende umfassende historische Untersuchungen 

angestellt und ist prinzipiell für allgemeines Stimmrecht, ex- 
cept6 ceux qui sout dans un tel 6tat de bassesse qu'ils sont 
röputtis n'avoir point de volonte propre (I. 2: IT, 2: XI, 0). 
Nur darüber herrscht allgemeine Übereinstiuiuiuiig, daß das 
Volk gegenüber einem wia immer beschaffeneu Herrscher 
eine begriffliche Einheit bildet, ihm gegenüber einen Gesamt- 
willen reprftsentiert, nicht in Klassen zerfilllt, die ver- 
schiedene Interessen haben kannten. 

Ist nach dem Naturrecht Einstimmigkeit erforderlich 
oder genfigen MehrheitsbeschlQsse? Ffir den TJrvertrag 
wird allgemein Einstimmigkeit erfordert, so dafi also jeder 
nach Belieben im Naturzustande verharren, außerhalb des 
Staates lileibeu kaim (llolibes, De cive, Kap. VI, §§ 1, 2; 
Locke, Kap. VII. § 2: Rousi^tjau, Lib. I, Kap. 5: „La 
loi de la pluralite des siitlrages est eile meme un ötablisse- 
meut de Convention et suppose au moins une fois Tun- 
animit^"). Ebenso allgemein wird für die Folgezeit an 
Stelle der Einstünmigkeit die Mehrheit far genOgend er- 
klärt. Nach Marailius deshalb, weil es nicht leicht oder 
Oberhaupt nicht mOgUch sei, alte Menschen unter einen 
Hut zu bringen, und weil auch theoretisch die blofle Mehr- 
heit genfige, omne totum majus sua parte ; oder wie Locke 
es ausdrückt, das durch den Staatsvertrag gebildete corpus 
würde sieli sonst nicht bewegen können, den Tag seiner 
Geburt iii( ht überleben (Kaji. VII, §§ 1, 3—5). Es kommt auf 
dasselbe heraus, wenn Rousseau MajoritTttsbeschlüsse nur 
da zulassen will, wo sie im Urvertrage tur zulässig erklärt 
worden sind; denn nur da sei der Mehrlieitswille die wahre 
volonte generale, nur dann kOnne mit Recht gesagt werden« 
dafi der Minderheitswille sich Ober den Gesamtwillen ge- 
täuscht habe. So sehr die naturrechtliche Staatstheorie auf 
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den Individuen beruht, 80 hat doch niemand das polnische 
liberum veto einführen wollen. 

Eine unmittelbare Teilnahme des souveHlnen Volkes 
hftlt man nur beim Urvertrag erforderlich, wahrend man 

sich 1111 übrigen mit der dem Altertum freiiulLU liepiäseii- 
tatiou begnügte. Nur Rousseau weicht wieder ab: ä Tinst^'int 
qu un peiiple se (h)une des repr^sentants, il ü'est plus libre, 
il n'est plus (III, 15). 

Fine weitere naturrecbüiche Frage ist die, ob das 
Volk im UrTertrage sich seiner Gewalt fOr immer ent- 
&u0ert habe oder ob es später anderweitig disponieren 
könne, ob also der Urzustand wiederhergestellt werden 
dfirfe, ob wenigstens wegen Staats verdrossenheit der Wieder- 
austritt gestattet sei, und ob es den im Staatsverbande 
Verbleibenden freistehen solle, die Staatsform zu ftndem, 
den Mouarclieii abzusetzen nicht nur dann, wenn er ver- 
tragswidrig, sondern auch dann, wenn er nicht nurh Wunsch 
regiert. In dieser Frage, die schon im "Mittelalter auf das 
lebhafteste erörtert ist, ruht der Schwerpunkt der natur- 
rechtlichen Theorie. 

An der Spitze derjenigen, die dem Volke das Recht 
der Änderung und der Absetzung nicht zugestehen, steht 
gerade deijenige, der nach der bisherigen Meinung die 
revolutionäre Ära eröffnet haben soll, steht Hugo Grotius! 
«Hier ist nun zunächst die Meinung derer zu verwerfen, 
welche oberall und ohne Ausnahme die höchste Gewalt 
dem Volke zusprechen, so daß es ihm gestattet sei, die 
Könige, die von der ilerrscliaft einen schlechten Gebrauch 
machen, mit Gewalt zu hindern und zu strafen. Dieser 
Satz hat viel Unheil angerichtet und kann es, wenn er in 
die Gemtiter eindringt, auch fernerhin, wie jeder kluge 
Mann einsieht. Wir haben folgende Gründe dagegen: 
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jeder Mensch kann, wenn er ivill, sieh in PrivatsklaTerei 
begeben, wie das jüdische und römische Beeht ergibt, wes- 
halb sollte es also einem Volke nicht erlaubt sein, sich 
einem oder mehreren so zu überlassen, dafl es die Regierungs- 
rechte über sich ihm ganz überträgt und nichts davon 
zurückbeliält Man macht auch vergeblich die Nachteile 
geltend, welche daraus entstehen oder entstehoii können. 
Denn man kann keine Regierungsform sich ausdenken, die 
von Nachteilen und Gefahren frei ist; wie es schon in der 
Komödie heißt, man muß entweder dies mit jenem nehmen 
oder jenes mit diesem aufgeben. Wie es Terscbiedeoe 
Lebensweisen gibt, von denen eine besser als die andere ist, 
und jedem freisteht, die zu w&hlen, die ihm gefüllt, so kann 
auch ein Volk sich beliebig seine Regierungsform wfthlen 
nach seinem Willen. Nun kann es mancherlei Gründe 
geben, weshalb ein Volk sich seines ganzen Rechtes ent- 
schlägt und einem Herrn übergibt. Was bindert ein Volk, 
sich einem einzelnen mächtigen Manne zu uberliefern? 
Manche sind nach Aristoteles von Natur Sklaven. Ebenso 
gibt es auch Völker von der Beschaffenheit, daß sie besser 
verstehen zu gehorchen als zu regieren; manche könnten 
gar nicht ohne Könige leben, manche haben sich Jahr- 
hunderte hindurch unter königlicher Herrschaft sehr glück- 
lieh gefühlt, manche könnten nur durch die volle Herr- 
schaft eines einzigen gerettet werden, wie es viele Ein- 
sichtige auch von dem römischen Staat zur Zeit des 
Augustus annehmen (Buch I, Kap. 3, Abschnitt B, § 1). 

• Die große Bedeutung von Hobbes für (la^ Natuireclit 
beruht nicht daraul, daß er die absolute Monarchie als 
einzige Staatstorni gelehrt habe, was nicht wahr ist. auch 
nicht darauf, daß er den Staatsabsolutismus gelehrt hat, 
was noch zu erörtern ist, sondern darauf, dafi er den Ur- 
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vertrag für defioitiy, das Volk ffir ewig an ihn gebunden 
erklftrt hat. Er macht sieh zwar den Einwurf, der noeh 
nicht einmal richtig ist, dafi alle Vertrage, wie sie ihre 
Kraft durch den Willen der VertragBchliefienden erhalten, 
80 auch durch deren Einwilligung wieder verlieren, wes- 
halb man folgern könnte, daß durch die ÜbereinstiiiHiniiig 
aller Untertanen auch die höchste Staatsgewalt wieder 
beseitigt werden könne. „Indessen wenn das auch richtig 
wäre, so sehe ich doch nicht ab, welche Gefahr daraus 
rechtlich fttr die Inhaber der Staatsgewalt erwachsen 
könnte ; denn wenn auch nur ein einziger in die Auflösung 
nicht willigte, würden alle anderen gebunden bleiben; daS 
aber alle gleichzeitig und ohne Ausnahme sich in dem 
Willen der Beseitigung der obersten Staatsgewalt ver- 
einigen wftrden, ist nicht anzunehmen." Die Überein- 
stimmung der Mehrheit, die bei Aufstftnden leicht zu er- 
zielen sei, komme nicht in Betrai'ht (De cive VI, Jo; XII. 4; 
Leviathan XVIII, XXVI, 20). Der eigentliche Cnunl für 
Hobbes lag wohl in der gänzlichen Entäußerung der ge- 
samten Staatsgewalt, welche eine detinitive Entäußerung 
insofern in sich schloß, als es nach dem Vertragsabschlüsse 
gar kein souveränes Volk mehr gab, welches seine kon- 
stitutive Gewalt nochmals hätte geltendmachen können. 

Auch In dieser Hinsicht ist Pufendorf bei manchen 
Milderungen im einzelnen der Nachfolger von Hobbes 
(VII, 6. 8). 

Wolf sagt einerseits, dafi alles auch in dieser Hinsicht 

auf den Inhalt des Vertrags ankomme und daß, wenn bei 
der Delation des Imi)enums gesagt sei, daß in einem be- 
stimmten Falle dem Könige Widerstand geleistet werden 
durle, daß dann der Vertrag aucli in dieser Hinsicht zu 
halten sei. £r sagt aber nicht, daß das Imperium nicht 
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in der WeiBe transferiert werden kOnoe, dafi das Volk 
zwar dem richtig Begierenden gehorchen mflsse, dafi es 
aher dem schlecht Regierenden Widerstand leisten dürfe, 
weil darOher, ob gut oder schlecht regiert werde, die vei^ 
sehtedensten Meinungen bestehen könnten (VIII, 1, § 59. 
82. 1002). 

Und wie schon die Hohenstaufen sieb mit den Grund- 
sätzen der Volkssouverilnitilt uiul der Vertiagsgruudlage 
dadurch ausgesöhnt hntteii , daß ihnen die Gewalt vom 
Volke detinitiv übertragen sei, so hatte auch Friedrich 
der Große sich die Sache zurecht gelegt. 

In demselben Sinne ftufierte sich auch Suarez in 
den dem damaligen Kronprinzen, dem spAteren Könige 
Friedrich Wilhelm III. zu Anlang der 1790er Jahre ge- 
haltenen Vortrügen. Mit den »dreisten Worten, welche 
den Ohren der Fttrsten selten willkommen sind", ist es 
nicht weit her. Vom bürgerlichen Vertrage ausgehend, 
auf dem die ganze Kechtsordnung beruhe, lehrt er den 
reinsten monarchischen Absolutismus. Denn vermöge des 
bürgerlichen Vertrags habe die bürgerliche Gesellschaft den 
Gebrauch und die Disposition über alle ihre vereiitigten 
Kräfte ihrem Souverän übertragen mit niemandem zur 
Seite, der ein Becht hAtte, ihn bei seinen Maßnahmen ein- 
zuschränken und zu kontrollleren, so dafi er in sich alle 
Rechte und Befugnisse der bürgerlichen Gesellschaft ver- 
einige, alle Handlungen der Staatsbflrger zu dem Zwecke 
der bflrgerliehen Gesellschaft nach seinem Gutbeünden 
dirigiere, auf dessen Willen alles sich in Bewegung setzen 
müSHe, um seinen Befehlen Genüge zu tun. Überhaupt weiß 
er den Kronprinzen über die Ungefillirlichkei! ^ptkulativer 
Meinungen zu lieruiiigen. Auch die französische Revolution 
dürfe nicht auf Rechnung der Philosophie gesetzt werden; 
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niolit ein einzlgw Dorf wQrde duFch die glftnsendsten Lob- 
reden auf repiiblilcaniscbe Freibeit sieb zum Aufnibr be- 
wegen lassen. Uberall weiß er die Spitzen abziibreclien ; 
die Gründe p:efjen die Todesstrafe nennt er sehr scheinbar, 
da kein Meuscli eiiieu \ ertrag über sein Leben abschließeu 
kann ; allein bei alledem siud Todesstrafen ein notwendiges 
Mittel, wenn die Sicherheit des Staates und seiner Barger 
erreicht werden soll. 

Aber die gröfie Mehrheit der Natarrechtslehrer wollte 
YOQ totaler und definitiTer Übertragung nichts wissen. 

Schon bei Bartolus findet sich die Unterscheidung, die 
in der späteren Lehre eine grofie BoUe gespielt hat, zwischen 
dem tyrannus absqne titulo, dem Usurpator, mit dem gar 
kein llechtsverhältuis besteht, der daher ohne weiteres 
entsetzt werden kann, und dem rechtmilRigen Tyrannen, 
zu dessen Entsetzunfj eine justa causa ncitwendig ist, als 
welche vor allem ein Bruch des Urvertrages gilt. Und 
fast alle Glossatoren sind mit ihm der Überzeugung, daß 
die Gesamtheit nicht far immer abdiziert habe, dafi ins- 
besondere wegen Vertragsverletzung jeder Herrscher ab- 
gesetzt werden könne. Ebenso Thomas von Aquino und 
Marsilius von Pndua. Mariane erklärt es für sehr un- 
wahrseheinlichf dafi die Borger sich im Staatsvertrage ihrer 
Autorität fflr immer ganz hätten berauben wollen; der 
Sohn wäre sonst gewaltiger als der Vater; was durch den 
allgemeinen Willeu bestimmt sei, kOuue auf demselben 
Wege wietler beseitigt werden. Lainez und Bellarrain 
lehrten ganz ebenso; Bellarmiu, daß die multitudo trotz 
der Entäußerung der Souveränität zur Wiederaufnahme 
der konstitutiven Gewalt stets berechtigt bleibe. Und nun 
eist die Monarchomachen und Althusius, der geradezu er« 
klärte, da6 selbst dann, wenn die concessio an den Herrscher 
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generalissinÜB verbis gesehehen sei, wenn die dem Herrscher 
abertragene Gewalt eine absolutissima et plenisBinia habe 
sein sollen, dafl selbst dann das Volk auf seine Souverftnit&t 
nicht verziehtet habe, weil es darauf gar nicht yerzichten 

könne (Kap. 38). Sobald der Herrscher, sagt Locke, statt 
des öffentlichen sein eigenes AVohl fördert, hat das \o\k 
das Recht, ihn vom Thron zu stoßen, weil nur unter jener 
Voraussetzung ihm diu Macht übertragen ist. Das Volk 
bekommt dann seine vorigf Freiheit zurück und kann von 
neuem Vorsorge treffen. Denn es hat kraft des Gesetzes, 
welches finher gewesen ist als alle positiven Gesetze, die 
Oberherrschaft, wenn es diese auch nicht immer selbst ans- 
aht; dem Volke allein, welches die Farsten erst mit ihrer 
Macht bekleidet hat nnd welches also am besten wissen 
muß, in welchem Sinne das Mandat erteilt ist, kommt auch 
das Urteil darober zu, ob das Mandat gut oder schlecht 
ausgeübt sei (Kap. XU, §§ 1. 3. 7; XIII, § 10. XVII, 
§11; XVni, §§ 27. 29). Rousseau, von dem wohl be- 
hau])tet ist, daß er die Revolution in Permanenz erklärt 
habe, sclieidet völlig aus, da er die Souveränität auch 
hinsichtlich der Ausübung für unttbertragbar erklärt hat 
und es folglich Revolution für ihn gar nicht gibt. 

Und vom Standpunkt des Natnrrechts aus haben die 
Monarchomaehen und tuttl quanti die Konsequenz für sich. 
Denn wenn die Mensehen aus eigenem freien Willen in den 
Staat eingetreten sind, wenn sie seihst die Bedingungen 
festgesetzt haben, unter welchen sie im Staate leben wollen, 
Sü muß ihnen doch nicht nur freistehen, wieder auszutreten, 
sondern auch die Bedingungen jederzeit zu ändern. Es 
wäre ungereimt, einer Generation in grauer Vorzeit rtwas 
zuzugestehen, was allen späteren unter ganz veränderten 
Umständen versagt sein sollte. Was Menschen bauten. 
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können Meoselien stQrzen. Wenn die Vorfahren einen 
dummen Streieli gemaclit baben, mn6 der doch repariert 
werden können. Bas Volk mu6 stets in der Lage sein, 
seine konstitutive Gewalt wieder aufzunehmen. Nicht nur 
im Falle eines Vertragsbruchs, wo selbst nach der Ansicht 
solcher, die mit dem Naturrecht nichts gemein haben, die 
Kioiio verwirkt sein soll: t. \\. luich der Ansicht von 
Burke, der nur die Warnuntr hinzufü.Lit. daß man den Ver- 
trag nicht ohne den dringendsten (Inind für erloschen er- 
klären, ihn nicht wie einen Vertr i:i f i Pfeffer und Kaffee 
behandeln solle. Die ganze Beschränkung der Vertrags- 
lösung auf den Fall des Vertragsbruchs ist deshalb ohne 
jede praktische Bedeutung, weil nur das souverAne Volk 
darflber zu entscheiden hat, ob Überhaupt ein Vertrags- 
bruch und ob speziell einer von erheblicher Tragweite vor- 
liege. Vom Boden der Tatfache hat das Naturrecht die 
Revdlution auf den Rechtsboden truusfeiieit , ein Keclit 
auf lievulution dedu/ieit. 

Wa'' endlich die ( )rcianisation des Staates betiit^'t, so 
geiien die Meinungen weniger auseinander als man meinen 
möchte. Die meisten erklären die drei aristotelischen 
Staatsformen, die Monarchie und die Republik, die aristo- 
kratische und die demokratische, an sich fttr naturrechtlich 
zulAssig; nirgends mit Ausnahme von Rousseau ist aus 
der Volkssouverftnit&t die Folgerung gezogen, dafi die 
Republik die einzige berechtigte Staatsform sei. 

So auch Hobbes. Er steht ganz und voll auf dem 

Standpunkte des Naturrechts und wendet sich deshalb gegen 

Aristüteles (De cive 1,2) Auch nach ihm sind nrsiniing- 

lieh alle Mensrhen frei und gleich, auch nach ihm beruht 

jede Staatsordnung auf der Volkssouverilnität. Auch er 

steht auf dem fioden der Entstehung des Staates durch 

4* 
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Vertrag. Denn nur auf diese Weise wftrden die einzelnen 

eine Person und hießen Staat. Audi er stellt die drei 
Staatsformen dem Volke zur Wahl. Er Fpriclit stets nur 
vom Inha])er der Staatsgewalt und laßt es völlif^ dahin- 
gestellt, ob die staatliche Vollgewalt einem einzelnen oder 
einer Mehrheit von Menschen (coetus) übertragen werden 
solle. Alle drei Staatsformen, denn es gebe nur die drei, 
da die sogenannteD Parekbasen Despotie, Oligarchie und 
Ochlokratie blofi zum Zweck der Diskreditierung erfunden 
seien, könnten an und für sich den Staatszweck erfüllen. 
Er erklftrt allerdings die Monarchie, und zwar die erbliche, 
fttr besser (De cive X, 3) als die beiden anderen. Aber 
anch er leitet die Monarchie aus der Gewalt des Volkes 
al) (De cive VII, § II). Auch in der jMoiuuchie herrsche 
im letzten Grunde wie in jedem anderen Staate das \ Olk 
(XII. 8) und auch hier sei das Wohl des Volkes das oberste 
Gesetz (Kap. XIII, § 2). Worauf es ihm einzig und allein 
ankommt, ist, daß das vom Volke einmal gesetzte Organ, 
sei es der Monarch, sei es die Aristokratie, sei es die 
Demokratie, die summa potestas ungeteilt besitze. Es ist 
ihm blofi um den Staatsabsolutismus zu tun, und ohne aus 
diesem Staatsabsolutismus die absolute Monarchie als die 
einzige mit seiner Theorie vereinbare Staatsform abzuleiten, 
verlangt er nur, daß auch mit ihr Ernst gemacht werde, 
daß dem Monarchen dieselben Befugnisse zustehen wie 
dem Volke, wo dieses das summum imjieriuni auszuftben 
hat. Wie das Volk als Souveiän, so mt^sse auch der 
Monarch als Souverän der alleinige Gesetzgeber, Gerichts- 
und Kriegsherr sein, die fons bonorum et dignitatum, und 
wie das Volk, so könne auch der Monarch als Souverän 
kein Unrecht tun und dQrfe selbst bei schlechter FQhrung 
der Gesch&fte nicht abgesetzt werden (De cive XII, § 4 ; 
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LeTiathan, Kap. XXVI, g 29). Eine Volksvertretung in 
einer Monarchie sei nur mit Zustimmung des Monarehen 
und nur in dem Sinne statthaft, dafi sie nidit eine Re- 
präsentation des Volkes sei, weil der König allein den 
Volkswillen repräsentiere, wie denn auch das Unterhaus 
tatsäcldieb nicht das Vollv , sondern nur gewisse Bezirke, 
die Grafschaften und eine Anzahl Städte repräsentiere. 
Eine Volksvertretung in einer Monarchie dürfe annprdera 
zu keiner Teilung der Staatsgewalt zwischen König und 
Parlament führen, welches nur hei einzelnen Geschäften 
mitzuwirken hahe, da es zwei Souveiftne in einem und 
demselben Staate nicht geben ktone, wenn nicht von neuem 
der Naturzustand des bellum omnium contra omnes ein- 
treten solle, wie das während der Revolution geschehen 
sei, wo die Untertanen sich an die Stelle des Souveräns 
gesetzt hätten. Es sei unrichtig, zu behaupten, daß die 
Monarchen zwar majores seien gegenüber den einzelnen, 
aber minores gegenüber der Gesamtheit; dem Monarchen 
gegenüber müßten alle anderen sich verhalten wie der 
Mond beim Sonnenlicht. Das Wort l'^tat c'est moi könnte 
der Hobbessche König von sich sagen, ebenso aber auch 
die Inhaber der Staatsgewalt in Bepubliken, und auch 
der Hobbessche König wäre doch nur der premier servi- 
teur, der erste Magistrat. Wie Hobbes, so läBt auch 
Pufimdorf neben der Monarchie die Republik in beiderlei 
Gestalt als Staatsform zu. Aber mehr noch als Hobbes 
sah er in der abj>f>luten Monarchie die einzig richtige 
Staatsform; denn auf Einheit der Staatsgewalt 1 innit es 
auch ihm vorzugsweise an, auf das Ganze gegenüber den 
Teilen; auch ihm ist jede souveräne Gewalt legibus soluta, 
auch ihm die Kirche dem Staate völlig unterworfen. 
Rousseau, und das ist das eigentomliche an ihm, wollte 
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von filier Übertragung der Staatsgewalt seitens des bou- 
veräueii Volks an einen irgendwek-hen Vertreter, sei dies 
ein einzelner, sei es eine Mehrheit, überhaupt nichts wissen. 
Die Entäußerung der EinzelsouveranitHt , wenn der Aus- 
druck Entäußerung überhaupt statthaft ist, kann nur an < 
die Gesamtheit geechehen, nicht an einen König, nicht an 
einen Senat, nicht an eine Volksvertretung. Denn nur 
dann bleibt die SouTeränit&t trotz der seheinbaren Ver- 
&a6ernng unver&nfiert, bleibt bei der Gesamtmasse, beim 
Vollse. Es gibt daher nur einen einzigen Vertrag, den der 
einzelnen untereinander, den Gesellschaftsvertrag, keines- 
wegs aber einen Unterwerfungsvertrag, weil das Vulk gar 
keine andere Herrschaft über sich dulden will als die von 
ihm selbst gettbte. Völlig durchführbar sei das allerdings nur 
hinsichtlich der Gesetzgebung, die aber bei Rousseau einen 
sehr weiten Umfang hat, indem sie nicht nur Gesetze im 
materiellen, sondern auch im formellen Sinne in sich be- 
greift Sie stellt den Willen, die Seele, das Herz des 
Volkes dar. Jedes Gesetz, welches nicht vom Volke selbst 
gegeben oder wenigstens ratifiziert worden ist, erscheint < 
als null und nichtig. £s mQsse zwar in jedem Staate eine 
Exekutive vorhanden sein als Körper, Kraft, Gehirn des 
Gemeinwesens, als der Motor, die Triebkraft, die alles in 
Bewegung setzt. Aber weit entfernt , dat^) diesen begritf- 
lich verschiedenen Funktionen verscliiedene Gewaltenträger 
entsprächen, eine gesetzgebende uud eine vollziehende Ge- 
walt, ist vielmehr die Exekutive gemäß der Unteilbarkeit 
der Souveränität, gemäß der Einheit der Staatsgewalt der 
vom souveriinen Volke gehandhabten gesetzgebenden Gewalt 
völlig untergeordnet. Über die Gestaltung dieser Exekutive 
hat das souverftne Volk frei zu bestimmen, nicht etwa im 
Staatsvertrage, sondern durch freien Akt der Staatsgewalt. 
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Diese Regelang kann auf verschiedene Weise erfolgen. 
Der idealste Zustand ist der, wenn wie bei der Legislative, 

SU auch bei der Exekutive das Vulk j-elbst direkt in Aktion 
tritt. Rousseau nennt diesen Zustand, wo also diese beiden 
Fiinl nniPTi iu deuselben Häudeu sind, und diesen Zustand 
allein Demokratie. Er predigt die äußerste Selbstverwaltung 
auch iiinsichtlicb der bewaffneten Macht, indem er die 
Borger ermahnt, mit ihrer Person, nicht mit ihrer Börse zu 
dienen, so dafi jeder kraft staatlicher Verpflichtung, keiner 
von bernfswegen Soldat sein solle; auch hinsichtlich der 
öffentlichen Arbeiten, indem er die Wegefronden fftr weniger 
fireiheltsfeindlich hftlt als die Steuer (III, 15; Considörations 
sur le gouvemement de Pologne, 1772, Kap. XII). Er 
gibt aber zu, daß eine solche (lestaltung der Exekutive 
schwer durchftlhibur sei; s il y avait uii ])euple de dieux, 
il se gouvernerait d6mocratiquement , uu gouvemement 
si parfait ne convient pas ä des hommes (III, IV); nur 
in ganz kleinen Staaten — die schweizerischen Lands- 
gemeinden schweben ihm vor — sei sie möglich; er 
predigt also insofern die Rfickkehr zur Natur, zur primi» 
tiven Staatsordnung. In der Begel aber mfisse das Volk, 
welches bei der Gesetzgebung nicht repräsentiert werden 
könne, bei der Exekutive repräsentiert werden; das Volk 
habe die Wahl, ob diese Repräsentation einem einzelnen 
oder einer Mehrheit übertragen werden solle ; insofern hat 
im Kousseauschen System auch ein König seinen Platz, 
aber einer, der jederzeit zur Disposition des souveränen 
Volkes steht , der jederzeit abgesetzt werden kann, ohne 
daß dafür der Ausdruck Eiupdrung statthaft wäre, denn 
das Volk tlbt dabei nur sein verfassungsm&fiiges Recht aus 
ai, 6; III, lö; IV, 2. 3). 

Wie Hobbes kein unbedingter Anhänger der absoluten 
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Monarchie, so war Loeke kein imbedingter Gegner. Wie 
Hobbes, bo meinte aucb er* das Volk kOnne seine Gewalt 
übertragen an wen es wolle. Auch er stellte Demokratie, 

Oligarchie, Erb- und Walilniüiiarchie zur Auswahl. Auch 
auf einen Monarchen könne das Volk seine Gewalt über- 
tragen, lind anfangs sei das vielfach gescheheii. Aber 
eigentlich seien absolute Monarchien gar keine wirklichen 
Staaten. Man bleibe dabei gewissermaßen im Naturzustände 
Stecken (Kap. VI, §§ lölif.; Kap. IX, § 1). Im vollen 
Gegensatz zu Hobbes ist jedoch Locke der Meinung, dafi 
das Volk im Staatsvertrage nicht seine gesamte Macht auf 
einen wie immer beschaffenen Beauftragten flbertragen habe, 
denn eine solche absolute Herrschaft eines einzigen oder 
auch mehrerer sei schlimmer als der Katurzustand (Kap. VI, 
§ 15; Kap. X). Die gesetzgebende Gewalt habe sich das 
Volk vorbehalten ; diese sei die höchste Gewalt, die Seele 
welche dem Gemeiüweseii Form, Ltben und Einheit gebe; 
von ihr. der gesetzgebenden Gewalt, seien alle anderen 
staatlichen Organe abzuleiten, ihr alle untergeordnet. Sie 
sei die Quelle, woraus alle Wohlfahrt fließe; der Kdnig 
und die beiden Häuser als Inhaber der Legislative hätten 
diese Gewalt nur auszuflben, sie sei nur eine fiduciary 
power, die das Volk jederzeit an sich nehmen könne. Sehr 
merkwürdig und meistens nicht gehörig beachtet ist bei 
Locke die Konstruktion einer unabhängigen exekutiven 
Gewalt mit Befiijrnissen , wie sie der Monarchie unter 
den Stuarts vom Parlamente streiti? «gemacht waren, ins- 
besondere mit einem Anteil an <ler Gesetzgebung. Noch 
merkwürdiger ist die über die eigentliche Exekutive liinaus- 
gehende königliche Prärogative, welche in die Hand des 
Königs besondere Machtvollkommenheiten für außerordent- 
liche Fälle legte (Kap. VII, § 90; Kap. VIII, § 112; 
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Kap. XI, § 134; Kap. XIII, §§ 149 flF.; Kap. XIX, §§ 212. 

224, 29:\i 

Mindestens in demselben Maße wie hinsichtlich der 
Organisation, der Staatsform, gehen die Meinungen der 
>iaturrechtslehrer tlber die Funktion des Staates, über 
seine Zuständigkeit, über die Staatszwecke oder, wie es 
auch ausgedruckt werden könnte, über das Verhältnis der 
Einselwitlen zu dem Willen der Gesamtheit auseinander; 
der arehimedisebe Punkt alles Staatslebens, wie Gneist 
einmal gesagt bat. 

Da nun nach naturrechtlieber Anschauung das ge- 
samte Reebt im letzten Grunde auf dem Willen freier 
Individuen beruht, sollte man als eine unabwendbare Folge- 
rung die ansehen, daß die Rechtssjtliärc der fndividuen 
vor Eingriffen der Staatsgewalt sirhergrstellt winden niiilite, 
daß es neben der prinzipiellen Volksherrscliaft ein Un- 
berübrtsein der einzelnen seitens der Staatsgewalt gel>en 
masse, dafi der Mensch nicht geradezu aufgeben dtlrfe im 
Borger , da6 es subjektive Öffentliche Rechte, angeborene 
Menschen- und Bürgerrechte geben mttsse, die durch Ge- 
sell Schafts- und Unterwerfungsvertrag nicht ahsorbiert, bei 
Entstehung des Staates vorbehalten, nicht mit verüufiert 
seien, die demgemftfi für den Staat als unantastbar zu be- 
trachten seien. Aber dieser Gedanke trat stark zurück 
nicht nur in der illteren Naturrechtslehre, in der mittel- 
alterlichen Doktrin, zu einer Zeit also, wo in Tat und 
Wahrheit die Individuen in den Verbanden verschiedenster 
Art mehr oder weniger aufgingen, sondern auch in der 
Neuzeit, nachdem durch die Renaissance das Individuum 
gleichsam wieder entdeckt war. Wie viel Mtthe man sich 
auch gegeben bat, Grund- oder Menschenrechte im Natur- 
recht zu finden, und wie erstaunt man auch gewesen ist, 
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dergleichen nicht anzutreffen ((Üerko): sie sind trotz der 
individualistischen Grundlage des ^«aturreehts nicht vor- 
handen. Das Natttrrecht unter seinem weiten Mantel hat 
mehr ffir den Polizei- und Wohlfahrtsstaat als fQr den 
Rechtsstaat Unterkunft geboten. 

Am weitesten in der Beschränkung der individuellen 
Freiheit und in der Ausdehnung der Staatstfttigkeit ist 
Hobbes gegangen , als er im Leviatliiin jenen sterblichen 
Gott scliuf, der alle Gewalt auf Erden, im Staat und in 
der Kirche iu sich vereiuigte (Leviathan, Kap. XVII), der 
alles korporative und individuelle Leben, den Feudalismus 
so gut wie die Gemeindeautonomie aufsog. Mit diesem 
Absolutismus der Staatsidee ist eine individuelle Rechts- 
sphftre, sind Rechtsschranken gegenüber der Staatsgewalt 
unvereinbar. Hobbes war demgem&ß aueb gegen Prefi- 
freiheit, indem er dem Souverän, wer es auch sei, die 
Bttcherzensur abertrug; actiones enim ab opinionibus ortum 
habent, aus Meinungen und Doktrinen gingen die Bürger- 
kriege meistens hervor: animabantur cives ad rebelliones 
a suis ipsorum phantasiis (Kap. XVTTI). 

Locke darf nur in einem ge\us>>tn Sinne der Be- 
gründer des Rechtsstaates genannt werden, indem er eine 
Beschränkung der Staatstätigkeit zugunsten der llechts- 
sphäre der Individuen postuliert hat. Aber zu solchen 
individuellen Rechten rechnet er doch hauptsächlich nur 
das Eigentum» das schon im Naturzustande bestanden habe 
und zu dessen gunsten der Übergang in den staatlichen 
Zustand hauptsAehlich erfolgt sei. Er geht in dieser Hin- 
sicht sogar sehr weit Die Regierung sei im wesentlichen 
nur zur Sicherung des Eigentums bestimmt. Dem Eigen- 
tum stehe der Staat mit gebundenen Händen gegenüber. 
Gesetze wider das Eigentum und zwar wider das Eigentum 
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in seiuer absolutesten Tiestaltung, wie er es sich denkt, 
bedürft II nie ht lua ik i Zustimmung der Le^'isiative, sondern 
auch der der Eigentümer selbst (Kap. VII, § 04; Kap. VIII, 
§ 131; Kap. XI, §§ 134. 138 ff.; Kap. XIX, § 222). Neben 
dem Eigentum gibt es bei ihm als Einzelrecbte eigentlich 
nur noch Leben und Freiheit, wie auch sie schon als Aus- 
ÜQBse der Persönlichkeit im Naturzastande bestanden haben. 
Indessen er akzeptierte doch auch die Schranken, welche 
das englische Strafrecht und der englische Strafprozeß 
schon damals beim Vorgehen der Staatsgewalt gegen An* 
geklagte aufgerichtet hatten. Er ist auch einer der ersten 
gewesen, der für religiöse Freiheit, wenn auch in be- 
schränktem Maße, eingetreten ist. Aber man geht zu weit, 
wenn man beiiauptet, daß er dem Naturrecht einen freiheit- 
lichen Charakter gegeben habe. 

Bei Rousseau endlich sind die Menschen- und Bürger- 
rechte von der Volkssouveränität völlig absorbiert. £r 
bebt scharf hervor, daß die Individuen zwar teil hätten an 
der souver&nen Autorit&t, daß sie als solche Bürger hießen, 
er weist aber zugleich darauf hin, daß sie als Untertanen 
dem allgemeinen Willen unterworfen seien ; jeder mQsse so 
unabhängig wie möglich vom anderen sein, aber so ab- 
hängig wie möglich vom ganzen (1, (i). Wie Hobbes, so 
ist auch Rousseau gegen individuelle Glaubens- und Ge- 
wissensfreiheit. Wie jener, so ist auch dieser und ebenso 
Pufendorf für ein vom Souvoiiln festgestelltes ziviles 
GlaubensbekeuDtiiis, ohne dessen Annahme es nach Rousseau 
unmöglich ist, ein guter Barger oder ein treuer Untertan 
zu sein. Es sind das jene soitiments de sociabilitö, der 
Glaube an Gott, an Unsterblichkeit, an Vergeltung nach 
dem Tode, an die Heiligkeit des contrat social. Wer daran 
nicht glaubt, wird verbannt. Wer aber trotzdem, daß er 
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im Lande bleibt, nicht daran glaubt, wird mit dem Tode 

bestraft, weil er das schwerste aller Verbrechen begangen, 
weil er vor dem Gesetze gelogen liat. 

Die Freiheit und der Kultus des Individuums, die Ent- 
faltung der Persönliclikeit, die zulet/t alle objektiveu iiande 
zu sprengen suclite, besonders in Deutschland, ist unabhängig 
vom Naturrecht aufgekommen. Warum soll denn all und 
jedes auf das Naturrecht znrQckgefahrt werden, und warum 
BoU oicht den Menschen erlaubt sein, auch einmal aufier- 
halb der Doktrin selig zu werden? 
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Man würde tun, diejeDigen Stellen ftus griechiBchdn 
Sehriftstellem, die sieh auf Gewaltenteiliing beaehen, auf 
Bich beruhen su laBsen; ae sagen weiter nichts, als dafi 
Jede staatliche Tätigkeit sieh in gewissen Hauptriehtungen 
bewegt, ohne diese Bichtungen klar voneinander abzugrenzen 
und ohne aus dieser an sieb richtigen Beobachtung die 
praktische Folge zu ziehen, daß den verschiedenen Funk- 
tionen auch verschiedene Orgaue entspreclien müßten. Es 
gilt das namentlich auch von Aristoteles, der ja seibat rät, 
die Obrigkeit, besonders in Kleinstaaten, nach jenen Ge- 
räten einzurichten, die zugleich als Leuchter und als Brat- 
spiefi dienen (IV, 11, § 1; 12, § 5; 13 §§ 1-3). £s gilt 
das in noch höherem Grade Ton Thukydides und Dionys 
▼on Halikamafi. 

Im Naturrecht des Mittelalters ist von Gewaltenteilung 
sehr wenig die Rede; Justiz und Administration lagen 
tkberall im Gemenge; die Gesetzgebung rubte fast ganz, 
es erbten sich Gesetz und Hechte usw. 

Grotius scliließt sich aufs engste an Aristoteles an 
(Buch l, Kap. Ai.schnitt H, § 1). 

Hobbes hält jede Teilung der höchsten Gewalt für ver- 
derblich ; ein jegliches Reich, welches mit sich uneins sei, 
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werde wüste; selbst wenn ein aus den drei Staatsformen 
gemischter Zustand hergestellt werde, wUrde dadurch fOr 
die Freiheit der Bttrger solange nicht das geringste ge- 
wonnen, als die drei Faktoren unter sich einig seien. Er 
fohrt auch besonders die Meinung derer ad absurdum, 
welche so teilen wollen , daß dem Monarchen die Ent- 
scheidung über Krieg und Frieden, dorn Parlamente aber 
das lieclit Al)gal)t'u aufzulegen zustellen solle. r)enn da 
der nervns rerum sowohl im Kriege wie im Frieden das 
Geld sei, hätten die tlber das Geld Disponierenden die 
eigentliche Gewalt, der Monarch nur den Namen davon 
(De cive, Kap. Vii, § 4; Kap. 12, § 5; Leviathan, 
Kap. XVIII). 

Wie Hobbes, so ist auch Friedrich der Große gegen 
Gewaltenteilung gewesen. Im Gegensatz zum Antimacchia- 
voll, wo er sich günstig über die englische Verfassung aus- 
gesprochen hatte, erklarte er es nach dem Erscheinen von 

Montesquieu, ohne diesen zu iicunt ii. für ein Gebrechen der 
englischen Verfassung, daß die Gewalt des Kiniigs mit der 
des Parlaments in fortwährendem Kample liege, indem 
beide sich gegenseitig beobaditeten, um ihre Stellung zu 
behaupten und auszudehnen (Koser I, 34-3 f.). 

In einem gewissen Sinne ist Locke der Vater der 
Lehre von der Gewaltenteilung. Bei diesem strengen 
Logiker handelt es sieh in der Hauptsache um zwei Ge- 
walten, die legislative und die exekutive power (Kap. VII, 
§ 38; Kap. IX, § 127). Nur insofern ist doch in den 
meisten Stellen von drei Gewalten die Rede, als die exe- 
kutive in zwei Unterarten zerlegt wird, so daß neben der 
power of making laws die ])()\ver of eniploying tlie force 
of the Community in the executiou r»f laws und die power 
of defense of the coiuuiouwealth from foreigu iujury als 
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besondere Gewalten erscbeinen und das zwölfte Kapitel ge- 
radezu die Übenehrift fflbrt: of the legislative, executive 
and federative power (Kap. I , § 3). Davon aber ist bei 
Locke gar keine Rede, daß die zwei, bezw. die drei Ge- 

w.ihon einander gleichstiiiidiii und einander im (jleicli- 
gewiclit halten mnntpn . vieliüt'hr räumt er der gesetz- 
grlieudcii eine iiberf4»-i>i dnete Stelhmir ein. Alle sonstige 
Gewalt im Staate sei nur ministeriel (Kaii XIII. § l''>3); 
die beiden anderen Gewalten st&nden inif i r der legislativen. 
Ebensowenig ist bei Locke davon die Kede, daB diese drei 
Gewalten jede einen besonderen Trflger haben mfi6te; denn 
selbst die legislative Gewalt soll nieht den beiden Hftusern 
des Parlaments ausschließlich zustehen, sondern es soll 
daran auch der Trftger der exekutiven Gewalt einen Anteil 
haben, nicht nur insofern^ als ihm in der Regel die Be- 
rufuug, Vertatiuiifi und Schließung zusteht, sondern auch 
insofern, als kein Gesetz ohne seine Zustiniiiiung erlassen 
werden darf. Die beiden anderen (lewalteo sind in einer 
und derselben Hand, in der des Königs; trotz ihrer Ver- 
schiedenheit sollen sie nicht verschiedenen Faktoren an- 
vertraut werden. Ihre Verschiedenheit aber beruht darauf, 
daß die exekutive Gewalt im engeren Sinne die Munizipal- 
gesetze im Inneren anzuwenden, die föderative aber aber 
Krieg und Frieden, Bündnisse, Staatsvertr&ge, dip]o> 
matische Verhandlungen zu entscheiden, für die Sicherheit 
und das Interesse nach aufien zu sorgen hat. Auf den 
Namen komme wenig an: and may it be called federative 
power, if any one pleasses; so the thing be understood I 
am inditiereiit as to name fK;ti). XI, 8. 4; Kap. XIl. 
§§ 3, 4, 5, 140-148). Endlich gibt es bei Locke nel.en 
diesen zwei oder drei Gewalten noch eine königliclie 
Prärogative. 
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Unter den drei liOekeschen Grewalten fehlt es also an 
einer besonderen richterlichen Gewalt Und doch ist sieh 
Locke vollbewuflt, daß die Haupttfttigkeit sowohl der ge- 
setzgebenden Gewalt als anch der exekutiven auf dem Ge- 
biete der Justiz liegen. Die gesetzgebende Gewalt sei 
wesentlich dazu d.i, um Gesetze zu geben with penalties 
of death aiul consequently all the penalties for the regu- 
latioD and preservation of property; die exekutive Gewalt 
sei vorzugsweise dazu da, um derartige Gesetze anzuwenden, 
^ um Strafurteile zu fällen, so daß die Strafgerichtsbarkeit 
I als eine Hauptaufgabe der exekutiven Gewalt, diese Gewalt 
! 8e|bst^4la,fiina-7£Sjinilidi rK erseheint. Alles gans 

^ naturgeniäß in einer Zeit, wo die richterliche, TAtigkoit in 
mittelalterlicher Weise die weit Qberwiegende, die innere 
VerwaltUDg noch wenig entwickelt war, so dafi sie ohne 
Schwierigkeit unter den mittelalterlichen Begriff jurisdictio 
gebracht weiden kuuute (Kap. I, § 3; Kap. VI, § 12; 
Kap. VIT, § 88; Kap. IX, § 1271. 

So lag die Sache, als fast uacli zwei Menschenaltem 
Montesquieus Esprit des lois erschien. Es ist vieles darin, 
was uns heute nicht mehr zusagt, wie das Zutodehetzen 
des an sich fragwttrdigen Gedankens Ul)er die Prinzipien, 
auf denen die drei Staatsformen angeblieh beruhen, die 
Prinsipien der Tugend, der Ehre und der Furcht. Aber 
selbst fftr den Zustand der heutigen Kultur ist es zu 
bedauern, dafi Montesquieu so wenig gelesen wird, wie 
es tatsächlich der Fall ist, dafi z. B. die Entwicklung 
des französischen Zivilrechts, woran er drei Jahre ge- 
arl)eitet liat, wurüber ihm die Haaic grau geworden 
sind (Liv. 28), oder daß die I)arstellung des französischen 
Feudalismus in hezug auf Entstehung und Entwicklung 
der Monarchie (Uv. 30. 31), was doch auch für die deutsche 
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BeebtBgMchiebte ia Betracht kommt, mimentlieh von 
deutseben Fombern ganz ignoriert wird. 

Für die Zeit seines Erscheinens, 174w, imißte Montes- 
qiiieu's Werk einen sehr großen Eindruck machen, nicht 
nur wegen der glänzenden Schreibart, .sundt-rn besonders 
deshalb, weil es in einer Zeit abstrakter Doktrinen auf 
konkrete T^< obachtungen gegrtlndet war, weil es sich nicht 
auf dem Boden des Naturrecbte bewegte, dieses vielmehr 
nur aelir flQchtig begrflfite, weil es nicht von der Freiheit 
und Gleichheit her eine für alle Völker gleiebmAfiige, 
sondern aus der Verschiedenheit der Lage der Länder, 
ans der Stufe der Kultur verschiedene Verfitssungen für 
verschiedene Völker herleitete. Einen Codex des Lehnrechts 
hat es der damalige Radikalismus geuaunt. In Wahrheit 
ist es ein Buch, über den Staat, wie es seit Aristoteles nie 
jemand verfaßt hatte. 

Man beschäftigt sich eigentlich nur noch mit Liv. XI, 
welches die Überschrift fahrt: des lois qui forment la Ii- 
bert6 politique, dans son rapport avec la Constitution. Schon 
im vierten Kapitel dieses Buches ist davon die Rede, daß die 
Freiheit davon abhängig sei, daß jede Gewalt im Staate 
in Schranken gehalten werde durch andere Gewalten. Es 
gebe, heißt es im fünften Kapitel, eine Nation in der Welt, 
welche — was heute seltsam berührt — niclit in der Ver- 
größerung, nicht in Handel und Schiffahrt, niclit im Kriege 
ihren Zweck habe, sondern in der politischen Freiheit. 
Das folgende Kapitel, das berühmte sechste, führt dann die 
Überschrift „De la Constitution d'Angleterre". Hier heißt 
es nun: ,11 y a dans ehaque ötat trois sortes de pouvoirs: 
la puissance lögislativef la puissance ex^cutrice des choses 
qui döpendent du droit des gens, et la puissance ex6cutrice 

f«a lt«i«r, tnnx. EiaflfttM I. 5 
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de oelloB qui dßpeodent du droit eivil.* Im unmittelbaren 
Anschlufi daran heifit es von der zweiten Gewalt, daß sie 
«eh auf Krieg und Frieden, die Abeendnng und den 

Empfang von Gesandtschaften , auf äußere Sicherheit be- 
zielie; von der dritten. Haß sie die Verbieclicü bestrafe 
oder über die Differenzf ii /.wischen einzelnen urteile, und 
weiter: „On ap]»elieia celte derniere la puissance de juger 
et Tautre simplement la puissance ex^cutrice de l'^tat"; 
und es heifit später einmal von den beiden letzten Gewalten: 
^La puissanee d'ex^cuter les resolutions publiques et de 
juger les cnmes ou les differends des particuliers.* 

So eng also der Anschlufi an Locke ist — an einer 
anderen Stelle, wo Montesquieu nochmals auf England 
zurückkommt, spricht auch er von zwei sichtbaren Gewalten, 
der legislativen und der exekutiven (XIX, 27) — so gibt es 
(loch liei Montesquieu eine richterliche Gewalt. Was aber 
viel wichtiger ist, während Locke nur je für die legiülative 
und je für die beiden anderen zusaninieu besondere Trflger 
fordert, will Montesquieu, daß die drei Gewalten einander 
gleich gesetzt werden, daß eine jede einen verschiedenen 
Träger haben soll. Indessen dabei kommt er doch in die 
Br&che. £r sagt selbst: .Des trois puissances celle de 
juger est en quelque fa^on nuUe.*^ An einem Trftger fOr 
die richterliche Gewalt fehlt es bei ihm. In welchem Sinne 
die Trennung der richterlichen Gewalt gemeint war, ergibt 
sich daraus, dafi er schreibt: „Dans la plupart des royaumes 
de TEurope le gouvernement est mod6r6, parceque le prince, 
qui a les deiix premiers pouvoiis, laisse ä ses sujets 
Texercice du troisi^^me. Cliez les Turcs, oü ces trois pouvoirs 
sont n'*unis sur la tete du sultan, il regne un allreux des- 
potisme; dans les röpubliques dltalie — es ist besonders 
Venedig gemeint — oh ces trois pouvoirs sont r6unis, la 



Digitized by Google 



2. Kapitel. Die Gewalteuteilung. 57 

libertd se trouve moins« que dans nos monarchieB. La 
puissance de jnger ne doit pas Hre dooDÖe k un senat 
permanent, mais exerc^ par des personnes, tir<^es du 
Corps du peuple daus certains temps de l'aiim'^e." Wie denn 
auch die Anstellung durch die Exekutivo, die Gehalts- 
festsetzun?? durch die Legislative erfolgen soll. Die Zu- 
ständigkeit der Gerichte ist bei Montesquieu so wenig fest 
bestimmt, daß unter Berufung auf ihn die Franzosen und 
die Ame rikaner die entgegengesetzten Folgerungen gezogen 
haben. Montesquieu ist wgt davon entfernt, daß der 
Richter aber jede objektive Rechtsverletzung zu urteilen 
habe, daß jede administrative Justiz ausgeschlossen sein 
soll ; denn wenn er auch im Hinblick auf Frankreich ein« 
mal Äußert : „c*e8t m grand inconv^nient dans la raonarchie, 
ijue les miuiiitres des jirinees jiigeiit eux memes les affaires 
contentieufirs" , so scliließt doeh diese beiläufige Äußerung 
brsoiiilen' W'rwaltnngs^ericht'', wie '^ie damals in Frank- 
reich, noch dazu in kollegialischer Verfassung bestanden, 
nicht aus. Hat doch Montesquieu sogar die Zuständigkeit des 
englischen Oberhauses in ganz zweifellosen Justizsachen 
gebilligt, und nirgends ein schrankenloses richterliches 
PrOfungsrecht gefordert. Dagegen hat er verlangt, daß die 
Richter sich streng an das Gesetz halten, im Gegensatz 
zu solchen, welche fQr die Justiz eine ebenbürtige Stellung 
neben der gesetzgebenden Gewalt in Anspruch nehmen. 
Unter den drei Gewalten sjjielt auch bei Montesquieu die 
richterliche einigermaßen die IJolle des heiligen Geistes in ihn- 
Trinitatslehre : sie ist den lieiden anderen nicht ebenbürtig. 

Wenn man fragt, wie die Zeitgenossen sich dazu 
gestellt haben, etwa Friedrich der Große, so sagt 
Bluntschli «spftter fand er auch an Montesquieu Gefallen". 

Das ist 80 unbestimmt wie möglich. Ernsthafte Forscher 

5' 
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wie Droysen (Gesch. d. Preuß. Toi. Th. V, Btl. 4, S. 3 ff.) 
und Koser (Gesch. Friedrichs des Großen, 1. :U4, II, öäO; 
Epochen 288) stimmen darin ttbercin , daß der König das 
Werk gelesen habe, beide aber auch darin, daß er sich 
weder in ednen Schriften noch iu seinen Korrespondenzen 
zur Lehre von der Gewaltenteilung habe vernehmen lassen, 
beide endlich auch darin, daß er sie nicht gebilligt habe. 
Broysen sagt: .Am wenigsten wird ihm die Lehre von der 
Teilung der Gewalten auch nur klar gedacht, geschweige 
denn heiWoIl, den wirklichen Aufgaben des Staates ent^ 
sprechend, den möglichen Stürmen im Innern und im Aufient 
gewachsen erschienen sein." Zwai als Kroiipriri/ hatte er iu 
der Refutation du priuce de Macchiavell (VIII. 255) die eng- 
lische Verfassung als modele de sagesse bezeichnet, Jk \e 
Parlament est Tarbitre du peuple et du roi, et ie roi a tout le 
pouvoir de faire du bien, mais il n'en a point pour faire 
le mal"; aber in der unmittelbar nach dem Erscheinen 
Montesquieus verfaflten dissertation sur les ratsons d'dtablir 
on d'abroger les lois (IX, 21) wurde ausgeführt, dafi die 
königliche Gewalt sich unaufhdrlich mit der des Parla- 
ments im Kampfe befinde, dafi die englische Verfassung ein 
gouvemement turbulent et orageux sei. Vollends in seiner 
Praxis hielt Friedrich der Große alle Zügel der Staats- 
gewalt fest in seiner Hand. 

Rousseau war ganz entschieden gegen Gewaltenteil un^. 
Kr hat die Lehre Montes(iuieus für ein Taschensjtii'ler- 
kunststück (II, 2) und ghdch Hobbes die Staatsgewalt für 
unteilbar erklärt. Vollends die Konstruktion einer richter- 
lichen Gewalt war ihm so sehr zuwider, dafi er die Richter- 
stellen, auch die höchsten, nur als Burchgangastufen ftr 
die Verwaltungsämter betrachtet wissen wollte. 
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Weder das Altertum noch das Mittelalter hat eiu 
-wissenschaftliches System ülter die wirtschaftlichen Be- 
ziehungeu der Menseheu uud Völker zueioander hervor- 
gebracht. 

Was man das Merkantilsystem nennt, ist nichts weiter 
als der Niederschlag derjenigen Maximen, die seit dem Be- 
ginn der Geldwirtschatt — denn gegenüber der Natural- 
Wirtschaft hat der damalige Staat mit gebundenen Hftnden 
dagestanden und alles gehen lassen, wie es wollte — nach 
Mafigabe der damaligen Bedürfnisse und Ansehanungen 
von den damaligen Öffentlichen Verbänden« von Staats- und 
Stadt wegen, auch von Zünften und Innungen zur llegelung 
des Wirtschaftslebens angewendet w.iien. Das Merkantil- 
gysteui oder, wie es Sniith sjKlter geiianut hat, das kauf- 
männische, das Ilaudelssystein kam darauf heraus, Pro- 
duktion und Verkehr einijorzubringen, insbesondere die 
Städte zu Treibhäusern fQr Handel und Gewerbe zu 
machen, durch Regelung von Produktion und Konsumtion 
TOrmittelst objektiver Ordnungen (Gebote und Verbote), 
durch Abschliefiung aller bestehenden öffentlichen Verbände 
gegeneinander, durch EingangszOlle und Ausfuhrverbote, 
durch Preisregulieruugen, Festsetzungen von Arbeitslöhnen 
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und Arbeiteb^diDguDgeD. Alle Staaten ohne Ausnahme 
haben diesem System gehuldigt, vor allem England unter 
den Tudors und mit ganz besonderer Entschiedenheit unter 

Cromwell, dessen Navigationsakte den Höhepunkt des 
Merkaiitils} Sterns bezeichnete. Die Navigatioubakte vom 
9. Oktolier 1651 hatte festgesetzt, daß alle Gtlter aus deu 
übrigeu Weltteilen nur auf englischen Schiffen, daß alle 
europäischen Gtlter entweder ebenfalls nur auf englischen 
oder auf Schiffen der Länder, in denen diese Waren ihren 
Ursprung haben, in England eingeführt werden sollten, 
wfthrend die Ausfuhr von Roh- und Hilfsstoffen ganz unter- 
sagt war. Frankreich zur Zeit Golberts, Preufien unter 
Friedrich dem Großen verfuhren analog; Friedrich der 
Grofie ging nur insofern Ober die anderswo getroffenen 
Mafinabmen hinaus, als er bei der Kapitalsarmut des Landes 
genötigt war, manches, was in den anderen westeuropäischen 
LäUidern der Privattätigkeit überlassen werden konnte, selbbt 
in die H.Tnd zu nehmen. 

Als die Zeit geküiiinien war, bildete sich in natürlicher 
Reaktion gegen das Bestehende, vielfach Überlebte zu- 
nächst nur in der Theorie ein anderes System aus, welches 
unter Ausschaltung des Staates auf dem wirtschaftlichen 
Gebiete, alles von dem Wettbewerbe und dem Unter- 
nehmungsgeiste des einzelnen, von dem freien Spiel der 
natflriichen Kr&fte erwartete. Frankreich ist dabei voran- 
gegangen, die sogenannten Physiokraten sind es gew( sen, 
Quesnay 1694—1774, Turgot 1727—1781, die zuerst 
das droit natnrel auf diesem Gebiete verkündet hfilteo, 
in deren Kreise auch zuerst das Wort gefallen ist: hiissez 
faire, lais&ez aller; das Hauptwerk Tuigots, die „Rö- 
flexions sur la formation et la distribution des richesses" 
ist neun Jahre vor Smith 17(30 erschienen (Oeuvres de 
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Turgot, Paris, 1844, I, 7-67). Turgot hat auch sehon 
praktisch die Hand angelegt: was er beabsichtigte, geht 
namentlich aus den an den König gcrichteteten Denk- 
schriften und aus den redseligen Einleitungen der Reforra- 
gesetze seihst liervor; die Gewerbefreiheit stand dabei im 
Vordergrunde (a. i\. 0. 247—249; :¥)2— :3ir>). während bei 
der Verwandlung der Wegefronden in eine Geldabgabe 
es sich im wesentlichen um Heranziehung der bisher pri- 
vilegierten StAnde handelte (a. a. O. 237—243; 251-298; 
323; 326 ff.). 

Aber der Ruhm, das System des wirtschaftlichen In- 
dividualismus zur Vollendung gebracht su haben , gebfthrt 
Adam Smith, Inquiry into the nature and causes of the 
wealth of nations 1775-1776. 

Man hat l)ehauptet (Kraus), daß seit den Zeiten des 
neuen Testameuts kein Buch wohltätigere Folgen gehabt 
habe, mau hat Smith mit Koperuicus und ^iewton ver- 
glichen. 

Der Erfolg wnv jedenfalls ein beispielloser. Und in 
fler Tat niemals, so lange die Welt steht, waren die wirt- 
schaftlichen Dinge in solchem theoretischen Zusammen- 
hange behandelt worden. Der Erfolg beruht nicht zum 
wenigsten auf der formellen Vollendung, der klaren Methode, 
der plastischen Darstellung; sind es doch stets nur form- 
vollendete Werke gewesen, welche ihre Zeit beherrscht 
haben und welche, was viel wichtiger ist, die Gewähr der 
DautM- in sich triigea. Und bei Adam Smith kommt selbst 
ein foiniellor ^lan<iel fördernd in Betracht, eine gewisse 
Weitschweififzkcit, eia ül>erl rieben er logiselier Syllogismus, 
wie solclier auch im Naturrecht sich breit machte und der 
Halbbildung die Aneignung sehr erleichterte. Indem aber 
die neue Lehre gegen eine Menge bestehender Einrichtungen 
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Bidi wandte, gegen Zftnfte, Fideikommisse, Fendallasten, 
die sich doch nur zum Teil ttberlebt hatten, und indem 
sie mgleieh den Eigennutz, den Trieb nach dem Gelde 
zum Hauptmotiv der wirtschaftlichen Tätigkeit machte, 

gleichsam ein Zugpflaster auf die schlechtesten Seiteu der 
menschlichen Natur legte und alle ethischen Rücksichten 
dagegen in den Hiutergiund stellte, brachte sie ein 
neues Kleinent der Zersetzung und der Desorganisation, 
einen neuen Zündstoff gegen das Bestehende, in erster Linie 
gegen den Staat in die Welt, weniger gegen seine Organi' 
sation als gegen seine Zwecke, seine Zust&ndigkeit 

Dabei darf aber nicht übersehen werden, dafi Adam 
Smith längst nicht in der Weise seiner Nachfolger den 
Staat zum Nachtw&chter gemacht, daß er ihm im Gegen- 
teil viele wirtschaftliche Funktionen bei der Post, dem 
Mttnzwesen, dem "Wegebau belassen hat, und dafi er sehr 
damit einverstanden war, was aucli inküusequeuter Weise 
die Meinung der von ihm ausgegangenen „Schule" war, 
wie List seine Anhänper nannte, daß der Staat Ausgaben 
zu produktiven Zwecken aufs Budget brachte; Adam Smith 
war auch für Ertindungspatente und für Schutz gegen den 
Nachdruck ; was beides namentlich von der deutschen Frei- 
handeh^rtei in den sechziger und siebziger Jahren des 
19. Jahrhunderts so heftig bekämpft ist. 
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Die beideu eugli^clieu Revolatiouen. 



Der Kampf um die Vorherrschaft zwischen Kttnigtum 
und Parlament durchzieht die ganze englische Geschichte. 
Mit sehr verschiedenem Ergebnisse in den verschiedenen 

Epochen. Durch die normannische Froheruiig liatte die 
Krone eine ganz außerordentliche Machtlulle erlangt . die 
von den Kaciikouiait'u Williehiis des Eroi)erers. auch von 
den iMantagenets der ersten Generationen noch weiter aus- 
gebildet, wenigstens aufrecht erhalten wurde. In den 
Stürmen der folgenden Jahrhunderte war vieles davon ver- 
loren gegangen, namentlich unter den Lancasters hatten 
die Befugnisse des Parlaments eine weite Ausdehnung ge- 
wonnen. Aber die Tudors stellten alles im alten Glänze 
wieder her; kaum jemals hatte die königliche Prärogative 
heller gestrahlt. Namentlich unter Elisabeth wurde das 
Parlament in strenger Unterordnung unter die königliche 
Autorität gehalten, ijidcui sie ganz nach ihrem Beliehen 
das Parlament berief oder entließ, seine Beschlüsse ge- 
ueiiuiigte oder verwarf, Mitglieder des T'nterhauses weg« n 
mißliebiger Äußerungen verhaften ließ, das Schiftsgeld 
eigenmächtig einführte, die Sternkammer, den ober-iten 
geistlichen Gerichtshof, errichtete. Gneist spricht von 
einer königlichen Diktatur der Tudors, und Macaulay 
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verweist zur Erklftmog auf den Mut und die Willenfikraft, 

die allen Mftnnern und Frauen dieses Geschleebts eigen 

gewesen seien. Untersuchungen über die gegenseitigen 
lledite und deren Grenzen vermied man und konnte man 
vermeiden . weil mau im großen und ganzen miteinander 
tibereinstimmte, weil dieser Zustand populär war. Es war 
diejenige Verfassung, die im 14. und 15. Jahrhundert in 
ganz Europa bestand. 

Als aber ein auslftndisches Gesclilecht zur Regierung 
gekommen war, bei dem es im letzten Grunde an jener 
Übereinstimmung fehlte, namentlich in dem, was damals 
die Welt bewegte, in den religiösen Überzeugungen, da 
begann eine neue Epoche. 

Macaulay hat sich darüber aufgehalten, daß alle 
whiggistischcn Geschichtschreiber bewiesen hiUten, daß die 
englische Verfassung vor den Stuarts republikanisch, alle 
torystischen, daß sie despotiscli gewesen sei; beide hätten 
in den Quellen leicht gefunden, was sie gesucht, und sich 
hartnäckig geweigert, etwas zu sehen, was sie nicht ge- 
sucht; jeder habe seiner Partei das Verdienst vindiziert, 
fOr die unveränderte Erhaltung der alten Verfassung ge* 
kämpft zu haben. 

Rein juristisch betrachtet war die Position der 
Stuarts eine sehr günstige. Die beiden ersten Könige 
hätten nichts weiter gewünscht, als in der Manier der 
Tudors weiter zu regieren; das berühmte Wort „nolumus 
leges Aii^Iua: luuiaii", das so oft gegen sie zitiert ist, ist 
von Karl 1. gel)rau( lit : die Gerichte traten in der Auslegung 
der Gesetze auf seine Seite (Ranke, Englische üesehicbte, 
11,201); es ist ganz verkehrt, ihn einen meineidigen König 
zu nennen. Sagt doch selbst Oneist: „Man verkennt oft, 
dafi viele der Madregeln mehr im formalen Rechte waren. 
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alB nach der heutigen Verfassung angenommen wird* (Eng- 
lische VerfaflBungsgesehichte, 549). Aber auch das Paria^ 
ment war juristisch wegen seiner zweifellosen Finanzgewalt 
in einer günstigen Lsge, da die allgemeinen Weltverhftit- 
nisse es mit sich gebracht hatten, dafi mit den bisherigea 
Einnahmen die Geldbedfirfhisse des Staates nicht mehr 
zu bestreiten waren und das rurlanient also das Königtum 
dadurch von sich abhftnpifi machen konnte, daß es ent- 
weder nichts Itewilligto oiier weniger als der Bedarf er- 
forderte oder daß es die bewilligten Subsidieu an alle 
möglichen Bedingungen band. 

Wie die Dinge im England des 17. Jahrhunderts wirk- 
lich lagen, handelte es sich darum, ob die Monarchie einen 
kontinentalen militftrisch« administrativen Charakter an- 
nehmen oder ob die Macht des Parlaments sich hinfort auf 
die Verwaltung erstrecken sollte (Ranke, 1, 103.442; 11,232; 
III, 538; V, 509; VI, 37. 72). 

"Wie jede große Revolution, so war auch die erste 
englische nur scheinbar ein Kampf ums Hecht. Sie war 
kein Zivilpruzeß, sondern ein Kampf um die Macht. Man 
suchte sich gegenseitig ins diplomatische Unrecht zu setzeu. 
Das Parlament, so sehr es sich scheinbar in Verteidigungs- 
stellung befand, hat dabei die Offensive ergriffen, ein Um- 
stand, der nur durch die Taktik in etwas verschleiert 
wurde, indem man behauptete, die Rechte, die man er- 
werben wollte, schon zu haben, so daß es nur nötig 
sei, sie zu deklarieren. In Tat und Wahrheit waren die 
höheren Klassen der englischen Gesellschaft sich ihrer 
Bedeutung bewufit geworden, gleichsam zu ihren Jahren 
und zu ihren Tagen gekommen. Dem Königtum über 
den Kopf gewachsen, verlangte Aristokratie und Gentry 
einen erweiterten Anteil an der iötaatßgewalt, was eine 
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EiDschrftnkang der monarchisehen Pr&rogative in sich 
sclilofi. 

Während dieseu Kampfes ging weit Qber die ursprflng- 
licbe Absicht hinaus die Staatsordnung aus den Fugen. 
Das Königtum, statt beschränkt zu werden, wurde be- 
seitigt. Mit ihm ging aber auch die bisherige Parlaments- 

verfiissuiig zugrunde. Das Oberhaus wurde aufgehoben 
und die gesamte Staatsgewalt belaüd sich in den Händen 
des Unterhauses, dessen Zusammensetzung unter den Ein- 
fluß kirchlicher Sekten geriet. An Gewaltsamkeit ist die 
erste englische Revolution von der ersten französischen 
kaum tlbertroffon worden; auch die erste englische 
Bevolution wurde großentinls auf der Straße vollzogen 
durch einen terroristischen Pdbel. Das Common Council 
von London hat eine ganz ähnliche Rolle gespielt wie in 
Paris die Kommune. Von Freiheit der Beratungen und 
Abstimmungen war beide Male gleich wenig die Rede. Da- 
gegen waren Freiheitsberaubungen, VermOgenskonfiska- 
tioneu, Todesstrafen hier so gut wie dort an der Tages- 
ordnung. Der englische lUnlikalismus unterschied sich von 
dem französischen nur darin, daß er mit religiösen Fle- 
menten stark \f'r<i't/.t war, daß er in einen tiusteren und 
unduldsamen rurituuismus und Independcntismus ausartete, 
daß zur politischen Leidenschaft die religiöse sich gesellte. 
Wie die französische Revolution, so hatte auch die erste 
englische einen Militärdespotismus zur unmittelbaren Folge, 
allerdings in Gestalt einer Republik, aber der Protektor 
dieser Republik war ein militärischer Usurpator und Dik- 
tator, auch er hat Musketiere in den Parlamentssaal bringen 
lassen. Die ganze Commonwealth beruhte auf der faktischen 
Unterwerfung unter die militärische Gewalt, auf der Herr- 
schaft der ISuiduLcska der siegreichen Ariuce. 
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Veroiiueelt waren aiieh in den politieehen Kftmpfen 
des Mittelalten, wie bei der Absetsung und Ermordong 
Bichards II., natuneehtliche Theorien zutage getreten (Ranke, 
1, 106. 108). Jetzt, anf der Hdbe des Kampfes, wurden sie mit 
ganz anderem Nachdruck ins Feld geführt. Schon als bei 
der Anklage Karls I. die Lords nicht mittun wollten, 
hatten die Gemeinen beschlossen, daß sie als Vortreter d^s 
souveränen Volkes die höchste Gewalt hätten. Der 
damalige Beschluß lautete: ,the people are under god the 
original of all just power; the eommons of England, in 
parliament asBombled, being chosen by and representing 
the people, have the ropreme power; whatBoever ie enacted 
and deelared for law by the eommons in parliament assembled 
hath the force of law, although the consent of hing er 
house of peers be not had there unto. 

Aber tief gingen solche Dolttrinen damals noch nicht. 
Sie waren ohne besonderen Enthusiasmus ergrifl'en worden 
(Ranke, III, MIO). Als jedoch nach gaii/licher Ver- 
nichtung der g('S( iiiclitlicb gewordenen Institutionen ein 
völliger Neubau erfolgen sollte, sah man sich doch nach 
höheren Normen dafür um, und so trat nunmehr das Natur- 
recht, allerdings nur für kurze Zeit, stark in den Vorder- 
grund, mit Gedanken, die nicht nur dem Königtum, sondern 
auch dem Parlament selbst feindlich waren. 

Diese Bewegung ging von denen aus, welche die tat- 
sächliche Macht in der Hand hatten, von der Armee. Unter 
dem Einfluß der levellers, besonders ihres Fahrers John 
Lillbume legten die Regimenter Cromwells dem Unterhause 
einen Verfassungsentwurf vor unter dem Namen Agreement 
of the people mit dem Antrage, ihn dem englischen Volke 
zur Abstimmung vorzulegen. Es wurde dadurch unter Be- 
rufung auf die native rights zunächst die Zusammensetzung 
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des Unterhauses, welches jetzt das einzige Parlamentsorgan 
war, in dem Sinne gehindert, daß die Repräsentanten, 400 an 
der Zahl, gleichmäßig auf die Wahlbezirke verteilt werden, 
und nach allgemeinem gleiehem Wahlrecht auf je swei 
Jahre gew&hlt werden sollten. Es wurde aber xngleieh, 
zum ersten Male in der ganzen englischen Verfassungs- 
gesehichte, der Grundsatz ausgesprochen, da0 nicht das 
Parlament^ sondern das Volk selbst die staatliehe Vollgewalt, 
wenigstens fQr gewisse Fälle, ausüben sollte; je nachdem 
es sich liiu ^ewulin liehe Gesetze oder um Grundgesetze 
handelte 

Auch der Ge walten trennung ist damals schon gedacht 
worden: „In praesenti constitutione potestas legislativa ab 
exequenti potestate segregatur, cum illa in parlamentis, 
haec vero in protectore ^usqne successoribus, e quibus 
certi in condlio adsunt, coUocata est/ 

Die damals mit ziemlicher Geräuschlosigkeit und mit 
wenig Gewaltsamkeit vollzogene Restauration war eine so 
vollständige, wie vielleicht keine vorher und nachher. Es 
wurde alles in integrum restituiert, das erbliche Königtum 



*) Der erst vor kurzem ans ijicht gezogene Entwurf bei Gardiner, 
Hiitorr of the gnat civil wav, III (18B1), 607—900$ der definitiTe Text 

bei Gardiner, The constitutione! documents of the puritan revolution 
1628—1660. Oxford 1889. S. 270—282, No. 71 ; auch bei Goocli, The 
hifitory of english demorr&tic ideas in the 17. century. Cambridge 169^. 
S. IfiOit 172; in Kap. Iii, 102 ff., the birth of republicanism, und 
Kap. lY, the politic opinions of the army, 199111, wo andi die BVo* 
scbürcnliferatiir der Zeit berücksiolitiL't wird. Ranke, III, 287. 
307 Ü". 452. liüurgeaud, Etablisscnu'nt et rfvision des constitutions 
en Amerique et eu Kurope. Paris 189^. Buurgeaud, Premier pro- 
grunme de la d^moeratie en Angleterre (Annales de räcote libre des 
Sciences politiqoei, 1& April 1890|)L Bothsdüld, Der Gedanke der 
geschriebenen Verfassung in ilor engüschpn Kevolntion. Töbingen 
und Leipzig 1903. Jellinek, Das Hecht der Minoritäten. Wien 
1896. S. 96. 
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und die beiden Häuser des Parlaments. Aber auch liio 
Streitpunkte zwisciieu König und Tarlameut waren die alten 
geblieben. Die Parlamente, selbst die loyalsten jener Zeit, 
haben von der Maxime, bei Geldbewilligungen in die könig- 
liche Prärogative einsugreifen, nicht wieder abgelassen und 
dadurch langsam, aber stetig an Boden gewonnen. Und 
w&hrend unter der Regierung Karls II. anf beiden Seiton 
laviert wurde, endeten die unter Jakob II. von neuem aus- 
gebrochenen Diflforenzen in kirchlichen und auswärtigen 
Fragen mit dnem entsehiedenen 8iege des Parlaments. 

Das neue Kt clitsverluUtnis zwischen dun beiden Faktoren 
wurde durch eine neue Verl'assungsurkunde festgestellt: 
die Bill and declaration of rights and liberty of the sub- 
ject, 1. William and Mary, Kap. II, 13. Februar 1689. 
Sie war keine Ver&ssungsurkunde im modernen Sinne. 
Die dreizehn Artikel haben weder Ordnung noch Ensemble, 
sie folgen sieh nach dem Zufall. Aber sie berOhren doch 
alle dicgenigen Fragen, die damals im Hinblick auf das 
soeben Erlebte zur LOeuog drftngten. Die Parlamente 
sollten hinfort hftufiger berufen werden, die Wahlen sollten 
frei sein, volle Kedefreiheit sollte gewährt werden; Suspension 
oder Dispensation von Gesetzen sollte nicht mehr statt- 
finden; auch die riclilerlirhe Oewalt der Krone wurtle durch 
das Verbot von Ausnahmsgerichten und von strengen Strafen, 
durch genauere Vorschriften über Bildung und Zuständig- 
keit der Geschworenengerichte gegen früher eingeschränkt; 
der Bestend des stehenden Heeres dem Beliebeii des Parla- 
ments unterstellt Auch Einzelrechte sind damals gewährt 
worden, aber doch nur solche, welche eng mit den Grund- 
lagen der Verfassung zusammenhingen, wie das Petitions- 
recht, das Becht, Waffen zu tragen ; aber weder Prefi- 

T«a ll»t«r. Frtnt. Biaat«M t. 6 
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freibeit, noeh Vereins- oder Religionsfreiheit; eine Habeas 
Corpus- Akte war unter Karl II. zustande gekommen. 

Wohl gab es solche, die weiter gehen, die i'iarogative 
nicht sowohl beschriuiken als zerstören wollten, aber die 
Mehrheit trat dieser Memuiij? niclit bei. Was in den Kaffee- 
häusern, die eben damalt» autgekommen waren und die 
bei dem Mangel an Zeitungen und Versammlungen die 
Zentralpimkte politischer Diskussion bildeten, auf den Bier- 
bftnken, würde man heute sagen, darober hinaus verlangt 
wurde, wurde in ernsten politisehen Kreisen nicht beachtet 
Was Boutmy so ausdrQckt: ,0n s*est gardö soigneusement 
de ces g^n^lisations et de ces simplifieations vers lesquelles 
notre droit public n'a pas cessö de tendre (Stüdes de droit 
constitutionel ; France- Angleterre-fitats unis. Paris 1885. 
S. 17). Die Engländer hatten schon damals jenen politischen 
Verstand, der keineswegs bloß den Franzosen ab{?eht. 

Immerhin war die Umgestaltung tiue so tieigreifeude. 
daß es ein illegitimer König war, der sie gewährte; die 
BiU and declaration of rights ist eine Wahlkapitulation 
wie später die belgische Verfassung. Denn so ruhig die 
«weite Revolution verlief und so sehr die neue Thronfolge- 
ordnung an die nächsten Verwandten sich hielt: em Bruch 
der Rechtsordnung hatte doch stattgefunden; an die frei« 
willige Kiederlegung der Krone durch Jakob II. glaubte 
kein Mensch. Auch die zweite Revolution war immeriiin 
eine Revolution. 

Darum rief man auch diesmal das Naturrecht zu Hilfe. 
Nicht ohne Widerspruch. Mit dem größt»Mi Nachdruck i>l 
damals insbesondere von juristischer Seile her bestritten 
worden, daß dem Volke eine öuperiorität über den König 
zustehe. Man berief sich auf dessen göttliches Recht, was 
80 viel beiden sollte, dafi es unabhängig sei von mensch- 
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lieber Ubertraguug. Mau wies auch darauf bin, daß vom 
Oberhatise ganz abgesehen selbst im Unterhause nicht die 
Nation, sondern nnr ein Bruchteil von ihr, vielleicht nur 
der vierte Teil der Gesamtheit vertreten sei, nur die free- 
holders und die beg&terte Klasse; und wo wttrde das 
Privateigentum bleiben, wenn man auf den Stand der 
Katur zurfickgehe. Aber es ftberwog die andere Meinung, 
daß aueh das Volk ein göttliches Recht habe, daß "die 
Ilegierung auf Vertrag mit dem Volke gegründet sei (com- 
pact and agreeuiei.t ), daß an diesen Vertrag das Volk nur 
so lange gebunden sei, wie sich der König daiau binde; 
daß der König den Vertrag gebrochen habe, daß die 
Regierung dadurch aufgelöst und daß das Recht, darüber 
zu disponieren, dem Volke anheimgefallen sei; daß das 
Parlament dafftr das richtige Organ sei, indem wenigstens 
im Unterhause der wttrdige Teil der Nation vertreten werde, 
alle die, welche an der Regierung teilzunehmen verdienten. 
In beiden Hftusem ging das durch, im Januar 1689 (Ranke, 
V, 241 ; VI, 30 ff.). 

Von neuem kamen solche naturrechtlichen Vorstellungen 
in Kngland infolge der französischen Revolution ans Licht. 

Burkes Reflections Ende 1790 sind zwar völlig der 

Ausdruck der Überzeugung der herrschenden Klassen, aber 

daneben bestand doch eine nicht unerhebliche l'nter- 

Btrömung. Schlosser hat die Ansicht ausgesprochen, daß 

zur Zeit Georgs III. es den Anschein gehallt habe^ als ob 

denmftchst eine Revolution ausbrechen werde. £r verweist 

auf den Prozefi Wilk6*s in den Jahren 1763 ff., auf die 

Juniusbriefe von 1769, die so radikal und demokratisch wie 

nur mdglieh mit der Revolution f&rmlich drohen, auf die 

Schriften von Franktin und Paine, darauf, dafi die Stadt 

London sich anfangs 1770 fast in offenem Aufstande gegen 

6* 
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Regierung und Parlament befunden und eine S])rache ge- 
führt habe wie 1701 in Frankreich: auf die Reden, die 
beim Abfall der nmorikanischen kulunien von den Lords 
Ghatam, Caindeu , Shelbuine. Tenii)le, den Herzögen von 
Richmond und Manchester gehalten wurden, die sich von 
den Reden Mirabeaus und Barnaves in nichts unterschieden 
hätten; auf den Ton vieler Zeitungen und BroachQren, der 
um nichts m&ßiger gewesen sei als später der von Marats 
Volksfrennd oder des P^re Duchesne; er verweist schliefi- 
lieh auf die Skandale der höheren Gesellsehaftssehicbten, 
wie sie schlimmer in Frankreich unter der Regentschaft 
nicht vorgekommen seien (Schlosser, Geschichte des 16. Jahr- 
hunderts, III, 878 ff., 412, 448 ff., 4r><), 524. (>2(5). 

Mail Übersieht auch luluhg, daß Burke nicht offensiv, 
sondern nur defensiv vorgegangen ist. veranlaßt durch An- 
grille, die sowoiil in Schriften, als aucli in Vereinen und 
Versammlungen gegen die Grundlagen der englischen Ver- 
fassung gerichtet wurden, insbesondere durch die Resolu- 
tionen zweier revolutioniirer Klubs und namentlich durch 
eine Predigt des Dr. Price vom 4. November 1789, dem 
Jahrestage der zweiten Revolution, in der er nicht nur 
das Lob der französischen Revolution, sondern auch die 
ganze naturrechtliche Staatstheorie mit Einschlnfi des 
Rechtes der Absetzung der Könige verkflndet hatte. Das 
Auftreten von Burke hat aber den Anstoß gegeben zu 
einer Flut von Gegensrln ifteu , von denen zwar keine an 
die Burkes heranreicht, auch die von Mackintosh nicht, die 
unter dem Titel „Vindiciae Gallieae, defense of the trench 
revolution and its englisch admirers against the accusation 
of the Rigbt Uonorable Edmund Burke" im April 1791 
erschienen war. Oder Thomas Taines, des SekretiUrs des 
Auswärtigen beim Kongresse der Vereinigten Staaten, des 
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Mitglieds des französischen Convents, „Rights of man", 
zwei Teile, von denen der erste gegen Burke gerichtet war, 
wAhrend der zweite die Republikanisierong Englands in 
einer Weise empfahl, dad gegen die zweite billige Ausgabe 
eingeschritten wnrde, die aber doch einen grofien Erfolg 
hatte; wie auch alle damaligen Poeten (Goleridge. Words- 
"Worth. Piolu'rt Bunit^) auf revolutionärer Seite standen. Es 
ist auch ^Mr nie"ht zu leugueu, daß Burke al.s prinzipieller 
Anliänger der zweiten Revolution, der noch als Whig den 
Abfall der amerikanischen Kolonien verfeidigt hatte, oft 
ins Gedränge geriet und auf die zalilreicheu Anzapfungen, 
die in der Kegel übrigens nur Kiopffechtereien waren, 
nicht geantwortet hat. 

Praktisch bat die französische Revolntioit nicht den 
mindesten Einflufl auf das englische Staatsleben geübt. 
Selbst die Opposition unter Fox hat sieh auf liberal 
klingende "Worte, auf platonisrlie Liebeserklärungen be- 
schränkt uud ist nur so weit gegangen, wie eine nicht iu 
der Macht betinillii he Partei gehen darf, um sich später 
die Aufgabe nicht allzusehr zu erschweren. Im Gegenteil. 
Der Ausbruch der Revolution hat die Reform des parla- 
mentarischen Wahlrechts um ein halbes Jahrhundert hinaus- 
geschoben. Was 1832 erreicht wurde, weniger eine Er- 
weiterung des Wahlrechts als eine gerechtere Verteilung 
der Abgeordnetensitze auf die Wahlbezirke, wenn diese Mad- 
regel auch indirekt der Industrie und dem Handel zu gute 
kam, war schon 1785 vielleicht infolge der amerikanischen 
Revolution vorgeschlagen. 



Infolge der Theorie Montesquieus von den drei neben- 
einander bestehenden Gewalten, die auf die englische Wirk- 
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lichkeit wie die Faust aufe Auge paßte , hätte eine tief- 
gellende UmgestaltuDg der englischen Staatsverfassang 
stattfinden mflssen. Es wftre das Veto des Königs, sein 
Recht auf Berufung und Schließung des Parlaments, der 
Auflösung des Unterhauses, der Bildung des Oberhauses, 
das Recht auf Ernennung der Richter zu beseitigen, es wilre 
dagegPL die Exekutive in voller Unabhängigkeit vom Parla- 
lueut (lern Könige beizulegen gewesen. Es hiitte ferner die 
GtMiienglage der Justiz mit der Verwaltung aufgehoben 
werden müssen, insbesondere die Jurisdiktion der Eriedeus- 
richter, die Euuktion desOberhauses als Staats- und alsPeers- 
gerichtshol. Das feste Grundprinzip der englischen Ver- 
fassung sowohl zu den Zeiten der Tudors, wie w&hrend der 
Commonwealth, wie zur Zeit der Parlamentsherrschaft ist 
immer die Einheit der Staatsgewalt gewesen, die Ver- 
schmelzung aller Zweige der Staatstfttigkeit in eine oberste 
alles überragende Gewalt Nicht einmal in der englischen 
Theorie hat man sieh auf Montesquieus Lehre emsthaft 
eingelasiieu. Blackstoue 2u Jahre später nur scheinbar; 
er spricht zwar gelegentlich von den drei Gewalten, ver- 
steht aber darunter das Königtum und jedes der ]>eiden 
Häuser; er kennt nur zwei Gewalten, die legislative und 
die exekutive, die Gewalt niaking the laws and enforcing 
the laws, die eine habe der König und das Parlament, die 
andere der König allein; auch die Gerichte, so sehr sie in 
gewisser Weise unabhftngig seien, gehörten sur Exekutive, 
die legislative Gewalt sei die höchste und absolute (Kap. II, 
Kr 146, 147, 155, 267 ff.). 



Was vollends die Lehre von Adam Smith betrifft, so 
hat sich England auch von dieser Theorie nicht unterkriegen 
lassen, obgleich England damals das einzige Land war. 
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welches allenfalls imstande gewesen wftre, den Wirtschaft« 
liehen IndividualiBiiiiis, den Freihandel im englischen Sinne 
des Wortes zu ertragen. Man ist dem grofien Theoretiker 
nur 80 weit gefolgt, als es den praktischen Interessen ent- 
sprach, und hat es anderen Völkern überlassen, diese Lehren 
wegen ihrer angeblichen inneren Wahrheit am ihrem wirt- 
schaftlichen Sehaden m verwirklichen. Man weifi nicht, ob 
man die AufhebuDg dei KingangszöUe überhaii^it ein Postulat 
von Adam Smith Demicn darf, da er die Navigatiousakte 
u« billigt und es für eine TTtopie erklärt hat. daß England 
jemals zum völligen Freihandel übergehen werde. Aber 
wie dem auch sei, man ist erst dann zom Freihandel Ober- 
gegangen, nachdem die grofien Erfindungen in der Industrie 
gemacht und, was erst sehr viel si^ter geschehen ist, in An- 
wendung gesetzt waren (Bontmy, Le döveloppement de la 
Constitution et de la soci^t^ politique en Angleterre, Paris, 
1887, S. 800 ff.). Die ganze Blftte der heutigen englischen 
Industrie ist noch unter dem Schutzzoll herbeigeffihrt, erst 
in den 20er Jahren hat sich die Idee der wirtschaftlichen 
Freiheit der Geniuter bemächtigt, erst 184J) sind die Reste 
der Navigationsakte aufgehoben, erst in den 40er Jahren 
sind die hohen Eingangszölle gefallen , weil erst damals 
England im Schutze der nationalen Arbeit und aus anderen 
Grfinden, auch wegen der insularen Lage so erstarkt war, 
dafi es nun bei der Handelsfreiheit seinen Vorteil fand. 



Zweites Kapitel. 

Die Yertassungeii der Vereinigten Staaten 

von Amerika')« 



Diejenigen Englan l r welche im IG., 17. und 18. Jahr- 
hundert vor, wilhrrn l und nach den beiden englischen Revo- 
lutionen nach Amerika ausgewandert waren, lebten dort als 
Kolonisten im allgemeinen nach demselben Rechte wie bisher. 
8ie hatten ihr engHscheB Gebnrtsreeht mit hinftbergenommea ; 

') ■Tpllinok, Die Erklärung der Mcnschrn- und liörgerret hte, 
Leipzig 1095. 2. .\u(lago 1904; eine jeiior seltenen Schritten von ge- 
ringem Umfang bei sehr reichem Inhalt. Brycc, iüe american 
oommonwaalth, Tom. I, Part. 1 s The national govemment (Kap. 1—86); 
Part. 2: The State governraent (Kap. 36 — 15^} To». II: Über Parteien, 
öffentliche Meinung und sonstige potitinrhe Fragen; Brjce, der einst 
mit einer Geschichte des heiligen römischen Reichs begonnen bat, 
Vir ap&ter Gehilfe OladMonea beim Homendet gehört dem jetzigen 
Kabinett als Staatnekret&r l&r Irland an und scheukt cur Botschaft 
in Washington hcsliinnit zu sein; mehr als irgend ein eingeborener 
Amerikaner hat er sich das Verdienst erworlien. die Kenntnis der 
politischen Zu^ti^nde der Vereinigten .Stauteu dem Auslände zu ver- 
mitteln; er ist aaberdem nemlich der eincige, der auf die Verhüt» 
nisse der EinKelstaaten nach Möglichkeit eingeht. Wenig ist zu ent- 
nehmen aus den beiden Werken von Bancroft: Tlistnry of the 
United States of America. 6 Bände, zuerst liiM ; die Centenary edition 
Botton 1876, V, 165. 888-^382; nad Hlstory of tlie formation of Ihe 
conatitntion of the Üaited States of America, 2 Binde, 2. Aufl., New- 
york 1882; eine sehr detaillierte Gesrhiehte der Entstehung der defini- 
tiven lhuonsverfa>snng in den Jahren 17s3 — 1789. Diebeiden hervor- 
ragendbten yuelleuwerke bind Uough, Americuu coustitutionb con- 
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eie sollton betrachtet werden, als ob sie in England wohnen 
geblieben oder dort geboren wftren ; sie sollton alle Rechte^ 
PriTilegien und Freiheiten englischer Untertanen genieflen. 
Es galt flQr sie auch in der neuen Heimat das common 

law, der Genuß der englischen Griindreclite, soweit sie da- 
mals scliou entwickelt waren, der J-i hiu/ Kögen Verhaftung, 
das ganze englische Gerichtswesen mit Einschluß der Jury. 
Die Kolonisten entbehrten zwar des Kcclites. Abgeordnete 
in das Unterhaus zu wählen, aber die meisten von ihnen 
hätten diese Befugnis auch in England nicht gehabt. Und 
es gab dafür einen Ersatz, denn in jeder Kolonie gab es 
in der Regel eine Nachbildung der euglischen Parlaments^ 
verfossnng. Neben dem vom König ernannten Vertreter 
der königlichen Gewalt, der wieder seinerseits die Beamten 
und Richter ernannte, neben dem Governor gab es in der 
Regel ein Council, in zwei Abteilungen zerfallend, den 
Senat, der vom Governor bestellt, und die General assemblv, 
die vom Volke gewnlilt wurde. Auf diese Volkswahl ist 
die allgemeine Bemeil^unti von Bryce II, (HS anwendbar, 
da6 die englischen Kmrichtungen hei der Übertragung 
meistens eine Umbildung erfahren hätten. Denn so wenig 
in den General assemblies alle Kolonisten vertreten waren, 
SO war doch das Wahlrecht ausgedehnter als bei den Wahlen 
im Mutterlande. Diesen CTouncils standen im allgemeinen 
dieselben Rechte zu wie dem englischen Parlament, also 

ceming the ronstitution nf nach State in thc I'ninn and of tbe United 
States, 2 Bandt', Alliaiiy lf^72; ciitluilt nur ilii' zurzeit gültigen einzcl- 
gtaatlichen Verfassungen, aher uustührliche historisihe Eiuleituugeu, 
auch Bd. II, S. 648 — 872 «ine Analyais of americM eonstitutions, 
einen qrstein&t>s<^h6n Abri(k des ött'entlicben Rechts der Vereinigten 
Staaten; und (Poore), Tlie fc«!(M-al and state oonstitutions, colonial 
clxarters and others organic law;» oi tbe Umted States, 2 fiiknde, 
WasluBgton 1877, enthaltend die sllmtUcben Yerfasaungen der Einzel* 
etMten ?on den Kolonialzeiten bis 1789. 
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Teilnahme an der Gesetzgebung und Bewilligung der Steuern, 
sogar die Bestellung mancher Beamten. 

Von diesem Typus weichen die Yerfassungen von 
Connecticut und von Bhode Island, die Fundamental ordre 
of Connecticut 14. Januar 1688, später 1662 in der Charter 
bestätigt, und die Charter of Rhode Island 1663 insofern 
erheblieh ab, als in beiden nicht nur der Governor und die 
ttbrigen Beamten und zwar auf kurze Fristen gewählt 
wurden, sondern auch die erste Kammer aus der zweiten 
hervorging, so daß diese beiden Staaten schon ilaiuals 
ziemlich unabhiingig von der englischen Krone waren. 

Mit der Übertragung der englisciien \ erwaltur!?s- 
orgauisation auf die Kolonien war es nicht weit her. Die 
Grafschaften hatten eigentlich nur im Süden eine reale 
Bedeutung, während sie in den Übrigen Teilen des Gebietes 
wegen der DOnnheit der Bevölkerung eigentlich nur Bezirke 
fttr das Justizwesen darstellten. Und nun vollends die 
Einzelgemeinden, die im Norden das ganze Kommunalwesen 
besorgten. Hier in der Einsamkeit der Urwälder mag es 
manchem so vorgekommen sein, als ob er wenn auch nicht 
im Naturzustände, so doch außerlialb des Staatsverbandes 
lebe, als üb die Gemeinde vor dem Staate geschaffen sei. 
Die Folge davon war eine ziemlich schrankenlose Gemeinde- 
autonomie, bei der keinerlei höhere Bestätigung der Ge- 
meindebeamten stattfand, zugleich aber eine wirkliche Teil- 
nahme des Volks. Hier in den Town meetings wurden die 
Beschlüsse wirklich von allen Angehörigen gefkdt, hier war 
jede Repräsentation unnötig wegen der geringen Zahl; hier 
entwickelte sich wie in den schweizerischen Urkantonen 
in nattü'lieher Weise aus den gegebenen Zuständen heraus 
das reinste demokratische System. 

Manches wurde aberhaupt nicht mit herObergenommen. 
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Vor allem nicht der in England noeli in Überresten lie- 
stebende Feudalismus, d. h. die Verbindung des Grundbesitzes 
mit politischen Vorrechten, wie bei der Bildung des Ober- 
hauses, beim Wahlrecht zum Uoterhause, bei der Auswahl 

der Friedensrichter. Und zwar waren es wieder tatsächliche 
Umstände, die dem hiadeind entgegentraten. Denn an sich 
war in den meisten Kolonien das en^'lisclie Kr*st geburtsrecht 
und damit die Bildung eines Gr()ß^MUiidl)esitzes neb^t den 
darans entstehenden Abhängigkeitsverhältnissen nicht aus- 
geschlossen, wie denn auch in einigen namentlich südlichen 
Kolonien, besonders in Virginien sich Anfänge einer solchen 
Entwicklung finden lassen. Aber die VerhiUtnisse brachten es 
mit sich, daß in der Regel kein Grofigrundbesitz sich bildete. 
Wenn auch vielleicht die gesetzliehe Bestimmung, die jedem 
Grundeigentümer die Verpflichtung auferlegte, einen be- 
stimmten Teil seiner Landereien innerhalb bestimmter Zeit 
anzubauen, mit der Wirkung, daß sie sonst einem anderen 
verliehen werden könuten, nicht übermäßig streng gehand- 
habt worden ist, so konnte doch in einem Lande, wo man 
nur wenig Meilen weiter zu gehen brauchte, um Grund 
und Boden als freies Eigentum in Besitz zu nehmen, weder 
ein Oberei^entum noch eine Hörigkeit noch Grundlasten 
sich entwickeln, kein Unterschied von freehold und copy- 
hold entstehen. Daher war es anch gleichgaltig, wie das 
Erbrecht beschaffen war, ob eine Bevorzugung des ältesten 
oder gleiches Erbrecht unter den Kindern. Mit Recht sagt 
Story, (Commentaries on the Constitution of the United 
States, 4. Aufl., Boston 1873, I, 121): „On the slavish and 
militarv part of the aucient feudal tenures was efl'ectually 
preventcd fvom takiug root iu the American soil. Noue 
bul freehold tenures ever were in use aujoug us; nor traces 
are to be found of copjhold, or gavelkiud, or burgage 
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tenure; tbere hae neTer been in thiB country a dependaot 
peasantry*. 

Vor allem nntenehieden Bich die KolonieD toid Matter- 
lande durch die ganz veränderte Stellung der Kirche. 
Wftbrend diese in England zumal seit der Reformation in 

alle staatlichen Verliältnisse verquickt war, die established 
church gleichsam mit dem Staate zusammenfiel, fand hier 
von vornherein eine gänzliche Ausscheidung der kirch- 
lichen Beziehungen ans der Aktionssphftre der fiffent- 
licben Gewalt statt. Waren es doch vorzugsweii^e die kirch- 
lichen Unterdrückungen gewesen, welche die Puritaner, 
die Quftker und die Katholiken zur Auswanderung veran- 
lafit haben. Hier war die Religion von vornherein Privatsache. 

Die Kolonisten hatten zu den politisch und kirchlich 
fortgeschrittensten Parteien gehört, es waren vorzugsweise 
die mißvergnügten Elemente der Mittelklassen. 

Als diese Kolonien sich vom Mutterlande losrissen, 
waren e> nur in zweiter Linie llechtsbesehwerden. welche 
diese Revolution veranlaßt hatten. Es sind zwar auch 
solche Beschwerden geltend gemacht worden, wie man 
das von den Englnudern in ihren beiden Revolutionen ge- 
lernt hatte; auch die Amerikaner behaupteten jetzt Rechte 
zu haben, von denen es mindestens zweifelhalt war, ob sie 
sie wirklich hatten. Im grofien und ganzen hat ein rechts- 
widriger Druck nicht bestanden.' 

Wie in den meisten Revolutionen, zumal bei LosreiBung 
von Kolonien, hat man es anch hier nicht mit einem 
juristischen Vorgang, sondern mit einem Naturereignis zu 
tun. wie Goethe es so zutreffend ausdrückt: „So lösen sich 
in gewissen Epochen Kinder von Kitern, Diener von 
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Herren, Begünstigte von Gönnern los, und ein j( der Ver- 
sucli, sich auf eigene Füße zu stellen, sicli uuAhhiingig /u 
machen, für sein eigeo Selbst zu leben, er gelinge oder 
nicht, ist immer dem Willen der Natur gemäß" (Goethe, 
Dichtung und Wahrheit, II, 6. Buch, Weimarer Ausgabe 
XXVII, 45). 

Zun&ehst waren in volkswirtschaftlicher Beziehung die 
Kolonien mündig geworden, gerade hier hatte sich der 
Druck des im MutterUnde herrschenden Merkantilsystems 
zur UnertrAgltchkeit gesteigert. Kein Hufnagel, hatte der 
Altere Pitt gesagt, solle in Amerika fabriziert noch viel 
weniger in England importiert werden; nur das gewöhn- 
liche Handwerk sei zu dulden, Fabriken seien gemein- 
Bch ad liehe Einrichtungen, common nuisauces. Wie andere 
englische Kolonien, bu war auch diese nur dazu da, um 
ausgeljeutet zu werden; wie man später auch auf dem 
europaischen Kontinent die Fabriken in den Windeln er- 
sticken wollte. Die Vereinigten Staaten, sagt List, sind 
von England abgefallen, sobald sie das Bedftrfnis und die 
Kraft fühlten, selbst zu fabrizieren, selbst Schiffahrt und 
Handel zu treiben. 

Aber nicht nur in volkswirtschaftlicher, sondern in allen 
ihren Beziehungen zu England glaubten die Amerikaner 
volljährig geworden, der englischen Oberherrschaft ent- 
wachsen zu sein, ihre ( iesetzgel)ung ohne Bestätigung 
des Parlaments selbst erlassen , ihre Beamten selbst be- 
stellen zu kunueu , nicht mehr Engländer zweiter Klasse 
sein zu sollen. „Welche Maßregeln man auch in London 
ergreifen möge, dies Land wird zu mächtig als daß es sich 
aus so weiter Ferne — die Schiffe konnten damals die Fahrt 
aber den atlantischen Ozean nur nach Wochen und Monaten 
vollenden — regieren liefie"; «die drei Millionen werden sich 
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in 30 Jahren verdoppeln, man sieht überall wahre Ameisen- 
haufen von Kindern" (Kalb 1768 au Clioiseul bei Kapp, 
Aus und über Amerika, I, 50). 

Aber kein Mensch in Amerika hat damals bezweifelt, 
daß es sich bei Abwerfung der englischen Herrschaft um 
einen Bruch der bestehendeo Rechtsordnung, um eine wirk- 
liebe Revolution handele. 

Deshalb war in der von Jefferson Terfafiten Unab- 
bängigkeitserklftrung, die am 4. Juli 1776 einstimmig vom 
Kongresse der Vertreter der 13 vereinigten Staaten an- 
genommmi wurde, zwar aueh von Beschwerden, insbesondere 
von angeblichen Rechtsverletzungen die Rede; aber da man 
zugleich anerkannte, daß eine bestehende Regierung nur 
im iUißersten Falle geändert werden dürfe, so grift' man 
hoher hinauf und gründete das Vorgehen in erster Linie 
auf naturrechtiiche Erwägungen. Es sei das Gesetz der 
Natur, welches die Losreißung rechtfertige; alle Menschen 
seien gleich geschaffen und mit gewissen unveräußerlichen 
Rechten wie Leben und Freiheit und dem Anspruch auf 
Glfiekseligkeit von ihrem Schöpfer ausgestattet; nur zur 
Sieherstellung dieser Rechte seien Regierungen unter den 
Menschen eingerichtet, die alle ihre Gewalt von der Zu- 
stimmung der Regierten herleiteten; das Volk habe daher 
das Recht, wenn eine Regierung ihrem Zwecke entgegen- 
handle, sie abzuschaffen und eine andere nach seinem Er- 
messen einzurichten. 

Im Unterschiede von der Unabhängigkeitserklärung 
finden sich weder in der Konfoderationsakte vom 15. No- 
vember 1777 noch in der definitiven Unionsveifassnng vom 
19. September 1787 naturrechtiiche Ankl&oge. Auch nicht 
in den von Jefferson beantragten Zusatzartikeln zur Unions- 
verfassung vom 3. März 1789. Die Aufnahme solcher Sfttze 
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in die Unionsverfassuntr war von Haiiiilt<>ii im Federalist 
Nr. 81 als ^Aphori8iü>, wliich would souiid iiiiich bettcr in 
a treatise of ethics thau in a Constitution of goverument*^ 
mit Erfolg bekämpft worden; die Zusatzartikel enthalten 
zwar Grandrecfate, aber nur solche im englischen Sinne, 
podtiY-rechttielier Art: Religion«-, Prefi-, Vereinsfreiheit, 
PetitionBreeht, Recht Waffen zu tragen, Freiheit von Ein- 
quartierung, Freiheit von Verhaftung und Haussuehung, 
sonstige strafprozessualisehe und strafrechtliche Grundsätze; 
sie waren hauptsachlich als Vorkehrungen zum Schutze der 
Rechtssphärc der Einzelstaaten gegen die Union gedacht. 

Um so mehr wareu die Verfassungen der Einzel.staaten 
von natnrrochtliehem Fluidum erfüllt. Nur Cunuecticut und 
Rhode Island haben mit geringen Änderungen ihre Charters 
beibehalten. Die übrigen elf haben sich neue Verfassungen 
gegeben: an der S])itze Virginia, unter Fahrung von Jefferson, 
schon drei Wochen vor der Unionsverfassung, die meisten 
noch im Laufe des Jahres 1776, in der Regel durch eigens 
dazu berufene Conventions. 

Diese Verfassungen zerfallen fast s&mtlich in die 
beiden Abschnitte: Bill and declaration of rights und Frame 
of g vemment, die eigentliche Verfassung; selbst in den- 
jenigen Verfassungen, wo die Zweiteilung ausnahmsweise 
fehlt, ist doch der Inhalt der Deklarationen in den Ein- 
leitungen enthalten, in die Charter von Connecticut zu- 
sätzlich aufgenommen. 

Die Bills and declarations stimmen so völlig unter- 
einander überein, dafi man eine ftbematttrliche Inspiration 
annehmen mflfite, wenn man nicht annehmen will, dafi sie 
von einander abgeschrieben sind, die meisten von der virgi- 
nischen Deklaration. In viel breiteren Ausführungen als 
in der tfnabhängigkeitserklftrnng finden sich hier jene 
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Sätze, wonach alle Menschen von Natur gleich und frei, 
von einander unabhilnk'ig seien und gewisse angeborene 
Rechte besiiikMi, deren sie beim Übergang aus dem Natur- 
in den gesellschaftlichen Zustand durch keinerlei Vertrag 
hätten verlieren können ; wonach alle staatliche Gewalt beim 
Volke liege und von ihm abzuleiten sei; wonach alle Obrig- 
keit nur der verantwortliche Diener des Volkes sei, die bloß 
auf kurze Zeit bestellt werden dürfe, die auch jederzeit 
wieder abgeschafit werden könne. 

Aus metaphysischen Postulaten der Lehrbflcher waren 
Rechtssäts» geworden und zwar solche, die Aber dem 
normalen Gesetzgeber stehen, nach denen er sich zu richten 
hat, bei deren Verletzuiig den betreffenden Gesetzen die 
Anwendung versagt wird. Und das hatte eine gewisse ge- 
schichtliche Berechti^'ung; scliou das Abkommen der Pilger- 
vätcr auf der Maiblume vor der Liuidung im Jahre 1620 
bietet ein gewisses praecedens; die Fundamentalartikel von 
Connecticut haben geradezu die Form eines von den An- 
siedlem abgeschlossenen Vertrages; wenn sie auch nicht 
im Naturzustände bisher gelebt hatten, so hatte doch die 
Gründung der Kolonien etwas Vertragsmftfiiges an sich; und 
nun gar die Schrift von Otis, The rights of the colonies 
asserted and proved, die 1764 m Boston erschienen war, 
und die in Boston auf Antrag Adams beschlossene Er- 
l\l;uung vom 2{J. November 1772. Kein Wunder, daß dem 
Geschlechte von 177Ü derartige Sätze als »seifevident" er- 
schienen. 

Von Jefferson hat Bancrolt ijehauptet, daß er ein ab- 
gesagter Feind aller Metaphysik, aber vom Geiste des 
klassischen Altertums durchdrungen gewesen sei. Da- 
gegen ist ein gewisser Einflufi Leckes unverkennbar; oft 
findet sich geradezu eine Berufung auf ihn ; halte er doch 
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mit den Kolonien insofern eine persönliche Beziehung, als 
die Charters ▼on Carolina 1693 und von Pennsylvania 

1682'8S von ihm herrührten, wenn sie auch als unpraktisch 
wieder aufgehoben wurden; daß sich jedoch gaii/e Lockesche 
Sätze in einzelnen Deklarationen fänden, ist übertrieben. 
Ein Einfluß Koiisst^aus ist nicht nachweisbar, auch nicht 
waiirscheinlicb : .letlerson hat erst während seiner Gesandt- 
schaft in Paris von Koosseau Kenntnis erlaogt 

Die -Verfassungen selbst, die Frames of gOTornment, 
sind den Deklarationen nicht völlig gemäfi. Der Satz von 
Tocqueville: ,Le peuple r^gne sur le roonde politique 
amöricaiii comme Dieu sur Tunivers; 11 est la cause et 
la fin de toute chose; tout en sort et tout s'y absorbe' 
trifft doch fQr die Anfangszeiten nicht völlig zu. Denn 
abgesehen davon, daß die Verfassungen selbst der Volks- 
abstimmung nur in New Hampshire und Massachusetts 
unterbreitet sind, iül doch nirgends eine direkte VOiks- 
regierung eingerichtet, wie es in der Konsefiuenz jener 
Prinzipien gelegen hätte; nicht einmal ein allgemeines 
Referendum, was für die £inzelstaaten allenfalls möglich 
gewesen wftre, denn die Volkszahi schwankte damals 
zwischen 60000 und 800000 in der Weise, daß sieben von 
den dreizehn Staaten weniger als 300000, nur einer mehr 
als 500000 hatte, es gab nur sechs Städte mit mehr 
als 8000, nur eine mit mehr als 40000; der Gebietsumfang 
freilich stand entgegen, zumal bei den damaligen Verkehrs- 
mitteln; Peimsylvunien allein war so groß wie England, 

Was damals geschaffen wurde, waren repräscMitutive 
Deiuokratieu mit Aufhebung aller Vorrechte und erb- 
lichen Auszeichnungen. Selbst das Zweikammersystem war 
doch mehr eine englische Kemiuiszeuz, die in der (ie- 
staltung der ersten Kammern in nichts an das englische 

von X«i*r, F»n>. Eiafld*«« i. 7 
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Oberhaus eriDiierte (Bryce, I, 670). Das Wahlrecht ent- 
sprach nicht TöUtg dem Grundsätze der Gleichheit aller 
Menschen. Denn abgesehen davon, dafi Frauen und Kinder, 
Indianer und Keger als nicht zum souverftnen Volke ge- 
hörig betrachtet wurden, wurde selbst für die erwachsenen 
Männer das allgemeine und jileiche Wahlrecht nicht ohne 
Einschränkung allgemein (hiri'h{j;eführt. Und wenn es auch 
bei ilen (iortij;en Verhältnissen eine Eiusclirilnkuug kaum 
zu nennen ist, daß Grundbesitz oder irgend eine Steuer- 
zahlung oder irgend welches Vermögen als Wahlqual ifikatiou 
erfordert wurde, war man doch in der H&lfte der Staaten 
weiter gegangen und hatte einen Grundbesitz, ein Ver- 
mögen, eine Steuerzahlung von gewisser Gröfle und Höhe 
verlangt, mithin einen mehr oder weniger hohen Zensus 
eingefahrt (Tooqueville, I, 99—162. 308. Fish, Stimm- 
recht und Einzelstaaten in den Vereinigten Staaten von 
Nordamerika, Leipzig 1870, Beilage: Ein Jahrhundert des 
Stimmrechts in den Vereinigten Staaten in statistischer 
Darstellung, S. 101—221; auf das aktive Wahlrecht be- 
schränkt). Im übrigen waren die Wahlen geheim mittels 
Bailots, für die Wählbarkeit keine größeren Anforderungen 
gestellt als für das Wahlrecht. Die Wahlen mußten meistens 
jAhrlich stattfinden, die Erneuerung war regelmäßig eine 
totale. Nur hinsichtlich der ersten Kammern war die W&hl* 
harkeit mehrfach an einen höheren Zensus gebunden, die 
Zeitdauer des Mandats eine längere, die jedesmalige Er- 
neuerung eine partielle. 

Die Verfassung der Union beruhte zwar gleichfalls 
auf der Idee der Volkssüuveränität. „Wir das Volk der 
Vereinigten Staaten," heißt es im Eingang. Die Ströme 
der nationalen Mix ht flössen unmittelbar aus der reinen, 
ursprünglichen Quelle aller geseumäßigen AutaritAt. So- 
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wohl die gesetzgebende als aueh die vollziehende Gewalt 
werden nach Art. I, Kr. 1 und nach Art. II, Nr. 1 un- 
mittelbar vom Volke übertragen. 

Aber im Gegensatz zu den einzelstaatlichen Ver- 
fassungen ist die der Union so wenig wie muglicli demo- 
kratisch. Das S olk wird, wo es irgendwie angeht, vom 
direkten Eingreifen ausgeschlossen: nicht das Volk, sondern 
der Kongreß entsclieidet, wenn es bei der Präsidentenwahl 
an der absoluten Majorit&t fehlt; der Kongreß wählt den 
Vizepräsidenten, wenn der vom Volke gew&hlte Frftsident 
stirbt (Boutmy, 170 If.)- 

Nicht einmal das allgemeine und gleiche Wahlrecht 
for das Repräsentantenhaas ist in der Uniönsverfassnng vor- 
geschrieben. Denn im Art. I, Nr. 2 ist nur bestimmt, daß 
die Wähler diejenigen Eigenschaften haben sollen, welche 
in den betrertemleu Einzelstaateii füi- die Wiililer der zweiten 
Kammer — des zahlreichsten Teils der gesetzgebenden Ver- 
sammlung — erfordert werden; so daß es von den Kinzei- 
staaten abhängt, ob die Kongreßrepräsentanten nach all- 
gemeinem oder beschränktem Stimmreclit, ob sie direkt 
oder indirekt gew&hlt werden sollen. £& gibt also keine 
Unionswähler, sondern nur Staatenw&hler. 

Dasselbe gilt fQr die Präsidentenwahl. Hier hängt es 

sogar von den Legislaturen der Einzelstaaten ab, ob die 

Präsidentenwähler überhaupt durch Volkswahlen, ob sie 
nicht vielmehr durch Wahlen der gesetzgel)enden Organe 
der EinzelJ^taaten bestimmt werden, ob die Wahlen im 
ersten Falle für den Staat im gauzeu oder nach Bezirken 
vorgenommen werden sollen. 



100 2. Abschnitt. Die Verwirklichung dieser Ideen. 



Was die Gewaltenteilung betrifft, bo mufi auch da 
zwischen der Udioh und den Einzelstaaten unterschieden 
werden. 

In den Einzelstanten war sie nur in sehr beschränkter 
Weise zur DurcUfüln ung gekommen. Nur die Legislative 
war von den beiden anderen Gewalten einigermaßen un- 
abhltngifi. Denn sie konnte weder aufgelöst noch verta-jt 
werden, und was sie beschloß, hatte ohne weiteres Geltung, 
denn ein suspensives Veto stand damals der exekutiven 
Gewalt, dem Govemor, nur in Massachusetts zu. Was 
die exekutive Gewalt, deren Spitze ttberall ein Einzel- 
beamter war, betrifft, so h&tte auch dieses Organ vom 
Volke gewählt werden mQssen; das war aber damals nur 
vereinzelt der Fall, wfthrend in der Regel der Legislative 
das Wahlrecht zustand. Seitdem hat sich die Stellung 
des Govemors dadurch bedeutend verschoben, daß er zwar 
eiuerheits direkt vora Volke gewählt wiid und dadurch 
seine Unabhängigkeit von der Legislative erlangt hat, 
daß ihm aber anderseits in allen Staaten mit Ausnahme 
von vieren — den drei Uriginaistaaten Rhode Island, 
Delaware, North-Carolina und Ohio — das Veto beigelegt 
ist, so daB die ganze Stellung des Govemors jetzt 
weniger auf seiner exekutiven, als vielmehr auf seiner 
quasilegislativen Funktion beruht (Bryce, I, 490. 533. 551). 
Es war anfangs auch vorgekommen, dafi der Governor 
Pr&sident des Senats war (Föderalist Nr. 47). Auch die 
weiteren Organe der Exekutive waren von vornherein regel- 
iiiaiUg vom Volke gewählt, wenn auch indirekt durch Ver- 
mittlung von dazu bestellten Wablniännern, daneben aber 
auch ausnahmswi'ise von der Legislative oder vom Senat. 
Die Zuständigkeit der einzelnen Beamten ist eine sehr 
beschränkte, namentlich in den Gemeinden, wo man es 
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vorzieht, die Aiüisvemchtuügeu an verschiedene Träger zu 
verteilsD, so daß es fast ebenso viel voneinander unabhängige 
Organe wie Funktionen gibt. Die Kollegialität ist dabei 
80 gut wie ganz ausgeschlossen. 

Mit der Selbständigkeit der richterlirben Gewalt war 
es in den EinzelstaateD von vonihereiD nicht weit her. 
Die Befletzung der Riehteiatellen stand nicht dem Volke, 
flondem entweder der Legislative oder dem Govemor an. 
Es hat dann zwar das VolkswaUprinzii» seit den zwanziger 
Jahren des 19. Jahrhunderts Terrain gewonnen. Aber der 
neueste Zustand ist das nicht. Von den neuen Verfassungen 
übertragen sechs die iMiieiiuuug an die Legislative, lauf 
an den Governor mit Zustimmung des Council, eine an den 
Goveruor luit Zustimmung der Legislative und nur eine 
an das Volk. 

In viel höherem Maße ist in der Union mit der Idee 
der Gewaltenteiluug Ernst gemacht worden. Es ist keine 
Übertreibung, zu sagen, dafi diese Idee die ganzen Be- 
ratungen der Unionsverfassung geradezu beherrscht hat 
Mit größtem Eifer hat Madison in Nr. 47 des »Föderalist* 
di« Unionsverfassung gegen den Vorwurf verteidigt, dafi 
sie mit der Theorie des „celebrated Montesquieu" nicht be- 
stehen könne, da sie dann allerdings verwerflich sein würde. 
Er hat zwar bei seinen weiteren AusfQhrungen in Nr. 47 
und Nr. 48 darauf liingewiesen, daß eine al)Solute Trennung 
sich nicht durchführen lasse, daß aber auch der Sinn des 
Montesquieuschen Postulates nur der sei, daß die Freiheit 
dann als gefährdet erscheine, wenn die ganze Gewalt des 
einen Zweiges durch das Organ eines anderen Zweiges 
gehandhabt werde, wfthrend eine partielle Teilnahme jeder 
Gewalt an der anderen , des Pr&sidenten an der gesetz- 
gebenden durch das suspensive Veto, des Senats an der 
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exekutiven durch Beamtenernennung und Zustimmuug /u 
Staatsvertiägeu zulässig, eine gewisse gegenseitige Be- 
teiligung sogar zu erstreben sei und daß die legislative 
Gewalt schon deshalb die stärkste sein werde, weil sie über 
die Mittel verfüge, die beiden anderen 7ai unterhalten. 

Danach ist die UoionsvcrfassaDg in der Tat gestaltet. 
Id der Union liegt die Staatsgewalt wirklich in ver- 
schiedenen Hftnden. Namentlich soweit die legislative und 
die exekutive Gewalt in Betracht kommen. Die heiden 
Häuser des Kongresses sind nicht die Generalstellvertreter 
der Union für die gesamte Staatsgewalt, der Präsident und 
der Kongreß sind jeder in seiner Sphäre selbständig. Der 
Kongreß hat die Gesetzgebung allein wenigstens insofern, 
als das Veto des Präsidenten durch Zweidrittelmajorität 
beseitigt werden kann, wie auch der Kongreß vom Prl\si- 
denten nicht aufgelöst werden darf. Aber der Kongreß 
hat nicht, etwa durch einen Ausschuß, die vollziehende 
Gewalt. Es besteht in den Vereinigten Staaten keinerlei 
parlamentarische Regierung. Der Präsident, nicht vom 
Kongrefi, sondern vom Volke wenn auch nur indirekt ge- 
wählt, kann während seiner Amtsdauer seine eigene Politik 
treiben, wobei die Minister, die kein Kollegium bilden und 
nicht Mitglieder des Kongresses sein dftrfen, nur seine un- 
verantwortlichen Gehilfen sind. 

Was das Verhältnis der richterlichen Gewalt zu den 
beiden anderen betrifft, so ist zuniiclist deren Kompetenz 
wie in den Kinzelstaateii, so auch in der Union eine sehr 
weitgehende. Wenn die Unionsgerichte auch keine zivil- 
oder Ftrafgerichtliche Kompetenz haben wie das deutsche 
Eeichsgericht, wenn weder die Gerichte der Union noch 
die der Einzelstaaten mit Prozessen zwischen dem einzelnen 
und dem Staate als Fiskus zu tun haben, was in Deutfch- 
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land UDd besonders in Prenfien der Fall ist, so ist doch 
in Amerika selbst die gesetzgehende Gewalt der richter^ 

liehen unterworfen, die gesetzgebende Gewalt der Eiuzel- 
staaten und der Union; die Gerichte, selbst die einzel- 
staatlichen, haben darüber zu erkennen, ob die Unions- 
gesetzgebung oder die einzelstaatliche (lesetzgebimg die 
ihr gezogenen Kompetenzsch ranken tiberschritten hat, ob 
die ünionsgesetze in die Sphäre der Einzelstaaten eingreifen 
oder die einzelstaatliehen Gesetze in die Spliftre der Union; 
ob beide mit den Grondrecliten abereinstimmen, ob ein 
Unionsgesets gfiltig ist, welches die Frauenarbeit besduränk t 
weil Teriassungsmftfiig jeder tun kann, was er will, ob ein 
Unionsgeeetz gnltig ist, welches die Einkommensteuer ein- 
ffihrt, ob ein Gesetz des Staates Newyork gültig ist, welches 
den Preis des Gases herabsetzt, ein kalifornisches Gesetz, 
welches den Chinesen nur in bestimmten Stadtteilen das 
Wohnen gestattet, ob ein (iesotz gültig ist, welches die 
räumliche Trennung der Weißen und Farbigen auf der 
Eisenbahn, auf Tramways und Schiffen vorschreibt Diese 
weitgehende Kompetenz wiegt um so schwerer, als die Aus» 
legong vielfach wegen der Unbestimmtheit des common law 
und wegen der schlechten Fassung zahlreicher, namentlich 
einzelstaatlicher Statuten eine so zweifelhafte ist, dafl die 
Gerichte tatsächlich geradezu eine Oberinstanz für die 
gesetzgebende Gewalt bilden. Dazu kommt, dafi auch die 
amerikanischen Gerichte keineswegs über die jederzeitige 
öffentliche Meinung erhaben sind, ja sogar dieser mehr als 
anderswo unterliegen, weil ihre Amtsdauer wenigstens in 
den Einzelstaaten nur eine sehr kurze ist. Was den gericht- 
lichen Urteilen vor 60 Jahren verfassungswidrig erschien, er- 
scheint jetzt als verfassungsmäßig, wie die Einschränkung 
der Freiheit der Konkurrenz bei Trusts und dergleichen. 



104 8- Abschnitt. Die Verwirklichiuig dieser Ideen. 

Aber es wäre trotzdem unrichtig, die richterliche Ge* 
walt, selbst in der Union, den beiden anderen Gewalten 
gleichzustellen. Es hat nur eine theoretische Bedeutung, 
wenn die richterliche Gewalt in Art. III, Nr. 1 der Unions- 
verfassung als direkt vom Volke ausgehend, als von ihm 
Übertragen bezeichnet wird. Denn die Bestallung der 
Richter in der Union geschieht Dicht durch Volkswahlen, 
sondern ganz wie die der anderen Uuionsbeamten durch 
den PrÄsidenteu unter Zustimmung des Senats, wie das 
schweizerisclie Buiuiesgericht von der Bundesversammlung 
bestellt wird. Eine Unabhängigkeit besteht nur insofern, 
als im Gegensatz nicht nur zu den anderen Unionsbeamten, 
sondern auch zu den Bichtern in den Einzelstaaten die 
Ernennung im Anschlufi an die englische Rechtsanschauung 
auf Lebenszeit erfolgt, ihre Entfernung wenigstens nur 
durch den Senat bewirkt werden kann. 



Das, worülier die Kolonien in erster Linie sich zu be- 
schweren hatten, war die brutale Anwendunj? des eng- 
lischen Merkaulilsystems; sie klagten darüber, daß sie alle 
ihre Katuri»rodukte ans Mutterland und nur ans Mutter- 
land verkaufen durften, so da6 England ein Monopol auf 
alle amerikaniscben Rohstoffe hatte, und daß sie alle ihre 
ManufakturbedOrfnisse vom Mutterlande kaufen mftfiten, 
so dafi England auch ein Monopol auf Herstellung aller 
den Amerikanern notwendigen Industriewaren hatte, um so 
mehr, als aller Bin- und Ausfuhrhandel nur auf englischen 
Schiifen geschehen durfte. Adam Smith nennt das eine 
offenbare Verletzung der heiligsten Rechte der Menschen, 
meint aber, sie habe den Amerikanern bisher wenig ge- 
schadet. Darüber waren jedoch diese seihst anderer An- 
sicht. Durch die Losreißung wurde das abgestellt. Zu- 
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gleich haben in Amerika die Verhiiltnisse von selbst dahin 
geführt, möglichst alles der privaten Initiative zu über- 
lassen, den nrt( utliclien VerbäTifh ii keinerlei Hilfsleistungen 
aiifzubtlrden, so daß es in der linmn und in den Einzelstaaten 
während des ersten Jahrhunderts des Bestehens zu keinem 
eigentlichen Wohlfahrtsstaate gekommen ist. Alles verdankte 
jeder sich selbst, die freie Konkurrenz war selbstverstftnd- 
lieb. Deshalb ist kaum von einem Einflusse von Adam 
Smith auf Amerika sa i^rechen. Bryee (II, 589) sagt 
ganx richtig: «Eveiy tiiing tended to make the United 
States In this respect more english than England.* 



Drittes Kapitel. 
Die IVanxdsiscIie Bevolntion'). 



Aus MidBtänden oder aus RechtsverletauDgen ist die 
fhuuAsiselie Revolution ebensowenig entstanden wie die 
beiden englischen und die amerikanische. Blofie Reformen 
wären leicht zu erreichen gewesen. Wie Joseph II. wollte 
Ludwig XVI. sein Volk glacklich machen. In der Berufung 

') Faustin- Ilelic, Lls cuastitutiong de Ift Frftnte, Paris 1880 
S. 1— .'562; das Work entliält nicht nur, wie man nach dvui Titel an- 
nehmen sollte, die V ertassiingCD, sondern auch die Gesetze, die irgend- 
vitt mit der Yerfassung suBrnrnmenhingen , uad fw»r in einer ToU- 
stladigkeit, deb man nur sehr selten nuf das bttUetm des lois 
zurürkzugrpifen Inanohf ; den Verfassungen und äon Oe^cfzcn sind 
sehr instruktive Kriaiilfiiiiigcii bpifTPf^elicn ; ili»' in einzelnen die>er 
Erläuterungen eutlialtenea Üeuierkuugen, die nauientlicb vom deutsch- 
nntionnlen Standpunkte ana zu beanstanden wftren, mSgen um so mehr 
auf sich beruhen bleiben, als sie bauptsäi l li L nur in den späteren 
Partien von 1799 — 1875 vorkommen. Währtind Laforrir ros ni«;toire des 
principes, des institutions et des lois peodant la rövolutioa ganz wert- 
los ist, se mufil dagegen Aolard, Histoire politique de In r^Tohition 
Paris 1901, für die beste revolutionftre Yerfassongsgesdiichte erklftrt 
werden, die es (;i]>t. Ein sehr merkwOrdipes Btich ist Jaur^s, Histoire 
soi iftliste ITsy— U>00, T. La Oonstituante, II La Legislative. IIL La 
Couveutiüo; Jaure» siebt iu der Kevolution die politische Erhebung 
des Bfli^rtnms nnd erblickt die weltgeschichtliche Bedentnng der 
Revolution darin, dafs sie die Vorbedingung für die Erbebung des 
Proletariats geschaffen habe: die Demokratie, als die politische Form, 
unter der der Sozialismus sich habe ausbreiten können, der das 
Proletariat großgezogen habe; er betrachtet also die ReToIntion als 
NU« Entwicklnngsstvfe des absoluten Geistes, die nicht sn ober- 
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Turgots, in der zweimaligen Berufung Neckers, des Aus- 
länders, des i'rotestiinten , des Bankiers, der Frankreich 
nach dem Muster EDgl&üds umgesUüteu wollte, ist er der 
(yffißotlichen Meinung ein gutes Stück Wegs entgegen- 
gekommen. ,Als restanrateur de la libertö fran^aise** ist er 
in den ersten 15 Jahren seiner Regierung Idufig gepriesen 
worden. In diesen 15 Jahren sind auch in der Tat Re- 
formen von nicht geringer Bedeutung herbeigefQhrt worden. 
„La France*, sagt Löonce de Lavergne (Lea assemblöes 
proTinciales^ fait plus de prugr^s par Tapplication des 
id6es de justice, d'egalil^ et de liberte daus les quiuze aus 
^ouJ^s de rav^nemeut de Louis XVI. que dans les vingt- 

springen gewesen wftre, das Emporkommen des BOrgertums als Vor- 

frucht der Sozialdemokratie mit einem gewissen Wohlwollen und geht 
mehr als dio nici'-ten lilioiali u Hi-toi ilxor tiiit der IJevolution durch 
dick und dCtun; eine Hauptbedeutung den Buches liegt is der Mit* 
teilnng massenlialten Materials, wie die ZusammeDsteUungen und Aus- 
sage aos den caiüers, aus den Parlammtsverbandlnngen» aus sonstigen 
Aktenstücken, Büi-bern, UroscliQren, Briefen usw.; etwa fünf Sechstel 
bestehen daran«; wie das Werk in der hish«'ri^en Volhtandickeit tu 
£nde getubrt werden äuU, interessiert hier nicht, lilndlich ist noch 
die Zeitschrift: La revolution fran^aise zu erwabneot die 1881 beim 
Herannahen der Jahrhundertfeier der Revolution gegründet worden 
ist. jabrli.h 2 Bände, lOW bereits 40 Bande; seit 18S8 das Orpan 
der bocitte de i'liistoire de la revolution frau^aise, die übrigens auch 
noch andere Pnblilcationen veranstaUet, mit aiemlich reichlich« ai&ntp 
lieber Unterstfitsnog, sie ist wesentlich dasu bestimmt, die Verfassung 
von 1791 zu verherrlichen und alles Spätere zu beschönigen; sie enthalt 
LebensnachrichtPn von zum Teil sehr unbedeutenden Kcvolutions- 
männem, i'ortruts, Faksimiles von Aktenstücken, Abbildungen von 
Gebäuden, Gedichte, Abbandhingen „ttber das Dntzen in der Rerolu- 
tiotr ; die Abhandlungen sind jedoch zum Teil wertvoll, s. B. Colfavru 
(einer der Pin>kiiIiit'rton dos 2. OezenibtT ]K)'2), Po i'organisation et 
du fonctionnement de la so<iverainete nationale sous la Constitution 
de 1191 (III, 241. 907. 429. 540; IV, 6S6. 694. 806. 915. 10^. 1109) und 
B4organiaation du pouvoir judiciaire (XI, ÜtSO); am wichtigsten sind 
die Arbeiten von Aulard, dessen späteres Buch grofsenteils aus solchen 
Abhandlungen ztisammotif;r''^ftzt ist (z. B. XXXV, 196. 297- 385. 404*, 
XXXVil, 5. 481; XXXV ill, ö. lia^. 
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cinq ans ^coul^s de 1789— 1815*. In der Tat haben die 
rioviiiziulversaiiiinlungeu uud die Kotabeln mehr geleistet, 
als maü gewöhiilicli zugeben will. Viel mehr als man 
glaubt, hingeu die Kevolutionsgesetze mit der Reformperiude 
vor der Revolution, ja sogar mit dem ancien regime zu- 
samineD. Namentlich hinsichtlich der revolutionären Finanz- 
gesetse hat sich die ConstituaDte die früheren Arbeiten 
zu nutze gemacht. Der WiderBtand der Parlamente wftre 
zu flberwindeu gewesen. Das Defizit lifttte leicht beseitigt 
werden können, wenn man ernsthaft gewollt hfttte; aber 
Mirabeau nannte die Staatsschulden tou seinem Stand- 
punkte aus mit Recht den „tr^sor de la nation' (Wahl, 
Vorgeschichte der französischen Revolution. 1905; Stourm, 
Les finances de TaDcien regime et de la ru\ uiution, 2 Bde., 
Paris 1885). 

Auch die politisciien Ideen des 18. Jahrhunderts sind 
nicht die eigentliche Triebkraft gewesen. 

Insbesondere ist die französische Revolution nicht nach 
dem Rezepte Rousseaus gemacht. Rousseau selbst hatte 
das gar nicht beabsichtigt. Soweit der contrat social 
Oberhaupt eine praktische Tendenz verfolgt, ist er im 
Hinblick auf schweizerische ZustAnde geschrieben, um fOr 
sieh selbst als Bürger von Genf, als einen der Souverftae 
jenes Landes das volle Stimmrecht wieder herzustellen, 
welches angeblich seit den Tagen Calvins verfälscht worden 
sei. Wie denn auch das Krscheioen des contrat social 
in Frankreich keioeiiei unmittelbare Wirkung gehabt hat, 
während in Genf Unruhen an^L'^brochen sind, welche die 
Regierung zum Einschreiten vcranhißt und welche die nur 
auf die dortigen Verhältnisse bezügliche Verteidigungs- 
schrift der alettres de la montagne" hervorgerufen haben. 
Durch den ganzen contrat social zieht sich die Über- 
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zenguDg hindarcbt daft deasen VerfasBaogsideale nur in 
kleinen Staaten verwirklicht werden könnten; kleine Staaten 
hätten zwar ihre Gefahren « denen jedoch durch Födera- 
tionen abgeholfen werden könne; aber nur in kleinen und, 

wie er einmal hinzufügt . in kleinen und armen Staaten 
sei eine Demokratie in seinem Sinne möf^licli, s^clion aus 
dem (Irunde. weil nur in solchen die exekutive Gewalt 
ohne Repräsentation hergestellt werden könne; während 
ftlr die mittleren die Aristokratie, für die großen die 
Monarchie die entsprechende Staatsform f^ei; selbst große 
SUdte sind ihm zuwider (II, 9. 10; III, 1. 8. 8. 13. 
15). Vollends die Abhandlung aber die polnische Ver* 
fassungsreform von 1772 ist mit solchen Betrachtungen 
durchsetzt Grofie Staaten sind ihm die erste und haupt* 
haaptsicblichste Quelle fflr das UnglOck des Menschen- 
geschlechts; Kleinstaaten sind als solche eine Wohltat; 
„puisque tous les petits 6tats, röpubliques ou raonarchies 
indifförement, prosp^rent par cela seul qu'ils sont petits"; 
das damalige Polen ist ihm daher viel zu groß; in einciii 
Lande von diesem Umfange sei nicht nur das Königtum 
eine Notwendigkeit, das, wenn es erblich sei, das Grab der 
Freiheit bedeute, sondern auch das Zweikammersystem; 
der grofie Umfang Polens ist fOr Rousseau so sehr das 
,vice radical", das Grundübel, daß er naiv, wie er bftufig ist, 
den Polen eine Verkleinerung des Staates, eine Zusammen- 
ziehung der Grenzen zumutet und ihneu geradezu sagt, 
dafi wenn die Nachbarn in dieser Richtung tfttig werden 
sollten, solches zwar für die abgerissenen Teile schlimm, 
für den liest aber die Vorbedingung einer ernsthalteu 
Reform sein würde; er verlanizt niinde>tens aus jedem 
der beiden Polen und aus Littliauen scilistAndlüP Staaten 
ZU formieren und diese durch ein föderatives Band zu ver- 
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einigen; eigentlich aber masse Polen eine Konföderation 
von 33 Staaten Bein (Consid^rations eap. 5. 7. 8. 10. 11). 
Übrigens hatte schon Montesquieu herrorgehoben, dafi die 
Republik ein kleines, die Monarchie ein mittleres, die 
Despotie ein grofies Territorinm voraussetze; and auch er 
hat schon auf die Föderation von Republiken hingewiesen 
(VIll, lÜ-i^O; IX, 1-3). 

Die lievulution hat aber auch selbst niclit die 
Rousseauschen Maximen befolgt. Denn ganz abgesehen 
davon, daß erst sie es gewesen ist, welche die französische 
Einheit vollendet hat, bat sie gegen zwei Rousseausche 
Grundprinzipien, man könnte sagen gegen die beiden 
Rousseauschen Grundprinzipien verstoßen. Sie hat die 
YolkssouverUnitftt nur in der Gestalt der Reprftsentationi 
anfangs sogar nur als absorptive Repräsentation verwirk- 
licht Und sie hat dagegen die von Rousseau auf das ftuflerste 
bekämpfte Gewaltenteiluog durchzuführen gesucht. Rousseau 
konnte übrigens, wenn es ihm ernsthaft um die Ver- 
bisse luiig konkreter Zustände zu tun war, wie in der pol- 
nischen Verfassungsfrage, von tiberraschender Mäßigung 
sein; so wenn er den Polen rät ..de ni- rien cluuigt'r saus 
nöcessit^" und wenn er sagt, „il ne faut pas outrer mes 
mazimes au del^ de mes intentions et de mes raisons.** 
Soarez hatte ganz recht, wenn er Rousseau dagegen ver- 
teidigte, die Revolution veranlaßt zu haben, und wenn er 
statt seiner Mirabeau, Rarnave und Lameth als die eigent- 
lichen Hochverräter bezeichnete. 

Der Theoretiker der Revolution ist nicht Rousseau, 
sondern Sifeyes gewesen. Er hat das Signal gegeben durch 
die Schrift über die Bedeutung des dritten Standes, die im 
Januar 1789 erschienen ist. Die drei Thesen können vor 
der historischeu Wahrheit nicht bestehen. Der dritte btand 
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hatte erstens schon vor der Reyolution «etwas* bedeutet; 
er hatte in den Generalstftnden eine erhebliche Rolle ge- 
spielt und war spftter im Staatsdienste in einer Weise be- 
rücksichtigt worden, daß die Regierung Ludwigs XIV. ein 

„regime de vilc bourgeoisie" genantit wonleu ist; die meisten 
Minister und Intendanten wurd« n lier roture entnoiiiinen, 
^vit' auch beim Ausbruch der Revolution der vierte Teil 
der Offiziere bürgerlich war. Der dritte Stand war 
zweitens nicht „alles" ; denn neben ihm bestanden die 
beiden anderen Stände, die erst zertrümmert werden 
mußten. Der dritte Stand wollte drittens nicht etwas, 
sondern «alles" sein; ein heutiger Sozialdemohmt konnte 
im Parteiinteresse die Si^yessche BroschQre abdrucken, 
er brauchte nur an allen den Stellen, wo vom dritten Stande 
die Rede ist, den vierten zu setzen. 

Wie in den ftHheren Fsllen, so handelte es sich auch 
diesmal um ein neues EU uK ut, welches emporgekommen 
war. Der dritte Stand (Thierry. Augustin, Essai sur 
rhistoire de la formation Pt du jjro^T^s du ticrs etat ls.")0, 
1853, 1883) fühlte seine Kraft und Stärke als Träger von 
Bildung und Besitz, als „ölite propri^taire et pcnsante'' 
(Jaur^s, II, 1157); er war zum Klassenbewußtsein er- 
wacht, wollte seine spezifischen Interessen verwirklichen 
und sieh deshalb der Staatsgewalt bemächtigen nach der 
Maxime, die im Jahre 1848 auch in Deutschland offen aus- 
gesprochen ist: die herunter, wir herauf. In den tatsäch- 
liehen Verhältnissen der Gesellschaft war die Revolution 
schon eingetreten, ehe sie ausbrach. 

Der dritte Stand enthelirte zwar der Geschlossenheit 
einer scharf attgegreu/ten (jni{)pe, er bestand vielmehr aus 
den heterogensten Elementen, aus Bankiers, Kaulleuten, 
Gelehrten, Kanstlem, Handwerkern, Gesellen, Krämern, 



112 2. Abselmitt. Die VerwirUichnng dieter Ideen. 

Bauern, Tagelöhnern, Tagedieben, Vagabunden, so dafi sehen 
w&hrend des anden rögime der Vorschlag aufgetaucht war, 
die unterste Schicht als quatri^me 6tat absusondem. Er 
bildete ein ganses eigentlich nur in negativer Rficksicht 
durch den Gegensats sn den briden privilegierten Stinden. 
Vorlniifig genügte das, um die bisherige Verfassung über 
den I laufen zu werfen. 

Um so nit hr, als es an jedem ernsten Widei-stande 
fehlte. Die Krilftc, welche ein Jahrtausend hindurch die 
Geschicke des Landes bestimmt hatten, waren verbraucht, 
sowohl das Königsgeschlecht, diese „troisi^me race". welche 
einst Gestalten wie Ludwig IX., Ludwig XL, Frans L, 
Heinrich IV. und Ludwig XIV. hervorgebracht hatte, und 
der es gelungen war, die französische Einheit herzustellen, 
begünstigt dadurch, dafi die Erone vierzehn Generationen 
hindurch vom Vater auf den Sohn überging, während die 
Dynastengeschlechter ausstarben. Ebenso verbraucht war 
jener germanische Adel, der einst mit der Dynastie in die 
Herrschaft des Landes sich geteilt hatte: er war kein 
politischer Adel mehr, er war zum Hofadel herabgesunken. 

Es hat eben alles seine Zeit. Der französische Staat 
war alt und schwach geworden; man hatte aufg' liört ihn 
7M fürchten und sich daran gewohnt ihn zu mißachten. 
Wie Condorcet einmal gesagt hat: man litt schon damals 
unter den Kachteilen der Anarchie, wfthrend man glaubte, 
die des Despotismus zu empfinden, oder wie Wahl es aus- 
drückt: im ausgehenden ancien regime habe eine Neigung 
zu überm&fliger Humanitftt bestanden, mit der nur gelegent- 
lich große Harten, die dann als Ungerechtigheiten empfunden 
seien, abgewechselt hätten; es sei gewesen, als ob alle 
Vorgesetzten an ihrem Rechte zu herrschen gezweifelt 
hätten. Vor allem bat die Armee in der entscheidenden 
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Stunde Yersagt Der Gewalt von unten trat keine Gewalt 
von oben entgegen; ein Umstand, der auch das Gelingen 

der beiden englisclien Kevolutioneü und der aiuerikanischen 
Revolution herbeigeführt hat. 

Der Kaiupf war tiutzilem gewalts:am. Wie einst auf 
dem Höhepunkte der erbten englischen Revolutiun Stimmen 
laut geworden waren, daß die von der normannischen 
Eroberung neb herschreibende Staatsordnung vernichtet 
werden mQBse, daß dagegen das Recht ^er alten Sachsen 
wiederherzustellen sei durch Abschaffung der Erbfolge nach 
Erstgeburt oder, wie Milton wollte, durch eine neue Acker- 
TOrteUung (Ranke, III, 328. 379. 398), so bat es auch da- 
mals in Frankreich nicht an Stimmen gefehlt, dafi die Ton 
einer Handvoll Barbaren im 5. Jahrhundert gemachte Er- 
oberung den Nachkommen der Unterworfenen keinerlei 
VtipUichtung gegen die Nachkommen der Eroberer, der 
Conquistadores auteriege. Auch Sidyes kumuit darauf zu 
sprechen und meint, daß der Tiers sich auf die Zeit 
vor der Eroberung berufen könne, und daß die Abkömm- 
linge der bürgerlichen Kelten und Römer, bei denen jetzt 
die St&rke liege, wohl berechtigt seien, die angeblichen 
Abkömmlinge der wilden Eroberer in die Wftlder und 
Morftste des alten Deutschlands zurQckzutreihen. So an- 
gesehen wOrde die Revolution etwas von einem Rassen- 
kampfe an sich haben, von einer Erhebung der keltischen 
üreinwohnerschaft, von einer stftrkeren Geltendmachung 
des römischen Wesens, wie ja die Erinnerung an das Römer- 
tum, namentlich in Äußerlichkeiten bald genug stark 
hervortrat. 

Der weitere Verlauf der Revolution beruhte zunächst 
darauf, daß in allen Revolutionen mit Naturnotwendigkeit 
die Entschiedenen das Übergewicht Uber die Gemäßigten 

TOB Heier, Fraui. Eiofl&tM 1. 8 
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gewinnen* Wie Momnuen eiDmal sagt: Die Demokratie 
habe sieh immer dadurch vernichtet, dad sie die Kon- 
sequenzen ihres Prinsips durchgeführt habe (Römisches 
Staatsrecht, I, 15) ; das weise Mafihalten sei das wunder- 
bare Vorrecht Roms bei allen seinen politischen Schöpfungen 
gewesen (Römische Geschichte, II, 698); gerade unlogische 
und selnvaiikende Begriffe hiUten oft die Geschichte gemacht. 
Aber im allgemeiin n gehört die Welt nicht dem Verstände, 
sondern der Leidenschaft. An zweiter Stelle beruht der 
Verlauf der Revolution darauf, dafi die Einheit des dritten 
Standes sehr bald in die Brüche ging und daß die wirk- 
liche Bildung und der wirkliche Besita der Michtbildung 
und dem Niehtbesits, dafi sich Bourgeoisie und Feuple 
feindlich entgegentraten, viel früher als man gewöhnlich 
annimmt Denn Siftyes hatte nicht lange nach seiner 
Broschüre schon am 22. Juli 1789 von den wahren Aktionftreu 
gesprochen, die allein berechtigt sein sollten; die wahren 
Aktionäre seien aber uur die. die etwas beitrügen. Später, 
anfangs 1792 hieß es sogar: Propri tanes! les hommes qui 
n'ont rien, ne sont pas vos t'|:?aux. Les v6ritables citoyens 
sont ceux qui ont de possessiou, les autres nc sont quo 
prolötaires ou faiseurs d'enfants (Jaurös, I, 381; II, 
1043—1048). Der gegenseitige Haß ging bald genug in 
Taten aber. 



Die verschiedenen Phasen der Revolution haben sich 
in drei Verfassungen krystallisiert, die Verfassung der Con- 
stituante vom 3./14. September 1791, die Verfassung des 
Konvents vom 24. Juni 1793 (an II) und die gleichfalls vom 
Konvent erlassene sogenannte Direktorialverfassung vom 
5. fructidor III, 22. August 1795. 

Die Verfassung der Constituante ist allmählich ent- 
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standen in der Weise, daß die Versammlung auf Vorschlag 
ihres Verfassungsausschusses eine Reihe von Dekreten an- 
nahm, die iiiu lMleiu sie vom Könige gutgeheißen waren, 
sofort ins Leben traten: die Döclaration <ies droits de 
1 honime et du citoyen 20. August 3. November 1789; der 
Acte constitutionnel sur les pouvoirs publiques 1. Oktober / 

3. November 1789, der in 19 Artikeln die Gewalten des 
Kölligs und der Nationalversammlttng gegeneinander ab- 
grenzt; der Acte eonstitntionnel sar les impftts et sor la 
Promulgation des lois 12. Oktober/ 6» November 1789; die 
Tier VerwaltungsorganisatiODSgesetze, loi sur les chef lieuz 
des döpartements 9. Dezember 1789 /8. Januar 1790; loi 
qui divise le royaume en 8H d^partements 26. Februar/ 

4. März 1790; loi sur les aiuuicipalitös 14./18. Dezember 
1789; loi sur les ^lectious et sur les administrations 
departeiuentales Art. 1 — 12. 8ect. 2, 3; der Acte con- 
stitutionnel sur le droit de paix et de guerre 22.111. Mai 
1700; das Gerichtsverfassungsgesetz H>./24. August 1790; 
endlich loi snr Torganisation du corps Mgislatif vom 13./ 
17. Juni 1791, dessen mehr als hundert Artikel grofien- 
teils Wiederholungen aus den Gesetzen vom 1. Oktober/ 
3. November 1799, 12. Oktober / 6. November 1789 , 22./ 
27. Mai 1790 enthalten. An der Zusammenstellung der 
wichtigsten Bestimmungen dieser Gesetze war seit dem 
6. August 1791 gearbeitet worden, wobei es an einzelnen 
Müdilikationcn nicht gefehlt hat; diese Zusammenstellung 
ist von der Nationalversammlung am 3. September 17i>l 
angenommen, vom Kftnige am .14. September sanktioniert. 
Die Constituante war zuletzt insofern konservativ «geworden, 
als sie ihr Werk sicherstellen wollte. Sie hat deshalb 
dieser Verfassung einen Schutz angedeihen lassen, wie er 
keiner anderen Verfassung in der Welt vorher oder nach- 

8* 
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her xateil geworden ist. Zunächst durfte während der 
nächsten und ahemächsten Legislaturperiode, das heifit in 
der Zeit von 1791 — 96 die Änderung keines einzigen 

Aiükelb auch nur vorgeschlagen werden. Später sollte eine 
Revision nur dann statthaft sein, wenn drei aufeinander 
folgende Legislaturen Übereinstimmende Beschlüsse gefaßt 
hätten. Die beiden ersten Legislaturen durften sich nur 
in den beiden letzten Monaten ihrer letzten Tagung damit 
befassen I die dritte nur am Ende ihrer ersten oder am 
Anfang ihrer zweiten Tagung. Die vierte Legislatur bildete 
dann die assemblte de revision, aber nur nach Verstärkung 
um 249 Mitglieder (Verdoppelung der Abgeordneten nach 
der Volksaahl der Departements), wobei die Mitglieder der 
dritten Legislatur unberücksichtigt bleiben mufiten, und 
nur nachdem die Revisionskammer in corpore und jedes 
Mitglied perÄonlich be.sondere Eide geleistet hatte. Der 
Plenareid lautet«: de vivre libre ou mouiir (VII, 1 — 8). 
Auf ein Jahrzehnt, bis Ablauf des Jahres isul. schien des- 
halb diese Verfassung gesichert, um so mehr, da sie außer- 
dem der Treue des Corps l^gislatif, des Königs und der 
Richter, der Wachsamkeit der Familienväter, der Gattinnen 
und Mfitter, der Liebe der jungen Bürger und dem Mute 
aller Franzosen anvertraut war (VIII, 8). 

Die Revolution wurde trotzdem nicht geschlossen. Die 
Legislative hat swar keine neue Verfassung gemacht, aber 
die bestehende auf zwei wichtigen Punkten durch Ab- 
sehafRing der Monarchie und durch Ausdehnung des Wahl- 
rechts moditiziert. Vor Ablauf ihrer verfassungsmaßigeu 
Lebensdauer trat am 21. September 1702 der Konvent an 
ihre Stelle, der am 24. Juni 179o eine neue Verfassuug 
erließ. Diese ist aber schon am 10. Dezember 1703 sus- 
pendiert mit der Erklärung : le gouvemement provisoire de 
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la France est rerolutionaire jusqu'ä la paix. Es entstand 
damals jene Diktatur des Gonvents, seiner AussebUsse und 

seiner Koniiiüssariei], die durch das Gesetz vom 4. Dezember 
1793 (14. Bruniaire II) in einige Form gebracht wurde. 
Dieser provisorisclie Zustand hat iinch dem Auihoren 
der Schreckensherrschaft nach dem Thermidor 1794 fort- 
bestanden, hat aber doch nicht bis zum Frieden gedauert; 
vielmehr gab derselbe Konvent, der die Verfassung von 
1793 beschlossen hatte, unterm 5. Fntctidor III, 22. August 
1795 eine neue, sehr ausfahrliehe von 877 durchgehenden 
Artikeln, die sogenannte. Direktorialverfassung, die Im 
wesentlichen eine Wiederherstellung der Verfassung von 
1791 war und in der Hauptsache eine Beaktion bedeutete. 
Sie ist ins Leben getreten, nachdem der Convent am 
2(5. Oktober 1795 seine Sitzungen geschlossen hatte. 

Diese drei \ ertussunpen zerfallen wie die der uord- 
amerikauischen Einzel^^taateu in zwei Abteilungen: die 
Deklaration der Meu&chearechte und die eigentliche Yer- 
fassung. 

Jellinek hat zuerst wieder energisch darauf hingewiesen, 
dafi die Deklaration der Mensehen- und BQrgerreehte kein 
Originalwerk der französiscben Revolution, sondern blo6 
eine Nachahmung des amerikanischen Vorbildes gewesen 
ist. Die Verbindung zwischen den fahrenden Mftnnem 
beider Lünder war eine sehr innige. Adam, der Urheber 
der Verfassung von Massachusetts, war schon 1779, Jefferson 
1783 nach Paris gegangen: Franklin, der dort gleichfalls 
lebte, hatte 1783 die auierikauische Verfassunf? in franzö- 
sischer Übersetzung herausgegeben; einer seiner nftchsten 
Freunde war Condorcet; im Verfassungsausschusse saß 
neben Condorcet Thomas Payne als Abgeordneter des Pas 
de Calais, wie kein anderer mit den beiderseitigen Menschen- 
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rechten bekannt, der atieh in beiden Lftndeni amtliche 

Stellungen bekleidet uud iu einem Briefe an Si^yes vom 
8. Juli 1791 sich dahin geäußert hat: die Krklflrungen 
der Rechte vod Frankreich und Amerika sind ein und 
dasselbe im Grundsatz und fast im Ausdruck (American 
constitutioDal praecedences in The american historical revue, 
VIII, 466 ff. 473 ff.)- Auch Aulard und Jaurto erkennen 
das an. In der Tat i»i die Übereinstimmaog bo voUsUndig, 
dafi sie aus der allgemeinen Stimmung des 18. Jahr- 
hunderts schlechterdings nicht erklärt werden kann. Der 
Widerspruch eines Hannes wie Bontmy gegen Jellinek ist 
unbegreiflieh. (Boutmy in den Annales de T^le libre des 
sdences politiques XVII, 415—443; die Replik von Jellinek 
in der Revue du droit public et de la scieuce puliUque eu 
France et h Tötranger XVIII. aöö~4UU.) 

Die Deklarationen beschränken sich iu beiden Ll\mlern 
nicht auf individuelle Rechte, wie die deutschen Grund- 
rechte von 1848, sondern erstrecken sich auf die Grund- 
lagen des staatlichen Lebens. Sie sollen maßgebend sein 
fQr die Gesetzgebung, als Emanationen eines obersten 
Gesetzgebers, des höchsten Wesens, das in den Eingängen 
der Deklarationen angerufen wird ; in denen von 1791 und 
1795 unter der Formel ,en pr^nce et sous les auspices 
der^tre suprdme", in der von 1798 unter der Formel .en 
pr^sence de Tfitre suprßme"; nur der girondistische Ent- 
wurf von 1703 hatte die Formel weggelassen. 

Nicht daß die Abgrenzung des Inhalts der grund- 
legenden I)t klnrationen und der eigentlichen Verfassungen, 
welche die Durchführung im einzelnen zum Gegenstände 
haben, logisch ganz korrekt wäre. In Nachahmung des 
amerikanischen Vorbildes zeigt auch die französische Ab- 
grenzung eine ganz unnationale ßystemlosigkeit, wenigstens 
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in denVerfassiniRswerken der Jahre 1791 und 1795, wo manclie 
dieser rinindla'^en auch m die Verfassungen im engeren 
Sinne aufgenuminen sind, wenigstens aus den Deklarationen 
hier wiederholt werden ; während in dem Verfassungs werke 
von 1793 eine reinliche Scheidung stattgefunden hat, so 
dafi alle grundlegenden Normen nur in der Deklaration 
und nicht in der Ver&ssung selbst enthalten sind. 

Übrigens beliehen sieb die Deklarationen nicht bloß 
auf Rechte, seien sie sulgektiTer oder objektiver Art ; viel- 
mehr war schon in der Einleitung der Deklaration ton 
1789/91 gesagt, sie sei bestimmt, den Gliedern des sozialen 
Körpers auch die Pflichten allezeit vor Augen zu bringen; die 
sonst wcscutlich gleichlautende Fassung vuü 1793 hatte zwar 
die Erwähnung der PHicliten weggelassen, aber die Deklara- 
tion von 1795 zählt neben den Rechten auch ausdrücklich die 
Pflichten in neun Artikeln auf: „tous les devoirs de Fhomme 
et du citojen", heifit es, ,d6rivent de oes deux principes 
gravis par la nature dans tous les coeurs: ne faites pas 
k autrui ce que vous ne voudries pas qu'on vous fit; faites 
eottstamment aus autres le bien que vous voudries en reeevoir* 
(Art II) ; „les obligations de ehacun envers la soei6t6 con- 
sistent h la d^fendre, h la servir, k vivre soumis aux lois 
et k rcspecter ceux qui eu sout les organs" (Art. III); 
niemand kann ein guter Bürger sein, wenn er nicht ein 
guter Sohn, ein guter Vater, ein guter Bruder, ein guter 
Freund, ein guter Gatte ist (Art. IV); man soll die 
Gesetze beobachten, sonst befindet man sich im Kriegs- 
sustande mit der Gesellschaft, macht sich ihres Wohl- 
wollens und ihrer Achtung unwQrdig (Art. V— VII). Auf 
der Aufrecbthaltung des Eigentums beruht Landwirtschaft 
und Industrie, jede Art von Arbeit und die soziale Ordnung 
(Art. VllI). 
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Die Yeifassungen Bind nicht wie die Deklarationen 
Nachahmungen, weder nach amerihanischem , noch nach 

englischem Muster. Die Verfassungen der amerikanlBchen 
Eiuzt'Lstauten konnten nicht nachgeahmt werden wegen der 
Verschiedenheit des Gebietsumfangs und wegen der Ver- 
st.- hie denheit in der Ausdehnung der Staatstätigkeit. Eine 
Nachahmung Englands scheiterte schon an dem .goütnaturel 
de la simplicit^ et de Tuniformit^", wie sie dem »eq^rit 
fran^ais' eigentamlich ist. Aber aufierdem wollte man von 
der englischen Verfassung nichts wissen, nur Yor dem 
Auahmch der Revolution war $ie von Necker und einigen 
anderen empfohlen. Die drei Revolutionsverfassungen sind 
vdllig originale Sch<ypfiingen, ganz und gar französische 
Produkte, Verfossnngen, wie sie bisher noch niemals zu- 
staudegebracht waren. Nicht der möjzlichste Anscliluü an 
das Bestehende, sondern die möglichste Entfernung von 
dem Bestehenden ist maßgebend gewesen. Auf den Kopf, 
auf den Gedanken hntte man sich gestellt, um nach ihm 
die Wirklichkeit zu gestalten, als ob man nur mit der 
Kenntnis des Polarstems ausgerüstet, ohne Kompafi, Karten 
und Steuerruder sich auf die hohe See begeben hatte. 

Den Verfassungen entsprachen die Gesetze. Aneb sie 
und selbst solche, die an sich mit der Revolution nichts zu 
tun hatten, beruhten auf theoretischen Gesichtspunkten. 
Weder das neue Maß- und Gewichtssystem, noch der 
neue Kalender sind aus praktischen Bedürfnissen hervor- 
gegangen. Zumal der neue Kalender, bei dessen Ein- 
führung zwar auch die Kirchenfeindlichkeit niitgewirki hat, 
war eine so iinprakti^^che Maßregel, ein solches Monstrum 
einer Zeitrechnung, daß man, nachdem mau sich 14 Jahre, vom 
22. September 1702 bis 1. Januar IBOti damit geplagt hatte, 
sich endlich doch zu seiner Beseitigung entschliefien mußte; 
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. nur wenige hatten Lust gehabt, sich die auf zehn Stunden 
hereehneten neuen Uhren anzuBchaffon (Viliain, Stüdes aar 

le calendrier republicain in der Rev. fr. YII, 451. 535; 
VIII, 623. 740. 830. 883). 



Zwei H&ttptgrundlagen sind in den Deklarationen, in 
der Verfassung und in den Gesetzen der Revolution ent- 
halten: die Volksflouverftnität und die Gewaltenteilung. 

L 

nie TolkmonrerinitU. 
1. Die Verflasauiiff von 1791. 

Die Deklaration beschränkt sich auf den Satz: „Le 
priucipe de toute souverainetti r^side essentiell ement dans 
la nation , nul corps nul individu peut exercer d'autoritö 
qui n'en emane express^meiit". Ebenso heißt es ziemlich 
wörtlich in der Verfassung von 1791 Titel III, Art. 9. 

Nach der Verlassung von 1791 wollte jedoch das Volk 
die SouTerftnetät nieht selbst ansahen. ,La nation, de qui 
senle ^nuinent tous les pouvoirs, ne peut les exercer que 
par de d616gations par lesquelles la nation francaise est 
reprösentöe" (Tit. III, Art. 2). Die Verfassung ist deshalb 
endgültig von der Kationalyersammlung festgesetzt, keinerlei 
Volksabstimmung unterworfen; das Plebiszit hatte in dieser 
Verfassung keine Stelle. 

Bei der Bildunp: dieser Repräsentation wollte man dem 
Beispiele dieses ZNVt'üwUiiiiii rsystems in Eu^r)nnd und Amerika 
nicht folgen, so leicht auch ein Oberhaus nach englischem 
Muster aus den beiden oberen St&nden herzustellen ge* 
wesen wftre. 

Es sollte ein einziges Organ sein, mit totaler Er- 
neuerung alle zwei Jahre. 
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Schon das Gesetz, aus dem die Constituante selbst 

hervorgegangen war, das Werk Neckers (arrfit vom 
27. Dezember 1788, röglement ])Our la couvocation des 
t^tats g^n6raux vom 27. Jauuar 1789) hatte alles auf Wahlen 
i^t stellt, wie in den Vereinigten Staaten, indem es keinen 
einzigen gab, der kraft eigenen Rechtes in der Versamm- 
lung gesessen hätte, wie in England, wo tateichlich sogar 
das Unterbaus in seiner Mehrheit damals aus Ernannten 
bestand. In jedem der drei St&nde war die Beprisentation 
anders geordnet als beim letzten Zusammentritt 1614; beim 
ersten Stande beschrftnltte sie sich nicht mehr auf den 
alten Lehnsadel, beim Klerus trat dureh AufiDahme der Pfarrer 
eine durchgreifende tJmgestaltung ein, beim Tiers wurden 
die Abgeordneten nicht bloß aus den größeren Städten ge- 
nommen, wie bisher, auch war die Stimmberechtigung einem 
Jeden gewiUut, der eine direkte Steuer zahlte; die Wähl- 
barkeit wurde an keine ständische Schranke gebunden. Da 
dem dritten Stande ebenso viel Abgeordnete zugebilligt 
waren wie den beiden anderen zusammengenommen, so war 
die Vernichtung der st&ndisehen Gliederung nur eine Frage 
der nftehsten Zukunft, denn das doublement du tiers hätte 
gar keinen Sinn gehabt, wenn wie bisher nach Ständen 
(Kurien), nicht nach Kdpfen abgestimmt wäre. 

An das Naturrecht konnte man sich nicht halten, da 
jene Theoretiker sich mit dieser praktischen Frage so gut 
wie gar nicht befaßt hatten; Rousseau ließ vollends im 
Stich, da er für die Gesetzgebung überhaupt keine Re- 
präsentation zuließ. Aus den Menschenrechten konnte eine 
direkte Antwort auch nicht entnoniinen werden. Denn 
wenn es auch im Art. 1 hieß: „Les horames naissent et 
demeurent libres et 6gaux en droits**, so hieß es doch 
weiter: »les distinctions sociales ne peuvent 6tre fondöes que 
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Sur Tutilit^ commuüe\ Uud wenn es im Art. 6 hieß: 
„Tous les citoyens ont droit de concourir personellement 
ou par leurs repr^sentants k la formation de la loi; tous 
les citoyens ^tants (>ji;aux sont ^galement admissibles ä 
toute dignit^, place et emploi publique", so hieß es doch 
weiter: „selon lenr eapaeitö"; uud wenn diese Einschränkung 
auch wieder wett gemacht zu Bein seheint durch die Worte 
«Bans autre distinetion que celle de leur vertue et de leur 
talent", so ist doch in diesem Art. 6 nicht wie im Art. 1 
Yon Menschen, sondern von Bürgern die Rede wie auch im 
Titel I, Art 1 der Verfassung, wo es heifit: .que tous les 
citoyens sont admissibles aux places et emplois'*, so dafi wie 
im 2\.Uüi itcht die i idgc ofleu bleibt, ob Mensch und Bürger 
gleichlautende Begriffe seien. 

Man l)efaiid sich in ollenbarer Verlegenheit. In die 
konstitutionellen Dekrete vorn September 1789, welche 
bereits in nuce die Verfassung von 1701 enthalten, wurde 
über das Wahlrecht noch nichts aufgenommen. Erst das 
Gesetz vom 22. Dezember 1789/8. Januar 1790 sur les 
^lections et sur radministration des döpartements, dessen 
erste Sektion von der Wahl zur Legislative handelt, brachte 
die Entscheidung, aber noch nicht die definitive, da die 
Frage bei Festsetzung der Verfassung von 1791 von neuem 
erörtert und hinsichtlich des passiven Wahlrechts abweichend 
beantwortet wurde. 

Das aktive Wahlrecht war kein allgemeines, deon es 
stand, mit Ausschluß des Gesindes in Lohn und Kost, nur 
deujeuigeu 25jährigeu Männern zu, welche eine direkte 
Steuer im Werte von drei Arbeitstagen, das heißt von 
drei Francs, entrichteten. So war wenigstens der Wert der 
drei Arbeitstage durch das Gesetz vom 15./16. Januar 1790 
fisstgesetzt, wogegen die durch Gesetz vom 28.^29. Mai 1791, 



Digitized by Google 



124 2* Abschnitt. Die Verwirklichung dieser Ideeo. 

Titel II, A.rt 3 herbeigeführten Modifikationen um bo 
weniger in Betracht kommen, als sie niemals praktisch ge* 
worden sind. 

Gewiß war eine so weitgehende Beteiligung noch nie 
gewahrt worden. Aber immerhin war das souveräne Volk, 
von dem alle staatliche Gewalt ausging — denn nicht nur 
um die Wahlen zur Legislative handelte es sich, da auch die 
sämtlichen übrigen Staatsorgane, Richter und Yerwaltungs> 
beamte gewählt wurden — nicht das Volk im natürlichen 
Sinne. Die grofie Mehrheit der Constituante wollte gar 
kein sttffrage universel. In den Demokratien des Alter- 
tums habe es anch nicht bestanden, überall hAtten die 
Sklaven des Wahlrechts entbehrt; das W&hlen sei über- 
haupt kein Recht, sondern eine Funktion, an der nur solche 
teilhaben dürften, welche den bestehenden Zustand kon- 
servieren, nicht auch solche, welche überhaupt keine Re- 
gitiimy wollten: auf der Mittelklasse müsse die ])olitische 
Macht beruhen; Literaten und Jouroalisten kuiinteu in den 
Wahlversamnilungen viel Ihiheil anrichten: die Revolution 
habe ihren Zweck erreicht, sie sei nunmehr zu Ende. 
RohcRpierre hatte allerdings, um den Ausschluß der Ärmeren 
ad absurdum zu führen, darauf hingewiesen, da6, wenn der, 
welcher keine Steuer im Werte von drei Arbeitstagen zahle^ 
minderes Becht haben solle als der, welcher solche zahle, 
konsequenterweise auch der, welcher den Wert von zehn 
ArbeitstageD zahle, entsprechend grüfiere Bechte haben 
müsse, also der, welcher 100000 Fr. Einkommen beziehe, 
hundertmal mehr Rechte als der, welcher 1000 Fr. beziehe. 

Statt wie bisher in drei mehr oder weniger natürliche 
Stände, winden Tiunmehr die Franzosen in zwei künstliche 
Klassen geteilt, deren Angehörige als Aktiv- und Passiv- 
bürger voueinander geschieden wurden, während sie eigent- 
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lieh, da die PaBsivbOrger von jedem politischen Tun aus- 
geschlossen waren, Bürger and Schutzverwandte hatten ge- 
uannt werden müssen. Die Teilung war die von Ilerrsi iit-nden 
und Belierrschten, von bourgeoisie und peuple. An Stelle 
des StandesuDterschiedes war der Unterschied im Bej^itz 
getreten; nicht der Unterschied von Besitz und Michtbesitz, 
denn dazu hatte man za tief nach unten gegriffen; die 
damalige Abgrenzung war nicht im Sinne der spätere 
Bourgeoisie, des pays l^al der Restauration, der Juli- 
dynastie und der belgischen Verfassung; aber immerbin 
betrug die Zahl der Passivbttrger etwa 3000000 gegen- 
über von 4900000 Älstivblkrgern ; nur ein Teil des Tiers 
hatte politische Macht erlangt, während der andere Teil, 
die sogenannten classes dangereuses, die. welche die Revolu- 
tion bis dahin geiuacht hatten, die Bastillestürmer, die 
Milnner und Weiber dos 5. und »>. Oktober, die sie aueh 
noch weiter machten, die aber, das Autlitz bloß gegen das 
ancien regime gerichtet, sich wohl über das Veto des Königs, 
die Entscheidung aber Krieg und Frieden aufregten, w&brend 
sie diese Entrechtung wenig empfanden, vOIlig ausgeschlossen 
waren. 

Das aktive Wahlrecht, wie es kein allgemeines war, 
war auch kein direktes. Die Aktivbarger hatten nicht die 
Mitglieder der gesetzgebenden Versammlung und der Be- 
hörden selbst zu bestimmen, sie waren nur Urwähler, deren 
einzige Funktion iu den assembl^es primaires sich auf die 
Wnhl von ölecteurs de seeoiid degrd, bekundärwilliler, be- 
schränkte. Die zeiisitären Ansprüche, welche au diese Wahl- 
niänner gestellt wurdeu, die aas ihrer Mitte die Abgeord- 
neten zu wählen hatten, waren viel höher. Sie bestanden 
nach dem Gesetz vom 22. Dezember 1789 in einer Steuer- 
zahlung im Werte von zehn Arbeitstagen — der VerfassungSp 
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auasehttfi hatte sogar 40 Tage Torgesehlagen, was zur Folge 
gehabt haben wQrde, dafi es auf dem Lande nur sehr wenig 

qualitizierte Wahlmftnner gegeben hätte — ; bis dann die 
Verfassung von 1789 (Titel III, Kap. 1, Sektion 2, Art. 7) 
ein sehr kompliziertes System aufstellte, welches ein nach 
den Quellen, aus denen es floß, und nach den Lokalitäten, 
in denen es verdient wurde, bestimmtes Einkommen gleich« 
falls auf Arbeitstage reduziert, vorschrieb, durchweg ein sehr 
hohes, namentlich in den Städten über 6000 Einwohner. 

Die Wählbarkeit, und das ist das eigentlich Ent- 
scheidende, war an einen noch viel höheren Zensus ge- 
bunden. Nach dem Gesetz vom 22. Dezember 1789 an eine 
Steuer im Werte von einer Mark Silber, das heißt von 
etwa 25 Fr., dem in Paris eine Wohnungsmtete von 750 Fr. 
entsprach, und außerdem an den Besitz von i^gend^Ye]chem 
Grundeigentum. Da diese Festsetzung großes Ärgernis er- 
regte, weil durch einen derartigen Zensus, wie Camilla 
Desraouliiis sagte, Rousseau, Corneille und Christus von 
der Wählbarkeit ausgeschlossen gewesen wären, Christus 
wahrscheinlich auch vom aktiven Wahlrecht, und weil wirk- 
lich nur der vierte Teil der Nation w&hlbar war, so ent- 
schlofi man sich, in der Verfassung von 1791 (Art 8, 
Sektion 4), unter Erhöhung des Zensus für die Wahl- 
m&nner, hinsichtlich der Abgeordneten auf jeden Zensus 
zu verzichten. Das hat jedoch auf die Wahlen zur Legis- 
lative keine Anwendung mehr finden kOnoen, weil keine 
Zeit mehr war, die nach dem System von 1789 bereits 
aufgestellten Listen noch zu ändern, und hat überhaupt 
niemals Anwendung gefunden (Aulard, (iü— 80. 158 if. 
Jaurös, L ;J2. 378-;3<>9. 7:36 ff.). 

Die Zweiteilung der Franzosen in Herrscher und Be- 
herrschte wurde dadurch zum Abschluß gebracht^ dafi nur 
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die AktivbQrger und deren Ober 18 Jahre alte Söhne zur 
Nationalgarde gehören sollten; es durften sogar nnr die- 
jenigen das Stimmrecht ausfiben, welche in das Register 

der National garde eingeschrieben waren. Vergebens hat 
Rohespierre die Zulassung der i'assivbürger zur National- 
garde verlangt. Die Nationalgarde war wesentlich zur 
Aufrechiiialtuug der Ordnung im Inneren lu'stimrat, „essen- 
tiellement destinöe ä agir contre les perturbateurs de 
l'ordre" (acte constitutionel sur la force ]>iiMique vom 0. De- 
sember 1790; Verfassung yon 1791, Titel iV). Sie hat als 
Organ der Bourgeoisie am 17. Juli 1791 das massacre du 
ehamp de Siars angerichtet, worlLber später seitens des 
Proletariats durch eine besonders grausame Hinrichtung 
des damaligen Befehlshabers, des Maires Bailly, quittiert 
wurde. Das war in einem ganz anderen Sinne, als nach 
Gneist das steheutle Heer und die Landwehr, eine Be- 
waÜDung der Besitzenden gegenüber den Nichtbesitzenden. 
Es zog die wunderbarsten Konsequenzen nach sich ; wegen 
Verletzungen des Vereins- und Versammlungsgesetzes vom 
30. September / 9. Oktober 1791 sollten die AktivbUrger 
aus den Bflrgerlisten auf gewisse Zeit gestrichen, die 
PassiTbttrger mit einer Geldstrafe belegt werden, wenn sie 
Ausl&nder waren mit einer sehr hohen von 3000 Fr, 

In den schärfsten Konflikt zwischen Prinzipien und 
Tatsachen geriet man bei Regelung der kolonialen Ver- 
hältnisse. Es sind weder die Sklaven Iflr frei erklärt 
noch die farbigen EigentOmer den weifien gleichgestellt 
worden, so daß Jaurt's darüber in die Worte ausbricht: 
„Jupque-lc\ la rövolutiou avait bourgeoisc mais probe; 
h la question coloniale eile a pour la preniit're fois comme un 
avant-goüt de regime censitaire, de corruption orl^auiste, 
d'oligarehie capitaUste et financiöre' (1,59.137.387.660—675). 
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Überhaupt wurden die PassWbarger, d. h. die ftrmereD 
Volksklassen, schlecht behandelt. Aus den Menschenrechten 

wäre (loch zu folgern gewesen, daß jeder die freie Ver- 
fOü^ung über seine Person und seine Arbeitskraft haben 
müsse, (laß niemand gezwungen werden könne, lediglich 
als Instrument eines anderen in dessen Interesse zu arheiten. 
Als aber im Frühjahr 1791 in Paris ein Ziuimermanns« 
streik ausgebrochen war und sich beide Teile, Arbeiter 
und Unternehmer, deshalb an die Autoritäten gewandt 
hatten, merst die Unternehmer an die Munizipalität, die 
Arbeiter an die NationaWeraammlung, nahm die Bewegung 
. einen Ausgang , den man vom prinzipiellen Standpunkte 
aus nicht h&tte erwarten sollen. In der Eingabe der d- 
devant mnttres charpentiers vom 30. April 1791 ist bereits 
alles enthalten, was jemals später vom Unterue linier Stand- 
punkte gegen Streiks gesagt ist; der Antratr auf Verbot 
dirartigcr Koalitionen und auf Bestrafung der Zuwi ier- 
hamleluden war sogar auf die Menschenrechte und die Frei- 
heit gestützt, da die Freiheit nur auf die Individueu, nicht 
aber auf die durch die Revolution abgeschafften Korpora- 
tionen sieh bezöge. Auch die ouvriers en Tart de la char- 
pente de la vlUe de Paris in ihrer Eingabe an die National- 
versammlung vom 27. Mai 1791 verhalten sieh ganz wie 
beute; sie wollen mit den Unternehmern zusammenkommen, 
um sich mit ihnen zu einigen, sie rufen die obrigkeit- 
liche Vermittlung an. Das Gesetz vom 14./17. Juni 1791 
sur k's Loalitions, nach dem Berichterstatter loi Chapelier 
genannt, stellte sich völlig auf den Unternehmerstandpuükt. 
Da alle Arten von Kijrporationen zwischen dm Angehörigen 
derselben Profession verboten seien, so dürft« n m derartigen 
Versammlungen weder Präsidenten, Sekretäre und Syndiken 
bestellt, noch Uber angeblich gemeinsame Interessen Be- 
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scUflsae gefafit werden, die yielmehr von den Behörden 
fllr nichtig erkiftrt werden mflssten; alle Verabredungen, 
auch die eidlich hekrftftigten, darauf gerichtet, Arbeits- 
leistungen geiiieiiisam zu verweigern oder nur einem 
bestimmten Preise zu gewahren, seien unkonstitutioiiell, 
.attentatoires h la liberte et ä la declaration des ih it- 
de l'homme" und von keiner Wirkung; diejenigen, seien es 
Unternehmer, seien es Arbeiter, welche dagegen handelten, 
werden ein jeder mit 500 Fr. und einjähriger Entziehung 
der alitiven BQrgerrechte bestraft; diejenigen, welche solche 
Besehlfisse oder Vertrage provoziert oder unterzeichnet 
haben, sollen bei persönlicher Haftung der Behörden zu 
keinen difentlichen Arbeiten zugelassen werden; diejenigen, 
welche gegen Unternehmer oder Arbeitswillige, gegen Ton 
auswärts Zuziehende Drohungen ausstoßen, werden jeder 
mit 100 Fr. und drei Monaten (ietiui^nis, diejenigen, welche 
Gewalt gegen Arbeitswillige HtiweiKieii, als „perturbateurs 
du repüs publique", endlich diejenigen, welche nm solchem 
Anlaß an Zusammenrottungen sich beteiligen, nach .Maß- 
gabe der Bestimmungen über attroui)ements s^ditieux be- 
straft. H61ie meint dazu, daß jede Fabrik eine sociäte 
durante, constante, höreditaire sei und dafi die Arbeitgeber 
die Stellung von Familienvätern haben mQfiten, derselbe 
H61ie, der zwei Seiten darauf Ludwig XVI. heftig tadelt, 
weil er angeblich geglaubt habe, dafi ihm die Autorit&t eines 
Familienvaters Ober seine mindeij&hrigen Kinder zustehe. 

Das Gesetz ist seinerzeit ziemlich geräuschlos zustande 
gekommen. Selbst Robespierre hat keinen Widerspruch 
erhoben, der von Marat läßt die Tragweite nicht erkennen. 
Die Hi^t()r!ker li ilien es völlig ignoriert. Thiers erwähnt 
es natürlich uiciit, aber auch Louis Blanc nicht; selbst 
Lorenz von Rtcin macht nicht viel Aufhebens davon; auch 

von M«i«r, Fnu. EiuflOMe 1. 9 
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Leyasseur (Htetoir^ des cHasses onvri^reB, 2me Edition, 
I, 51 ff. 280 ff.) geht ziemlieh flOchtig darOber weg. Erat 
Marx im Kapital (I, 772) hat energisch darauf hingewieseii. 

Sehr merkwürdig ist die Haltung von Jaur^s, der natürlich 
sehr ausführlicli darauf ciugelit; ernennt die Eingabe der 
Unternehmer eine zynisclie ; „eile invoque audacieusement 
et iusoleniiueiit les droits de rhommc" : or spricht von der 
Joi terrible qui, sous une apparence de Symmetrie entre 
les eutrepreneurs et les ouvriers ne frappe en r6a\M que 
cenx-ci", von einem KlassengeseU, einem Ausflufi des Boor- 
geoisegoismus, von einem Gesetz ,4troitement bourgeoise"; 
von dem er behauptet „qn^elle atteste la force de l'ögoisme 
capitaliste et de la pr6voyanoe bourgeoise* ; er sagt bei 
dieaer Gelegenheit von der Demokratie überhaupt, dafi sie 
oft sehr kQhn auf dem politischen, aber sehr furchtsam 
auf dem wirtschaftlichen Gebiete sich bewege ; er sagt von 
Chapelier und seinesgleichen: „ils sout preis aiissi h re- 
fouler le mouvement, s'il menaco un moment la iniiiiaiite 
politique et la propri6t6 de la bourgeoisie", „ils ae sont 
pas assez foncierement d^mocrats pour ouvrir largement 
la r6volution {\ la force prol6tarienne naissante". Aber er 
meint doch anderseits in Harmonie mit seinem allgemeinen 
Standpunkte, daß das Eoalitionsverbot der Arbeiter in den 
Augen seiner Urheber noch nicht die spätere Brutalität 
gehabt habe, da der Klassengegensatz in jener Zeit erat 
sehwach entwickelt gewesen sei (I, 371. 600—630), 

75 Jahre hat das Eoalitionsverbot bestanden. Selbst 
im Jahre 1848 hat man sich weder zur Aufhebung, noch 
auch zu einer Milderuiii; entschließen können; uur hin- 
sichtlich der Bestrafung wurde durch Gesetz vom 27. No- 
vember 1840 eine solche bewirkt. Erst Napoleon III. 
hat durch Gesetz vom 25. Mai 1864 unter Beibehaltung 
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der Strafbarkeit von violence et fraude die Koalitioiffi^ 

freiheit hergestellt, iuiiem auch die drei Artikel des Code 
eine andere Fassung erhielten; gegen den Widerstand der 
damaligen liberaleu Üpposition. von der nur Ollivier sich 
trennte, gegen den Widerstand niclit nur der Industriellen, 
sondern auch der großen Masse des Btkrgertums , ohne 
Dank seitens der Arbeiter, die unter dem £influfi ihrer 
Zeitungeo alles, was Ton der Regierung ausging, mit Mifi- 
trauen au&afamen. Noch 1872 hat die Pariser Handels- 
kammer fflr die Wiederaufhebnng des Gesetzes von 1864 
sich ausgesprochen (Levasaeur II, 437. 507 ff.). 

2. Die Vepmssiingr von 1798. 

Die Deklaration von 1793 nimmt natürlich hinsichtlich 
der Volkssouveränitiit den Mund sehr viel ¥olier. Nicht 
mehr das Prinzip der Volkssouveränität, sondern diese selbst 
ruht, nicht mehr wesentlich, sondern schlechthin, nicht mehr 
in der Nation, sondern im Vollce (25. 26), im ganzen Volke, 
und so, dafi auch jede Sektion des Volkes das Recht haben 
mufi, seinen Willen mit gftnzlicher Freiheit auszusprechen (27). 
Das Volk hat jederzeit das Recht, die Verfiissung zu andern, 
da eine frühere Generation nicht berechtigt ist, die folgenden 
seinem Gesetze zu unterwerfen (28). Wenn ein Individuum 
die Souveräuität usurpieren würde, soll es durch die freien 
Mens( lien auf der Stelle getötet werden. Wt an die Re- 
gierung die Rechte des Volkes verletzen würde, so ist die 
Insurrektion für das Volk und für jeden Teil desselben 
das heiligste der Rechte und die dringendste (le plus in- 
dispensable) der Pflichten (27. 35). 

Aber auch die Verfassung von 1793 unterscheidet sich 
hinsichtlich der Durchführung der Volkssouveränität sehr 
wesentlich von der des Jahres 1791. Wie schon das Wahl- 

9« 
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gesetK für den KoDTent vom 11. August 1792, so kannte 
diese Yer&ssung keinen Unterschied mehr zwischen Aktiv- 
und Pasdvbftrgern, keinen Unterschied swisehen aktivem 

und passivem Wahlrecht, das Systeme censitaire, sowohl 
für Urwähler als auch für Wahlmänner, das „regime des 
bourgeois" war beseitigt, das surtrage universel an die Stelle 
getreten. 

Jeder 21jährige (früher jeder 25 jährige), aber wieder 
mit Ausnahme derer im „6tat de la domesticitö", konnte zum 
Abgeordneten, zum Beamten, zum Richter wählen und 
gewfthlt werden (28. 29). Die Wahlen der Abgeordneten 
waren aber nunmehr direkte, während die der Beamten 
und Bichter nach wie vor durch Wablmftnner vermittelt 
wurden (8. 9). Die Abgeordnetenwahlen fanden nicht mehr 
departementsweise statt nach dem kombinierten Mafistabe 
der Volkszahl, der Steuerleistun^ und dem Umfang des 
Departements, sondern lediglicli iicuh der Volkszahl, indem 
in jeder Primilrversammlung von 40 000 Einwohnern ein 
Abgeordut'ter gewählt wurde. Die Dauer des Ahgeurdneten- 
maudat» betrug ein Jahr (21 — 33). Wie ungeniert aber 
selbst der politische Radikalismus von damals mit politisschen 
Frauen umsprang, ist daraus zu ersehen, daß ihnen nicht 
nur die Gründung weiblicher IQubSy sondern auch die Be- 
teiligung an Mftnnerklubs verboten wurde (Gesetz vom 
9. Brumaire II, 30. Oktober 1793); von einem Stimmrecht 
der Frauen als Angehörige des Menschengeschlechts ist 
wfthrend det ganxen Revolution keine Rede gewesen. 

Die Hauptsache aber war die, daß die Befugnisse der 
Volksrepräsentanten, der mandataires, wie sie jetzt ge- 
nannt wurden, während die Beamten agents hießen, im 
Interesse der Volkssouveriuiitiit wesentlich ein geschränkt 
wurden. Das corps lögislatif hatte fortan nur noch über 
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Dekrete, dereo Begriff im Art. 54 festgesetzt wurde, definitiv 
zu entscheiden, wflhrend es über Gesetze, deren Begriff im 
Art. 54 festgesetzt wurde, nur provisorisch l)eschließen konnte 
in der Weise, daß aus seinen Beratungen nur üesetzentwarfe 
hervorgingen ; „le corps lägislatif propose des lois et rend des 
d^rets'' (53. 57. 58). Alle solche Geseteesprojekte mußten 
gedruckt und au die Kommunen gesandt werden; wenn dann 
nach 40 Tagen in der Hehrzahl der Departements der sehnte 
TeU der Prim&r?erBammlungen keinen Widerspruch erhohen 
hatte, galt das Projekt für angenommen und wurde Gesetz]; 
sonst mufiten die Primftrrersammlnngen berufen werden 
(Art. 10. 19. 50. 60. 115); das war also das Referendum, das 
Plebiszit. Die Annahme der jakobinischen Verfassung erfolgte 
am 0. August 17!';} niit 1 so! 913:11010 Stimmen unter 
Beteiligung' von etwa der Hälfte der Berechtigten (Aulard, 
206. 392; Jaur^ I, 735 «f.; Taiue, Kövolutiou, 1, 251—273). 

8. Die VerfasBungr Ton 1786. 

Die DirektoriaWerfassuttg von 1795 ist zwar wesentlich 
sowohl hinsichtlich der Deklaration wie hinsichtlich der 
Verfassung selbst eine Wiederherstellung des Verfassungs- 

Werkes von 1791; doch sind auch die Unterschiede sehr 
beträchtlich. Nach der Deklaration ruht die Souveränität 
wieder wesentlich, weuu auch nicht in der Nation, so doch 
in der univcrsalite des citoyens (17); kein Individuum und 
kein Bruchteil der Bürger darf sie sich anmaßen (18); 
keiner soll eine öffentliche Funktion anders ausüben dürfen 
als auf Grund einer gesetzlichen Delegation (19) . es soll 
endlich jeder Borger ein gleiches Recht haben, unmittelbar 
oder mittelbar an dem Zustandekommen der Gesetze, an 
der Ernennung der Volksreprftsentanten und der Öffent- 
lichen Beamten teilzunehmen (20). 
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Diese Bestimmuug, welche sich so in der Deklaration 
von 1791 nicht ündet, ist um so auffallender, als das Wahl- 
recht der Verfassung von 1795 diesem Satze schlechterdings 
nicht entspricht, da es in der Hauptsache eine Wieder- 
herstellung des Wahlrechts von 17r>l ist. Dersell)e Kon- i 
vent, der nach allgemeinem StiinuuLclit gewählt war. hat 
dies wieder heseitigt, und zwar einstimmig. Aktivbürger war 
wieder jeder 25jährige, der eine direkte Steuer im Werte 
yon drei Arbeitstagen zahlte (Titel II, Art 8) oder doch 
sich bereit erklärte» eine solche zu zahlen (Tit. IX, Art 304), 
auch der, welcher einen Feldzug mitgemacht hatte (Tit II, 
Art 9), wieder mit Ausschlufi der Dienstboten (Tit II, Art. 
12. 13). Die Wahl war wieder in allen Fallen eine indirekte, 
der Zensus der Wahlmünner sehr yiel höher (Tit. IV, Art 23). 

Diese Bestimmungen sind so unühersichtlich in der 
Verfassun;? zerstreut, es sind dahri so zweideutige Aus- 
drücke gewühlt, (laß mau wohl nirtit trhl fzehi in der An- 
nahme, daß das Volk über seine Entrechtung hinweg- 
getäuscht, daß das Zensussysteni gleichsam eingeschmuggelt 
werden sollte (Aulard, 549—552). • 

Im Unterschiede von der Verfassung von 1791 und 1793 
wurde aber jetzt die Repräsentation auf zwei Körperschaften 
verteilt den Rat der Alten (250 Mitglieder von wenigstens 
40 Jahren) und den Rat der Fünfhundert von wenigstens 
30 Jahren. Beide Körperschaften wurden vom Volke ge* 
wählt, für beide galt dasselbe aktive und passive Wahl- 
recht Die Verteilung der Gewfthlten iu die beideu Körper- 
schaiten geschah aber nicht durch die WAhler seihst; sie 
hatte anfangs durch die Wahl der Gewählten geschelien 
sollen ; es entschied schließlich darüber das Los. Es fanden 
jährliche Neuwahlen statt jedesmal zum flloften Teil; nur 
nach zwei Jahren war Wiederwahl zulässig. 
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In geradem Gegensatz zur Konstituante, welebe ihre 

eigenen Mitglieder für nicht wRhlbftr in die Legislative 
erklärt hatte, wiir itii Konvent beschlosieii nicht nur, daß 
die Mitglieder des Konvents wieder wählbar seien, sondern 
daß minth sti iis zwei Drittel der Konseiilsuiitglieder gewühlt 
werden müßten, daß also nur ein Drittel der beiden neuen 
ICammern frei gewählt werden durfte, so dad dem Kon- 
vente Ton ▼omherein die Mehrheit in dem neuen corps 
lögielatif gesichert war. Auch die Wahlen des letzten 
Drittels konnten auf Konventsmitglieder fallen. Diese Saeh« 
läge wurde wesentlich dadurch verftndert, da6 statt der 
500 früheren Konventsmitglieder» die gewfthlt werden mufiten, 
nur 396 wirklich gewfthlt wurden, und dafi die an den zwei 
Dritteln fehlenden 104 Mitglieder von den wiedergewählten 
Konventsniitgliedern ergänzend gewühlt wurden (Loi sur les 
moyeus de terniiner la rövolution vom 5. fructidor III, 
22. August 1795: loi sur la rtV'lection des deux tiers de 
la Convention vom 13. fructidor III, 30. August 1795). Im 
Jahre 1796 hatte die Hälfte der Konventsmitglieder aus- 
zuscheiden, also ein Drittel des Ganzen, und zwar durch 
Los hei sofortiger Wiederwahl. Da bei der Wahl des 
zweiten Drittels 1797 sich eine antirepublikanisehe Mehr- 
heit herausstellte, so wurden die neuen Abgeordneten am 
1. prairial V gewaltsam beseitigt. Die Wahlen von 1798 
fielen wieder demokratisch aus. 

Wie die Verfassung von 1793, so wurde auch die 
von 1795 einer Volksabstinunuiig unterworfen, die unter 
Beteili}i;ung von etwa dem vierten Teile am 23. Sep- 
tember 1795 sich mit 1075 390:49977 für Annahme er- 
klärte. Und so sollte pk auch bei jeder Verfassungs- 
änderung gehalten werden. Dagegen war ein eigentliches 
Referendum nicht vorgesehen, es hei6t vielmehr im Art. 92: 
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„les rteolutioDS du conseil de 500 adopttos par le coDBeil 
des vieux s'appellent lois* (26. 343. 346). 

II. 

Die Gewaitenteilmig. « 
1. Die VetttLWung Ton 1791. 

Die Deklaration von 1791 beschränkt sich auf den 

Satz: ,,toute sociale daus laquelle la garantie des droits n'est 
assuröe ui la Separation des pouvoirs n'a poiat de Con- 
stitution." 

Welches diese Gewalten sein sollten ist nicht klar ge- 
sagt. In der Einleitung zur Deklaration ist nur von zweien, ^ 
der legislativen und der exekutiven, die Rede; in der Ver- 
fassuDg selbst werden Tit III, arU 2 das corps lögtslatif 
und der KOnig als die Repräsentanten des souverAnen Volkes 
bezeichnet, was wieder eine Zweiteilung bedeuten wflrde. 
Aber der Tit. III, art. 3, 4 und 5 entb&lt die drei Ge- 
walten: „le pouvoir lögislatif d€i6ga& k une assemblöe 
nationale; le pouvoir exöcutif d61^gu6 au roi; le pouvoir ^ 
judiciaue döl^gu^ ädcäjuges ölus ä tempä par le peuple''. 



Die legislatiTo Gewalt war naeh der Verfassung von 
1791 ganz auf sich selbst gestellt, TOllig unabhängig von 
den beiden anderen. Das corps 16gislatif versammelte sich 
zu eigenem Rechte, konnte nicht aufgelöst werden, hatte 

allein dio Initiative uud liatte aucli auf die Dauer keinerlei 
Zustiininuiig eiues anderen Faktors zai seinen Beschlüssen 
nötig; denn was dem König durch drei aufeinanderfolgende 
Legislaturen vorgelejrt wurde, war ohne ihn Gesetz. Das 
suspensive Veto, nach der ganzen struktur dieser Ver- 
fassung eine Inkonsequenz, die aucli Sidyes nicht mitgemacht 
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hat, bezop: sich zudem nur auf den Bereich der eigentlichen 
Gesetzgebung , die Legislative hatte aber darüber hinaus 
die weitgeliondsten Befugnisse; nanientlicb auf tiuauziellem 
Gebiete hatte der König nichts zu sagen : sowohl der Staats- 
haushaltsetat wie die Steuergesetze bedurften der könig- 
lichen Zustimmnog überhaupt nicht. 



Aber selbst als Delegierter der Nation für die Exe- 
kutive war der König ohne jede Bedeutung, er sah nur zu, 
wie andere Leute regierten, er hatte nichts zu exekutieren. 

Es heißt zwar in der Verfassung, die Regierungsform sei 
die monarcliische. Nachdem al»er das Volk zum Souverän 
erklärt war. konnte der König nicht füglich auch Souverän 
sein. Das Königtum, noch dazu das erbliche, war in der 
Verfassung von 1791 eine contra elegantiam juris bei- 
behaltene Anomalie. Der König war nur noch ein Titular- 
könig, nicht nur der obersten Staatsgewalt, sondern jeder 
Staatsgewalt entkleidet. Er kam erst an dritter Stelle hinter 
dem Volke und hinter dem Gesetze; die Formel lautete: 
la nation, 1a loi, le roi. 

Er sollte zwar nach dem Gesetze vom 27. April/ 
25. Mai 1701, portant Organisation du minist^re, die Minister 
frei ernennen und entlassen können; „au roi seul appartient 
la choix et la revociition des ministres" heißt es im Art. 1. 
Aber .schoii bei der Ernennung der Minister war der Ivönig 
nicht ganz frei; denn ein Gesetz vom 7. November 1781< 
hatte vorgeschrieben, daß kein Mitglied der Nationalver- 
sammlung zum Minister ernannt werden könne; ein Gesetz 
vom 26. Januar 1790 hatte das dahin verschärft, daß die 
Ernennung eines Mitgliedes der Nationalversammlung zum 
Minister selbst dann unzulftssig sei, wenn der Betreffende 
aus der Nationalversammlung austrete; und ein Gesetz vom 
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8. April 1791 hatte sogar angeordnet, dafi die UnfÜLhigkeit 
eine MiniBterstelle zu bekleiden ffir die nftehsten vier Jahre 
nach dem Ausseheiden gelten solle, was durch die Ver- 
fassung von 1791 wieder auf zwei Jahre reduziert wurde 
(Tit. III, cap. 2, section 4, art. 2). Noch weniger war der ■ 
Kt»üig frei l)ei der F.ntlassung der Minister. Denn der 
Art. 28 entliält die ommuse Bestimmung: Je corps legislatif 
pourra presenter au roi teile» observations, quelles jugera 
convenables sur la cunduite des ministres et meme loi 
dödarer qu'ils ont perdn la confiance de la nation", was 
doch in dieser Verfassung eine gana andere Bedeutung 
hatte als die gleiche, der politischen Naivitftt StfiTOS ent- 
sprungene Bestimmung in der hannoverschen Verfossnngs- * 
novelle von 1848. In dem Augenblicke, wo eine Anklage 
beschlossen wurde, mufiten die Minister suspendiert werden. 
Sie waren also nicht die Vertrauensmänner oder die Or- 
gane des Konigü, sondern der Mehrheit des gesetzgebenden 
Körpers. 

Sie hatten aber uherhauitt nicht viel zu sagen. Es 
gab im damaligen Frankreich keine Zentralregierung im 1 
Sinne der ttbrigon europäischen Länder, wie sie nament- 
lich in England bis auf den heutigen Tag, wenn auch 
im wesentlichen vom Parlament, besonders vom Unter- 
hanse und dessen Ausschüssen in weitgehendster Weise 
geübt wird. Die französische Dezentralisation nach der 
Verfassung von 1791 war eine so vollständige, dafi die 
Minister den Verwaltungsorganen eigentlich gar keine Be- 
fehle mehr zu erteilen hatten, daß .sich der ganze adniini- , 
strative Verkehr auf eine unverbindliche Korresiiondenz 
beschränkte. Selbst in Angelegenlieiten der reinen Exe- 
kutive hatte der gesetzgebende Kuiper das letzte Wort. 

Die Verwaltungsbehörden außer den Ministem wurden 
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nicht eiuiual formell vom Könige bestellt, sondern wie die 
gesetzgebende Versainmlung und nach wesentlich denselben 
Grundsätzen \ou\ Volke ge\Y;Uilt. 

Es fehlte aii einem einheitlichen VerwaUung?organi- 
sationsgesetzp , wie es anfangs der Flau gewesen war, für 
welches auch der Berichterstatter Thouret eincD Entwurf 
vorgelegt hatte. Es kommen jetzt, abgesehen von den Ge- 
setzen ttber die Departementseinteitung vom 26. Februar/ 
4. Mftrz 1790, drei Gesetze in Betracht: das Mnnicipalitäts- 
gesetz vom 14./18. Dezember 1789 (62 Artikel), welehee 
teils die Organisation, teils die Wahlen regelt; das Gesetz 
über die Wahlen und die DepartementaKVerwaltungen vom 
22, Dezember 1789 / 8. Januar 1790, welches zwei ganz ver- 
schiedene Materien verkoppelt, indem es zunächst das 
Wahlrecht zum gesetzgehenden Körper regelt (sect. I, art. 
1 — 1^5), dann aber zugleich die Verwaltungsorganisation 
enthält, und zwar nicht nur, wie man nach der Überschrift 
annehmen müßte, die der Departements, sondern auch die 
der Distrikte (sect II, art. 1—31 de la formation et de 
Torganisation des assembl^s administratives, sect. III, art. 
1 — 10 des fonctions des asserabl^ administratives); endlich 
das Gesetz Aber die Organisation der administrativen KOrper 
und Aber die Wahlstreitigkeiten vom 15./27. März 1791, 
wodurch das Gesetz vom 22. Dezember 1789 / 8. Januar 1790 
auf einigen Punkten nioditizicrt wurde. 

Au die Stelle der Pidvinzea, die deshalb von sehr ver- 
schiedener Größe gewesen waren . weil in ihnen die all- 
mähliche Entstehung des Staates sich wiederspiegelte, und 
an Stelle der verschieden benannten Zwischenstufen, der 
BaiUages, Elections, Senöcbaussöes (Memoire de Turgot sur 
les municipalitös in Oeuvres, II, 504), traten jetzt 83 De- 
partements, 574 Distrikte, 4730 Kantons, wftbrend .die 
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44000 Kommnnen (Land- und Stadtgemeinden) damals iu 
ihrem Umfange bestehen blieben. 

Iu jedem Departement und in jedem Distrikt gab es 
eine koUegialische Verwaltungsbehörde, deren Mitglieder 
im übrigen nach denselben Normen, von denselben Wahl- 
mftiuieni, in derselben indirekten Weise wie die Abgeord- 
neten gew&hlt wurdeo, nur dafi die Wählbarkeit aal solche 
Aktivbürger, welche eine Steuer im Werte von mindestens 
zehn Arbeitstagen entrichteten, heschrftnkt war nnd dafi die 
rogelm&fiige Amtsdaner vier Jahre betrug* 

Diese Behörde zerfiel auf beiden Stufen in ein eonseil 
und in ein direetoire; fOr das Departement bestand das 
eonseil ans 36 Mitgliedern, die nur einmal im Jahre auf 
vier bis sechs Wochen sich versannnelten , das direetoire 
aus acht Mitgliedern, die von jenem aus seiner Mitte auf 
zwei Jahre gewählt wurden und in Permanenz die lanieuden 
Geschäfte zu liesorgeu hatten . während für den Distrikt 
die Zahl der Mitglieder die Hälfte betrug. Beiden Be- 
hörden war ein auf gleiche Weise gewählter Syndikus, der 
gehört werden mufite, aber keine Stimme hatte, bei- 
gegebm. Die Mitglieder der DepartementsbehOrden be- 
liefen sieh auf etwa 7000, die der Distriktsbehörden auf 
etwa 8000. Das Gesetz vom 2. August 1792 fahrte Öffent- 
lichkeit der Sitzungen nicht nur der oonseils, sondern auch 
der direetoires ein. 

Weder die Departements- noch die Distriktsbehörden 
hatten eigene, sondern nur delegierte Funktioneti, „les ad- 
ministrateurs n'ont aucuu caractere de repröseutation, 
ils sont agents elus ä temps par le peuple" (Verfassung von 
1791, Tit. III, CRp. 4, sect. 2, art. 2). 

Der Schwerpunkt lag in den Departementsorganen. 
Die des Distrikts waren eigentlich nur dazu da, deren 
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Besdüflsse vorznberdten und anszufObreii. Jene heifien ad- 
ministrations supörieures, diese Bubordonn^ 

Die Departementsadministrationen hatten unter der 

Aufsicht des corps l^gislatif die Unterverteil iing der 
Steuern und unter Aufsicht des Kuuigs die gesamte iuuere 
Verwaltung. 

Weder Departements noch Distrikte waren Kommunen; 
sie durften weder Steuern noch Anleihen beschließen 
(Gesetz Tom 22. Dezember 1789 / 8. Januar 1790 sect III, 
art d). 

Was die Überwachung durch den Kdnig betrifft, so 
konnte er allerdings diejenigen Akte der Departemente- 
behdrden, welche den Gesetzen und den königlichen Be- 
fehlen widersprachen, annullieren; er konnte auch im Falle 
eines dauernden Ungehorsams, oder wenn die öffentliche 
Sicherheit oder Ruhe kompromittiert war, die Departe- 
mentsorgane vom Amte suspendieren; dasselbe Recht der 
Amiullation und Suspension liatte die Departements- 
Verwaltung gegenüber den Distriktsverwaltungen, nur dal5 
sie im Falle der Suspension die Entscheidung des Königs 
einzuholen hatten; der König konnte auch selbst, wenn 
die Departements Yon ihren Rechten keinen Gebrauch 
machten, diese Befugnisse gegenober den Distriktsbehörden 
auBttben. Aber der König mudte in allen Fällen, wenn er 
eine Suspension der oberen oder der unteren Stellen aus* 
gesprochen oder bestätigt hatte, den gesetzgebenden Körper 
benachrichtigen, welcher die Tom König TerfQgte Suspension 
aufheben konnte, welcher auch das Recht besaß, die be- 
treflfenden Administrationen aufzulösen und die Schuldigen 
dem Gerichte zu überweisen (Verfassung von 17 Ul, Tit. III, 
cap. 4, sect. 2, art. 5— 8). 

Alle diese Befugnisse des Königs waren schon deshalb 
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iUuaoriaeh, weil er und die Minister nur zufällig Kenntnis 
Ton den betreffenden Vorgängen bei diesen Verwaltungs- 
Organen erlangen konnten. 

Die Kantons waren nur Bezirke fOr FrledeaBriebter, 
fQr Wahlen und fflr Militftraushebung. 

Die in der bisherigen Begrenzung besteben gebliebenen 
Einzelgemeiudeu wurden in ihrer Orgauisatiou gänzlich 
umgestaltet, Stadt und Land einander gleichgestellt und 
das allgemeine felimnirecbl eingeführt; auch sie konnten 
nur mit höherer Genehmigung, sei es des Departements, 
sei es des gesetzgebenden Körpers Steuern und Anleihen 
beselüieaen. 



Das grundlegende Gerichtsverfassungsgesetz war das 
sur Torganisation judiciaire vom 16./24. August 1790, sieh 
lediglich auf die Zivilgerichtsbarkeit beschr&nkend, in Ver- 
bindung mit dem Gesetze qui institue un tribunal de 
Cassation vom 27. November /l. Dezember 1790, wogegen 
die Gesetze vom L/11. September 1790, vom 6./27. März 
und 17./2d. September 1791 wenig in Betracht kommen. 
Für die Strafgerichtsbarkeit gilt das Gesetz qui etahlie les 
tribunaux criminels vom 20. Januar / 25. Februar 1791 und 
das (iesetz sur la proc6dure eriniinelle vom lti./19. Sep- 
tember IT'.'l nebst der Instruktion von demselben Tage. 
Das Wesentliche ist in der Verfassung von 1791, tit. HI, 
cap. 5 wiederholt^). 

') Seligmauu, La jui^tice eu Fraucc pendaut la ri-volutiou 
1789-1792, FariB 1901; De^ardins» Stüdes aar PinamoTibiUM de la 
magistiature, Paris 1880; Taine, La Revolution, I, 251—278; ver- 
schieclctiR Abhandlungen in der Revolution franrai»;«: Colfavni, Le 
pouvoir judiciaire sous le regime de la souverainet^ nationale 
1789—1799(1, 367); L'inaniovfbilit« paada&t 1* rövolatioQ, II, 755—983; 
Jeanvrot, Lea juges de paix 61u8 aoits la r^voltttioa (lY, 865. 998. 
1091; T» 46. 187. 266. 800. 894. 588). 
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Znm erstenmal im Verlauf der fransOBisdien Geecbichte 
war für das ganze Land ein einheitlicher höchster Gerichtshof 

geschaftcn, welcher suwuhl für Zivil- wie für Strafsachen kom- 
petent war. der aus 42 Mitgliedern bestehende Kassationshof. 

l>ie einzigen ordentlichen Gerichte für die Ziviljustiz 
waren die Distriktstribunale, die geji;eii.seitig als Berufungs- 
gerichte fungierten. Es gab außerdem nur uoch Friedens- 
geriehte fOr jeden Kanton , bestehend aus einem Friedens- 
richter und zwei Beisitzern, die aber nur fflr Bagatell- 
sachen zuständig waren, außerdem far Vergleiche, die der 
eigentlichen Prozefierhehung vorhergehen mufiten. In 
diesen Gerichten gab es zwar Vorsitzende, aber in den 
Distriktstribunalen fungierten als solche nur die an erster 
Stelle gewählten oder die an Jahren Ältesten; sie batten 
auch nur die Aufrechthaltung der äußeren Ordnung in den 
Sitzungen, sonst keinerlei materielle Autorität, Beim 
Kassationshof wurden die Vorsitzenden sowohl des Plenums 
als der chambre des röquetes von den iVIitgliedem auf 
sechs Monate gewählt, indem der ältere der beiden dem 
Plenum pr&sidierte; auch die Bildung der aus 20 Mit- 
gliedern bestehenden chambre des r6qu6tes erfolgte alle 
sechs Monate durch Wahl der sämtlichen Mitglieder des 
Kassationshofes. 

Bei jedem Gerichte sollten commissaires du roi, vom 
Könige ernannt, aber nur wie Bichter absetzbar, mit der 
Aufgabe ernannt werden, die Beobachtung der die allgemeine 
Ordnung betreffenden Gesetze zu sichern, weshalb sie 
namentlich auch bei denjenigen Zivilprozessen gehört werden 
mußte)!, wo es sich um Frauen, Minderjälu-ige, Aliwesende 
oder um Staats- und (ieiueindeeigentum handelte, und mit 
der weiteren Aufgabe, den Geschäftsbetrieb bei den Ge- 
richten zu überwachen, sowie die Exekution des Urteils 
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ZU bewirken, Sie mufiten zwar auch bei allen Anklagen 
gehört werden, aber die Erhebung der Anklagen wurde bei 
jedem Kriminalgeriehte einem Tom Volke gewfthlten Öffent- 
lichen Anklager obertragen (Gesetz yom 16./24. August 1790, 
Sect. VIII Du miüistere public; Gesetz vom 20. Jauuar/ 
25. Februar 1791). 

Hinsichtlich der Bestellung der Richter hatte der Aus- 
schuß (Tliouret) ein gemischtes System in der Weise vor- 
geschlagen, daß ftlr jede Stelle drei gewählt und einer von 
diesen vom Könige ernannt und daß die Stellen beim 
Kassationshof auf Vorschlag der Wahlmftnner halb vom 
KOnig, halb vom gesetzgebenden Körper besetzt werden 
sollten. Aber im Plenum siegte am 7. Mai 1790 mit einer 
Mehrheit von 503 : 450 Stimmen das reine Wahlprinzip. 
Die dabei dem Könige Torfoehaltene Erteilung des brevet 
d'institution war ohne jede Bedeutung, da sie nicht ver- 
weigert werden durfte. Der Köui|;, dem auch das Be- 
gnadigu)igsrecht abgesprochen wurde, war mithin trotz des 
Tit. II, Art. 1 des Gesetzes vom Iii 24. August 1790, wo 
es heißt: „la justice sera rendue en nom du roi" nicht die 
Quelle der Gerichtsbarkeit, sondern nur der Chef der Sub- 
altern- und Unterbeamten der Justiz, die er selbst&ndig 
ernannte. 

Die Wahl der Friedensrichter und deren Beisitzer er- 
folgte direkt durch die Urwähler des Kantons ans den zu 
den Distrikts- und Departementsverwaltungen Wählbaren, 
sofern sie 30 Jahre alt waren, auf 2 Jahre. 

Die Wahl zu den Distriktsgerichten und zum Kassations- 
hof war iiidirekt. Wahler fUr die Distriktsgerichte waren 
dieselben Wahlmänner, welche die Abgennlneten und die 
Wrwaltungsbehörden zu wiililen hatten auf sechs Jahre, 
mit unbeschränkter Wiederwahl, ohne daß für die Richter 
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die fttr die Abgeordneten nnd Verwaltungsbeamten er- 
. forderliehe Steuerleistung bezw. Grundbesitz , wohl aber 
eine gewisse Qualifikation, eine fünfjährige Beschäftigung 
als Richter oder Anwalt gefordert wurde. Die Wahlen fttr 

den Kassationshof erfolgten durch die Wahlmftnner von 
ganz Frankreich departementsweise, so daß alle vier Jahre 
sämtlicbe Mitglieder erneuert werden mußten, aber nicht 
so, (laH jedesmal dio Wahlmilnner aller Departements teil- 
genommen hätten, vielmehr so, daß die Departements dieser- 
lialb in zwei Serien geteilt wurden, von denen nur die 
eine zum Wählen kam, also jedes Departement nur alle 
acht Jahre; man muBte, um gewählt werden zu können, 
eine zehnjährige Beschäftigung als Richter oder Anwalt 
nachweisen. 

Eine Entsetzung sämtlicher Richter war nur durch 
Richtersprnch wegen strafbarer Handlungen zulässig. 

Im Mittelpunkt der Straf}iericiits))arkeit stand die Jury, 
die einzige direkte Nachahumug vou Euglautl nud Amerika, 
als Auklage- und Urteilsjury, aher wie schon im Gesetze 
vom 30. April 21. August 1790 festgestellt war, nur für 
Straf", nicht auch für Zivilsachen. Die Geschworenen 
wurden nicht wie die dichter von den Wahlmännem ge- 
wählt, sondern von dep Departementsdirektorien aus einer 
Liste bestellt, welche der pfocureur du d^partement alle 
drei Monate aus den Wahlmännem in Zahl von 200 vor^ 
legte. 

Die Kriminalgerichte, denen in den schwurgeriehtlichen 
Sachen die Strafznmessung, in den übrigen die Urteils- 

fullung zustand, die übrigens nicht wie die Zivilgeriehte 
den Distrikt, sondern das Departement zum Bezirke hatten, 
waren insofern lediglich Aunexe der Zivilgerichte, als sie, 
abgesehen von dem durch die Departementswähler gewählten 

TOD M»iei, Franz. EinAtasä I. 10 
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Prftsidenten, aus drei Richtern bdstuden, welche ans den 
Distriktsgerichten auf jedesmal drei Monate nach einem 
TornuB entnommen wurden. 

Was die Zustiuidi^'keit der richterlichen Gewalt betriflft, 
so war jede Einmischung der Gerichte in die gesetzgebende 
Gewalt auf das stiengste verpönt. Es heißt in der Ver- 
fassung von 1701, Tit. Kap. 3, Art. 3: „les trihunaux ne 
peuvent s'immificer dans Texercice du pouvoir l^gislatif ou 
snqiendre l'ex^cution des lois". Und es heißt im Justis- 
oiganisationsgesetz Tit. 2\ Art. 10: «les tribnnanx ne 
pourront prendre direetement on indireetement ancnne part 
\ k rezerdoe da pouvoir legislatif ni empdeher on suspendre 
il'ezteution des d^erets da corps Idgislatif sanctionnte par 
4e roi ä peine de forfaiture'^; Art 11: «ils seront tenus de 
faire transcrire purement et simplement dans un registre 
particulier. et de publier dans la huitaine, les lois qui leurs 
seront euvoyt^s" ; der Art. 12 verbietet ihnen noch außer- 
dem, irgend ein Kegiement oder eine authentische Inter- 
pretation zu marhen. 

Man hat damals mit vollem Bewußtsein das YerbÄltuis 
i^der Gerichte zu dor gesetzgebenden Gewalt in einer ganz 
I entgegengesetzten Weise geregelt wie in Amerika. Den 
französischen Gerichten sollte keinerlei Befugnis zustehen, 
die Veriassangsmftßigkeit von Gesetzen zu prafen; man hatte 
die Einmischung der Parlamente in die reformfreundlicbe 
Gesetzgebung Ludwigs XYI. noch in zu frischer Erinnerung. 
Die amerikanische Regelung widersprach aufierdem der 
französischen Logik. 

Man könnte freilich sagen, daß diese Logik zu Un- 
gunsten der Gerichte im Interesse der gesetzgtUeuden Ge- 
walt verletzt st i. Di-nn obgleich die Verfassung von 1791, 
Tit 3, Kap. 5, Art. 1 ausdracklich vorgeschrieben hatte: 
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«le pouTOir judiciaire ne peut en attcim cos 6tre exerc^ 
I»ar le Goq>s l^gi&laUf*, so fand doeh eine Eiamisehntig 
des gesetzgebenden Körpers in die richterliche Gewalt 
mehrfach statt. 

Schon die Stellung des gesetzgebenden Körpers zu der 
durch Gesetz vom 10.15. Mai 17;*! (Verfassung 1791, Tit. 3, 
Kap. 5, Art. 23) gebildeten Haute cour, eines AusnalunL'- 
gerichts fOr Stiatsverbrechen . war nicht kuiiekt. Zwar 
dessen Zusauimeiisetzung sowohl hinf?ichtlich der Richter 
wie der Geschworenen war anabhängig von der Einwirkung 
des gesetzgebenden Körpers; eine Unabhängigkeit, die noch 
verstärkt werden sollte durch die Vorschrift, daß die Haute 
cour ihre Sitzungen in einer mindestens 15 Meilen vom 
Sitze des gesetzgebenden KOrpers betragenden Entfernung 
abhalten sollte. Aber der gesetzgebende KOrper, und zwar 
ohne dafi der Kdnig das betreffende Dekret zu sanktionieren 
gehabt hätte, hatte das ausschließliche Recht, die Anklaf?e 
zu erheben, dieserhalb eine formlose Zeugenvernehniuiig zu 
veranstalten, den An^^ekla^^ten zu verhaften und zwei Mit- 
glieder als Brands procurateurs de la nation zu bestininion. 
welche auf Grund des Anklagedekrets die weitere Verfolgung 
zu besorgen hatten. Das bedenklichste war a)>er, daß das 
Gesetz die Zuständigkeit in keiner Weise näher bestimmt, 
die Erhebung der Anklage vielmehr lediglich von dem Er- 
messen des gesetzgebenden Körpers abhängig gemacht hatte; 
erst die Verfassung beschränkte die Fälle auf Handlungen 
der Minister und agents principaux und auf solche Ver- 
brechen, welche die allgemeine Sicherheit betreffen, was 
immer noch unbestimmt genug war. 

In die Geschäfte des Kassationshofes mischte sich der 

gesetzgebende Körper in dopi »elter Weise ein. Zunächst 

dadurch, daß er durch ein deklaratorisches Dekret den 

10* 
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Sino des Gesetzes in dem Falle feststellte, wenii nach 
zweimaliger Kassatioii das Urteil des Gerichts von neuem 
angegriffan wurde (Verfassung 1791, Tit 8, Kap. 5, Art. 21); 
▼or allem dadnrcb, dafi der Kassationsbof alljfthrlich 

eine achtgliedrige Kommission vor die Schranken des 
gesetzgebenden Körpers zu entsendeu hatte, um diesem vor- 
zuleben: ^IV^tat des jugements rendus. h cC)t6 de chacun 
desqueiles seront la notice abr6g6 de 1 artaire et ie texte 
de loi qui aura determin^ la d^cision" (Art. 22), so da6 vom 
Kassationshef mit Recht gesagt werden konnte: „ätabli 
aupr^s du corps lögislatif" (Art. 19). 

Endlich hatte sich der gesetzgebende Körper die Ent- 
scheidung in allen auf die Nationalgttter bezttgliehen Streitr 
Sachen und in allen Bechnungssachen vorbehalten (Gesetz 
TOm 22. Kov./l. Dezember 1790, 4. Juli/ 25. August 1791, 
17J29. September 1791). 

Was aber das Verhältnis von Justiz und Verwaltung 
betrifft, so war zunäclist in sehr bcdeutcudcm Umfange mit 
der aktiven Verwaltung eine Verwaltungsgerichtsbarkeit 
verbunden. Zwar hatte das Gesetz vom 7. '11. September 
1790 sur la Jurisdiction administrative alle bisherigen Ver- 
waltungsbehörden , welche eine Verwaltungsgerichtsbarkeit 
hatten, aufgehoben, aber nur um die bisher den ordent- 
lichen Gerichten entzogenen Sachen den neuen Verwaltungs- 
behörden, den Departements- und Distriktsverwaltungen zu 
übertragen. Wie im anden r^ime, so waren audi jetzt 
die meisten der bei der Verwaltung entstehenden Streit- 
fragen, insbesondere alle Streitigkeiten aber Öffentliche 
Arbeiten sowohl zwischen Unternehmern und Behörden, 
als auch zwischen Unternehmern und rnvaten, alle bei 
Enteignungen entstandenen Streitigkeiten, alle Beschwerden 
wegen Überbtkrdung mit direkten Steuern, Uberhaupt alle 
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Prozesse, bei denen die Verwaltung irgendwie beteiligt war, 
4eir^_Justiz entzof^en, 80 daß diese wie bisher nur in 
Streitsacheo bezüglich der Erhebung der indirekten Steuern, 
des Wegebaues, der Forstwirtschaft und der Fischerei zu 
befinden hatte. Was die Revolution geändert hat, war blod, 
dafl an Stelle der alten st&ndigen Behörden solche getreten 
waren, die zwar aueh koUegialiseh organisiert waren, aber 
aus auf kurze Frist gewfthlteu Vertrauensniannem der 
Wähler bestanden, femer daß die Entseheidungen dieser 
Behörden meist endgültig waren und dafi als Oberinstanz 
an Stelle des aufgehobenen Staatsrats, zum Teil auch an 
Stelle dei aufgohobeneii I'ailamente, der König au con^ieil 
dfiß jninistres tretreten war. tatsächlich dan vom Parlamente 
abhängige Mlm^tenuIn. vielfach jeder einzelne Minister 
(Gesetz vom 27. April / 23. Mai 1791 Art. 15. 17. 35). Auch 
insofern griff die Verwaltung in das natürliche .Tustizgebiet 
ein, als das Gesetz vom 16./24. August 1790 Tit. U muni- 
zipale, also aus Verwaltungsbeamten bestehende Polizei- 
geriehte gebildet hatte, die aueh nach dem Gesetz vom 
19. Juli 1791 sur la polioe munidpale et eorrectionelle für 
Übertretungen bestehen blieben, während neben diesen 
tribnnaux de police sogenannte tribunaux de police corree- 
tionelle eingerichtet wurden, die aus Friedensrichtern be- 
standen und „püur le petit crimincl** zuständig waren ftir 
d^lits, die eigentlich vor die Schwurgerichte gehört hätten, 
indem diese auf crimes ])eschränkt wurden. 

Die im wesentlichen nur für Streitigkeiten unter , 
Privaten und für Strafsachen zuständigen Gerichte hatten 
sich aber in keiner Weise ihrerseits in die Verwaltung ein- : 
zumischen, sofern diese angeblich Rechtsverletzungen be- 
gangen haben sollte. Schon Thouret hatte am 24. Mirz 
1790 erklärt, dad die Sorge far die Verwaltung den Ge- 
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riehten nicht aDZUTertraven sei. Sämtlieibe Verwaltongs- 

und Juotizorganisationsgesetze der Constituante stimmen 
darin Uberein. Das Yerwaltungsorganisationsgesetz vom 
22. Dezember 1789 /8. Januar 1790, Sect. 3, Art. 7 druckt 
sich dart^bcr so aus: „elles" (les administrations de d^parte- 
ment et de district) ^ne pourront etre troubltes daos Texer- 
eice de leurs fonctions administratives par aucun acte du 
pottvoir jttdiciaire'*, oder wie es in der dazugehörigen In- 
Btruktion heifit: «tout acte des tribnnaux et des conrs de 
justice, tendaut k centraler ou ä suspendre le mouTemeDt 
de radministration , ötant iocoDstitutiooe], demenrera Sans 
effet et ne devra pas arr^ter les eorps administratifs daas 
Tex^tion de leurs Operations"; ebenso im Justizorgani- 
sationsgesetz vom lö. 2-1. August 1790, Tit. 1, Art. 13: „les 
fonctions judiciaires sont distinctes es demeureront toujours 
separ«^es des fonctions administratives-, les juges ue pourront 
k peine de forfaiture troubler de quelque mani^re que ce 
seit les Operations des corps administratifs ni citer devant 
eux les administrateurs pour raison de leurs fonctions"; end- 
lich beiflt es in der Verfassung von 1791 einerseits (Tit 3, 
Kap. 4, Sect 2, Art. 3) von den Verwaltungsbehörden, 
dafi sie nichts untemehmen sollen sur Vordre jndieiaire, 
anderseits aber (Tit. 3, Kap. 5, Art 3) von den Gerichten, 
dafi sie nichts untemehmen sollen „sur les fonctions ad- 
rainistratiyes ou citer devant eux les admiuistrateurs pour 
raison de leurs fonctions". Ks ist also die Coustituantü ge- 
wesen , welche das Verhältnis von .Justiz und Verwaltung 
in dieser Weise geregelt hat; es ist daher unrichtig, diese 
Regelung der Verfassung von 1705 oder gar dem 
napoleoniscben Regime in die Schuhe zu schieben. 

Es ist auch das nicht wahr, daß die Gerichte in eng- 
lisch-amerikanischer Weise damals ttber ihre Zustftndiglceit 
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selbst zu eDtsebeiden gebaU bfttten. Nacb dem Gesetae vom 

7./14 Oktober 1790 sur les recours contre les actes ad- 
iiHiiibLiatifs stand diese Entscheidung dem Koui^^e im 
Ministerrat mit Berufung an den gesetzgebenden Körper 
zu, nach der Verfassung von 1701, Tit. 3, Kap. Art. 27 
dem Kassa tioushüfe, der für den Fall, daß solche Gerichts- 
exzesse sich als forfaitures darstellteUf den gesetzgebenden 
Körper zu benachrichtigen hatte, um darüber au befinden, 
ob eine Anklage gegen die Richter vor der Haute cour er- 
hoben werden sollte. 

2. Die VerftMunff tob 179& 

Die lirklaratiou von 1793 Ail. 24 hielt zwar theo- 
retisch, übrigens in sehr vorsichtiger Fassung, an der Ge- 
waltenteiluDg fest: „eile" (la H)uveraiuete nationale) „ue peut 
exister, si les limites des fonctions publique» ue sont pas 
clairement d^termin^es par la loi". TatB&chlich aber war 
es mit der Gewaltenteilung vorbei, da der Konvent die 
gesamte Staatsgewalt in sich konzentrierte. Das ergibt 
sich bereits aus der Veriassung von 1798, die dem Kon- 
vente die doppelte Befugnis beilegt, teils das aus 24 Mit- 
gliedern bestehende conseil exteutif zu wählen, wobei er 
allerdings auf die von den Departements vorgeschlagenen 
83 beschrftnkt war (Art. 62 ff.), teils bei Komplotts gegen 
die allgemeine Sicherheit die Anklage zu erheben (Art. r»4). 
Als aber die Verfassung von 17^*.< beseitigt wurde durch 
den Akt vom vend^miaire II, lU. Oktober 1798. qui 
rend le gouvernement revolutionaire jusqu\^ la paix, erhielt 
das damals eingesetzte comit^ de salut publique, vom Kon- 
vent aus seiner Mitte gewählt, den Auftrag, die Minister, 
OenerMe, Behörden, Beamten und Korporationen zu tiber- 
wachen und darüber an den Konvent zu berichten, während 
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das Gesetz vom 14. frimaire II, 4. Dezember 1793, qui 
organise le gouvernement r^volutioDaize, deo Grundsatz auf- 
stellte: ffla 4sonveiitioii nationale est le centre unique de 
rimptilsion du gouvemement" ; es wurde damals neben dem 

W ühlliihrtsausschuß auch ein comitt' de la büret^ g^n^rale 
erriclitet. Der Kuaviiil eruaiinte die Minister, so lange 
es welche gab, eiitsaudte seine Mitglieder mit ahsoluter 
Gewalt, nur ihm verantwortlich, jene representants de la 
nation, commissaires de la Convention, erst an die Armee, 
dann in die Departements, als ambulante Präfekten und 
besetzte beim tribunal crlminel extraordinaire die Stellen 
der Richter, der Geflcbworenen und öffentlichen Ankläger. 

3, Die verfaeBungr ▼on 1786. 

Sie war auch hinsichtlich der Gesadtenteilung eine 
Wiederherstellung der von 1791. Es heißt im Art. 22 der 
Deklaration: „la ^aiantie sociale ne peut exister, si la 
division des pouvuirs n'est etahlie, iii leurs limites ne sont 
pas lixecs**. Es heißt iu der Verfassung Tit. ö, Art. 46: 
„le Corps lögislatil ne peut exercer par lui m^me ni par 
des d616gu6s le pouvoir ex6cutif ni le pouvoir judiciaire". 

Die Legislative war auf sich selbst gestellt, denn die 
Exekutive hatte weder die Sanktion der Gesetze noch die 
AuflOsungsbefugnis. Aber die Gewaltenteilung war dadurch 
auf das Gröblichste verletzt, dafi das Organ für die exe- 
kutive Gewalt, das Direktorium, nicht unmittelbar durch 
das Volk, sondern durch die legislative Gewalt bestellt 
wurde, in der Weise, daß der Rat der Alten aus einer vom 
Ilatt" der !• ünihundert .lufgestellten Liste die Direktoren 
zu wählen hatte (Tit. Ü, § 132 ff.). 

Ein besonderes Verwaltungsorganisationsgeüetz ist da- 
mals nicht eriasseo, weil die Verfassung selbst im Titel 7 
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(Corps administratifs et municipaux) Art. 174—201 sehr 

ausführlich darüber handelte. Die Verwaltungsbehörden 
wurden nach wie vor vom Volko j^ewälilt. Au der Or- 
ganisation aber winden zwei \uclitige Äuderun^a^n vor- 
genommen, Erstens wurden die '47 Distrikte beseitigt, 
die schon Mirateau für übertiüssig erklärt hatte, wenn die 
Zahl der Departements auf 120 erhöht würde; die Erb- 
Bchaft der Distriktsbehördeo ging auf die Departements- 
behörden aber, die im flbrigen ihre bisherige Verfassang 
behielten, nur daB die Zahl der Mitglieder der Departe- 
ments-DirektorieD Termindert wurde. Noch wichtiger war 
die Schaffung von Organen fOr die bisher organlosen Kantons 
von 4 Quadratmeilen und 7000 Einwohnern; schon Si^y^s 
hatte das im Verfassungsausschusse der Constituante an- 
geregt; ppi\ter hatten die Girondisten sich der Sache an- 
genommeu . iwiiüentlich bei der Beratung der Verfassung 
von 1708: im Projekt Condorcet hieß es: „cliaiiue (irparte- 
ment sera divisö en grandes communes", deren Rt greuzung 
dahin bemessen wurde, daß kein Ort weiter als 2' 2 Meilen 
vom Hauptorte entfernt sein dttrfe ; indessen die jakobi- 
nische Mehrheit teilte auch in dieser Hinsicht den giron- 
distischen Radikalismus nicht, und die Verfassung von 
1793 hielt den unter der Constituante beibehaltenen Zu- 
stand des Kleingemeindetums aufrecht (Aulard, 292—306; 
Rev. fr. 34 , 508; die Doktordissertation von Vergues, 
Contributions ä T^tude des niunicipalit^s de cantons de 
Tan III, Carcassoune, 1902, ist nicht im Buchhandel er- 
SL'liieneu und mir unzugiUif^iicli geblieben). Jetzt gelangte 
die girondistische Idee zum Siege auf Kosten der Einzel- 
gemeindeu, weil mau fand, daß die meisten zu klein, einige 
wenige aber m groß seien. 

Fttr die Gemeinden von 5000—100000 Seelen blieb 
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alles beim Alten. Sie bebielteii ibie bisherige Oiganisation, 
bildeten gleiebsam fftr sich selbst einen Kanton. Aber alle 
Gemeinden unter 5000 Seelen wurden zu Samtgemeinden 
vereinigt mit einem doppelten Organ, einem auaführenden, 
(munieipalitö) , bestehend unter dem Vorsitz des Kanton- 
Maire aus zwölf Mitgliedern, und einem beschließenden, 
(conseil genOral ), bestehend aus den iMitgliederu der muni- 
cipalitö und aus so viel sonstig:en Mitgliedern, wie es Ge- 
meinden im Kanton gab, das heißt aus deren Vorstehern, 
den sogenannten agents secondaires. Die Landgemeinden 
und die meisten kleinen Stfidte verloren damals ihre Selb- 
stAndigkeit, hörten eigentlich auf Kommunen zu sein, wurden 
aus Kommunen zu Sektionen von Kommunen herabgedrflekt; 
sie verloren nicht nur ihr Vermögen « sondern auch ihre 
Organisation, da es Versammlungen in den Einzelgemeinden 
nicht mehr gab und der sogenannte Maire nur filr die 
Funktionen des übertragenen Wirkungskreises, für Standes- 
amtsgesehäfte und die Ortspolizei in Betiacht kam (Ver- 
fassung 1795. Tit. 1, Art. 5; Tit. 7, Art. 171—201). 

Gemeinden über 100000 Einwolincr gab es nur vier: 
Paris, Lyon, Marseille, Bordeaux. Die Gemeinde von Paris 
hatte ganz Frankreich beherrscht, die übrigen drei hatten 
Staaten im Staate gebildet; deshalb wurden sie geteilt, 
Paris in zwölf, die drei anderen in je drei Arrondissements 
mit besonderen Maires und besonderen Versammlungen, 
nur dafi gewisse unteilbare Geschftfte wie die Polizei von 
einem bureau central besorgt werden sollten, dessen drei 
Mitglieder von den Departementsadministrationen zu er- 
nennen waren. 

Seh) viel Autonomie besaßen die Selbstverwulluugs- 
orgaue auch unter dieser Verfassung nicht. Die Mitglieder 
der Departements- und Kantonsbehorden konnten suspen- 
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diert und abgesetzt- werden (Tit. 7, Art. 190 ff. 201; Tit. 11, 

Art. 311). lü jedem Departement und Kauton wareu im 
Interesse der Ausführung der Gesetze, was an sich sehr 
notweiidif? war. denn die Steuerlisten waren Fcit vier 
Jahren rückständig, Kommissare bestellt, welche auf Re- 
quisition einBcbreiten mußten. Wiederum konnten Anleihen 
und Steuern nur mit höherer Genehmigung ausgeschrieben 
werden (Gesetz vom 11. frimaire VII, 1. Dezember 1798 
Bur les r^cettes et les d^penses döpartementales, munici- 
pales et communales). 

Die Nationalgarde wurde dureh das Gesetz vom 27. fruc- 
tidor III, 13. September 1795, unter Befreiung der ouvriers 
ambulants, citoyens peu fortun^s, domestiques, jonrnaliers, 
uianouvriers des villes reorganisiert. 

Die richterliche Gewalt beruhte wieder auf den vom 
Volke auf Zeit gewählten Gerichten, Audi hier wurde die 
Organisation geändert, indem an Stelle der Distriklsgerichte, 
da es Distrikte nicht mehr gab, Departementsgerichte traten, 
die wieder untereinander gegenseitig als Berufungsgerichte 
substituiert wurden und zur Bildung der Kriminalgerichte 
dienten; indem ferner nunmehr die munizipalen Polizei- 
gericbte aufgehoben wurden, da Strafen nur gerichtsseitig 
verh&ngt werden konnten (Code des d^lits et des peines 
3. Brumaire IV, 25. Oktober 1795, hauptsachlich Straf- 
prozeßordnung, Art. 1(3, 258. 000 ff.). 

Das Verhältnis von Justiz und Verwaltung blieb genau 
dassellMs i 1 it. 7, Art. 189; Tit. s, Art. 202. 203; Ges^etz 
qui d^fend aux tribunaux de connaltre des actes d'admini- 
stratiou vom 16. fructidor III, 2. September 1795. 



Von Adam Smith ist in der franzosischen Revolution 
wenig die Rede gewesen. Die Physiokraten hatten doch 
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8cbon vielfach vorgearbeitet; von den Reformen Turgots 
hatte Necker manches gerettet (Stourm, I, 221 ff.). 

Im übrigen ergab sich die -Freiheit der einzelnen be- 
zfiglieh des Wirtschaftslebens, insbesondere die Gewerbe- 
freiheit, aus den Meiksclieiirechten. Ks heißt im Eingänge 
der Verfassung 1701: „il n'y a plus ni juraiulis, ui corpo- 
rations de professions, arts et iiietiers. Das Decret, portant 
suppression de tous les droits d aides, de toutes les mattrises 
et jurandes et 6tablissement des patentes 2./19. März 1791 
(Levasseur« I, 291—296) lautet im Art. 7: „II sera libre & 
toute personne de faire tel negoce ou d*exereer teile pro- 
fesaion, art et m6tier, quelles trouvm bon; mais il sera 
tenu de se pourvoir auparavant d'nn patente, d^en acqnitter 
le prix snivant les tanx d-aprto determinte et de se oon- 
former anx rögleraents de police, qui sont on pourront 6tre 
faits". Die Gewerbefreiheit war also an eine Steuer ge- 
bunden, und polizeilichen Beschränk uugeu unterworfen. Zu 
den Gewerbetreibenden wurden nicht gerechnet : öffentliche 
Beamte. Landwirte, Diejenigen, die nicht mindestens eine 
Steuer im Betrage von drei Arbeitstagen zahlten, Gesellen 
und Lehrlinge. Auc)i das ilausiergew€nrbe wurde hier 
(Art. 16) geregelt. Gegen Nachahmung von Erfindungen 
und gegen Kachdruck wurde, wie fraher schon in England, 
SchutE gewahrt (Gesetze vom 81. Dezember 1790, 7. Januar 
1791 und 17. Mai 1791). 

Auch hinsichtlich der Steuergesetzgebung seblofi man 
sich an die Physiokraten an, namentlich in der Abneigung 
gegen indirekte Stenern. Das Tabaksmonopol, die Getrftnke- 
steuern. die Salzsteuer wurden abgeschafft, aber das En- 
registrement, (he Stempelsteuer und die Zölle wurden bei- 
behalten. Auch darin ist mau damals physidkratischen Im- 
pulsen gefolgt, daß eigentlich die Grundsteuer die einzige 
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direkte Steuer sein Bollte, dad man neb nur ungern znr 
Mobiliarsteuer entscblofi und nach englisebem Vorbilde die 
TOr- und Fenstersteoer einführte, wobei man sich sehr eng 

an die vorrevolutionären Reformarbeiten anschloß (Stourin, 
I, 26G. 303. 325. 331 ff. 394. 404—432. 444-462. 470 ff.; 
U, 61 ff. 475 ff.). 

Die Umgestaltiuig der sozialen YerhUtnisse. 

Man hat von der französischen Revolution gesagt, daß 
sie eine politische und keine soziale gewesen sei, daß sie 
vor dem Eigentum Halt gemacht habe. 

In gewisser Weise ist das richtig. In den drei De- 
klarationen wird als zu den natürlichen und unverftufier- 
liehen Menschenrechten gehörig, deren Erhaltung der Zweck 
jeder politischen Assoziation sei, neben der Gleichheit, Frei- 
heit und Sicherheit, welche letztere jedoch in der von 1795 
fehlte, auch das Kigeutnni aufgeführt. Im Art. 8 der 
MenscheupHichteu von 17!».") heißt es: „c'est sur le maintien 
des propri^tös, que repose la cultiire des terres, toutes 
les productions, tout le moyen de travail et tout l'ordre 
social". Nach diesen Deklarationen und auch nach den 
drei Verfassungen soll das Eigentum nur entzogen werden 
dürfen bei gesetzmftfiig festgestellter öffentlicher Not- 
wendigkeit und nach vorgängiger gerechter Entschädigung 
(1791 Deklaration Art 17, Verfassung Tit 1, Art 8, 
§ 6; 17d3 Deklaration Art 19; 1795 Verfassung Tit 14, 
Art 358). Ein Gesetz vom 18. März 1793 belegte jeden 
mit der Todesstrafe „qui proposera le partage des terres", 
und nach dem Gesetze vom 21». März 1703 sur les d6- 
lits de la presse sollten diejenigen, welche durch ihre 
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Schriften den Mord und die Verletoing des Eigentunn 
provonerten, je DAchdem die ProTokation Folge gehabt hat« 
mit dem Tode oder mit sechs Jahren Eisen bestraft werden. 
Das Privateigentum hat man in keinem Stadium der Revo- 
lution prinzipiell beseitigen woUeu. Man hielt Gleichheit 
der Rechte mul TJngleicheit des Vermögens für völlig ver- 
träglich miteinander. 

Gerade die französische Revolution ist es gewesen, 
welche den Eigentumsbegiiß über seine bisherige Bedeutung 
hinaus gesteigert hat. Bisher hatte man geschieden zwischen 
Grundeigentnm , ursprttnglich die einxige Eigentumsart, 
und Eapitalvermügen; man hatte den Omndbesita seiner 
innersten Katur entsprechend behandelt; er war daher 
vielfach gebunden gewesen, unverAufierlieh, unteilbar; er 
war mit Lasten und Pflichten belegt gewesen ; neben dem 
Eigentum hatte es dingliehe Nutzungsrechte gegeben ; mit 
dem Grundeigentum war vielfach eine öffentliche Rechts- 
stellung verbunden gewesen. Das alles wurde mit dem 
Isameu Feudalismus bezeichnet. Ein großer Teil des Grund- 
eigentums hatte im Besitze des Landesherrn . der Kirche, 
der St&dte und sonstiger Korporationen zu öffentlichen 
Zwecken gedient, so da& es neben dem ager privatus in 
grofier Ausdehnung einen ager publicus gab. Neben dem 
Privateigentum bestand ein gemeinsames Eigentum von 
Markgenossenschaften. 

Die Tendens der Revolution ging dahin, diesen Zu- 
stand dadurch zu beseitigen, dafi das Grundeigentum dem 
Kapitalbesitze völlig gleichgestellt, da6 das Grundeigentum 
mobilisiert wurde, indem es die Eigenschaft eines un- 
beschrankten dinglichen Rechts annahm, über das vom 
Eigentümer nach Belieben disponiert werden konnte. Der 
Art. 10 der Deklaration von 1793 gibt diesem Gedanken 
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einen beeonden kiilftigen Ausdruck, indem er dem Eigen- 
tümer das Recht gibt, ^de jouir et de disposer ä son gr6 
de ses revenus, du fruit de sou travail et de son Industrie"; 
aber auch der Art, 5 der Deklaration vou 1795 lautet fast 
wörtlirli ebenso. Erst seit der französischen Revolution 
ist die Idee aufgekommen, daß das Eigentum die volle 
rechtliche Herrschaft aber eine Sache gewfthre, erst seitdem 
haben die Grundeigentttmer fiber und unter der £rde sich 
einbilden können, sie könnten mit ihrem Eigentum machen, 
was sie wollten. 

In keinem anderen Lande war diese Umgestaltung so 
einfach durchzufbhren wie gerade in Frankreich. Von 
feudalen Regierungsrechten des Adels war ernsthaft keine 
Rede mehr. Nur die Trümmer einer längst obsolet ge- 
wordeaeu ürundherrlichkeit waren noch vorhanden (Knapp, 
Bauernbefreiung, 1, 320 ; Grundherrschaft und Rittergut, i>8). 
Aber auili mit der privatrechtliclien Abhängigkeit war es 
nicht mehr weit her; ein eigentlicher landwirtschaftlicher 
Großbetrieb hat sich in Frankreich nicht entwickelt; nament* 
lieh auf den ausgedehnten JBesitzungen der Kirche lebten 
die sahireichen Pächter in ziemlicher Selbst&ndigkeit. Die 
persönliche Befreiung der Bauern war im gro6en und 
ganzen hergestellt, ihre Gebundenheit au die Scholle zuerst 
auf den Domänen, dann allgemeiner durch Turgot 1776, 
zuletzt in den neuen ProTlnzen 1780 aufgehoben. Jaur^s 
sagt ganz mit Recht (I, 19. 'J7 f\.) s'il n'y avait eu dans 
la sociale fraugaise de Tancieu siecle d'autre vie« que les 
restes facheux d'un Systeme, eile u'aurait pas eu besoiu 
pour se gu6rir de la methode rövolutionaire; il et^t 6te 
facile de proc^der ä un rachat graduei des droits f^odaux 
et ä la lib^ratiou progressive des paysans; il est certain 
que c'est plus de la moiti^ du territoire qui 6tait poss6d6 
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par la bonrgeoisie et les paysans'. Wie Jaur^s in Überein- 
Btimmang mit den meisten anderen meint, Htten die beiden 
oberen Stinde höchstens die Hftlfte, wahrscheinlich nur ein 
reichliches Drittel des Gmnd und Bodens besessen. 

Das erklftrt auch, aufier der Furcht vor der bereits 
damals auf dem platten Lande herrschenden Anarchie, die 
Bereitwilligkeit, mit der in der Abendsitzung des 4. 5. August 
von 8 — 2 Uhr die beiden oberen Stände auf diese Rechte 
verzichteten. Das Gesetz vom 11. August 1789, welches 
jene Beschlüsse in feste Form brachte, hob diejenigen 
Rechte der Grundherren, welche mit der persönlichen Unter- 
tftnigkeit, mit der Hörigkeit zusammenhingen, nie Jagd- 
recht, Kaninchenhegung, Taubenschlag, alles wirtschaftlich 
wertlose, aber sozial erbitternde Bechte, ohne Entschftdigung 
auf, w&hrend diejenigen, welche als Preis und Bedingung 
für dereinstige Hergabe von Grund und Boden betrachtet 
wurden, die eigentlichen feudalen Lasten, insbesondere die 
Fronden, abgelöst werden sollten, was im Gesetz vom 
15./28. März 1700 näher bestimmt wurde. Man kann des- 
halb nicht füglicli von einer Bartholoniansuacht des Eigen- 
tums spreclien. Wühl aber konnte der Art. 1 des Code 
rural vom 28. Septi mber / (i. Oktober 1701 sich dahin aus- 
drficken: «le territoire de France est libre comme les 
persomies qui rhabitent". Das Gesetz vom 11. August 1789 
hatte auflerdem die Reste der grundherrliehen Gerichts- 
barkeit, die Käuflichkeit der Richter- und Munizipalftmter, 
die Privilegien der SULdte und Provinzen, die Vorrechte 
der Gebnrt in bezug auf Stellen und Warden aufgehoben. 

Anerdfngs waren die geistlichen Zehnten schon durch 
Art. .') dieses Gesetzes ohne P^ntschädigung aufgehoben; 
der Verlust betrug 123 Millionen; auch die Art. 8, 12, 
13, 15 hatten tief in das kirchliche Finanzwesen ein- 
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gegrifTen. Und «ehon 1789/90 hatte die Regierung der- 
gestalt alle Macht verloren, daß die Bauern sich eigen- 
mächtig lastenfrei machten, die Schlösser stürmend, <lie 
Urkunden verbrennend. Die Alilüsung der ^rundherrlichen 
Rechte zerrann zuletzt in nichts; denn alles, was die Kon- 
stituante für ablösbar erkliirt hatte, hob die Legislative 
ohne Entschädigung auf. Schon durch Gesetz vom 25. August 
1791 war entschieden, da6 die Lasten «tant föodaux que 
oensuels fleraient purement et simplement abelis ä moins 
qui n*aient eu pour cause primitive elairement juBtifito par 
un acte ^rit" (Jaurto, II, 958—1300); bis der Konvent 
durch Dekret vom 17. Juli 1793 jede Entschädigung 
^interdrQclite, „les redevances seigneurales de toute esp^ce 
m^nie celles qui provenaient d'une concession primitive", 
und zugleich anbefahl, alle „titrcs coostitutifs et r^cognitifs 
de droits supprim^s par le präsent di^cret et par le döcret 
ant(^ripur'' hei den Munizipalitäten uiederzulegeo und zu 
verbrennen. 



Aber nicht nur ein affranchissement, sondern auch ein 
d(^l»1acemeut, eine trau&formation de la prujiriete hat statt- 
gefunden, was schon Si6y^s gefordert hatte: „il faut que 
la propri6t6 reste et que les proprietaires chanf^ent". Die 
ganze durch die Vorzeit etablierte (ItUerverteiluug, der 
ganze Besitzstand wurde vernichtet; den beiden privilegierten 
Ständen wurde ihr Eigentum genommen. Mindestens die 
H&lfte des französischen Bodens ist danuils in andere Hftnde 
gelangt. Eine ganz neue Eigentümsordnung wurde vor- 
genommen, indem der dritte Stand das ganze Grund- 
eigentum bekam und das mobile Kapital behielt. WorQber 
Thiers sich in völliges Schweigen hflllt, was Ranke mög- 

TOB Meier, Fnnt. BiiflftM« I. II 
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liehst Terschleiert hat (MinseB, S. 7, Kote 3), was selbst 

Niebuhr sich hat entgehen lassen, darüber spricht sich 
heutzutage Taine (R6v., I, 380) fülgendermaßen aus: »Queis 
que soient les grands noras libert^, 6galit6, fraternit(^, dont 
la revolution se d^core, eile est par essence une translation 
de la propri<^'te; eu cela consiste son support intime, sa 
force persiAnent43, son moteur premier et son sens histo- 
rique. Par delii les propri6t68 eile 8*attaque am pro- 
priötaires". Ebenso Sorel* L*£urope et la r^volution, 1, 511 : 
.La röTolation de 1789 est avant tout une tÖTOlution dans 
la propri6t6". Und Aalard (R6t. fr., XXVII, 80) »Sans doute 
la rdrolution de 1789 avait 6t6 sociale, paisqu'eUe avait 
distribo^e autrement la possession du sol, en mettant ea 
Tente les biens des privil<^gi<^s*. 

Über die KirchenguUr ging es zunächst her. Das 
Gesetz vom 2.!'^. November 1780 sur les biens du clerg^ 
erklärte kurz uud büutiig, daß sie samtüch j^ur Verfügung 
der Kation ständen, die jedoch verpHichtet sei, auf eine 
passende Weise für die Kosten des KuituSi den Unterhalt 
der Geistlichen uud die Armenpflege zu sorgen, mit der 
Mafigabe, dafi kein Pfarrer, abgesehen von der Wohnung 
und den damit verbundenen Gftrten, weniger als 1200 Fr. 
erhalten sollte. Zu den Kirchengfltem gehörten auch die 
Gftter der KUtoter, die Obrigens durch Gesetz vom 13./19. Fe- 
bruar 1790 sur les couvents et les voeux monastlques 
außer den für Erziehung und Armenpflege bestimmten, die 
vorläufig bestehen bleiben sollten, aulgehoben wurdeu 
(Jaur^s, T. 43»;). Bei den Verhandl nnjien suchte man sich 
durch die Argumentation zu beruhigen, daß die Heiligkeit 
des Eigentums nicht auf juristische Personen Bezug habe, 
die der Staat, wie er sie ins Leben gerufen habe, so auch 
jederzeit wieder aufbeben kdnne, zumal wenn er die Zwecke 
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auf sein Budget überüelmie (Campion, Les biens du clerg^ 
et la r<^vohition, zuerst in Revue bleue vom 2ö. Juli 179f), 
dann in der I\6\\ fr., XXIII, 481 ff.). Der Wert wird in 
der Regel auf 3 Milliardeu, von Taine (I, 211 ff.) auf 
4 Milliarden geschätzt, die Revenuen in der Regel auf 
60—70, TOD Taine mi 80—100 Millionen. Die Verfassung 
von 17dl (Tit. 1, Art 3, Abs. 6—8) nachdem sie von neuem 
die Unverletzlicbkeit des Eigentums proklamiert hatte, 
sprach aus, dafi die fttr den Kultus und für den öffent- 
lichen Nutzen bestimmten Gftter der Nation gehörten und 
da6 die in den gesetzliehen Formen vorgenommenen oder 
noch vorzunehmenden Veräußerungen garantiert würden. 

Aber sehr bald kam auch der A(iel an die Reihe; es 
waren S( hon durch das Gesetz vom 20. '23. Juni 1790 qui 
abolit iu uüblesse , welches im Eingang der Konstitution 
von 1791 wiederholt wurde, die adligen Titulaturen, auch 
die Titel monseigneur, excellence, altesse, sowie die Livr^wi 
und Wappen als unverträglich mit den Menschenrechten, 
mit der Freiheit und Gleichheit verboten worden, und 
das Dekret vom 27. September 1791 hatte diese Ver- 
bote zwar nicht unter die Strafe des Prangers, wie unter 
dem Beifall der Galerien vorgeschlagen war, wohl aber 
unter die Strafe des Seehafachen der Mobiliarsteuer ge- 
stellt. Der Einziehung des Eigentums des Adels ging 
eine Zeit tatsächlicher (lewaltti^tigkeit voraus: denn nicht 
Ruhe und Befriedigung, sondern Plünderung. Brand, 
Tötung waren der Is'acht des 4. August gefolgt. „Ce n'est 
plus ä la f6odalite, c'est ä la propriet6 qu'on veut" 
sagt Tiavergne; „mit Knüppeln," sagt l^napp (Grundherr- 
schaft und Rittergut, Leipzig 1897, S. 68), «wurde der Adel 
von den Bauern aus dem Lande gejagt, nachdem die Schlosser 

serstört waren.* Die Auswanderer haben das Land nur 

II* 
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veriasseB, um den Bratalitftteii zu entgeben, gegen welche 
sie das Gesetz und die Behörden nicht schützten. Die Zahl 
der Auswandernden würde namentlich nach dem 10. August 
und nach den Septembermorden 1792 noch viel größer ge- 
wesen sein, wenn man sie nicht durch Patrouillen, welche 
die Grenzen bewachten , an der Flucht gehindert h&tte. 
Wie schwer ist es für Goethes Lilli gewesen, zur Grenze 
za gelangen und sie zu fiberschreiten (Ferdinand Graf 
Eckbrecht Dfirekheim, Lillis Bild, 2. Aufl., Mflnchen 1894, 
S. 49 ff.; Erinnerungen alter und neuer Zeit, I, 10 ff.). Es 
waren nur ganz wenige von den zuerst Ausgewanderten, 
- die Prinzen mit dem beben Adel, höebstens 10 (KX), welcbe 
die bewaffneten Haufen bei Koblenz bildeten. Alle übrigen 
haben in Deutschland und in der Schweiz, in England und 
in den Vereinigten Staaten ihren Unterhalt durch Unterricht 
in der französischen Sprache, im Fechten und Tanzen, durch 
Kochkunst abseits aller politischen Bestreitungen verdient. 
Die ungeheure Mehrzahl ist zur Auswanderung geradezu 
gezwungen worden (Tocqueville, 165; Taine, Röv. I, 206. 
210. 369 ff. 389 ff. 433 ff. 568. 603; II, 127; III, 380). Das 
Vaterland war für sie unbewohnbar geworden wie frflber 
fftr die Hugenotten. Aueb sie waren refugi^s. Diejenigen, 
welcbe nicbt gefloben waren, wurden ohne weiteres ge- 
fangen gesetzt Manche aber Icamen, obwohl sie dageblieben 
waren, auf die Emigmntenliste; denn das hing lediglich 
von den Lokalhehörden ab. ohne rechtliches Gehör. Zu- 
letzt waren 170000 nicht nur Adlige, Priester und Beamte, 
sondern auch die Liberalen von 1780, die Feuillant.s der 
Legislative als Knngranten verzeichnet. Selbst Necker be- 
fand sicli unt€r ihnen, obgleich er schon 17iKj in seiue 
Heimat zurQckgegangen war; er mußte, als Genf annektiert 
wurde, um seine Streichung TOn der Liste einkommen. 
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IMese StreichuDg hatte sich der Konvent vorbehalten. 
Selbst dann wurden die verkauften Gater nicht in natura, 
flondem nur in wertlosen Assignaten EurOckgegeben. 

DieKoiistituiiute war nur sehr zögernd vorgegangeu. Als 
dort zum ersten Male im MJlrz 1791 die Frage zur Beratung 
kam, ob gegen die Ausgewanderten gesetzlich eingeschrittea 
werden solle, sprach Mirabeau von der absurden Tyrannei, 
jemanden zu iiindern, dahin zu gehen, wohin er wolle; und 
der Berichterstatter erklärte, daß ein solches Gesetz allen 
revolutionären Prinzipien widersprechen wärde. £s kam 
auch damals keins zustande; die Verfassung von 1791 
Tit 1, Art. 3 garantierte vielmehr als natOrliches und 
bargerliehes Recht: ,1a libertö k tout komme draller, de 
rester, de partir"; ein Dekret vom I.August 1791 beschrlnkte 
sich darauf, die Emigrierten bei Strafe der Verdreifechnng 
der Grund- und Mobiliarsteuer zm llückkehr aulzulurderu, 
und das Gesetz vom 14. September i7yi bewilligte ihnen 
für diesen Fall volle Amnestie. 

Die Legislative ging sofort viel weiter. Der von ihr 
am 9. November 1791 beschlossene Gesetzentwurf, wonach 
alle diejenigen Emigranten, welche beim Beginn des 
Jahres 1792 sieh noch im etat de rassemblement ä T^tranger 
befinden — wie aus den Debatten hervorgeht, waren nicht 
nur die Ansammlungen an den Grenzen, sondern die 
Emigranten schlechthin gemeint — mit dem Tode, sowie 
mit Einsiehung des Einkommens sugunsten des Staates, 
aber ohne Präjudiz der Frau, der Kinder und der GlRubiger, 
bestraft werden sollten, fand freilich nicht die Sanktion 
des Königs, der schon am 11. November 1791 sein Veto 
einlegte. Aber das Gesetz vom 9. Februar 1702 seijuestrierte 
die Güter der Emigranten, und das Gesetz vom 3'». Mai \7\^2 
erklärte ihr gesamtes Mobiliar- und Immobiliarvermögen 



1^ 2. Abschnitt Die TerwirUichuig di«ier Ideen. 

für ileiii Staate verfallen, sie selbst für bürgerlich tot, da» 
beißt für vermögenslos, erblos und ehrlos. 

JAurte sagt dazu II. 1082: ,Si la graDde r^volution 
soeialiste et proletartenne a Tadmirable fortune de s'accomplir 
par nne aetion röguli^re et paisible, eile möditera utilement 
Tesprit de ces premitoes dtösions, önergiques et dementes, 
de 1a revolntioii bourgeoise." 

Der Konvent verbot den Emigranten in sieb aber- 
stürzenden, einander wiederholenden Dekreten die IlUckkehr 
und zwai bei Todesstrafe (23. Oktober 1792, 28. Mftrz 1793) 
und belegte aucii die Güter der Kitern der Emigranten nait 
dem Sequester, um sich die Erbjjortionen der ausgewanderten 
Söhne zu sichern, das noch zu erwerbende Vermögen im 
voraus zu konfiszieren. 

Das wiederhergestellte Bourgeoisreginient hat diese 
MaSnahmen nicht nur in nichts gemildert, sondern sogar noeb 
gesteigert. Die Diiehtorialverfassung vom 5. fmctidor III, 
22. Angnst 1795 Tit 14, Art 373. 374 besehrflnkte sieh 
darauf, die Rttckkehr der Emigranten za verbieten, 
die Unwiderruflichkeit der Konfisicationen der Emigranten- 
j^üter zu betonen und die Käufer alier Nutionalgüter durch 
die Garantie des öffentlichen Glaubens zu beruhigen. Aber 
das Gesetz vom 3. brumaire IV, 27. Oktober 1795 qui 
exclue des fouctions publiques certaines cat^^gories de 
citoyens, gewissermaßen die Antwort auf die Revulte des 
13. Vendömiaire, entzog allen Verwandten der Emigranten 
bis mm dritten Grade, etwa 300,(KK> Fransosen, die gans 
ruhig im Lande geblieben waren und sich nicht das Geringste 
hatten zu schulden kommen lassen, sämtliche Staats- und 
Gemeindeamter, jegliches Wahlrechti und zwar mit rack- 
wirkender Kraft, sodafl sie ihre Amter binnen 24 Stunden 
niederlegen mußten, wenn sie nicht mit ewiger Verbannung 
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bestraft werden wollten; eine Strafe, die auch diejeuigeu 
traf, welche bei Wahlen falsche Angaben aber ihre Ver- 
wandtscbaftsverbältnisse gemacht hatten; es stand ihnen 
zwar frei, in dem nächsten drei Monaten nach einer Anzeige 
bei der Munizipalität das Land zu verlassen; aber erstens 
durften sie kein baree Geld oder Metall mitnehmen, auch 
keine Waren, deren Ausfuhr verboten war, und zweitens 
wurden sie bei der Rfickkebr als Emigranten betrachtet 
und als solche mit dem Tode bestraft. Zugleich wurden 
die Frauen der Emigrierten, seihst die geschiedeneu Frauen, 
deren Mütter, Schwiegermütter, Töchter und Schwieger- 
töchter gezwungen, sich binnen 8 Tagen bei Strafe zwei- 
jähriger Detentioü iü die im Jahre 171*2 innegehabten 
Domizilgemeinden zurückzubegeben, um dort unter der 
Überwachung der Munizipalität zu leben: nur diejenigen 
sollten davon befreit sein, deren Kommunen sieh in den 
Departements des Westens in der Gewalt der Bebellen 
befänden. Ganz dasselbe gilt von jedem, dessen Frau 
emigriert ist oder der mit Emigrierten als Vater, Schwieger- 
vater, Schwiegersohn oder Enkel zusammenhangt. Jeder 
Offizier, der nach dem 10. August 1702 seine Entlassung 
genommen hat, aber nachher wieder eingestellt ist, wird 
abgesetzt usw. usw. Das Äußerste leistete das Gesetz vom 
9. frimaire VI, 29. November 1797: qui assimile les cidevant 
nobles aux ^trangers pour i'ezercioe du droit de citoyen. 

Die Direktorialregierung und was damit zusammenhing 
gravitierte stark nach Zuchthaus und Bordell. Ein Sumpf, 
aus dem allmfthlich Bonaparte und Josephine auftauchten. 

Ein großer Teil dieser NationalgQter ist als unverkäuf- 
lich in der Hand des konfiszierenden Staates geblieben; 
nicht nur die WaMungen, sondern auch viele andere Grund- 
stöcke, namentlich die Kirchengüter, die wegen der mit 
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dem Erwerb verknöpften moralischen Bedenken auch 
niedriger im Preise standen als die Adelsgüter. Der 
finansielle Zweek des Verkaufs der Kationalgttter ist nicht 
erreicht, man war trotsdem geswongen, Anleihen, sogar 
Zwangsanleihen aufzunehmen und die Assignatenpresse ar- 
beiten zu lassen. 

Wenn man aber fragt, was aus den wirklich verkauften 
Gütern geworden sei. wie die Maßregel volkswirtschaftlich 
gewirkt liabe, so wird Jaiin s recht haben, wenn er sich 
gegen die lögeiide bourgeoise wendet, „que la revolutioii 
a donn^ la terre aux paysaiis", wenn er vielmehr behauptet, 
yil est materielleuient faux, que les paysans aient acquis la 
plus lAr<re part des biens nationaux; c'est ^videmment la 
bourgecüsie, surtout la bourgeoisie des villes qui a öt6 le 
prineipal aoquöreur" (I, 474). 

Die ZertrUmmerung des Grofignindbesitses wurde 
erreicht; der Umfang der mittleren und kleineren Besitzungen 
mag sich fhr den Augenblick vergröfiert haben, aber die 
Zahl der mittleren und kleinen Besitzungen, die ja schon 
vor der Revolution viel größer gewesen ist als man oft 
Hnniiiiiiit, hat kaum zugenommen. Im großen und ganzen 
hatten die Päeliter und vollends die Landarbeiter nur den 
Herrn gewechselt. Seihst die Tendenz auf Vermehrung der 
Grundeigentümer ist in der Revolution gar nicht so allgemein 
gewesen, wie man wiederum fälschlich oft angenommen hat. 
In der Sitzung der Legislative vom 23. Juni 1792 ist zwar 
einerseits darauf hingewiesen, »que T^galit^ des droits ne 
peut se soutenir que par une tendence continuelle yers 
le rapprochement des fortunes*, von der anderen Seite aber 
geltend gemacht, daß das Staatswohl darunter leiden würde, 
wenn man jeden zum GrundeigentOmer machen wollte, weil 
dann dem Grundbesitzer und dem Fabrikanten die Arbeiter 
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fehlen und somit der Handd, die EOBste und die Industrie 
zugrunde gerichtet werden worden 

Mit diest'r ReliaiKllung der beiden oberen Stände stand 
die des dritteu Standes oder vielmehr der IJourgeoisie im 
schneidendsten Gegensatz. Das Eigentum dieser Klasse 
wurde sorgfaltig geschont. Es bestand zu sehr großem 
Teile in Staatsschuldscheinen, von denen die beiden anderen 
Stände sehr wenig besaBen. Es waren besonders die Be- 
wohner der Hauptstadt, die schon damals von deren 
Zinsen lebten. Obgleich nun die Staatsschuld angeblich 
nur dem Luxus eines verschwenderischen Hofes gedient 
hatte, obgleich man sich fiber alle sonstigen Verpflichtungen« 
die der König eingegangen war. namentlich aus Dienst- 
verträgen, mit großer Leichtigkeit hinwegsetzte, hielt man 
die von ihm kontrahierten Schulden lür heilig und unver- 
letzlich. Der Stuatsbankerott wäre zugleich der Bankerott 
der maßgebeuden Schichten, des dritten Standes gewesen. 



') Taine, L'ancien n'ginie, 17. 53. 529; La r<5v., III, 70; Laveigue, 
t>*ronnmie ruralf de la Fraiict* depnis 1789 , 4. Aufl. 1877; Sagnao, 
Legislation civile, 75 — 190; La division du sol peadant la rcvolution 
(Reyae d'histoire moderne contemporaine, April 19M); Levasseiirt 
Uistoire des classes ouvrii-res, 2. Aufl., I, 83 ff. ; Rouviric, 1,'alienatioa 
des biens nutimianx dans le Gaul (Rev. fr., 38. 260 — 269); Minzes 
(Professor an der Hochschule zu Sotia), Die Nationalgütcrverilufetnuig 
während der franxßaischen Revolution, mit bcHouderer Berücksichtigung 
der Depaitementa Seine et Oise (Elster, Staatswissenscliaftlidie Studien, 
IV, 1—115, bes. 42 ff. 99-113). - Aulard (K«'v. fr., XXXVIII, 260, vom 
14. I>e/etTihpr hat eine vollstiiridige Geschichte der Güter- 

kontisitation gewünscht; diesem Wunsche gemä& wird jetzt auf An- 
regung TOB Jaur^s ataatseitif eine Histoire deonondque de la r^vola» 
tion vorbereitet uml ist zu tlif-ciri Zwe<ke zunächst ein Vereinsnetz 
gebildet (R.'v. fi., XXXXVI. 451 ri".; XXXXVIl. '>41 ti'.). Gewifs mukIo 
man von der GUterverteiluug vor der Kevulutiun und infolge der 
Revolution gern mehr wissen; aber man mufe bisher trotz aller aum 
Teil tehr flei&igen Arbeiten Bagen: ignoramus, und walirsclieiDlich: 
ignorabimas. 



Digitized by Google 



170 ^ Abschnitt. Die Verwirklichung dieser Ideen. 

Neeker b&tte gamicht nOtig gehabt, in der Thronrede die 
Erhaltung von Treu und Glauben gegenüber den Staats- 

gläubigern der Versammlung ans Herz zu legeu. Und 
La fernere hätte den Mund nicht so voll zu nehmen 
brauchen, von der „haute probile de 1 a&beuiblee cuustituaute'' 
zu sprechen, „qui avait mis les crc^anciers de T^tat sous la 
sauYegarde de Thonneur nationale". Das lag im eigensten 
Interesse der Mitglieder der Konstituante, Uber deren 
Haltung schon damals Burke und Wieland sich lustig 
gemacht haben. Unter keinem Verwände, heifit es in 
der Verfassung von 1791 Tit. 5, Art 2, sollen die cur 
Begleichung der öffentlichen Schuld nötigen Fonds ver- 
weigert oder suspendiert werden. Niehl omiiial einer 
Besteuerung wurden die Zinsen der Staatsschuld unter- 
worfen und sind das selbst heute noch nicht ; Thiers geriet 
1871 in helle Entrüstung, als man die Beute zur Besteuerung 
heranziehen wollte. Auch die Verfassung von 1703 gew&hr^ 
leistete den Franzosen die dette publique. Das Gesetz vom 
24. August 1793 verfügte, dafi sie in das damals errichtete 
Staatsschuldbuch eingetragen werden sollte. 

Die Verfassung von 1795 hatte natürlich die Heiligkeit 
der öffentlichen Schuld von neuem erklärt, aber dann unter 
dem Direktoriuui kam e.^ zum Krach. Alle Veräußerungen 
der Nationalgttter, alle Ansi^abe von Assignaten, wegen 
deren Necker einst (8. September 1790) zurückgetreten war, 
waren schließlich nicht imstande gewesen, die während der 
Kevolution ins Riesenhafte gewachsene Staatsschuld zu 
tilgen oder auch nur zu verzinsen. Selbst die wiederholt 
aufgelegten progressiven Zwangsanleihen von 1793, 1795 
und 1790, bei denen natürlich die besitzenden Klassen die 
Hauptleidtragenden gewesen waren, konnten den Staats- 
bankerott nicht mehr aufhalten. Nur von den Maßnahmen 
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des Direktoriums kjinn gesagt werden (Oncken, August, 
Geschichte der Nationalökonomie I, 470), der Staat habe 
die StaatsglSubiger totgeschlagen. Das Gesetz vom 
9. vend^ffliaire VI, do. September 1797, bestimmte zwar, 
daß zwei Drittel zurückgezahlt werden sollten, was aber 
niemals geschehen ist; wAhrend das letzte Drittel durch 
Gesetz vom 8. nlTOse VI, 28. Dezember 1797 als tiers 
eonsoUd4 in ein neues Staatsschaldbach eingetragen wurde, 
und den Ausgangspunkt der heutigen französischen Staats- 
schuld bildet, die sich in der napoleonischen Zeit wegen 
der Aussaugung der eroberten Länder nur um die lächer- 
liche Summe von 23 Millionen vermohrt hat. 

Auch später ist der frauzösischeu Staatsschuld dieselbe 
Fürsorge zuteil geworden; es heißt in der Senatsakte vom 
14. April 1814 in einem Atem mit der Garantie des Verkaufs 
der Katlonalgüter: «quUl ne sera portö ancune atteinte ä la 
dette publique"; ganz ebenso in der Senatsverfassung vom 
6. April 1814, sowie in der bourbonischen Charte constitu- 
tionelle vom 4. Juni 1814: ,Ia dette publique est garantie". 
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Viertes Kapitel. 
Der Napoleonlsmns^). 

Schon Ende 1790 hatte Barke ausgesprochen, <Ufi die 
BoToltttion Bich weiter entwickeln werde, bis endlieh ein 
beliebter General, der die Kunst verstehe, die Soldaten 
zn fesseln und der den wahren Geist eines militärischen 

Befehlshabers besitze, es dahin briDgen werde, aller Augen 
auf sich zu ziehen; von dem Augenblicke an aber werde 
der Mann, der die Armee wirklich kommandiere, auch 
Meister alles übrigen, Herr der gesetzgebenden Versammlung, 
Herr der ganzen Republik sein. Und im Februar J798 
hatte Wieland im zweiten Gesprach unter vier Augen einen 
der beiden sagen lassen, dafi es eines Diktators, Protektors 
oder Protarchen bedQrfe und dad der dafür geeignete Mann 
in der Person des Generals Bonaparte schon vorhanden sei. 

Napoleon war zwar der Bandiger und Beendiger der 
Revolution, aber zugleich ihr Vollstrecker. Wenn auch 
durch den IS. Brumairc die Republik zu Tode petrotfen 
war, (iie KeN i lutiou war gerettet. Die Revolutionsanarchie, 
die innere Zerrüttung, die gerade unter dem Direktorium 
sich so breit gemacht liatte, war beseitigt: insofern war 
die Revolution gescUoasen, «eile est finie", wie es in der 

>) Faustin H^lie, S. 563-916, uad ein Ted der cum dritten 
Kftpitel angefahrten Literatur. 
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Proklamation vom 24. frimaire VIII heißt, als (ici neue 
Zustand der Dinge dem Volke zur Auuabme unterbreitet 
wurde. Aber wie es in derselben ProlLlamation heißt : „eile 
est fix^ anx principes qui ront commencöe*. Durch die 
Eevoltttion emporgekommen, konnte Kapoleon gar nickt 
daran denken, sie zu vernichten im Sinne einer Bfiekkehr 
zum anden r^me. Vieles yon den Prinzipien von 1789 
blieb bestehen, vieles auch von den Ehiriektnngen der 
Revolution. Gewiß war Napoleon der einzige, der wirklich 
etwas zu befelilen hatte und der von seiner Verfassung 
sageil konnte, „c'est ce qu'il y a d'adniirahie de cettc Consti- 
tution c'est qu'elle ne m'empßche jamais de faire ce que je 
veux". Er war ein Tyrann, aber ein demokratischer Tyrann, 
der es wohl verstand, sich mit der Volkssouveiftnität 
abzufinden, der auch die Menschenrechte, vor allem die 
Rechtsgleichheit» nicht völlig ander Acht liefi, der in wirt- 
schaftlicher Beziehung nicht nur die freie Bewegung der 
Individuen, die Gewerbefreiheit, sondern auch den ganzen 
sozialen Zu.stand, wie er durch die Revolution geschaileu 
war, die Veränderung der Resitzverhiiltnisse aufrecht erhielt. 
Jeder, der die Ehrenlegion bekam, mulile schwören, daß 
er sich der Wiederherstellung des Feudalsystems wider- 
setzen und Freiheit und Gleichheit aufrecht erhalten wolle 
(Lei 29 Floräal X, 19, Mai 1802, Art. 8). Es trifft auch 
nicht zu, wie es bei der Absetzung im Jahre 1814 behauptet 
wurde, dafi Napoleon diese Grundlagen der Verfassung ver- 
letzt habe. 



Während der fflnfzehn Jahre napoleonischer Herrschaft, 
1799—1815, sind vier Verfassungen erlassen worden : die 

Konsul arverfassung vom 22. frimaire VIII, 13. Dezember 1799, 
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das organische Senatuskonsult von 16. Thermidor X, 

4. August 1802, das organische Senatuskonsult vom 
18. flor^al XII, 18. Mai 18o4. uud die acte addiiioimelle h la 
Constitution de Tempire vom 22. April 1815. Im Gegensatz 
zu denen der Revolution haben diese Verfassungen einander 
nicht abgelöst, Bondeni einander ergänzt Kapoleon liebte 
eine novellarisehe Gesetzgebung und bat noch 1815 auf 
dieser Form bestanden, als sein damaliger Ratgeber, 
Beigamin Constant, eine von Grund aus neue Verfassung 
wollte. Der Verfassungszustand war deshalb nichts weniger 
als übersichtlich ; die Konsularverfassung bildete bis zuletzt 
die Grundlage, die Änderungen sind oft unerlieblich, Erzeug- 
nisse aulieublicklicher Laune, aber anderseits sind ein- 
greiicmle Neuerungen ziemlich geräuschlos erfolgt, z. B. 
der Wegfall der Wahl der Richter 18(»2. 

Wie der Staatsstreich des 18. Brumaire bei Licht 
betrachtet (Vandal, L'avönement de Bonaparte 1, 46), nichts 
heldenmäfiiges, nichts von einer Handlung aus einem Gufi 
an sich hat, so ist auch die Konsularverfassung nicht fertig 
aus Napoleons Haupt hervorgegangen, vielmehr tastend 
mit äußerster Vorsicht und Behutsamkeit zustande gebracht. 
Sie beruht auf einem Entwurf von Sic> es, der die Vcrfassun{?s- 
macherei gewerbsmäßig betrieb, einem der künstlichsten 
Machwerke, die je ein menschliches Gehirn ausgebrütet 
hat. Und obgleich Nai)olenn selbst, wie auch die beiden 
anderen Konsuln und einige Mitglieder beider KAte mit- 
gewirkt haben und somit das allerabsurdeste ausgeschieden 
ist, haften ihr dennoch die Eierschalen ihrer Entstehnng 
an. Die Sache liegt nicht so, dafi Napoleon auf diesem ihm 
völlig fremden Gebiete sogleich gewufit hätte, was er wollte. 
^Sieben Titel: I. De l'exercicc des droits de cit6; II. Du 
s^nat coDservateur; III. Du pouvoir l^gislatif; IV. Du 
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gouvemement; V. I^es tribunatuL; VI. De la respODBabilitö 
des fODetionnaires publics; VII. DisposiUons g^D^ralcB). 

Die erste Revision dieser Konsalarverfassung erfolgte 
, durch das organische Senatskonsnlt vom 4: August 1802, 
nachdem Napoleon zum Konsul auf Lebenszeit erwfthlt war; 
eine wenig umfaugreiche, aber sehr einschDeidende Revision, 
beinahe eine neue Konstitution, das persönlichste Werk 
Napoleons, welch' s er seinem Sekretär in die Feder dik- 
tierte und dann eigenhändig korrigierte. Napoleon glaubte 
jetzt weiter ^ehen zu können , namentlich wegen der 
geringen Teilnahme an den Wahlen. Der Best der 
demokratischen Bestandteile der Eonsularverfassung wurde 
ausgemerzt. (Zehn Titel: I. ohne Überschrift Bezirhs- 
einteilung; II. Des assembl^es de canton; III. DescoUdges 
ölectoraux; IV. Des consuls; V. Du s^nat; VI. Des eon- 
seillcrs d'i^tat; VII. Du corps I6gislatif: VIll. Du tri- 
bunat; I.\. De la justice et des tribunaux; X. Droit de 
faire grAce). 

Sehr viel jjrößor an Umfang, aber sehr viel geringer 
an politischer Bedeutung als die erste war die zweite 
Bevision, sehr viel kleinliches Detail enthaltend, wie sie 
nach der Wahl Napoleons zum Kaiser durch das organische 
Senatttskonsult vom 18. Mai 1804 erfolgt ist. (Sechzehn 
Titel: 1. ohne Überschrift Übertragung der Regierung der 
Republik an den Kaiser; II. De Thör^ditä; III. De 1a famflle 
imperiale; IV. De la regence; V. Des grande^ dignites; 
VI. Des grands officiers; VII. Des serments; VIII. Du s6nat; 
IX. Du cüUbeil (It'tat; X. Du corps legislatif; XI. Du 
tribuuat; XII. Des Colleges 61ectoraux; XIll. De la haute 
COur imperiale; XIV, De l'ordre jndiciaire: XV. De la 
Promulgation; XYI. ohne Überschrift Volksabstimmung über 
die Erblichkeit des Kaisertums.) 
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Formell gleichfalls eine blofie Novelle, aber materidl 
eine neue VerfassuDg war eDdlich die Acte additionelle 

vom 22. April 1815, welche dem Volke die Freiheit bringen 
sollte, woran Napoleon bisher durch die Kriege verbindert 
gewesen war. 

I 

JUie GramUageu. 

h Die VolksBouYeränltiti Insbesoiideie das 

WalUreobt 

Alle vier napoleonischen VerfasBungen beruben im 
leisten Grande auf der Volkssonverftnitllt ; über die Konsnlar- 

verfasRung ist wirklich wie über die zweita und dritte 
Uevülutionsverfas8ung uachsufTrageuniversel durch Plebiszit 
abgestimmt, nachdem sie von den beiden Kammern ange- 
nommen war. Die Annahme war erfolgt unterm 18. Fluviose 
VIII, 7. Februar 1800 mit 3011007:1526 Stimmen, was 
gegenOber den beiden frahereo PlebiBziteo von 1798 und 
1795 eine ganz exorbitante Zahl war; es hatten dieser 
VerfaBsung zweimal mehr zugestimmt als der von 1795 
und es konnte deshalb im Berichte des Ministers des Innern 
mit Recht gesagt werden, ^Les Francis ont requ la Constitu- 
tion avec enthousiasme". 

Über die beiden Renatus imsulte ist nicht durch Ple- 
biszit abgestimmt wurden, indessen wurde vor dem Erlasse 
des SenatusconsuUs vom August 1802 schon im Mai dem 
Volke die Frage vorgelegt: Napoleon Bonaparte sera-t-il 
eonsul k vie? eine Frage, die mit 3568885 : 8374 bejaht 
wurde. Ebenso wurde in Gemilfiheit des Senatusconsults 
vom Mai 1804 Tit. XVI, Art 142 dem Volke die Frage der 
Erblichkeit des Kaisertums vorgelegt und mit 3521675 :2679 
bejaht. 
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Bei seiner Wiederkehr hatte Napoleon am 13. März 
1815 von Lyon aus ein Dekret erlassen, welches zur Her- 
stellung einer neuen Verfassung eine außerordentliche Ver- 
sammlung der WahlkollegiüD von ganz Frankreich, etwa 
100000 Wälller nach Paris zu einem champ de mai berief. 
Dazu ist es nun freilich nicht gekommen. Aber die Addi- 
tionalalcte vom April 1815 wurde doch dem Plebiszit unter^ 
irorfen, welches die Annahme mit 1305 206 :420<> ergab; 
die Hftlfte der Stimmbereclitigten hatte sich damals nicht 
beteiligt ; erst am 1. Juni 1815 bei Anwesenheit Napoleons 
und in Gegenwart von 5000 Deputierten der Wahlkollegien 
ist infolf^e des Plebiszits auf dem Marsfelde die förmliche 
Publikation erfolgt. 

Weder die Verfassung von 1814 noch die von 1831 
noch die von 1848 ist einer Volksabstimmung unterworfen. 
Als aber nach der VerfassuDg von 1848 als Präsident der 
Republik vom Volke nach allgemeinem Stimmrecht am 
10. Dezember 1848 gegen Ledru Rollin, der nur 370119, 
und gegen Cavaignac, der 1448107 Stimmen erhielt, der 
Prinz Louis Napoleon mit 5434226 Stimmen gewählt war 
uütl dieser am 2. Dezeuiber 1851 die Verfassung von 1848 
kassiert hatte, ist nicht nur dieses Vorjjchen. sondern sind 
auch die Grundlagen einer neuen \ erlassung, wie sie in 
der Proklamation vom 2. Dezember 1H51 enthalten waren, 
durch das Plebiszit vom 20. Dezember 1851 mit 7 4;iy216: 
640 737 Stimmen gutgeheißen ; die Verfassung vom 14. Januar 
1852 hat daher keiner neuen Volksabstimmung unterlegen, 
wohl aber hat eine solche im Mai 1870 stattgefunden, als 
es sich um Neugestaltung der Verfassung im liberalen Sinne 
handelte. 

Allen napoleonischen Verfassungen fehlt zwar die Ein- 
teilung in die Deklaration der Menschenrechte und in die 

▼ OB Molar, fitiii. BlaflfloM t. 12 
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eigentliche Verfassung, es fehlt aber trotzdem nicht an ▼er- 
fassungsmäßigen Einzelreehten. Die Konsularverfassung 
hat sie vorn und hinten in Tit. I De rexercice des droits 
de cite und Tit. VII Dispositions g6ueralub; jedoch beziehen 
sich die Rechte des Tit. I nur auf die Teilnahme am Staate, 
auf das Wahlrecht; in Tit. VII finden sich eine Uabeas 
corpus Akte, Art. 76—82, mit der es ernsthaft geraeint 
ist, und außerdem das Petitionsrecht, Art. 83, welches aber 
nur individuell geflbt werden kann; während Preß- und 
Vereinsfreiheit mit Stillschweigen fibergangen sind. Das 
organische Senatusconsult von 1804 nahm sich jedoch auch 
dieser beiden Grundrechte an. 

Die Art und Weise freilich, wie die Beteiligung des 
Volkes bei der Bildung des Staatswillens. insl)esoüdere bei 
der Zusaniniensetzuug des gesetzgebendeu Kürpere und der 
sonstigen Vertretungskörper gehandhabt wurde, war eigeu- 
tfimlich genug. Das allgemeine Stimmrecht bildete dabei 
die Grundlage, denn alle aber 21jfthrigen waren franzö- 
sische Borger. Aber dem allgemeinen Stinunrecht wurde 
doch nur sehr platonisch gehuldigt, es war praktisch un- 
schftdlieh gemacht: „tont en r^tablissant le suflFrage universel 
on l'annihile." Es war, wie Napoleon selbst gesagt hat, „une 
participation illusoire et metaphysique". Penn nui auf 
einem sehr indirekten Wege kam dabei die Volksstimumug 
zum Ausdruck. 

1. Nach der Konsularverfassung Art. 7—9 in der 
Weise: Die Urwähler jedes Arrondissements wählten aus 
sich den zehnten Teil als Vertrauensmänner, von denen sie 
glaubten, daß sie am geeignetsten seien, die öffentlichen 
Geschäfte zu fahren (liste communale); aus dieser ersten 
Liste mfissen die öffentlichen Beamten im Umfange des 
Arrondissements entnommen werden. Die Urwähler jedes 
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Dei)artt'inents reduzieren sich wieder auf den zehnten Teil 
(liste (Ippartementale) : aus dieser zweiten Liste niUsseu die 
oöentlichen Beamten des Departements entnonunen werden. 
Die ürw&hier des ganzen Landes Tollziehen diesen Keduk- 
tionsproseft noehmAls durch Auswahl des zehnten Teils 
(liste nationale); aus dieser Liste mOssen die Tr&ger der 
Funktionen bei der Zentralgewalt entnommen werden; sie 
sind «ligibles aux fonctions publiques nationales. Wenn es 
also in ganz Frankreich 5000000 Aktivbfirger gab, so 
standen auf den Arrondissemeutslisten 500 000, auf den 
Depaitenientslisten 50000, auf der National ll^It' 5<»(fi). 

Die Bedeutung dieser Notabilitätslisten war aber ledig- 
lich eine passive. Sie gaben denen, die auf iiineu standen, 
nicht irgend ein Wahlrecht, sondern nur ein Recht gewählt 
und angestellt zu werden. Es war in der Hauptsache der 
erste Konsul, der die Auswahl unter denen hatte, die 
durch das Vertrauen ihrer Mitborger auf die Listen ge- 
langt waren. 

2. Das Senatuseonsult von 1802 setzte an Stelle dieses 

Systems ein weseutlieh anderes (Art. 1—88). Man unter- 
schied Assembl6es de canton und Colleges ^lectoraux, 
letztere der Arrondissements und der Departements. Die 
aus sänitliehen Urwählern bestehende Kantonsversammlung 
präsentierte dem ersten Konsul zwei Kandidaten für die 
Stellen der Friedensrichter auf zehn Jahre, indem die 
1709 beibehaltene Wahl der Friedensrichter damals auf- 
gehoben wurde; sie präsentierte außerdem in den Städten 
von 5000 far die Stellen im Conseil munidpal je zwei 
Kandidaten aus den hundert Höchstbesteuerten auf zehn 
Jahre, während die Maires und deren Adjoiuts ohne Pnisen- 
tation, aber aus den Mitgliedern des Conseil muuicipal vom 

ersten Konsul auf fanf Jahre ernannt wurden ; sie wählte 

12* 
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endlieh die Mitglieder der Coll^geB Ölectoram der Arron- 

dissements und der Departements. Die Wahlkollegien der 
Arrondissements hal>eu ein Mitglied auf je 500 EiHwohner, 
jedoch höchstens 200 imd luiudestens 120, die der Departe- 
mentb haben ein Mitglied auf je 1000, jedoch höchstens 
300 und mindestens 20O. W&hrend die Mitglieder des 
ArroBdissementswablkollegittins Yon den Kantonsvenamnir 
liingen ohne jeden FnasiTzensuB gew&hlt werden , massen 
die Hitglieder des DepartementswahlkollegiumB einer Liste 
von 600 Höchstbestenerten entnommen werden. Der eiste 
Konsul konnte den ArrondissementswahlkoUegien 10 Mit^ 
glieder, den Departemeutswahlkollegien 20 Mitglieder zu- 
fügen, indem vuii den letzteren zehn aus den .'{(» Ilöchst- 
besteuerten des Departements entuninnien werden inüssten. 
Die Mitglieder der Colleges 61ectoraux wurden auf Lebeos- 
zeit gewählt; Ergftnzungswahlen fanden nur statt, wenn 
zwei Drittel der Stellen erledigt waren. 

Die beiden Wahlkollegien hatten folgende Prftsen* 
tationen an den ersten Konsul: die des Arrondissements 
von zweien fttr jede vakante Stelle im Arrondissementsrat» 
von zweien fflr die Liste, aus der die Mitglieder des Tri- 
bunats entnommen wurden; die des Depailements von 
zweien ftlr jede vakante Stelle im Generalrat, von zweien 
für die Liste, aus der die Mitglieder des Senats entnommen 
wurden; die des AiTondissements und die des Departements 
jede zwei für die Liste, aus der die Mitglieder des Corps 
16gislatif entnommen wurden. Alle solche Kandidatenlisten 
mnfiten dreimal mehr Kandidaten enthalten als es vakante 
Flatie gab. Die Mhere Generalliste existierte nieht mehr. 
Man konnte nieht zugleich beiden Wahlkollegien angehören; 
sie koonten aufgelöst werden. 

3. Daä öenatusconsult von 1804 handelt nur lui 
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Ht XII (Art 98—100) von den Colleges ölectoraux; eB sind 
ganz unbedeutende Änderungen, von denen die wiehtigste 

ist, daß jedesmal, wenn ein Departementswahlkollegium 
zur BiiduiiiT der Listen der Kandidaten für den gesetz- 
gebenden Korper versammelt ist, auch die LisUf der Kandi- 
daten für den Senat erneuert werden müsse, die hinfort 
allein m&ßgebend ist. 

2. Die Oewaltentallujiflr« 
Auch die Teilung der Gewalten wurde in den napo- 
leonischen Verfassungen beibehalten, nur in gans anderer 
Weise wie in den drei Revolutionsverfassungen. Wenn in 

diesen die gesetzgebende Gewalt eine überwiegende Be- 
deutung gegenüber der exekutiven und richterlichen ge- 
habt hatte, so trat jetzt das umgekehrte Verhältnis zu- 
gunsten der exekutiven Gewalt ein. 
' Zwar folgt in der Konsularverfassung erst im vierten 
Abschnitt nach dem Bürgerrecht, dem Senat und der ge- 
aetzgebenden Gewalt das Gouvernement. Aber das Gou- 
vemement hatte den Vorschlag der Gesetze, den Erlafi der 
Verordnungen, die Regelung der ausw&rtigen Beziehungen, 
Ikbrigens mit Ausnahme der Bfindnis- und Handelsverträge, 
der Kriegserklärungen und Friedensschlüsse, die als Gesetze 
behandelt wurden, nur daß die Beratungen im Tribunat 
und gesetzgebenden Koi jmr auf Verlangen des Gouverne- 
ments in geheimer Sitzung stattfinden mußten; das Gou- 
vernement hatte auch die Ernennung der Beamten und 
Hilit&rs, namentlich der Verwaltungs- und Munizipal- 
beamten, bald auch die der Richter. Und dieses Gouverne- 
ment war nicht oligarchisch-republikanisch, sondern monar- 
chisch; es war allerdings drei auf zehn Jahre vom Senat 
gewAhlten Konsuln nbertragen, als welche die Konsnlar- 
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Verfassung selbst die Borger Bonaparte, Cambac^r^ undT 
Lebrun bezeichnete; aber wühreud die beiden anderen 
Konsuln dem ersten nur in bestimmten F&Uen Bat zu er- 
teilen (Art, 42) und ihn nach Bedürfnis zu vertreten hatten«, 
hatte der erste Konsul fQr sieh allein die Promulgation der 
Gesetze, die Ernennung und Entsetzung der Minister, der 
Staatsratsmitglieder, der Ge.san(ltt'ii , dov OfHziere des 
Heeres und der Marine und der liiclitci mit Ausnahme der 
Friedensrichter und der Richter des Kassationshotes. 

Nach dem Penatusconsult von 1802 führten die Konsuln 
ihre Ämter auf Lebenszeit, nachdem solches hinsichtlich 
der damaligen Konsuln schon zwei Tage vorher (2. AnguBt> 
durch Plebiszit bestimmt war; ihre Nachfolge beim Amts- 
ablauf oder sonst wurde ausfflhrlich geregelt (Art. 40fr.)r 
dem ersten Konsul wurde das Hecht beigelegt, Friedens- 
schlüsse und BUiidiiisvei iiage Icni Senat nur zur Kenntnis- 
nahme vor der Prüinulgation vorzulegen (Art. 58); er sollte 
auch das Recht der Gnade haben (Art. 86). 

Durch das Seuatuscousult von 1804 ist dann das Gou- 
vemement dem ersten Konsui als Kaiser zu erblichem Rechte 
fibertragen (Tit. I« II). 

In den Verfassungen von 1814 und 1831 gab es keine 
Gewaltenteilung. Die Verfassung von 1848 ist zwar darauf 
zürOckgekommen , denn es heißt Kap. III, Art 19: Die 
Gewaltenteilung ist die erste Bedingung einer freien Be^ 
gierung; und es heißt Kap. IV, Art. 2U: Das Irauzu^isclie 
Volk delegiert die legislative Gewalt einer einzigen Ver- 
sammlung, Kap. V, Art. 13: Das französische Volk delegieit 
die exekutive Gewalt einem Bürger, welcher den Titel 
Präsident der Republik erhält; aber es fehlt etwas Ana- 
loges an der Spitze des von der richterlichen Gewalt han* 
delnden Kap. VIII, wo der Art 81 sich darauf beschrankt 



Digitized by Google 



4» Kapitel. Der Napoleoniunns. 183 



zu sagen: Die Justiz wird im Namen des französischeu 
Volkes ausgeübt; die Richter wurden vom Frasidenten er- 
nannt, nicht vom bouveräneu \ olke gewählt. 

U. 

Die Organisation im einzelnen. 

1. Der Senati 

Das wichtigste Organ in den napoleonischen Ver- 
fassungen neben dem ersten Konsul resp. dem Kaiser war 
der Senat. 

Seine Zusammensetzung war eigentümlich geuug. 

Die Konsularverfassung Art. 15 — 24 bestimmte zu Mit- 
gliedern die beiden abgebenden Konsuln Si^y^s und Roger 
Dttcos, sowie die beiden neuen Konsuln Cambac^räs und 
Lebrun und flberliefi es diesen Vieren, weitere 29 Mitglieder 
zu wählen, so dafi damit die Mehrheit des zunächst auf 
60 Mitglieder festgestellten Senats hergestellt war; sie 
ordnete endlich an, dafi die ferneren Wahlen durch Koop- 
tation geschehen sollten aus je drei vom gesetzgebenden 
Körper, vom iiil»unat und vom ersten Konsul vorzu- 
schlagenden Kandidaten in der Weise. (?aß jedes .lahr zwei 
Senatoren hinzuzuwAlilen waren, bis nach zehn Jahren die 
Normalzahl von 80 Mitgliedern erreicht sein würde. Die 
Senatoren waren lebenslänglich, bezogen Gehälter von 
25000 fr. und konnten keinerlei andere öifentliche Funk- 
tion versehen. Die Sitzungen waren nicht öffentlich. 

Durch das Senatuskonsnlt von 1802, Art. 61—64 wurde 
daran geändert, daß, um die Zahl 80 froher voll zu machen, 
schon im folgenden Jahre die Kooptation von 14 Senatoren 
erfolgen, ferner daß die Präsentation zu den 11 Stellen 
sowie alle späteren Präsentationen von dreien nur dem 
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ersten KohbuI zastehen sollten, dafl er debei zwar sn die 

Kationalliste gebunden sei , daß er aber außerhalb liieser 
Liste Vorschläge machen könne, sofern die Zahl der Se- 
natoren dadurch die Zifter von 120, die neue Normalzahl, 
nicht übersteige, also für 40 Präsentationen. Von den 
120 Mitgliedern Idingen mithin 80, wenn auch nur indirekt 
auB Wahlen hervor. Zugleich wurden die Senatoren zn 
den Stellen der Konsuln, Minister und einigen anderen 
zugelassen. 

Eine nochmalige anderweite Zusammensetzung hat der 
Senat durch das Senatuskonsnit von 1804, Art. 57 erhalten. 

Er bestand seitdem aus den IHjilhrigen französischen 
Prinzen, aus den sechs Großwürdenträgern (Art. 32 ff.), aus 
den bU Mitgliedern, die der Senat auf Vorschlag des Kaisers 
aus der Nationalliste wählte, aus solchen, die der Kaiser 
nunmehr in unbeschränkter Zahl, also auch über 120, frei 
«mennen durfte mit der Mafigabe, dafi bei Überschreitung 
der Zahl 120 ein Gesetz erforderlieh sei. 

Mit der Selhstftndigkeit des Senats gegenflber dem 
Kaiser war es also nicht weit her; ein Senatuskonsnit 
machte ihm nicht viel mehr Mühe als ein d^cret imperial. 

Die Zuständigkeit des Senats war eine sehr bedeutende. 

Schon nai:li <ler Konsularverfassung war zwar der Flau 
von Si^y^s, der dem Senate eine Stellung über deu drei 
Gewalten hatte geben wollen . als oberster fiegulator des 
Staates, als pouvoir mod^rateur et eonservateur , nicht 
durchgedrungen. Aber der Erhalter sollte er wirklich sein. 
Der Titel II Du sönat eonservateur — der Titel I De 
rezereice des droits de cit6 enthalt nur wenige Para- 
graphen — steht gewissermsfien an der Spitze der Konsular- 
verfassung. 

Wenn sie der Verfassunj^ widerstreiten, aber nur nach- 
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dem sie innerlml}) bestimmter Fristen vom Trihunat oder 
vom Gouveriitiuent als verfassungswidrig bezeiclmet sind, 
kann der Senat alle Staatshandlungeu, alle Akte der Legis- 
lative, £xekutiTe und richterlichen Gewalt annullieren: 
Gesetze, Verordnungen, ReglementB; Entscheidungen des 
Staatsrats, VerfQgun^en der Minister, Pr&fekten und Mani- 
xipalorgane; letstinstanzliehe Urteile der Gerichte, auch 
solche des Kassationshofs (Art 21. 37). Wahrend die Be- 
setzung aller Ämter in Verwaltung und Justiz der erste 
Konsul sich vorbehalten hatte, hatte der Senat das Recht, 
alle Wahlen der Gesetzgeber, der Tribunen, der Konsuln, 
der Knssationsrichter vorzunehmen. 

Durch das Senatuskonsult von 1802 sind diese Befug- 
nisse erheblich gesteigert Dem Senate wurde jetzt das 
Recht beigelegt, alles zu regeln, was nicht in der Ver- 
fassung vorgesehen und doch zu ihrer Wirksamkeit not- 
wendig ist: »tont ce qui n*a pas 6tö prövu par la Constitu- 
tion et qui est n^cdssaire k sa marche'' ; er hatte femer 
das Recht, die Verfassung authentisch zu interpretieren; 
die Geschworenengerichte auf einen füuljahrigen Zeitraum 
zu suspendieren , Departements hors de la Constitution zu 
erklären , gerichtliehe Urteile aller Instanzen , wenn sie 
die öffentliche Sicherheit bedrohten, zu annullieren; ihm 
stand die Auflösung des gesetzgebenden Körpers und des 
Tribunats zu, eine Funktion, die 1799 vergessen war und 
jetzt dem Senate, nicht dem ersten Konsul beigelegt wurde. 
Zum Erlad von Senatuskonsulten blieb auch jetzt die Ini- 
tiative des Gouvernements erforderlich. Fflr den Erlafi 
von sogenannten organischen Senatuskonsulten, ein etwas 
unbestimmter Begriff, bedurfte es einer ZweidrittelmajonUit 
im Senate (Tit. V, Art. 54, oS, 56). 

Dsm Senatuskonsult von 1804 ging uocli weiter. Auf « 
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Antrag eines Mitgliedes mufite jeder vor dem gesetz- 
gebenden Körper uiihaugi^e oder von iliui aDgeiioumiene 
Gesetzentwurf „tendaiit au rötahlisseiiient du r^^gime f4o- 
dal , contrairc ä l'irrövücabilitö des veutes des doinaiues 
nationaux, n'ayant pas ^t^ dälib^r^ dans les formes pr6s- 
crites par les constitutions de Fempiref les r^glements 
et les lois, portant atteiote au prdrogative de la digoit^ 
imperiale et k celle du 86nat'', auf solange suspendiert 
werden, \ns der Senat auf Grund eines Eommissionsberiehtea 
nach drei Lesungen sieh darober schlüssig gemacht hatte, 
ob eine dieser Tendenzen vorliege (Tit. VIII , Art. 70 ff.). 
Wenn jedoch der Senat den Beschluß gefaßt hatte, „qu'il 
n'y-ait pas lieu ä promulguer la loi", so konnte der Kaiser 
trotzdem tun und lassen , was er wollte (Art. 72). Zu- 
gleich wurde dem Senate die Sorge für die persönliche 
Freiheit und far die Preßfreiheit beigelegt ; es wurden zwei 
Senatskommissionen gebildet^ die eine de la libert^ indivi- 
duelle, die andere de la libert^ de presse, von denen jene 
den Ausspruch tun konnte : »il-y-a des fortes prösomptions» 
QueN. estd^tenu arbttrairement", die andere, „que la libertö 
de presse a 6t6 violöe", mit der Wirkung, daß in beiden 
Fällen die Haute cour entschied (Tit. VIII, Art. (50 ff., 
M ff.). 

Im Jahre 1813, nach der iuuuahme von Paris, ging 
auch der allerdings beschlußunfähige Senat zur Opposition 
Ober, setzte am I.April 18U eine provisorische Begierung 
von fünf Mitgliedern ein, zu denen Talleyrand gehörte, 
um eine neue Verfassung zu entwerfen, und erlieft am 
8. April ein Dekret, welches die Absetzung Napoleons und 
die Abschaffung des Erbrechts seiner Familie aussprach, 
ein Vorgehen , dem sich der gleichfalls beschlußunfähige, 
gesetzgebende ivorper noch am selben Tage anschloß. 
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In der Napoleonischeu Ailtiitioualakte von ist da- 

her vom Senate nicht mehr die Rede; wohl aber ist er 
durch die Verfassung vom 14. Januar 1852 zu neuem 
Leben crwachL 

2. Der fireBetzflrebende Körper« 

Nach der KonsalarverfassuDg Art. 24 erfolgten die 
Wahlen dareh den Senat aus der Nationallinte, das erste- 
mal durch den nocii luivollsiiuidigeu Senat, nachdem er 
die Bt'sclilußfthigkeit erreicht hatte. 

Durch (las Seuatubkonsult von 1802 Art. 32 wurde 
aher den Departements- und Anoudissements-Wahlkoliegien 
die Wahl in der Weise übertragen, daß jedes dieser beiden 
Kollegien dem ersten Konsul zwei Kandidaten prftsenUerte, 
sodaß eine Gesamtliste im dreifachen Umfange der vakanten 
Sitze sich ergab. Und dabei ist es geblieben. 

Die Zahl der Mitglieder betrug 300, die Dauer des 
Mandats 5 Jahre mit Partialemeuerung zu einem Fttnftel 
jedei> Jahr, das Einkommen Kmmjo M. Bis zu 200 Zuhörern 
war Öffentlichkeit gewährt. Der Präsident wurde auf Prä- 
sentation vom Kaiser ernannt. 

Die Attribute waren an sicii reichlich bemessen. 
Napoleon wollte kein Diktator in dem Sinne sein, daß er 
die Gesetze selbst machte. Er begnOgte sich mit der exeku- 
tiven Gewalt Der gesetzgebende Körper war keine beratende, 
sondern eine entscheidende Körperschaft nicht nur bei der 
Gesetzgebung, insbesondere der Steuergesetzgebung, sondern 
auch bei der Feststellung des jährlichen Budgets, nur dafi 
bei Ablehnung des Budgets der Senat es bewilligen konnte. 
Nicht daß er alle Befufzuisse gehabt hätte, die sonst einer 
gesetzgebenden Versammlung zustehen. Nach der Konsular- 
verfassung Art. 25 ff. sollten die Gesetze vom Gouvernement, 
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welches also allein die Initiative hatte, proponiert werden. 

Dazu hatten die Minister nur die erste Anregung zu geben 
und den Staatsrat, zu dessen Plenum sie zwar Zutritt 
hatten, aber ursprünglich ohne Stimmrecht, das ihnen erst 
1802 beigelegt wurde, mit der Ausarbeitung zu beauftragen. 
Vom Tribunat wurde dann der Gesetzentwurf nach statte 
gehabter Diskussion angenommen oder abgelehnt. Eine 
DidcuBsion fand nur insofern statt» als drei Hitglieder des 
Tribunata das Tribunatsvotam verteidigten, auch drei 
Bedner des Staatsrats gehört wurden, w&hrend eine Dia- 
knssion dnrch die Mitglieder des gesetzgebenden Körpers 
nicht erlaubt war. Indessen wurden schon 1804 Sitzungen 
des gesetzRel>eutieu Korpers als Comitö gön^ral zujjelasseu, 
in denen diskutiert werden durfte ; solche SitzuriL^k ii fanden 
entweder auf Antrug von 50 Mitgliedern statt und waren 
dann geheim, oder auf Anregung des Gouvernements und 
waren dann öffentlich. Nachdem durch Senatuslconsult 
Tom 19. August 1807 das Tribunat aufgehoben war, wurde 
gleichzeitig bestimmt, dafi die bisher von den Sektionen 
geschehene Vorberatung dnrch drei aus je sieben Mitgliedern 
bestehende Kommissionen des gesetzgebenden Körpers, fOr 
Justiz, innere Verwaltung und Finanzen, erfülgeii sollte, 
die auch berechtigt waren, mit derjenig« n Sektion des 
Staatsrats, welche den Entwurf ausgearbeitet hatte, Kon- 
ferenzen abzuhalten. Im Falle, daß die Annahme befür- 
wortet war, durfte der Vorsitzende, und im Falle, daß die 
Ablehnung befttrwortet war, durften alle Mitglieder dieser 
Kommissionen auch im Plenum das Wort ergreifen. Aber 
es fehlte bis zuletzt das Becht, die Gesetze artikelweise 
zu beraten oder sie gar zu amendieren, wie auch der gesetz- 
gebende Körper idine Verbindung mit den Ministem blieb 
(Aulard 7ul). 
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Mau könnte nicht sagen, daß Napoleon diese seine 
Verfassung mißachtet habe. Er hat keine Gesetze erlassen, 
keine steuern erhoben als mit Zustimmung des gesetz- 
gebenden Körpers, und wenn dieser aueh als Kreatur des 
Kaisers dessen Willen sklavisch befolgte, solange die Masse 
des Volkes mit der napeleonlschen Politik einTeratanden 
war, so bat es doch zu keiner Zeit an opponierenden 
Minoritäten gefehlt Das Gesetz ober die Ehrenlegion vom 
29. flor^al X , 19. Mai 1802 ist wie im Tribnnat so auch 
im gesetzgebenden Körper lebhaft bekämpft worden; die 
Abschnitte des Code d'instruction criminelle wurden im 
Jahre 1808 mit 178:85, mit 164:100, mit 181;lHi, mit 
190:72, mit 199:62, mit 194:41, mit 197:56, mit 
150:105, mit 199:58, die Abschnitte des Code p^nal im 
Jahie 1810 mit 225:35, mit 240:16, mit 208:43, mit 203:42, 
mit .221:22, mit 237:21, mit 239:15; auch das Gesetz 
vom 20. April 1810, Sur l'organisation de Vordre judiciair« 
et radministration de la justice wurde nur mit 188:50 
angenommen. 

Als aber Napoleons Stern im IJutergeheu war, hat 
auch der gesetzgebende Körper vertagt, indem er die Be- 
willigung außerordentlicher Mittel durch eine mit 223:31 
beschlossene Adresse von der Abstellung von Mißbräuchen 
abhängig machte; was am 31. Dezember die Vertagung und 
beim Neujahrtempfang eine heftige Ansprache Napoleons 
zur Folge hatte. 

8. Das Tribunatb 

Nach der Konsularverfassung bestand das Tribnnat 

aus loo Mitgliedern, die vom Senate aus der National liste 
auf luuf Jahre unter jährlicher Erneuerung von einem 
FlUiitel gewäbit wurden, mit jederzeitiger Wiederwahl; der 
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Gehalt betrug 15000 Fr., die Öffentlichkeit wurde biB zu 

2(K) Zuhörern gestattet. Die Funktion war gewissermafien 
die einer ersten Kammer, aber ohne jede Entsclieidungs- 
gewalt (Art. 27—30). 

Das Senatuskonsult von 1802 setzte die Mitgiiederzahl < 
auf 50 herab mit Partialemeuerung zur Hälfte alle drei 
Jahre (Art 76). 

Das Senatttfiikonault von 1804 erhöhte die Dauer der 
Mitgliedschaft auf zehn Jahre mit Partialemeuerung alle 
fflnf Jahre. Der Prftsident sollte auf Prftsentation vom 
Kaiser ernannt werden. Das Wiclitigste war, dafl die Ver- 
bandluugen iiicbt mehr im Plenum, sondern nur in den 
damals gebildeten Sektionen statttimlen sollten, wodurch 
die ÜHeutlichkeit ausgeRchl()s>eii war. 

Aufgehoben ist das Tribunal durch Senatuskonsult, con- 
eernant Vor^janisation du corps lögislatif, vom 10. August 1807 
in der Weise, daß die Mitglieder des Tribunats in den 
gesetzgebenden KOrper eintraten bis zu der Zeit, wo ihre 
Funktion im Tribunat aufgehört haben würde. 

4. Das Ministerium. 

Wie im ancien regime und während der Revolution, so 
war das Ministerium auch unter Napoleon keine Kollegial- 
behörde. 

6. Der Staatsrat. 

£r war in seiner Organisation und Zuständigkeit 
k§|iiQsv,eg8 in der Weise wie häufig angenommen wird, jind < 
napoleonische Neusehöplung, sondern in der Hauptsache 
eine Wiederherstellung der gleichnamigen Institution des 
ancien regime , welches noch in seiner letzten Zeit durch 
das Reglement vom 9. Auj^ust I7öU den Versucb einer 
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zeitgemftfien Reform gemacht hatte (Aueoc 25^88, Llhiing 
843 if.). Die Revolution hat den Staatsrat aufgehoben; von 
1700 — 1800 hat es keinen in Frankreich gegeben ; er wurde, 
abgesehen von den Funktionen, die uuf den Kassutionshof 
überfrinjTPn. f^ewisserniaßen mit dem Staatsministerium ver- 
schmolzen, mit dem Ministerium unter dem Vorsitz des 
Königs (Gesetz vom 27. April / 23. Mai 1790, Art 15, 17,35. 
Aueoc 85-99, Ldning 355—362). 

Der napoleoniache Staatsrat war wieder keine Sehdpfung 
auf einen Wurf; die Grundlage bildete die KonsularverfaBsung 
Art 52; die näheren Bestimmungen enthalten das Arr6t6 
consulaire vom 5. nivose VIII und 26. Dezember 1799, das 
Arrßt^^ vom 27. fructidor Vlll und 20. August 180U, das S. C. 
vom IS. fnirtidür X, das Reglement vom 10. germinal XI. 
das S. C vom 'Js. Horeal XII, 18. Mai isol, Art. 75-78, 
die Reglements vom 11. Juni und 22. Juii 1806, vom 
20. Februar 1 800 und vom 7. August 1811. Die Reorganisation 
von 1814 wurde durch das Gesetz vom 23. August 1815 
rQekgAngig gemacht Namentlich hinsichtlich der Zahl der 
Mitglieder, der Amtsdauer und anderem hat man ge- 
schwankt 

Im grofien und ganzen aber handelte es sich um Wieder- 
herstellung. SoMülil hinsichtlich der Zü>ammensetzung wie 
hinsichtlich der Zuständigkeit hat man sich an das Frühere 
angeschlossen. Wie der altp. so war auch der neue Staats- 
rat im wesentlichen eine beratende Behörde; er hatte die 
£ntwttrfe zu Gesetzen und Verordnungen festzustellen, 
aber namentlich die sogenannten Verwaltungsstreitsachen 
2tt entscheiden, far die durch das Gesetz vom 8.pluviose VIII 
auch hinsichtlich der unteren Instanzen eigene Organe 
geschafien wurden (Aueoc 89—100, Löning 363, 37(J ; Faustin- 
Hölie I, 225, II, 590). 
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e. Die Venraltanffsorffanisatloii« 

Im GegenBStz zur DirektorialTerfamung entliftlt die 
KoiiBiilurvcrfassung darüber suhr wenig. Um so wichtiger 
ist das Gesetz vom 28. plnviose VIII. 17. Februar 1800, 
Sur la (iivision du territoire et sur Tadmiuistration (Taiue 
R^v. I, 250, 202; III, ö2, 201. <>25; R6g. moderne 
I. T17. Aulard 710). £8 ist echou den Weg der ordent- 
liehen Gesetzgebung gegaogen ; im Staatsrat ausgearbeitet, 
im Tribunat am 23. — ^25. pluviose diskutiert, wobei viele 
Reden dagegen gebalten wurden, ist es vom gesetzgebenden 
K6rper am 28. pluviose mit 217:63 angenommen. Wohl 
das bedeutungsvollste Gesetz, welches Napoleon erlassen 
hat, sich in manchen Bezieliim t n stark au das acien 
regime anlehnend und in deu Hauptzügeu noch heute 
gftltig. Die Hauptjiunkte sind; 

1. £s wurden die Departements beibehalten, die 
Distrikte wiederhergestellt, die Kantons als Verwaltungs- 
bezirke und als Kommunalverbftnde gänzlich beseitigt, die 
Einzelgemeinden in dmi vorigen Stand wiedereingesetzt. 

Die Wiederherstellung der Distrikte von 1790 (550) 
geschah unter dem Namen Arrondissements (402); sie 
wurden zwar anfangs Arrondissements communaux ge- 
nannt, das bedeutet aber nicht, daß anstelle oder 
neben den Kantonalgemeinden die Di^irikte kommunali- 
siert worden wären; es heißt im Senat uskonsult vom 
16. tbermidor X, 4. August 1802, ganz richtig: „chaque 
arrondissement communal ou distriet de souspröfeeture" ; 
bald bat sieh der Znsatz ganz verloren; man wollte 
eben höhere KommunalverbAnde fiber den Einzelgemein- 
den, die stark genug gewesen wAreB, der Zentral- 
gewalt Widerstand zu leisten. Überhaupt nicht. Die 
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7000 Kantons wurden wieder, was sie 1791 — 1795 gewesen 
waren, zu Bezirken für die Friedeosgeriebte, fflr Wahlen, 
fOr MilitAnrasbebnTtg degradiert; nvr 1848/49 hat man 

emsthaft an den Kuiitou als Verwaltungsbezirk wieder 
gedacht; in der damaligen Verfassung heißt es Art. 77: 
^qu'il y-aurait dans cliaque canton un eoii.seil ' ; der daiiials 
vom Staatsrat ausgearbeitete und von einer Kommission 
der NatioDalversammlung nach dem Berichte von Odilon 
BarrÖt im großen und ganzen angenommene Entwurf ist 
wegen des 2. Dezembers 1851 nicht zustande gebracht; 
aber Vivien, der Haupturheber dieser Idee, ist noch in 
seinen £tudes administratives darauf zurttckgekoromen, und 
Aulard sagt bei Gelegenheit der Schrift von Vergues (R<^v. 
frane. 14. 88): „aujourtl hui plus d'un homme polituiue 
songe iV uiodiher uutie regime municipal sur le modele 
du regime de Van III." 

Die 44,000 Einzelgemeindeo, in etwas reduziert, erhielten 
ihre Selbständigkeit zurfiek wie nach der Verfassung von 
1791 und haben diese Selbständigkeit bis auf den heutigen 
Tag bewahrt Es besteht demnach wie in Prenflen, so auch 
in Frankreich und zwar vor und nach der Revolution, mit 
Ausiialmu' der Jahre 17!'.')— 1800, das KleiDgeiiieindetum, 
indem über b<MiO Gemeindrn weniger als 300, über 12,000 
weuiger als 400 Einwohner haben. 

2. Die bisherigen Wahlen hörten gänzlich auf, nicht 
nur für die Organe der laufenden Verwaltung, sondern 
auch für die Vertretungen, für die Eonseils der Departe- 
ments, der Arrondissements und der Kommunen; anstelle 
der Wahl trat auch fflr die kommunalen Vertretungskörper 
die KruenuuDg durch das Staatsoberhaupt oder desben 
Beamte. 
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3. FOr diese ernannten Konseils blieb zwar die Kollegial* 

Verfassung bestehen, für deu Conseilg6n^ral des Departements 
von 10—24 Mitgliedern, der sich jährlich wie alle diese 
Konseils auf 14 Tage versannnelte, der die Beschwenieu 
wegen überbUrdung mit indirekten Steuern entschied, die 
UnterverteiluDg auf die Arrondissements vornahm, die Höhe 
der zugunsten der Departements aufzulegenden Zuschiags- 
centimes festsetzte und die vom Prflfekten aber diese letxteren 
gelegte Reehnung prfifte, der aber im fibrigen nur Wttnsche 
auszuBpreeben hatte: »le eonseil exprime son opinion sur 
r^tat et le besoin du döpartement et Tadresse au ministre 
de l'intörieur" ; für den Conseil d'arrüüdisseuieut von 11 Mit- 
gliedern, der die Untervertrilung der direkten Steuern 
auf die Gemeinden vornahm, die Rechnungen des Unter- 
prilfekten Uber die Zuschlagccntimes anhörte, Uber Steuer- 
beschwerden nicht zu entscheiden, sondern nur Gutachten 
abzugeben hatte, aber wieder Wfinscbe &uBern konnte; 
und fllr den Gonseil communal, der gleichfalls nur 14 Tage 
im Jahre zusammenkam. 

Aber fUr die laufende Verwaltung hOrte die Kollegialität 
auf ; anstelle der Direktorien ftir die Departements und für 
die Arrondissements traten Präfekten und Unterpräfekten. 
Auch die ISteüuug der Maires wurde jetzt eine ganz andere, 
selbst gegenüber dem acieu r6gime, wo es häutig Cori)S de 
ville gegeben hatte ; die Maires wurden nunmehr Präfekten 
in Duodez. Wie schon 1799 Röderer gesagt hatte: „döiibörer 
c*e8t le fait de plusieurs, administrer c^est le fait d*un aeul*« 
oder wie es in den Motiven zu dem Gesetz vom 28. pluvioseVIII 
hiefi: ^administrer doit €tre le fait d'un homme et juger 
le fait de plttsiears". 

Selbst diese von Staatsbeamten regierten Koniniuneii 
wurden von anderen Staatsbeamten, mau kann nicht i^agen 
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bevormundet, sondern auf Schritt und Tritt geleitet. Samt* 

liehe Bei^chlüsse der Miuii/ii>alrätt% jede uoch so kleine 
Aus^fabe bedurfte der Genehmigung des Präfekten: nicht 
dem Munizipalrate, sondern dem Unterpräfekteii legte der 
Maire die Rechnung; der Präfekt mußte jedes Jahr wenigstens 
zweimal, der Unterprilfekt wenigstens viermal jede Gemeinde 
visitieren. Die Gemeinden waren wirklich nur passive 
SelbstverwaltungskOiper, BevOlkerangsabteilnugen fftr die 
Erbebung der direkten Steuern und fQr die Militftraushebung, 
fOr die matiöre contribuable et eonseriptible. Die völlige 
Identitllt von Staat und Gemeinde wurde im Jahre 1813 
erreicht, wo auch das beiderseitige Vermögen zusaniHK n- 
geworfen wurde, iudem die Überweisuns; alles riemeiuile- 
vermögens mit Ausnahme der Waldungen au die Staats- 
schuldentilguugskasse behufs Verkauf zum Vorteil der Kasse 
gegen eine Beute im Staatsschuldbucb erfolgte. 

7. Die GeitohtsTeifassung und die materielle 
Ju BtlzsesetBfirebunff. 

Durch die Konsularverfassung Titel V Des tribunaux 
Art. 60— 08 wurde die Ju>.ti/.or^uini>"ation in zwei wichtigen 
Beziehungen gciindert. Erstens trat auch hier mit Aus- 
nahme der Friedensgerichte, für welt lic die Wahlen (himals 
bestehen bliel)ou, anstelle der Wahl die Ernennung, die 
jedoch auch hier an die Wilhlbarkeitslisten, je nachdem an 
die kommunale, departementale oder nationale Liste gebunden 
wurde. Zweitens wurde durch Einrichtung von Appellations- 
gerichten über denen der ersten Instanz eine gerichtliche 
Hierarchie wiederhergestellt. 

Das Geset« vom 27. ventose VIII, 18. März 1800, sur 

rorganisatiüu des tribunaux, welches für die Justiz dieselbe 

Bedeutung hat wie für die Verwaltung das Gesetz vom 

18* 
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28. pluviose VIII, hob zunächst die bisherigen Gerichte 
erster Ifietans, die 1795 gescbaffenen Departementsgerichte 

aiii uiiti errichtete, wie schon 1789/91, Gerichte erster In- 
stanz ft^r jeden der damals wiederhergestellten Distrikte, 
best( liLiul aus S bis 10 Mitgliedern, die größeren in .Sektionen 
zerfallend, zuständig ftkr die meisten Zivilsachen, für die 
poüce correctionelle und fttr die Berufung von den Friedens- 
gerichten. Über ihnen gab es 29 Appellationsgerichte, 
bestehend aus 12—31 Mitgliedern, die grftfieren wieder in 
Sektionen zerfallend. Der Kassationshof blieb in bisheriger 
Weise bestehen. Sodann hob das Gesetz die bisherige 
Wahl der Vorsitzenden erster Instanz durch die Mitglieder 
auf, indem sie nuumelii unter Beschränkung auf die Mit- 
glieder ernannt wurden, wflhrend für die Präsidenten und 
Vizeprilsidenten des Kassatiunshofes die Wahl durch die 
Mitglieder damals bestehen blieb. Dagegen brachte das 
Gesetz für alle ernannten Richter die lebenslängliche Amts- 
dauer, da sie nur entsetzt werden konnten — und das galt 
auch ihr die gewühlten Friedensrichter, — wenn sie ent- 
weder ans den Listen gestrichen oder wegen forfaiture 
gerichtlich yerurteilt waren. Die Anklage- und Urteil^ury 
wurden beibehalten. 

Durch das Senatusconsult von 18<)2 wurde die Bindung 
an die Listen, indem diese danuils lieseitigt wurden, auf- 
gehoben und dadurch die Unalisetzharkeit gesteigert. Denn 
bisher hatte es in der Hand der Wähler gelegen, die Kichter 
durch Streichung aus den Listen vom Amte zu entfernen. Das 
Senatuskonsult von Tit XllI, Art. 101—131 führte 
neue Nomenklaturen ein und legte dem Kaiser das Recht 
bei, auch die Präsidenten des Kassationshofea sowie die 
ttbrigen Präsidenten aufierhalb des Kreises der Mitglieder 
zu ernennen; die Haute cour wurde durch Abschaffung der 
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Ges iiworeneu uud durch genauere Konii»eteiizbe8timraung 
reorganisiert. Das Senatuskousult vom 12. Dezember 18u7 
verfügte, daß die LebensIilDglichkeit erst nach fünfjähriger 
Probezeit beginnen sollte, zugleich aber wurde behufs 
Reinigung des Richterstandes eine Senatskommtssion nieder- 
gesetzt, was zur Folge hatte, dafi dureh Dekret vom 
24. M&rz 1808 etwa 60 Richter ihrer Ämter enthoben 
wurden. 

iMii -Ii den Code d'instructiou criminelle vom IH. Dezem- 
her ibi».-^ wurde die Anklnprejury mit 8 Geschworenen abge- 
schafft, die Urteilsjury dagegtMi lu'ibelialteu gegeu Napoleons 
eigentliche Überzeugung (Grupi>i, ^apol^on et la jury. 
Rede bei Wiedereröffnung der Sitzungen des Kassations- 
hofes 1896; im Buchhandel nicht erschienen, mir unzu- 
gftnglich). Die Bildung der Qeschworengerichte erfolgte 
auf Grund einer vom Prftfekten aufgestellten, Tom Assisen- 
präsidenten reduzierten Liste, während frtther die Kom- 
munal- resp. die Nationalliste maSgebend gewesen war. 

Das Ministöre public wurJe durch die Vereinigung der 
Funktionen des Staatskonunissars uud des öffentlichen An- 
klägers zu der noch jetzt bestehenden Einrichtung um- 
gestaltet. 

Die kollegialische Verfassung der Frieden^erichte war 
schon durch Gesetz vom 29. ventose X unterdrückt. 

Das Gesetz vom 20. April 1810 sur Torganisation 
judiciaire et radministration de justice bildet einen 
zusammenfassenden Abschlufi. 

Das Notariat war 1803, das Hypothekenwesen schon unter 
dem Direktorium, dann tlunh den Code Art. 2092— 2203, 
die Erfordernisse zum Richteramt und zur Advokatur waren 
1804 neu geregelt. 



Digitized by Google 



198 2* AbschoitL Die Verwirklichuug dieser Ideeu. 



Hittsiehtlfch des materiellen Rechts war wahrend des ancien 

regime der Zustand sehr buntscherkifi gewesen: namentlich 
hinsichtlich des Zivilrechts. Es beslan»i niciit nur eine Schei- 
(iun{? in die Gebiete des droit t''crit und des droit coutumicr, 
sondern jede Provinz, jede Gegend hatte ihr Partikularrecht ; 
es gab 300 Provinzialrechte , in größeren oder kleineren 
Oebietsteilen ; auch in den Landern des droit ^ciit war das 
römische Becht vielfach durch Observanzen und Statuten 
modifixiert, w&hrend es umgekehrt ein gewisses gemeines droit 
eoutumier gab, das man gleichfalls zu kodifizieren suchte. 

Schon das Königtum hatte auch in dieser Beziehung 
die Einheit gefonlert, iusbesoudere Ludwig \1V, und 
Colbert 16ti7. lt)7o, Namentlich die Reform des Zivil- 

prozesses durch die Ordonnanzen von 1()(57. unter Bei- 
behaltung der „bi> auf die Wurzel zurückführenden ger- 
manischen (ledanken der Mtuidlichkeit and YerhandlungS- 
maxime" (Wach), im Sinne der Vereinfachung und Abkarzung 
ist eine so vollstAndige gewesen, daB sie noch die Grund* 
läge des heutigen Code de procdduie bildet. Und auch 
die Ordonnance criminelle von 1670, bei der wie stets in 
älterer Zeit Strafrecht und Strafverfahren zusammeugefafit 
wurden, bedeutete einen außerordentlichen Fortschritt. 
Ebenso die Kudihzierung des Handelsrechts durch die 
Ordonnance de commerce von 1(373. 

Was unter Ludwig XIV. begonnen war, ist unter seinem 
Nachfolger durch den Kanzler D'Aguesseau weiter gefahrt^ 
indem nunmehr auch einzelne Teile des Zivilrechts in An- 
griff genommen wurden , so die Materie der Schenkungen 
durch die Ordonnance von 1781, die der Testamente durcb 
die von 1735, die der Substitutionen durch die von 1747^ 
alles Materien, die ohne wesentliche Änderungen in den 
Code civil aufgenommen sind. 
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Die Revolution hat diese BeBtrebnDgen mit grofier 
Energie wieder aufgeDommen. Das Gerichtoverfassungs- 

gesetz vom 16. August 1700 Tit. II, Art. 19 schreibt vor: 
„Les lois civiles seiont revues et r(5(formt'os ]inr los l^gis- 
latures; et il sera fait un rode g<^n6ral de htis siiii])les, 
elaires et appropriees ä la cünstitutiou " ; rs heißt iu der 
Verfassung von 1791 Titel I, Art. 3, Nr. 13 unter den Dis- 
positions fondamentales: „11 sera fait un code de lois civiles 
commuoeB ä tout le royattme" : es heifit endlich in der Ver- 
fassung von 1793 Art. 85: Le eode des lois civiles et 
criminelles est uniforme par toute la r^publique. Der 
Konvent hat diesen Plan m verwirklichen gesucht. Schon 
am 9. August 17*':} hatU' Canibac6res Namens des (Jesetz- 
gebungsaussehu.sses ein vollständiges Projekt zum Code civil 
in drei Büchern: Personen, Eigentum. Verträge vorgelegt; 
das erste Buch ist in den Sitzungen vom 22., 21., 29. August 
diskutiert und angenommen; eine Diskussion über das 
zweite Buch hat am 2. September stattgefunden; die beiden 
Gesetze aber die unehelichen Kinder vom 2. November 1793 
und fiber die Schenkungen und Sukzessionen vom 6. Januar 
1794 sind daraus hervorgegangen ; gleichzeitig wurde jedoch 
das ganze Projekt als zu zahm und zu juristisch an die 
Kommission zurückverwiesen; C;^^lbac(''r^s hat einen neuen 
Kntwurf vorgelegt, über den die Ihskus^ion am !♦?. Februar 
1794 begonnen hat, ohne zum Abschluß zu kommen; die 
Verfassungskommission wurde nun mit einem nochmaligen 
(dritten) Entwurf beauftragt; es ist dann aber nichts 
weiter erfolgt (Hölie 792 ff.)- 

Unter dem Direktorium hat die Sache ganz geruht, 
aber Napoleon hat die Wiederaufnahme des Werkes gleich- 
zeitig mit dem Staatsstreiche in die Hand genommen und 
durch Arr^t6 consulaire vom 24. thermidor VIII eine Kom- 
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misBion niedergesetzt, zu der l^onehet ond Portalis ge- 
hörten ; der Staatsrat, das Tribunat, der Senat haben sieh 
damit beschäftigt; schliefilich wurde das Ganze in 36 Gesetz- 
entwürfen nacheinander dem gesetzgebenden Körper vor- 
gelegt uütl von clit'soiu in den beiden Sessionen 1803 und 
1804 in der Zeit vom 8. März 1803—15. März 1804 nach 
und nach angenommen, dio Einzolge«5etze auch sofort publi- 
ziert; biä das EinfUhruugsgesetz vom SO. ventose XII. 
21. März 1804 diese 36 Einzelgesetze zusammenfaßte uud 
sie als einheitliches Gesetz unter fortlaufender Artikelfolge 
als Code civil des Francs nochmals publizierte. Abgesehen 
▼on den Präliminarartikeln, die sich auf die Verkfindigung, 
die Wirkung und die Anwendung der Gesetze beziehen, zer- 
ftllt der Code in drei BOcher, von denen das erste das Per- 
sonen-, Familien- und Erbrecht, das zweite den freiwilligen 
Übergang des Eigentums durch Schenkung und Sukzession 
entliält. während das dritte oine Anzahl von Regeln tlher die 
Ohligationen aufstellt. Der Code ist in gleichsam zweiter 
Auflage unter der Bezeichnung Code Napoleuu durch Gesetz 
vom 3. September 1807 nochmals publiziert mit etwas ver- 
ändertem Text; doch war die einzige wesentliche Änderung 
die Aufnahme der durch das SenatuskonsuU vom 
14. August 1806 fttr das Etablissement des neuen Adels 
eingeführten Substitutionen als Zusatz zu Art 896. 

Von politischer Bedeutung sind der absolute Eigentums- 
begrifT des Art. 544, ferner die schon durcli (iesetz vom 
20. Septemer 1792 eingeführte Ehescheidung (Ht''lie, 795) 
und besonders die Gestaltung des Erbrecht». Bereits das 
Gesetz vom 8./15. April 1791 sur le partage des succes- 
sions ab intestat hat den römisch-rechtlichen und in vielen 
Gegenden, namentlich fQr den dritten Stand, gQltigen 
Grundsatz aufgestellt, das beim Intestaterbrecht alle Erben 
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gleichen Grades ohne Bflckflicht auf Alter und Geschlecht 

gleiche Teile erhalten sollen. Dieselbe gleiche Teilung 
hatte das Gesetz sur las Dotatioiis ot su( cesiiions vom 
0. Jauuar 1794 aucii fiir das testaiiiontarisihe Erbrecht 
eingeführt. Das Gesetz bur les liWralitrs i)ar acte eiitre 
vifs et de derni^re voloutö vom 25. März 1800 hatte 
einiges korrigiert. Der Code endlich ist zu folgendem 
System gelangt: far die Intestaterbfolge herrscht völlige 
Gleichheit unter den Kindern; durch Testament kann 
diese in etwas eingeschr&nkt werden; die Erbschaft zer- 
ftllt in zwei Teile: die Reserve und die disposition dis- 
ponible; die Reserve betragt bei nur einem Kinde * 2, 
bei zweien ^/a, hei dreien oder mehr der Gesamt- 
hinterlassciischaft ; (iie Reserve gehurt den Deszendenten 
und Asceudeuten olme Zulässigkeit der Enterbung, wfthrend 
über die Disposition disponible der Vater verfügen kann. 
Die durch Gesetz vom 2. November 1793 eingeführte Gleich- 
stellung der unehelichen Kinder und die Berücksichtigung 
der Adulterinen (H61ie 797) wurde aufgehoben. In den 
Bestimmungen des Code Art. 1048 f. 69Ü. 7d5— 7(>2 liegt 
trotzdem eine Schwächung der vftterlichen Gewalt, eine 
Auflösung der Familie (Lassalle, System der erworbenen 
Rechte I, <i, 20-35, 377—384; II, 400, Rivier bei Holtzen- 
dorti, 5. Auflage, 711. Cruiue, ti. Auflage, I, Hm. Fuld, Das 
Frhrecht des Code civil, in Schmollers Jahrbuch Xil (iööb; 
999 If. V. Miaskowski, Das Erbrecht und die ürundeigen- 
tumsverteilung, I, 197^221: 2&5— 278. Lavergne, 31 If.). 

Eine Erg&nzung des Code civil war der Code de 
commerce, in den vieles aus den Coutumes und aus den 
Ordonnances de commerce von 1673 sowie auch aus der 
Ordonnance de marine von 1671, aus diesen beiden oft wört- 
lich, üheryegaugeu war; publiziert am 15./24. September 1807, 
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galtig vom 1. Januar 1808 an (Levaaseur, Histoire des 
claBses onvri^res, 2. Auflage 1903, I, S9S ff.). 

Ilinsiclitlich des Strufrechts hatte bereits das Justiz- 
orgauisationsgesetz vom U)./24. August 1791 , Tit. II, 
Art. 21 vorgeschrieben: „Le code penal st ni ineessainraeDt 
r^formö de mani^re, que les peines soient proportionn6es 
aus döiits; observant qu'ils soient uiodf^r^es et ne perdent 
de vue cette maxime de la d^aration des droits de rhomme, 
que 1a loi ne peut 6tablir que des peines strictement et 
^Tidemment nöcessaires.'* Über das Strafrecht und den Straf* 
proxeß sind im Sommer und Hertot 1791 drei Gesetze 
einander rasch gefolgt. Auf die geringeren Sachen bezieht 
sii'li (las Gesetz sur la police muiiicipale et correctionelle 
vom V.l Tuli 17'.>1, sowohl das Strafrecht wie den Straf- 
prozeß uiiitiissend. Ftlr die schwereren Fälle sind schon 
damals Prozeß- und materielles Recht durch besondere 
Gesetze geregelt; durch das vom 10. lO. September 1791 
sur la proeödure criminelle und durch das vom 26. Sep- 
tember/6, Oktober 1791, dem code p^nal, wobei die 
Todesstrafe fast einstimmig gebilligt war. W&hrend des 
Direl(toriums erging der Code des d^lits et des peinee 
vom 3. brumaire IV, 25. Oktober 1705, ein sehr um- 
fassendes Gesetz von (J4Ö Artikeln, mit den Fctruuüaren 100, 
ohne diese 141 Seiten; es begreift sowohl Strafprozeß 
wie Strafrecht, wie auch ^trafgerichtsverfassung; es tiber- 
wiegen bei weitem das Prozeßrecht und die StrafgerichU- 
barkeit; es zerf&llt nach den Dispositions pr^liminaires 
in drei Bficher: das erste de la police, das zweite de 
la justice, das dritte des peines; es trat an Stelle der- 
jenigen Partien des Gesetzes vom 19. Juli 1791, welche sich 
auf das Verfahren beziehen, und an Stelle des ganzen Ge- 
setzes vom 16. 19. September 1791, während die auf die 
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Strafen liezttülichen BestimmuDgeii des Gesetzes vom 
19. Juli UDil September / G. Oktober 1701 wesentlich 
fortbestandt n. und das dritte Buch mit den Unterabschnitten 
peines de simple poliee, peines correctionnelles, infamantes 
et afflictives nar die Art 599—646 enthielt Zu den in« 
famierenden Strafen gehört die dögrad&tion civique nnd der 
Pranger, zu den afiflictiven , die aber stets zugleich aneh 
infamierend sind, das Gisen, la röclusion dans les maisons 
de force, la gt»ne. la döteution. Es steht Todesstrafe auf 
Kindesmord. Münzfälsi huim und Diebstahl. Der Versuch 
und die Teiluahnie werden der Vollendung und der Täter- 
schaft gleichgestellt. 

Unter Kapoleon wurden sowohl der Strafprozeß wie 
das Strafrecht abermals umgestaltet, jener durch den Code 
d'instmction criminelle vom 16. Dezember 1808, dieses dnreh 
den Code p^nal vom 20. April 1810, die aber beide erst 
mit dem 1. Januar 1811 in Kraft getreten sind. 

Der Code d'instruction criminelle wurde in neun Ab- 
schnitten während des Novembers und Dezembers 1808 dem 
gesetzirolienden Körper vorgelegt und in beiden Monaten 
von diesem angenommen. Er enthielt, wie bereits erwähnt, 
außer dem eigentlichen Strafprozeß auch noch die Organi- 
sation der Strafgerichte und der Jury: es gibt dreierlei 
Strafgerichte: die Friedensrichter und die Maires in Polizei- 
saeben, die Zucbtpolizeigerichte der Tribunale erster Instanz 
und die Assisenhöfe mit fünf Richtern des Apellhofs oder 
des Tribunals erster Instanz. 

Der Code p^nal besteht aus sieben Einzelgesetzen, ein 
drakonisch-terroristisches Strafgesetzbuch, „ein Kevolutions- 
gesetz von einem Diktator befohlen', zu einer Zeit revo- 
lutionärer Ziigellosigkeit und Verwilderung erlassen, auf 
krasser Abschreckuagstheorie berubeud \ Gleichstellung des 
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Venuchs mit der Vollendung, der Teilnahme mit der Ur- 
heberschaft ; Rückfall bei Begehung irgend einer strafbaren 
Handlung; als Strafen Tod, Brandmarkuug , Pranger, 
Galeere, Deportation, Verbannung, Vermügenskonfiskation. 
bürgerlicher Tod ; 219 Artikel kommen auf die Verbrechen 
und Vergehen gegen die Sicherheit des Staates; jeder 
Widerstand gegen niedere Voliziehungsbeamte, auch wenn 
er ohne Waffen geschieht, wurde mit zehn Jahren Zucht- 
haus, jede Münzftlschung, Brandstiftung, Kindesabtreibung, 
unter Umstanden auch der nächtliche Diebstahl mit dem 
Tode bestraft, jede einfache Tötung mit lebenslftngHcher 
Galeerenstrafe, jeder, auch der unbedeutendste Hausdieb- 
stahl mit Zuchthaus bis wenigstens fünf Jahre (H^lie 831). 

Was eudlich den Zivilprozeß betrittt, so war durch die 
Revolution an den Grundlagen , wie sie Ludwig XIV. ge- 
schaffen hatte, wenig geändert. Der Entwurf zu einer neuen 
Zivilprozeßordnung, der gleichfalls wenig änderte, ins- 
besondere kein materielles Prozefireeht enthielt, gelangte 
im April 1806 bficherweise an den gesetzgebenden Körper, 
wurde im Laufe desselben Monats von ihm angenommen 
und am -J. April 180(3 publiziert, um am 1. .Januar 1807 
in Kraft zu treten; eine neue Redaktion des Code de proc6- 
dure civile vom 20. April lälO. 

III. 

Hie Aufrechthaltuug der sozialen Umgestaltuug. 

Gerade in dieser Beziehung war Napoleon der Voll- 
strecker der Bevolution; er hat nie daran gedacht, den 
depossedierten Grundadel in sein Eigentum wiedereinzusetzen. 
Den Rechtstitel der neuen Erwerber in Frage stellen, 
wflrde auch den Rechtstitel der neuen Regierung in Frage 
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gestellt haben, deren Autorität aus derselben Quelle Hoß 
wie der Besitz jener. „Dans cette transposition universelle 
des fürtuues le preraier consul est le plus grand des par- 
venus et doit soutenir los autres, s'il veut ^tre souteiiu par 
enx". (Taine.) Gerade die 1200000 Erwerber der National- 
gater, weil aie trotz der Quittung fttr ihreo Besitz farchteten, 
der noch dazu viel zu billig erworben war, gehörten zu 
seinen eifrigsten Anhftngeni. »Les d^teuteurs des biens 
nationauz ne respir^rent que lorsquMls virent au dessus de 
leurs t^tes un gouvemement despotique" (Edgar Quinet). 
„Jung und alt warf sich in die Arme des erlösenden Des- 
poten, der die glücklichen Erwerber in ihrem Grundbesitz- 
genusse zu bewahren versprach" (Minzes). Deshalb waren 
in die Konsularverfassung unter die Dispositions g^neraleg 
zwei Artikel aufgenommen, der Art. 93 fast gleiehlautend 
mit Art. 383 der Verfassung von 1795: ,La nation fran- 
^se döelare, qu*en aucun cas eile ne souffrira le retour des 
Franf ais qui ayant abaudonnö leur pays depuis le 14. juillet 
1789, ne sont pas compris dans les exceptions port6es aux 
lois rendues contre les emigr^s eile interdit tonte exception 
uouvelle sur ce point. Les l)iens des ^raigr^s sont irr^- 
vocablemeut acquis au protit de la n publiqne". Es standen 
damals noch 140000 auf den Emigrantenlisten. Art. 94: 
»La nation fran^nise döclare, qu'apr^s une vente l^gale- 
ment consomm^ de biens nationaux, qu'elle qu'en seit 
rorigine, Tacqu^reur ne peut en 6tre d^possdd^, sauf au 
tiers r^lamants k 6tre, sMl-y>a lieu, indemnisös par le tr6sor 
public.'* 

Hinsichtlich der Kirchengüter ließ sich Napoleon noch 

besonders vom Papste im Ki*iikordate vom 22. fructidor IX, 
10. September 1801 Art. 13 versprechen: -Sa Saintet^ 
pour le bien de la paix et Theureux r^tablissemeut de la 
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religioD caiholique döelaie, que ni eile ni seB sucoeaseura 
ne troubleront en aneiine maniöre les acqu^reurs des biens 
ecclösiastiques ali6n6s et qii*eii consäquence la propriötö 
de ces raßmes biens, les droits et revenues y attach^es 
demeureroiit iucouunutables entre leur maiDs ou Celles de 
leur ayants cause." 

Nachdem bereits nach dem Siege von Marengo durch 
Arr6t6 vom 28. vendömiaire IX zahlreiche Namen von der 
Emigrantenliste gestrichen waren , gewährte nach dem 
Frieden von Amiens das Senatusconsult vom 6. florftal X, 
26. April 1802 auf Grund sehr langer Erwftgungagrttnde 
mit der Tendenz, die Mafiregel vor der Öffentlichen Meinung 
zu entschuldigen, den Emigranten eine prinzipielle Amnestie, 
unter der Hediiiguug, daß sie bis zu einem bestimmten Zeit- 
punkte zurückkehrten und einen Kid leisteten, auch auf zeliu 
Jahre lang unter Tolizeiaufsicht gestellt würden; aus- 
genommen wurden die am schwersten belasteten, deren 
Zahl jedoch lüOO nicht Überschreiten sollte. Dabei wurde 
aber zugleich von neuem ausgesprochen und zwar schon im 
Eingang, daß die Aufrechthaltung der Güterverkftufe stets 
ein besonderer Gegenstand der Fürsorge des Senats und der 
Konsuln sein werde, wie auch in Tit II, Art. 16 erklärt 
wurde, daß die Amnestierten in keinem Falle und unter 
keinem \'orwaude „les partages de pr^successious, suceessions 
ou autres acts et arrangements faits entre la r6publique et 
les particuliers" angreifea dürften. >iur diejenigen Güter, 
welche in den Händen der Nation waren, mit Ausnahme 
der durch ein früheres Gesetz fttr unveräufierlich erklärten 
Waldungen und derjenige Grundstücke, welche einem 
öffentlichen Gebrauche dienten oder als Öffentliche Sachen 
zu betrachten seien, sollten nach Art 17 zurückgegeben 
werden. 
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Das Senatusconsult von 1802, Titel VIII, Art. 70 
stellte, wie scliou erwähut, die Uuwiderruflichkeit des 
Yeil<aufs der Nationalgüter unter den besonderen Öchutz 
des Seuats. 

Das SenatuscoDsult von 1804, Titel VII, Art. 53 l&ßt 
den Kaiser die Unwiderruflicbkeit besonders beschwören. 

Die Acte du Senat vom 1. April 1814, betreffend die 
Ernennung einer provisorischen Regierang Nr. 4 und die 
sogenannte Senatsverfassung vom 6« April 1814, Art. 24, 
. enthalten die gleiche Zusicherung. 

Ebenso die bourbonische Verfassung, die Charte cou- 
stitutiouelle vom 4 .luni 1814, Art. 0: „Toutes les propii6t('s 
sollt inviolables sau? aucuiie exceptiou de Celles, qu'on aitpelle 
nationales; la loi ue niettant aucune difTörence entre elies." 
Kur die noch nicht verkauften Emigrantengttter sollten 
nach dem Gesetz vom 5. Dezember 1814 zurflckgegeben 
werden. 

Als dann unter Karl X. das Gesetz vom 27« April 
1825 erlassen wurde, welches den Emigranten eine Milliarde 
bewilligte, war das ein Nagel zum Sarge der Dynastie. 
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In demjenigen Teile Deutschlands, der im Frieden von 
Luneville, tatsilchlich schon früher an Frankreich ab- 
getreten war, auf dem f^auzen linken Tlheinufer, einem (Ge- 
biete, das mit 1150 Quadratmeileu und 4 OUO 000 Menschen 
beinahe den siebenten Teil des Deutschen Reiches aus- 
machte, im grOfiten Teile der heutigen Rheinprovinz , in 
Rheinbessen und in der bayrischen Pfalz, in einem Gebiete, 
welches der Schauplatz unserer mittelalterlichen Geschichte 
gewesen war, sowie auch in den 1810 in Frankreich ein- 
verleibten Gebieten des nördlichsten Deutschlands, an den 
Mündungen der Elbe, Weser und Ems war die französische 
Gesetzgebung in der napoleouisclien Gestalt unmittelbar 
eingeführt worden. 

In den Ländern des Rheinbundes, der sich mit 
14 Millionen auf das ganze aufierpreufiische und äußer- 
österreichische Deutschland erstreckte, war die französische 

') 1?nllftiii des lois et des dt'crets du royanmp de Westphalie; 
in deu(>clu'r L'ber?ft?;nn? unter dem Titol Jiulletin der Gesetze und 
Dekrete des KönigreicUs Wesiialeu; im ganzen 1'6 Baude; '6 Baude 
December 1807 und 1806; 8 Binde 1808; 3 Binde 1810; 1 Band 1811; 
2 Bände 1812; 1 Band bis 31. Mai 1818. Thimme, Die inneren Zu- 
stände des Kurfürstentums Hannover unter franzö^is^ch-westfiilrscher 
Herrsch&ft, 2 Bände, Hannover und Leipzig Iöd8— 1095; Ii, 47—605. 
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Einwirkung eine sehr verschiedeue. In den norddeutschen 
Ländern, mit einziger Aiisnalinit? von Anhalt-Köthen , hat 
sie sich i^iw nicht geltend gemacht; im Königreich Sachsen 
und in den beiden Mecklenburg blieben die Zustände gerade 
so mittelalterlich, wie sie vorher gewesen waren; während 
in Sttddeutsehiand namentlich die beiden Königreiche 
und die beiden Grofihensogtümer, die als solche erst von 
Frankreich geschaffen waren, bei der notwendigen Reorgani- 
sation des inneren Staatslebens von Napoleonischen Impulsen 
sich leiten liefien. 

In noch höherem Maße machte sich der Inm/.ösisciie 
Eiutiuü m den französischen Vasallenstaaten geltend, die 
nach der Katastrophe von 1800 und schon in der ersten 
Hiüfte dieses Jahres auf deutschem Boden zwischen Rhein 
und Elbe, ja sogar ttber die Oder und Weichsel hinaus, 
wenn man das Grofiherzogtum Wamhau mitrechnet, er- 
richtet wurden, Vasallenstaaten deshalb, weil sie in der 
Person ihrer Herrscher ans der Napoleonisehen oder aus 
der sächsischen Familie völlig abhängig von Frau Ii reich 
geworden waren. 

Unter ihnen hat das Königreich Westfalen die größte 
Bedeutung gehabt. 

Der Name Westfalen war im Unterschied von dem 
Namen Ostfalen seit lange volkstomlich gewesen. Man 
sprach von westfälischen Femgerichten, vom westfälischen 

Frieden, vom kölnischen Herzogtum Westfalen, von den 
westftlischen Provinzen Preußens. Den Franzosen des 
18. Jahrhunderts erscliien Westfalen als ein ziemlich 
wildes, unkultiviertes Land, in welchem auf einem alten 
Schlosse Vnltiiire seinen Candide wohnen lä£t. Alier eine 
politische Einheit hatte das Land der roten Erde noch 

Xtlcr, Pnuu. BiaAftne I. 14 
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niemals gebildet; Justus Gruner, als er in einer zwei' 

bändigen Keisebeschieibung den sittliclien und bürgerlichen 
Zustand Westfalens zu Ende des 18. Jahrhundert« 
schilderte, reclmete zu Westtalen im natürliclien Sinne 
nicht nur diejenigen Landesteile, die heute zur Provinz 
Westfalen gehören, sondern auch solche, die der Rhein- 
provinz einverleibt sind, wie Cleve, Wesel, Duisburg, Dttssel- 
dorf, Elberfeld, Barmen, Crefeld, Essen, weite Gebiete der 
Provinz Hannover wie Osnabrflck, Hoya, Bremen, Ostfries- 
landj die Grafischaften Lippe und Schaumburg-Lippe, das 
Herzogtum Oldenburg. 

Bei der Gründung 1807 umfaßte das Königreich West- 
falen 700 Quadratmeilen mit fast zwei Millionen Ein- 
wohnern. Es war eine sstarkc Übertreibung, wenn der 
Generaldirektor des ötlentlichen Unterrichts, Johannes 
von Müller, in seiner Rede beim Schlüsse des ersten west- 
llUischen Reichstages am 80. August 1808 sagte: .Aus 
zwanzig Ländern schuf er ein Reich*, denn dazu mfifiten 
die einzelnen Anteile erst in ihre Urbestandteile aufgelöst 
werden. Die gute Hälfte, 354 Quadratmeilen mit einer 
Million, war bisher preußisches Gebiet gewesen, das ganze 
Preußrn westlich der Elbe: das Herzog lum Magdeburg mit 
den Städten Magdeburg und Halle, das Fttrstentum Halber- 
stadt, die Altniark, das Edchsteki, die Stitdte Nordhausen 
und Mtthlhauseu, ferner üiidesheim und Goslar, einige 
Parzellen der alten und neuen preußischen Gebiete in 
Westfalen; gerade die preufiischen Gebiete haben dem 
neuen Staate den eigentlichen Charakter gegeben; aus 
ihnen stammten die meisten und tüchtigsten Beamten, 
namentlich die der Verwaltung. Der hannoversche Bestand- 
teil betrug ursprünglich nur 108 Quadratmeilen mit 300000, 
denn es handelte sich damals lediglich um das Guttiiigeo- 



Digitized by Google 



S. Kapitel. Du Kftnigreich Wwtfalen. 211 



■Grubenhagßnsche mit 52 Quadratmeilen und 170000 und 
um das Osuabr&eksche mit 56 Quadratmeilen und 13(i000 
Einwohnern; erst 1810 wurde der Qbrige Teil des Kur- 
fttrstentume Hannover, der bis dahin in unmittelbar franzi^- 
sifichem Besitz geblieben war, dem Königreich Westfalen 
zugelegt, dessen Umfang dadurch auf 1150 Quadratmeilen 
mit fast drei Millionen stieg, also beinahe verdoppelt wurde ; 
damals luit der hannoversclie Anteil eleu preußischen über- 
troffen; diese Vergrößerunff wurde aber nach wenigen Mo- 
naten iu der Haujitsache wieder rückgängig gemacht da- 
durch, daß der nördlichste Teil Hannovers und außerdem 
das Osnabrücksche in Frankreich inkorporiert wurden. Kur- 
hessen bildete mit 100 Quadratmeilen und 400000 den 
vierten Teil Westfalens; Braunschweig war etwa 70 Quatrat- 
meilen und 200000 gro6. Nur der preufiische Anteil war 
durch Vertrag, Hannover, Kurhessen und Braunschweig 
durch deballatio erworben. 

Man war weit davon entfernt, eine tyraunisclie Fremd- 
herrschaft aufrichten zu wollen. Im Gegenteil war der 
oberste Grundsatz bei der Errichtung die Herstellung eines 
neuzeitlichen Musterstaats mit allen Errungenschaften der 
Revolution, soweit sie von Napoleon gutgeheißen waren. 
Wie es Leist in der Schlufirede vom 12. M&ra 1810 aus- 
gesprochen hat, in den westßUischen Einrichtungen sei das 
Vorbild ffir die übrigen Staaten des Rheinbundes zu er- 
blicken. Namentlich gegen Preufien sollte Westfalen ein 
stärkeres Bollwerk bilden als die Elbe; niemand sollte 
wünschen, unter die preußische Willkürherrschaft zurück- 
zukehren. Westfalen sollte sogar ein Werkzeug weiterer 
Propaganda sein ; man sah ein, daß es für jetzt nicht mög- 
lich sei, das Land zu französieren, aber man betrachtete 
doch die Westlälinger als künftige Franzosen. 

14* 
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Zwar von Volkssouveränitjtt, von Menscliem echten uud 
von Gewaltenteüung war in der von Napoleon selbst d. d. 
Fontaineblenu, 15. November 1807 erl&asenen, vom franzö* 
sisehen Staatssekretär Maret gegengesdehneteD und von 
Jörftme durch Dekret vom 7. Dezember 1807 lediglich pub- 
lizierten Ver&ssungsnrlnuide keine Bede. Sie war anck 
nicht eigentlich ein Abklatsch der französischen Verfassung, 
die damals in verschiedene Urkunden zersplittert war, auch 
deshalb nicht, weil manche französische Einrichtungen auf 
ein so viel kleineres Land schlechterdings nicht tibertrag- 
bar waren; von den großen StaatskOrpern fehlte in West- 
falen nicht nur das Tribunat, welches ziemlich gleichzeitig 
in Frankreich aufgehoben wurde, sondern auch dei Senat, 

Staatsministertum und Staatsrat wurden von Frankreich 
einfach herttbergenommen. Das Staatsministerium bestand 
wie in Frankreich aus einzelnen Fachministem» von denen 
jeder dem Könige verantwortlich war. Nach der Ver- 
fassung selbst, Art. 19 und 20, waren es vier Minister, 
einer für Justiz und Inneres, wobei y.um liitieni auch der 
Kultus, die Liind wutschaft und die öffentlichen Arbeiten 
gehörten, der Kriegsminister, der Finanzniinister , iUt 
Minister für Handel und öffentlichen Schatz und der 
Minister-Staatssekretär ftlr das Auswärtige; durch Dekret 
vom 2. Dezember 1808 wurde aber das Ministerium far 
Justiz und Inneres in zwei Ministerien zerlegt, so dafi es 
vom 1. Januar 1809 ab fhnf Minister gab. Von diesen 
waren Franzosen Simeon, der Minister des Inneren und 
der Justiz, zuletzt der Justiz, der kein Wort Deutseh ver- 
stand, und die Kriegsminister, die sich bis 1812 gefolgt 
sind, bis auf den Grafen Höne, der im Almanach von 1813 
als solcher aufgeführt wird; die übrigen waren Deutsche. 
Fiuanzminister wurde am 8. Mai 1808 der Präsident der 
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Krieg»- und Bomineokamnier zu Magdeburg, Hans von 
Bttlow, der Vetter Hardenbergs, der spätere preufiiscbe 

Finanzminister (1813 — 1817), der schon seit dem 11. De- 
zember 1807 Mitjjlied des Staatsrats gewesen war. bis 1811 
blieb und dann von einem anderen Preußen, Malcluis. früher 
Kriegs- und Domänenrat bei der Halberstädter Kammer, er- 
setzt wurde und bis zuletzt als Graf von Marienrode blieb« 
Minister des Innern wurde bei der Teilung des Simtenschen 
Ministeriums der frühere Braunschweigiscbe Minister von 
Wolffiradt, der zuerst im Staatsrate Präsident der Selction 
des Inneren und der Justiz gewesen war und der bis zu 
Ende blieb; Minister-Staatssekretär war anfangs der 
Deutsehe Tacitus, der Schweizer Johannes von Müller, der 
dieses Amt aber nur vom 23. Dezember 1807 bis zum 
21. Januar 1808 innegehabt hat. um dann aul seineu 
Wunsch Generaldirektor des Unterrichts zu werden, wo 
später der Göttinger Professor Leist sein Nachfolger wurde; 
im Staatssekretariat folgte ihm Jörömes intimer Freund 
und ehemaliger Sekretär, der Franzose Lacamus, aus 
Martinique gebürtig, bekannt als Graf von Fttrstenstein, 
nachdem ihm das erledigte Lehen der Diede von Fttrsten- 
stein verlieben war; auch er blieb bis zuletzt; als fran- 
zosischer Gesandter in Kussel lungicrte Reinhardt, als 
westfälisciier Gesandter in Paris Graf VVintiiiugerude. 

Der Staatsrat (Verfassuugsurkunde Art. 21—28; 
Dekrete 24. Dezember 1807, 25. Mai 1809, 0. April 1810, 
1. November 1812) stimmte hinsichtlich seiner Organisation 
bis in die Einzelheiten mit dem französischen Staatsrat 
ttberein; auch die Attribute waren genau dieselben: Ent- 
werfung und Diskutierung von Entwarfen zu Gesetzen 
und Verordnungen, Entscheidung von Kompetenzkonflikten» 
von Verwaltungsstreitsaehen und ttber die Frage, ob Be- 
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amte wegen ihrer AmtsbandlungeD vor Gericht gestellt 
werden sollten; neu war jedoch die Zuständigkeit des 
westlUischen Staatsrats als Kassationshof, wozu man sich 
wegen der Kleinbeit des Gebietes hatte entschlieften mflssen^ 

nachdem noch der Entwurf der Verfassungsarkunde einen 
besonderen Kassationshof enthalten hatte. 

Im Staatsrat wurde französisch verhandelt, weshalb 
die von Napoleon gegebene Direktive, wonach mindestens 
die Hälfte der Mitglieder dem dritten Stande angehören, 
sollte, nicht befolgt werden konnte; manche, wie Leist und 
Dohm, waren erst eben geadelt; der Adel war ja nach der 
Verfiissnng sulftssig, nur dafi kein ansschlieflliches Recht 
SU Imtem, keine Befreiung von öffentlichen Lasten damit 
verbunden sein sollte. 

Eine Beteiligung des Volkes bei der Bildung des Staats- 
will ^ h^ sollte stattfinden. Aber hierbei wurde das franzö- 
sische Vorbild nicht befolgt, wpfier das System der Kuusular- 
verfassung, uuch das des benatusconsults von 1802. Nach. 
Art. 29 — 33 und 39 — 44 der Verfassung sollte in jedem 
Departement ein aus lebenslänglichen Mitgliedern bestehen- 
des Departementskollegium errichtet werden, ein Mitglied 
auf je 1000 Einwohner, doch so, dafi die Zahl der Mit- 
glieder nicht unter 200 sein durfte. Diese wurden nicht 
gewfthlt wie in Frankreich, sondern vom Könige ernannt, 
der nur insofern beschränkt war, als er *k den Höchst- 
besteuerten, den reichsten Kaufleuten und Fabrikanten 
und ^ den ausgezeichnetsten Gelehrten und Künstlern 
sowie den um den Staat meist verdienten Einwohnern ent- 
nehmen mußte. Diese vom Könige ernannten Wahlver- 
sammlungen hatten ftlr die Stellen der Friedensrichter 
sowie ffir die Stellen der drei Conseils: der Departements- 
der Distrikts- und der Munizipalrftte, und zwar für jede 
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Stellung zwei Kandidateu dem Könige vorzuschlagen, außer- 
dem aber die Mitglieder der StÄndeversammlung . des 
Reiciistai^s ohne jede Beteiligung des Königs zu wälileii iu 
der Weise, daß 70 Mitglieder aus den Gnmdeigentümern, 
15 aus den Kaufleut«o und Fabrikanten, 15 ans Gelehrten 
und den um den Staat verdienten Einwohnern entnommen 
werden mußten. 

Der Reichstag (6tat8 du royaume) bestand also ans 
100 Mitgliedern, die alle drei Jahre zu Vs zu erneuern 
waren; sie sollten zwar nach der Verfassung keine DIftten 
bekommen, aber das vor Krofiuuiig der ersten StÄnde- 
versammlung erlassene Dekret vom lo. Mai IHos bewilligte 
solche im Betraire von tä{.^lieb IS Fr. nebst Heisekosten 
auf den dringen«] n Wunsch der Gewählten, wie in den 
Erwägunpsf^ründea hervorgehoben wurde. 

Zu der Kompetenz der Stände gehörte erstens die 
jfthrliche Feststellung des Finanzgesetzes, des Budgets; es 
hatten deshalb jedes Jahr Reichstage gehalten werden 
müssen; es sind aber nur zwei gehalten: der erste im 
Sommer 1808, der zweite und letzte wfthrend der ersten 
Monate des Jahres 1810. Außerdem hatte der Reichstag 
die Zustimmung zu Steuer-, Justiz- und Münzgesetzeii, 
wobei jedoch keine volle Übereinstimmung zwischen dem 
französischen und deutschen Texte der Verfassungsurkunde 
besteht (Art. 22, 23). Dagegen war eine Zustimmung der 
Stände zur Verwaltungsorganisation und zur Verwaltungs- 
gesetzgebung nicht vorgesehen, hier wurde vielmehr alles 
durch kanigliche Dekrete geregelt. Demgemäß sind, ab- 
gesehen von den beiden Budgetgesetzen, folgende Gesetze 
erlassen: während der Session von 1808 das über die 
Patentsteuer vom ö. August 1808 (II, 275), das über die 
bürgerliche Prozeßordnung vom 1(5. August 1808 (II, 487) 
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das Ober die peinliche Presefiordnung vom 19. August 1808 

(III, 3), das Ober die Grandsteuer vom 21. August 1808 
(III, 107): iu der zweiten Session das über die Patent- 
Steuer vom 12. Februar 1810 {VII. 123), das über die 
korrektionelle Prozeßordnung vom 14. Februar 1810 (VII, 
175), das über den Verkauf und die Besteuerung des 
Salzes vom 26. Februar 1810 (VII, 243) und das fiber die 
Einrielitttiig und Erliebung der KoDSomtionssteueni vom 
6. Mftrz 1810 (VII, 275). Die Annahme ist meistens mit 
sehr groBer Mehrheit erfolgt» die der bargerlichen ProseO- 
Ordnung mit 83:2 Stimmen. Es hat aber auch an Ab- 
lehnungen nicht gefehlt. Das 1808 vorgelegte Grundsteuer- 
gesetz wurde wenigstens iiulaiigs abgelehut und im Ver- 
lauf derselben Session erst dann angenommen, als es im 
Sinne der Stände abgeändert, von neuem eingebracht war. 
Das französische Enregistrement ist 1810 völlig am Wider- 
stände der Stände gescheitert Auch das Stempeigeaetz 
ist damals abgelehnt, wofür Leist in seiner Sehluflrede 
vom 3. Mftrz 1810 Mifiverat&ndnisse Terantwortlieh machte. 
Ob das Delcret vom 9. Juni 1810 (YIII« 263), das den 
Stempcltarif regelte, streng verfassungsm&flig war, mag 
dahingestellt bleiben ; Malchus hatte den abgelehnten 
Entwurf in ein Dekret umgeformt, welches dann publi- 
ziert wurdo. Wie zuletzt in Frankreich, so sollten in 
Westfalen von vornherein die Gesetzentwürfe im l'leuum 
diskutiert werden dikrfen; unter ähnlichen Mod&lit&ten 
wie dort. 

Hinsichtlich der Verwaltungsorganisation bestimmt die 
Verfassungsurlcunde in Übereinstimmung mit dem franzd- 
sischen Recht, da0 das (rebiet in Departements, die De- 
partements in Distrikte (statt der französischen Bezech- 

nung Arrondissement), die Distrikte in Kantons und die^e 



Digitized by Google 



& Kapitel. Das Königreich Westfalen. 



217 



in Muiiizipcilit iti 11 zerfallen solltcu, in der Weise, daß die 
Zahl der Depai U iuents weder unter acht nocli über zwölf, 
die Zahl der Distrikte jedes Departements weder unter drei 
noch nl)er ftlnf sein sollte (Art. 34), daß jedes Departeineut 
durch einen Präfekten verwaltet wird, daß ein Präfektur- 
rat die Streitsachen eotscbeidet und daß ein Generalrat 
bestehen solle (Art. 35); daB die Distrikte durch einen 
Unterprftfekten verwaltet werden, neben dem ein Gonseit 
de distriet bestehen solle (Art. 36), dafi jede Munizipalität 
durch einen Maire verwaltet wird und dafi daneben ein 
Munizipalrat bestehen solle (Art. 37), endlich daß die Mit- 
glieder der drei Conseils alle zwei Jahre zur Hälfte zu 
erneuern seien (Art. 38). 

Alles weitere beruht nicht auf Gesetzen, sondern auf 
iLöniglichen Verordnungen. Zunächst ist durch königliche 
Verordnung vom 24. Dezember 1807 die Einteilung in 
Departements und Distrikte erfolgt Es wurden 8 Departe- 
ments gebildet, kleiner als. die franzdsischen ; das der Elbe 
mit Magdeburg als Hauptort, bestehend in der Hauptsache 
aus dem größten Teil des Herzogtums Magdeburg und der 
Altmark mit ij-tüdOo Einwohnern, in die 4 Distiiktc Ala^de- 
bur{4, Neuha](b'nslcben, Stendal und Salzwcdel zerlallend: 
das der Fulda mit Kassel als Hauptort, bestehend aus einem 
Teile von Niederhessen, Paderborn und einigen kleinen 
westphäUschen Parzellen mit 24U,00U Einwohnern, in die 
3 Distrikte Kassel, Hftxter und Paderborn zerfallend; das 
Harzdepartement mit Heiligenstadt als Hauptort, bestehend 
aus dem Fürstentum Eichsfeld, den Städten MQhlbauBen 
und Nordhausen, der Grafschaft Hohenstein, einem Teile des 
Fürstentums Grubeahagen, aus kleineren brannschweigischen 
und hessischen Parzellen mit 21oO(>ö Einwohnern, in 
die vier DLstrikte Ueiligenstadt , Duderstadt, Osterode 
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und NordhaoBen zerfallend; das Leiaedepartement mit 
Göttingen als Haaptort, bestehend aus dem FarBtentiiin 

Göttingen, einem Teile von Grubenhagen und Teilen von 
Hildesheim, Braunschweig und Hessen mit 145000 Ein- 
wohnern, in die beiden Distrikte Göttiu^'en und Einln i k 
zerfallend; das Ockerdepartemeot mit dem Hauptortc liraun- 
schweig, bestehend aus dem Hauptteil von Braunschweig, aus 
Teilen von Hildesbeim und aus der Stadt Goslar mit 267000 
Einwohnern, in die 4 Distrikte Brannschweig, Helmstedt, 
Hildesheim, Goslar zerfallend; das Saaledepartement mit 
Halberstadt als Hauptort, bestehend aus Halberstadt^ 
Blankenburg, Wernigerode, Quedlinburg, dem Saalkreise 
und Teilen von Mausfeld, mit 200000 Einwohnern, in die 
3 Distrikte Halberstadt, Blankenburg und Halle zerfallend ; 
das Werradeparlenient mit Marburg als Hauptort, be&iehend 
aus dem größten Teile des Hessischen mit 254 uoo Ein- 
wohnern, in die 3 Distrikte Marburg, Hersfeld und Eschwege 
zerfallend; endlieh das Weserdepartement mit Osnabrück als 
Hauptort, bestehend aus OsnabrQck, einzelnen hessischen 
und westfiilischen Gebieten, mit 334000 Einwohnern, in 
die 4 Distrikte Osnabmck, Minden, Bielefeld und Rinteln 
zerfallend. Infolge der Vergrößerung des Jahres 1810 
traten diesen 8 Departements durcli Dekret vom 11». Juli 1810 
drei neue hinzu, so daß es im ganzen 11 waren, das 
Norddepartenient mit Stade als Hauptort, aus dem größten 
Teile von Verden, dem nördlichsten Teile von Hoya und 
einigen iQneburgischen Ämtern bestehend, mit 214000 Ein- 
wohnern, in die 3 Distrikte Stade, Bremervohrde und 
Verden zerfallend; das Departement der Niederelbe mit 
Lllneburg als Hauptort, aus dem grOfiten Teile des Lflne- 
burgisehen, kleinereu Teilen von Bremen und Verden, mit 
218000 Einwohnern bestehend, in die 3 Distrikte liQneburg, 
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Harburg und SaUwedel zerfallend, endlich das Departement 

der Aller mit Hannover als Hauptort, aus dem größten 
Teile von Kalenberg, den südlichen Teilen von Lüne- 
burg (Cellisches Quartier), dem größten Teile von Hoya 
und Diepholz bestehend, mit 250 Ouu Einwohnern, in die 
3 Distrikte Hannover, Celle, Nienburg zerfallend. Es 
hatten dabei auch Modifikationen der älteren Departements- 
einteilung, des Leine-, Ocker-, Elb- und WeBerdepartementa 
stattgefunden. 

Fast alle Beamten der Departements und der Distrikte 
waren Deutsche, sftmtliche Prftfekten, von denen die meisten 
früher dem preußischen Staatsdienste, in ungewöhnlicher 
Zalil der Kiief»s-und Doiiiaiienkauimer in Minden angehört 
hatten, wie Reimaun, Präfekt des Werra- und später des 
Ockerdepartements, Hövell, Präfekt des Leinedepartements, 
Pestel und Delius, beide Präfekten des Weserdepartemeuts, 
letzterer nachher des Leinedepartements. Nur die Beamten 
der technischen Verwaltungszweige waren in der Mehrzahl 
Franzosen. 

Wie in Frankreich, so sollten auch in Westfalen in 
jeder Einzelgemeinde ein Maire mit Adjoints und ein 

Munizipalrat sein, sollte aucli hier das Kleinfrenieindesystem 
herrschen , der bestehende Zustand konserviert werden. 
Indessen liorteii doch die st-lbstiludigen Gutsbezirke, iiitter- 
güter und Duniäueu auf als solche zu existieren, indem 
sie mit benachbarten Gemeinden verbunden wurden, sodaß 
die Zahl der selbständigen Elementarbezirke sich insoweit 
etwas veränderte; diese Vereinigung scheint Qbrigens 
keine vollständige gewesen zu sein, sodaß ein doppeltes 
Budget blieb: ein gemeinsames und zwei gesonderte, wie 
solches wenigstens für das Allerdepartement bezeugt ist. 
Wie in Frankreich, so wurden auch in Westfalen die 
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Maires eraaniit, in den gröfieren Orten vom Könige, in den 
kleineren von den Prftfekten, ohne dafi diese Ernennung 

an irgend welche Vorsdilftge gebunden gewesen wäre; wie 
iu Frankreich, so entnahm man sie auch hier mit Vorlielte 
aus den Mitgliedern der Munizipalräte, welclie ihrerseits ja 
auch, freilich auf \'orschlag der Departeuientskouimis&ioa 
von awei für jede Stelle, ernannt wurden. Beliebig ernannt, 
konnten sie ebenBo beliebig entlassen werden; indessen 
wurde durch Dekret vom 20. Mai 1809, (V, 301) bestimmt, 
daß die bisherigen Ernennungen am 1. Januar 1810 nach- 
gesehen werden und dafi, wenn nichts zu erinnern wäre^ 
sie durch königiiches Dekret bestätigt werden sollten und 
daß die auf diese Weise und spftter P]Miauut.eii uui aul 
den N'orschlag des Ministers des Innern entsetzt werden 
dürften. 

Alles weitere ist durch das aus dem französischen 
Original wörtlich tibersetzte Dekret vom 11. Januar 1808, 
das sich nicht einmal in Übereinstimmung mit der west- 
ftlischen Verfassung befand (vgl. Art. 1 und 15 des Dekrets 
mit Art 34 und 85 der Verfassung, den § 27 des Dekrets 
mit dem § 37 der Verfassung) geordnet worden. Zur 
Ergänzung dienen die beiden im Briefstil an die Piilfekten 
gerichteten Instruktionen vom 2(). Januar und 4. Februar 1808, 
die im Bulletiu zwar nicht publiziert, aber als Zugaben 
zu Band I, Nr. 13 und i»l abgedruckt sind, die erste für die 
Priifekteu selbst, wo die französische Verwaltungsorgaoisatiou 
überschwenglich gepriesen wird und wo auch wiederum 
der Satz nicht fehlt, daß Verwaltung Sache eines einzelnen 
sei; die andere far die Prftfektur-, Departements- und 
Distriktsr&te, fQr die Unterpräfekten, Maires» A^joints und 
die Munizipalrttte. Für die Maires und die Adjunkten 
war iu ÜbereinstimmuDg mit Frankreich schon durch das 
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Dekret vom 11. Januar 1808 tMii.- Kntschädigung in Aus- 
sicht genomuien, aber im lluterschiede von Frankreich 
durch das Dekret vom 13. Dezember 1808 in ganz exorbi- 
tanter Höhe namentlich fttr die StAdte festgeeetzt; sie sollte 
zwar nur anf Verlangen gezahlt werden und auf Grund 
einer Erklärung der Munizipalitte , daS die Gemeinden 
imstande seien, diese Ausgabe zu bestreiten; indessen beides 
stand nur auf dem Papier; alle verlangten die Entschildi- 
gung, und Wolffradt, an den die Rekurse gingen, klagte, 
daß man selbst in Gemeinden ohne Vermögen die Stellen 
als Be(iieDiiiigen augeselien hi\hi\ die ein gemächliches Ein- 
kommen gewährten, die ihre Inhaber aliein ernflhren sollten. 
Zu leisten hatten die westftiliscben Maires weniger als 
die französischen; insbesondere wurde ihnen die Führung 
derZivilstandsregisternichtzugemutet, sondernden Predigern 
und Geistlichen aller Religionen wenigstens provisorisch 
übertragen (Dekret vom 22. Januar 1808). Meistens wurden 
auf dem Lande die Rittergutabesitzer zu Maires ernannt. 
„Die mehrsten Edelleute," schreibt Wolffradt, „befolgten 
meinen Rat, die Mairestelleu anzunehmen. " Wie es auch 
in Frank ifMch unter Napoleon der Fall war. Jn dem 
Städtchen Dülmen im Münsterschen war der Herzog von 
Croy Maire" (v. Wolffradt, Denkwürdigkeiten, in der 
Deutschen Rundschau 1885, S. 37Öif.« 1886, & 52 ff.« S. 66). 
Ein Mann freilich wie der spfttere Oberpräsident v. Vincke 
äufierte sich, als ihm die Zumutung im Herzogtum Berg 
gemacht wurde: „Zu einem Werkzeug der neuen Regierung 
kann ich mich unter keinen Umständen bestimmen. Lieber 
will ich Tagelöhnerarbeit verrichten. Ich werde alles auf- 
bieten, einem Maireposten zu entgehen, wenn mir solcher 
aufgenötigt werden sollte, obgleich das < igene Interesse zu 
solchem rät und er auch der unschuldigste isf" (v. Bodel- 
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schwingh, Leben des Oberpräsideuten v. Vincke, 1853, 
S. 484). 

Sehl weit entfernte man sich von dem fiauzosischen 
Vorbilde durch eine Einrichtung, die weder in der Ver- 
fassuBgt noch in irgend einem Gesetze und Dekrete vor- 
gesehen war, sondern wie die ähnliche Einrichtung in den 
vier rheinischen Departements lediglich auf der Praxis der 
Verwaltungsbehörden beruhte. Indem man wie am Rhein, 
so auch in Westfalen mit den Mairea der Einzelgemeinden 
nicht auskommen zu können glaubte und zwar wegen der 
Unkenntnis der französischen Sprache, da doch die große 
Mehrziilil Bauern waren, so gelangte iiiaii Jiicr wie dort zu 
Kantoamaires- Schou am 7. Juli 1808 hatte der Minister 
des Innern und der Justiz (Winkopp, iiheinischer Bund, 
VIT, 323, 331) vor dem Reichstage geäußert, daß die 
Zahl der Gemeinden vermindert werden und dafi wo- 
möglich ttber jeden Kanton ein Mairc gesetzt werden mttsse, 
zu welchem die anderen in das Verhältnis wie frfiher 
die Vögte zu den Oberamtmännern zu treten hätten. 
Zur Durchführung ist das zuerst im Weserdepartement 
gelangt durch Dekret vom 28. April 1808, wonach in der 
Regel in jedem Kanton eine Munizipalität sein sollte; es 
waren das (legeudeu, wo die Verhältnisse der Einrichtung 
insofern entgegenkamen, als es wegen der zerstreuten 
Wohnungen eigentliche Dörfer nicht gab; ausgenommen 
waren jedoch 0 Kantone des Distrikts Bielefeld, deren jeder 
in 2 Munizipalitäten zerfallen sollte, weil man in diesen 
dichter bevölkerten, mit Dörfern und GQtern ausgestatteten 
Landesteilen mit den Halbkantonen als Verwaltungsbezirken 
ftber den Elementargemeinden besser fahren zu können 
glaubte. Der Minister des Innern v. Wolffradt hat dann 
am 2. Februar 1810 dem Reichstage davon Kenntnis gegeben, 
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(laß Kautoniiijnres eniannt seieii, ddü man zu (lie>eu Stellen 
die vorzüglicliäleii Munizipaliuaires geiiomuitiu habe als 
Muster far die übrigen, um sie anzuweisen und zu leiten. 
Dadurch sei die Administration der Präfekten und Unter- 
prftfekten ungemein erleichtert; er klagt jedoch über die 
hohen Bureaukosten, welche diesen Kantonmaires hätten 
^gestanden werden mOsaen, und darüber, daß es nicht zu 
vermeiden gewesen sei, auch Personen, welche dem Kanton 
fremd seien, mit solchen Stellen zu betrauen ; er stellt des- 
hulb in Aussicht, allmählich mehrere Kantons einem ein- 
zigen Kantonniaire anzuvertrauen, wie solches im Werra- 
departenient schon i^eschehoii sei. dessen 54 Kantons von 
15 Kantonmaires verwaltet würden. Bei der Annexion des 
größten Teiles von Hannover 1810 trat das Bedürfhis am 
stärksten hervor, weil hier die £inzeigemeinden ganz be- 
sonders klein waren, wie aus einer Verfügung Wolffiradts 
vom 30. Oktober 1810 an die hannoverschen Prftfekten 
hervorgeht. Eine nicht geringe Förderung hat diese Ent- 
wicklung dadurch erfahren, da6 es galt, den energischen 
Widerstand der Bevölkerung f»egen die Militärpflicht zu 
brechen. In einem wegen Voli/iehung des Dekretes vom 
20. Juni lHi»8. betreffend Maßrej^cln gegen die i)e>t'rteurs, 
die widerspenstigen Konskribierten und deren Begünstiger 
an die Präfekten gerichteten Runderlasse des Ministers 
des Innern und der Justiz vom 30. Juni 1808 (abgedruckt im 
zweiten Bande des Bulletins S. 193 mit besonderen Seiten- 
zahlen) heifit es nach den üblichen Klagen über die Un- 
tOchtigkeit der Maires überhaupt, daß sie vor allem die 
Deserteurs nicht gehörig überwachten, die oft in ihrem 
Heimatsdorfe so ruhig lebten als ob sie sich auf Urlaub 
befänden. ..Um diesem Mangel abzuhelfen, haben Sie 
folgendes zu tun. Sie suchen in jedem Kanton denjenigen 
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Maire aus, den Sie fQr den tücbtigsteu halten, und über- 
tragen ihm alle in seinem Kanton auf die Konskription 
sieh beziehenden Verrichtungen; Sie haben die übrigen 
Maires davon zu benachrichtigen, daß diese ihm unter- 
geordnet seien und den in dieser Hinsicht erteilten Befehlen 
Folge zu leisten und in allen schwierigen Fftllen dessen 
Entscheidung anzunifeii haben; sie haben sich schriftlich 
oder inUadlich an ihn zu wenden wie ehemals die Bürger- 
meister an die Bearateu." Aus dem Almanach royal de 
Westphalie ])nur Tan 1810 und aus dem pour Tan 1812 
ergibt sich, daß alle Kantons Kantonmaires hatten ; in dem 
von 1810 wurden sie noch nicht der ordentliehen Ver- 
waltungsorganisation eingereiht, noch nicht bei den Prftfekten 
und Unterprftfekten, sondern am Schlüsse nach Departe- 
ments geordnet, fQr jedes nach alphabetischer Folge auf- 
geführt, während sie in dem für 1812 bei jedem einzelnen 
Distrikte in der Weise, daß der Name des Kantons voran- 
steht, der Name des Maires folgt, aufgeführt wenltn. 
Erst im Almanach von 1812 ist auch in der Einleitung 
zwischen der Administration de district und der Ad- 
ministration municipale ein Abschnitt eingeschoben , Ad- 
ministration des cantons* folgenden Inhalts; „Les maires 
de canton, plaeös provisoirement dans Thi^rarchie admini- 
strative entre les souspr^fets et les maires de commune 
sont au m6me temps maires de la commune oti ils ont 
leur domicile. Instituts pour rendre une administration 
plus uniforme et plus promte, ces maires qui nOnt i)oint 
d'ajoint. inspertent et dirigunt les travaux des maires de 
commune qu'iis surveillent." Die westfälischen Kanton- 
maires waren also Commissarii perpetui der Unterpr&fekten, 
keine eigentliche Zwischeninstanz; sie hatten es zwar auch 
in kommunaler Hinsieht mit der Beaufsichtigung der Einzel« 
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gemeinden ni tnn, insofern sie auch (Iber deren Haushalt 

die Kontrolle zu führen hatten. Aber im großen und 
ganzen lii ticn die Kantons des Königreichs Westfalen nicht 
selbständige Konuiiunalverbflnde, Sanitgenieiuiien gebildet; 
wie auch auf dem ersten Landtage der Provinz Westfalen 
1826 best&tigt worden ist, daß unter der Fremdherrschaft 
das Vennögen der Einzelgemeinden gesondert geblieben seL 
ZusammeDlegnngen von Einselgemeinden gingen daneben 
her; im Saaledepartement ist die Zahl von 310 auf 268« 
im Leinedepartement von 382 anf 251 dnreh Dekret vom 
18. April 1808 reduziert worden; ganz besonders fand das 
statt bei der Annexion des größten Teils von Hannover, 
wo vorgeschrieben wurde, daß die Gemeinden möglichst 
aus 3U0 — 500 Einwohnern bestehen sollten (Instruktion vom 
13. Mai 1810), während sie in Lüneburg und Hoya oft nur 
ans 40 — ^90 Einwohnern bestanden hatten. 

Unter den Subaltem- und Unterbeamten, namentlich bei 
der Polizei, auch in der Gensdarmerie war das französisehe 
Element ziemlich stark vertreten. 

Unter etwa 1000 Offizieren zahlte man deren nur 
82 Franzosen. 

„L*ordre judiciaire est ind^pendent." heißt es im Art. 40 
der Verfassung. Nach Art. 47 sollten hinfort als Gerichte 
bestehen : für das ganze Königreich ein Appellations- 
gerichtshof (die Funktion des Kassationshofes war dem 
Staatsrate beigelegt worden), fttr jedes Departement ein 
Kriminalgerichtshof, fflr jeden Distrikt ein Zivilgericht 
erster Instanz, fOr jeden Kanton ein Friedensgericht. 

Das damals geltende französische Gerichtsverfassungs- 
gesetz vom 27. ventose VIII, 18. Mftrz 1000 und das west- 
fUlische Dekret betreffend die Verfassung der Gerichtshöfe 
vom 27. Januar 1B08 stimmen materiell völlig Uberein; 

von H«i«r, Fnu. StolAsM 1. 15 
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formeTI haben sie die timgekehrte Ordnung; das franzö* 

sische Gesetz geht von unten nach oben, beginnt nach den 
Dispositions gt'rn^rales (Tit. I. Art. 1 — 5) mit den Tribunaux 
de preiiiiere iustauce (Tit. 11, Art. 0 — 2(>); es folgen die 
Appeliationstribuuale (Tit. III. Art. 21 — 31), die Kiiminal- 
tribunale (Tit. IV, Art. 39), die Tribunale des De- 
partements der Seine (Tit. V, Art. 40—47), der Kassations- 
hof (Tit. VI, Art. 48—101), und endigt mit den Gieffiers usw. 
(Tit. YII, Art 102—107). Dagegen beginnt das west- 
ftlisehe Dekret mit dem Appellation^geriehte (Tit. I, Art 
1 — 18), es folgen die Kriminalgerichte (Tit II, Art. 1—7), 
die Distriktstribunale (Tit. III, Art 1—13), die General- 
prokuratoren und die königlichen Prokuratoren (Tit. IV. 
Art. 1 5), was im französischen Gesetze bei den einzelnen 
Titeln über die Gerichte erledigt war; die Greffiers usw. 
(Xit V), die Friedensrichter (Tit VI) und schliefilich die 
allgemeinen Yerfttgungen. 

Das Appellationsgeriebt in Kassel bestand aus drei 
Präsidenten und 26 Bichtem, welche jedoch zugleich die 
Funktion der Prftsidenten der acht Departementskriminal* 
geliebte wahrzunehmen hatten, und zerfiel in drei Sektionen 
zu je sechs Kichtein. Das Appellationsgericht war zu- 
ständig fOr Berufungen von den Distriktsgeriehten in Zivil- 
sachen. Die Departementskriminalgerichte bestanden aus 
einem Präsidenten und zwei Richtern. Die Distrikts- 
tribunale, bestehend aus einem Prftsidenten und fttnf Richtern, 
waren ffir Zivilsachen die erste, in unbedeutenderen die 
endgültige Instanz; l&r die vor die Friedensrichter ge- 
hörigen Strafsachen, für Polizeikontraventionen und fftr 
die gleichfalls vor die Friedensrichter gehörigen Bagatell- 
Zivilsachen die zweite Instanz. Die Friedensgerichte be- 
standen aus einem Friedensrichter und zwei Gehilfen; 
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die Zuständigkeit ergibt sich aus dem Bisherigen. Handels- 
gerichte waren statthaft Die früheren Gerichte aller Art, 
insbesondere die geistliehen, städtischen und Patrimonial- 

gerichte sowie alle und jede Exemtionen wurden aufgelu)l)en. 

Alle Richter wurden vom König ernannt auf Lebens- 
zeit, aber erbt nach fünfjähriger Amtsdauer. Die Auits- 
entsetzung eines Richters konnte nur wegen Verletzung 
der Amtspflichten auf Beschluß des Appelbtioosgerichts 
vom Könige ansgeqirochen werden (Art, 48. 6u. 51). Die 
£niennang der Friedensrichter durch den König erfolgte 
auf Vorschlag der Departementskollegien auf vier Jahre. 

Die KinfQhrung des Ministöre public geschah nach 
napoleonisehem Muster. 

Diese Gerichtsverfassung wurde durch das mit dem 
Dekrete vom 27. Januar 1808 wörtlich übereinstimmende 
Dekret vom 7. Au!-'u>t 1810 auf die vormals bnnnoverschen 
Gebietsteile, die drei neuen Departements, übertragen. >iur 
wurde ein zweites Appellationsgericht in Celle errichtet, 
dem auch einige, wenn der Ausdruck erlaubt ist, altwestr 
fiLlische Gebietsteile, die Departements der Elbe und der 
Ocker« zugelegt wurden. Aufierdem wurde jetzt angeordnet, 
daß hei erfolgter Kassation durch den Staatsrat die beiden 
Appellationsgerichte umschichtig das neue Urteil ftllen 
sollten, während es bisher durch das Plenum des Appellations- 
gerichts in Kassel mit Ausscblufi der beim ersten Urteil 
beteiligt geweseneu Mitglieder gefallt worden war. 

Der Code Napoleon wurde in der Gestalt vom 3. Sep- 
tember 1^07 schon durch Ait. 45 der Verfassung vom 
1. Januar 1808 ab als bürgerliches Gesetzbuch eingeführt. 
Eine offizielle deutsche Übersetzung wurde erst durch 
Dekret vom 21. September 1808 publiziert. Wie in Frank- 
reich nicht als subsidiäres Recht» sondern unter Aufhebung 

15* 
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sowohl des gemeinen Rechts, des römischen und kanoni- 
schen, auch aller Reichsgesetse, aller Landesgesetse und 
Yerordnnngen, speziell auch des A.L.R., als auch aller Par- 
tiknlarreehte, aller Statuten, Observanzen und Gewohnheiten. 

Zur Einftthrong des Code pönal ist es bei der Gründung 
des Königreichs Westfalen schon deshalb nicht gekommen, 
weil dieser erst viel spflter, im Jahre 1810, in seiner 
definitiven Gestalt zu.staüde gekommen und in Frankreich 
erst mit dem 1. Januar 1811 in Kraft getreten ist. Es 
bestand zwar der Tian einer Neugestaltung und Vereinheit- 
lichung des Strafrechts, der aber von vornherein ohne 
grofien Eiler verfolgt wurde. .In einer anderen Session", 
sagte der Minister des Innern und der Justiz dem Reichstage 
am 7. Juli 1808 bei seiner Darstellung der Lage (Winkopp, 
YII, 842), „wird Ihnen ein Pönalkodex vorgelegt werden, 
mit welchem es weniger eilig war sich zu beschäftigen 
als mit aüdeicii Ihnen vorzutragenden Gegenständen; die 
peinlichen Gesetze in den meisten Staaten, welche das 
Königreich bilden, sind sanft und allenfalls kann die könig- 
liche Gnade sie mildem. Auch habe ich den westfälischen 
Völkern mit VergnQgen die Gerechtigkeit zu leisten, dafi 
Verbrechen selten vorkommen." Man ist spftter nie darauf 
zurftckgekommen. Es blieb während der ganzen Dauer in 
den früher preufiiscfaen Teilen der Teil II, Titel 20 A.L.R., 
in den anderen die Karolina mit ihren Reichsnebengesetzen, 
mit den partikularen Landesgesetzen und mit dem Gerichts- 
gebrauch fortbestehen, so daß beim Untergang des König- 
reichs Westfalen niciits geändert zu werden brauchte. 

Hinsichtlich des gerichtlichen Verfahrens war in der 
Verfassung Art. 45 nichts weiter vorgeschrieben, als daß 
es öffentlich sein solle, was ebensowohl far den Straf- als 
auch fOr den Zivilprozefi galt. 
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Da8 ZuBtaDdekommen einer neuen bargerlichen Prozefi- 
ordnnng war nieht ganz normal; die Materie gebOrte 
zweifellos in das Gebiet der Gesetzgebung; die Stfinde sind 
aucb gleicb beim ersten Zusammentreten damit befaßt; 
sie haben aber in ihrer ersten Session nur die drei ersten 
Bücher erledigt, die auch sofurt am lÜ. August 1808 als 
Gesetz publiziert wurden (Art. 1—418). Die Absicht, 
die litiiigen fünf Btlcher noch bis zu dem für den 1. Mftrz 
1B09 in Aussicht genommenen Anfangstermiu zu erledigen, 
acheiterte an dem Nichtzusammentritt der Stände, so dafi 
nichts abrig blieb, als diese fOnf Bflcher neben den ab- 
sehliefienden allgemeinen Verfflgnngen darch königliche 
Dekrete einstweilen in Kraft zu setzen. Beim nächsten 
Zusammentritt ist auch dieser Best (Art 419—962) den 
Ständen vorgelejrt, von diesen angenommen und durch 
Gesetz vom 1-. Marz 1810 uochnials in der Gesetzsammlung 
publiziert worden. 

Wie schon dieser Vorgang vermuten laßt, handelte es 
sich bei der bürgerlichen Prozeßordnung nicht um eine 
einfache Übertragung des Code de procödure vom 
29. April 1806. Die Stände wollten doch dies und das 
anders gestaltet wissen. In welcher Weise, ergibt sich aus 
der Rede des Ministers der Justiz und des Innern in der 
Sitzung des Reichstags vom 7. Juli 1806: Westfalen 
würde am besten getan haben, wenn es wie Italien 
die französische Prozedur einfach angenoiiinien hfttte; 
statt dessen hätten die Rechtsgelehrten von der Gesetz- 
gebungssektion viele Kegein beibehalten und aufgenommen, 
welche ihnen vor der französischen Prozedur den Vorzug 
zu verdienen geschienen und die jedenfalls das Gute hätten, 
Gebräuchen gemäß zu sein, welchen man ungern entsagen 
wollte; so sei ihnen der französische Codex Führer und 
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Beispiel, nicht strenge Regel gewesen. „Ich glaube, man 
hntte das Verfahren einfacher gestalten können, aber 
Männern, die an schwerere Formen gewdbnt waren, er* 
schien es simpel genug; ffir jetzt sind ntltslicfae Neue- 
rungen in zureichender Zahl herbeigeführt, Zeit und Er* 
fahrung werden weiter belehren* (Winkopp, VII, 337). 
Auch Leist in seiner Schlufirede vom 12. Marz 1810, als 
auch die letzten fünf Bücher in Gesetzesform gebracht waren, 
spricht davon, daß diese Prozeßoi tliaing durch Zusfttze, Er- 
kl{\ningpn, Veränderungen. Weglassuiigen. durcli Annahme 
verschiedener in deutschen I'roviuzen herrschender Grund- 
sätze von seinem Vorbilde in vielen Stücken abweiche 
(Winkopp, XV, 403). Im ganzen ist es damit nicht weit 
her; von irgend welchem Kompromiß zwischen französischen 
und deutschrechtlichen Anschauungen kann nicht entfernt 
die Rede sein ; auf der ganzen Linie war der gemeinrecht- 
liche Prozeß vom französischen geschlagen; die Unmittel- 
barkeit, die Prozeßführung durch die Parteien, die Ein- 
schränkung von Rechtsmitteln und von Fristen, mit einem 
Worte die Kinfaclihoit, Schnelligkeit und Wohlfeillieit hatte 
den Sieg davongetragen, und man kann es Stromheck nach- 
fühlen, mit welcher Freude er in Eimbeck und Celle an 
die Aufarbeitung der Reste ging. 

Hinsichtlich des Strafprozesses schrieb der Art. 46 der 
Verfassung nicht nur die Öffentlichkeit, sondern auch die 
Mitwirkung von Geschworenen vor und zwar vom 1. Juli 
1808 ab, obgleich wie Napoleon so auch Simeon eigentlieli 
gegen (ieschworene waren. Doch spendete letzterer ihnen 
vor (1( lü Reichstag am 7. Juli 1808 (Winkopp, VII, 339) 
großes Lob. 

Auch die westfälische Strafprozeßordnung, loi 10. August 
1808, relatif ä la proc6dure criminelle (III, 3—83), ist 
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formell keine Nachahmimg des Code d'mstrnctioii crimi- 
nelle, der erst im November und Dezember 1808 dem Corps 

I6gislatif vorgelegt, erst am 10. Dezember 1808 publiziert 
und erst am l. Januar isll in Geltung gesetzt wurde. 
Die westfälische Stiafpiüzeßüriinuug beruht trotzdem durch 
und durch auf französischen Grundlagen. Sic weicht nur 
darin von diesen ab, daß bloß die Urteilsjury, nicht auch 
die Anklagejury eingeführt wurde; aber die Anklagejury 
wurde auch in Frankreich bereits am 16. Dezember 1808 
abgeschafft. Merkwürdig bleibt, daß eine so tiefgehende 
Umgestaltung des Strafverfahrens ohne jede Änderung des 
materiellen Strafreehts erfolgt ist. 

Auch darin folgte man dem französischen Vorbilde, 
daß die eigentliche Strafprozeßordnung strenjr geschieden 
wurde von der Pülizeistrafprozeßorduung; eiiu' solche (für 
die jurisflirtion correctionelle) wurde durch Dekret vom 
18. März 18U9 (IV, i)2:\ -<;r>ü) erlassen, um im Gesetze vom 
14. Februar 1810 (VII, 175-223) in umgearbeiteter und 
mehrfach ergänzter Gestalt zu erscheinen. 

Das Hypothekenwesen wurde durch Dekret vom 
23. September 1809 (III, 95—103), das Notariat durch 
Dekret vom 27. Februar 1800 (IV, 255—839), das 
Gebührenwesen für die Gerichte durch Dekrete vom 
11. Noveiiiber 1810 (IX, 225— 3(Ki) und vom 22. Mai 1813 
(XIII, 453 — 4G9) für die Friedensgerichte durch Dekret 
vom 21. Juli 1809 (VI, 103—189), für Anwälte durch die 
Dekrete vom 18. November 1812 (XIII, 3.'1— 411) und vom 
22. Mai 1813 (XIII, 453— 4t)9), fQr Gerichtsboten durch 
die Dekrete vom 11. M&rz 1809 und 22. Juli 1813 (XIII, 
61 — 115), für Hypotheken wesen durch das Dekret vom 
16. Januar 1809 (IV, 43—49), iür Notare durch das Dekret 
vom 14. Mai 1810 (VIII, 43—40), endlich die Amtskleidung 
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durch Dekret Tom 4. September 1810 (IX, 5) wurden mit 
geringen Abweichangen nach franzOsiBchem Muster ein- 
gerichtet. 

Im ganzen war man gar nicht so unzufrieden ; man 
beklagte sich hauptsächlich nur üher die Militärpflicht, 
über die Höhe der Steuern und über dio durch das Kon- 
ÜDentalsystem bewirkte Preissteigerung; was aber alles 
weniger mit den westfälischen Verhältnissen, als mit der 
Zugehörigkeit zum Rheinbünde, mit der Abh&ngigkeit von 
Frankreich zusammenhing* 
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Das Freiheitalest Tor den Toren HambnrgB am ersten 
Jahrestage der ErstQrmnng der Bastille, das you 10 Uhr 
morgens während des ganzen Tages mit Gesang« Tanz 
nnd Trftnen der RfihruDg gefeiert wurde nnter Beteiligung 

vou Klopstock. der seine dänische Pension fortbezog, aber 
zwei neue Oden vorlas, unter Beteiligung des Freiherrn 
V. Knigge, der seinen Orden in die Tasche steckte, um sich 
mit dem tricoloreu Freiheit^baude zu schmücken, der sich 
aber in derselben Zeit in Hannover um den Posten eines 
Oberhauptmanns bewarb, mit TrinksprQchen auf die baldige 
Nachfolge in Deutschland, mit Geldsammlungen .der drei 
schönsten Weiber** fQr die Armen: der Republikanismus 
solcher Freiheitsschwftrmer war nicht tragisch zu nehmen 
(Weiland, Festrede bei der Göttinger Preisverteilung am 
4. Juli 1889). Und ebensowenig hatten ;iiiuliche Ulks an 
ein paar anderen Orten etwas zu bedeuten. 

So unvollkorauieu das Mittel auch ist, da die große 
Masse noch völlig unliterarisch war, die wenigsten auch 
nur lesen konnten, so läßt sich doch die Aufnahme von 
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ZeitereigaiSBeo nur im Spiegel der zeitgenössischen Literatur 
einigermaBen erkennen. Und wenn es sich dabei auch in 

der Tat nnr um Minoritäten handelt, so sind doch von 
jeher el>en die Minoritäten es gewesen, welche die Geschichte 
geuiaclit lialipn. 

Nun gab es im damaligen Deut^cliiaiu! eine jxtlitische 
Literatur überhaupt nicht. Ks gab weder Zeitungen im 
heutigen Sinne noch andere Organe der öffentlichen 
Meinung. Die paar politischen Broschüren von Rehberg, 
Ernst Brandes und Genz, die sämtlieh Gegner der Revolution 
waren, kommen daflQr wenig in Betracht, um so weniger, 
als auch andere im entgegengesetzten Sinne ersehienen. 

Um so mehr wird die sogenannte schöne Literatur 
befragt werdt ii müssen. 

Das ist ueuerdin-is iu sehr umfassender Weise von zwei 
französischen Scbriltstellern geschehen, von Hippolyte Cauiot, 
Les premiöres t^chos de la r^volution frangaise au delä du 
Rhin (S6ances et travaux de Tacadömie des sciences morales 
et politiques, 130, 1—45), und von Jaurto, Histoire socialiste 
(III, 442—048), namentlich von letzterem, denn die Aus- 
züge bei ihm erstrecken sich Aber mehr als 200 Seiten und 
beziehen sich auch auf England und die Schweiz. Beide, 
Gamot und Jaur^s, kommen etwa zu demselben Resultate, 
welches bei .Taur^s schon aus der Überscluilt liervorgeht: 
„Ganses pulilujiu's et ("conoiiiitjiu's (jiii s opposent en Alle- 
iHü'jnc n\i mouvt'iiieiit i evolutionnaire,"* und weiches er dahin 
formuliert: „Nou, l'Allemagne des artisaus, des petits 
bourgeois et des paysans ^tait somnoJente encore et l'Alle- 
magne des penseurs regardait curieuse, souvent sympathique, 
mais d'un esprit d'abord assez d^tach^ et & demi passif* 
(III, 532); die Deutschen, sagt er ein anderes Mal, seien 
spectateurs, nicht acteurs gewesen (535); auch Forster sei 
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Bei keine Aasnahme gewesen, er habe sich in einer , Situation 
terriblement fansse* befunden, er habe, abgesehen von den 

Rheiügegenden , die aucli noch nicht reif gewesen seien, 
keinen Augenblick nn die Möglichkeit einer deutschen 
Bevolution geglaubt (III, 578, 5öo, 593, r,<>n, mi). 

In der Tat war in Deutschland nicht nur das Inter- 
esse an der französiert Ii en Revolution groß, wie sich auch 
darin zeigt, dafi die Verfassung der Constituante bald nach 
ihrer Fertigstellung in deutscher Übersetsang von der 
Vossiachen Buchhandlung in Berlin veröffentlicht wurde, 
sondern man stand ihr auch in weiten Kreisen, wie man 
heute sagen würde, sympathisch gegenüber. Nicht, daß 
man sich in Dentsfhland durch schlechte Regierungen ge- 
drückt gefühlt hätte, es iiensclite im ganzen wenig Sultauis- 
mus und viel Aufklärung. Aber die ganze Stimmung des 
18. Jahrhunderts war freiheitlich und gleichhcitlich. Frei- 
faeitstaumel und Fürstenmord trieben in den Musen- 
almanachen ihr Spiel; der Hainbund begeisterte sich an 
der Ode, mit der Stolberg das 20. Jahrhundert ansang, 
wo die Throne und die Tyrannen dahinsinken worden ; der 
Wandsbecker Bote stellte die Forderung auf: ,»der König sei 
der bessere Mann, sonst sei der Bessere König." Auf dem 
Theater waren die Minister und HofmaischiUle, die Amt- 
männer ,uud .Institiarieii stets B(is(*\vifliter oder Narren, 
wahrend der Bürgerstand sich vor Tugend nicht zu lassen 
wußte. Von den kleinen Verdrießlichkeiten, sagt Goethe, die 
dem jungen Jerusalem in vornehmer Gesellschaft begegneten, 
sei der ganze Mittelstand aufgeregt worden (Dichtung und 
Wahrheit, Zwölftes Buch, Weimarische Ausgabe XXVIII, 
140 ff. 194 ff. 232). Aber nachahmen wollte man die franzö- 
sische Revolution nicht. Nur theoretisch galt die Republik 
als die ideale Staatsform. Man bellte wohl, aber mau wollte 
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Dicht beiflen. Um so ireniger, als viele Schriftsteller 
Kostgftnger der Höfe wareo. Sie daehten sich nicht viel 
bei ihren Ättflemngen, es war nicht böse gemeint 

Das einzige, womit es ihnen bitter ernst war, war 

ihr Friedensbedürfnis. Man wollte Krieg:e überhaupt nicht 
niL'lii ; uainentlich auch Claudius stieß lu dies Horn; den 
klassischen Ausdruck dafür hat aber Geliert gefunden in 
dem Welteroberer und seinem Reitknecht; nur Fichte 
Stand abseits, er pries Friedrich den Großen auch wegen 
seiner Kriegstaten. 

Als es nun vollends nach dem wirklichen Ausbruche 
der Revolution nicht so gemfttlich zuging, wie man gedacht 
hatte, als die unvermeidlichen Begleiterscheinungen einer 
so gewaltigen Umwälzung zutage traten, da schlug die 
Stimmung sehr bald um. 

Ganz unberücksichtigt geblieben von den beiden Fran- 
zosen ist Joachim Heinrich Campe. Einer der radikalsten 
Jünger der Aufklärung war ..Johann Jakob" Rousseau, wie 
der Sprachreiniger ihn nannte, sein Heiliger, dessen Contrat 
social ihm fttr ein Volksbuch galt, durch welches die Welt 
zum ersten Mal über staatliche Verhältnisse aufgeklärt 
worden sei. Auf die erste Nachricht vom Ausbruch der 
Revolution begab er sich von Braunschweig aus auf die 
Reise nach Paris; er erreichte zwar den Bastillesturm nicht 
mehr, aber verlebte dort die Zeit Tom 3. bis 27. August 1789. 
Seine „Briefe aus Paris", die noch zu Ende 1789 und 
schon im Sommer 1790 in dritter Auflage erschienen, sind 
für Freunde unfreiwilliger Komik eine wahre Fundgrube. 
Campe fand, „daß das ganze weiße, schwarze, braune, gelbe 
Menschengeschlecht rund um den Erdkreis hemm ein all- 
gemeines feierliches Herr Gott, dich loben wir anstimmen 
sollte;" er nannte die freigewordenen Gallier neue Griechen 
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und Römer, die Pariserinnen Spartaiierinuen, er glaubte, 
ühgleich er noch niemals in Frankreich gewesen war, eine 
völlige Umgestaltung des YolkFgeistes feststellen zu können; 
er ist bis zu Freudenträneo gerOhrt über die allgewaltigen, 
wnnderfthidichen Wirkungen, welche das Freiheitsgefflhl 
herrorgebraeht bat; er siebt das an den frohen, auf ihren 
nunmehrigen Vereng vor anderen Völkern stolzen Gesiebtem ; 
er weidet sein Ange am Anblick freigewordener Mensehen, 
die er hätte umarmen mögen ; er kommt aus der RObrung 
über die Wiedergeburt trar nicht heraus und muß sich 
fortwahrend die Augen trockuea; von dem hohen Bürger- 
sinn und dem Freiheitseuthusiasmus ihrer Viltcr seien 
selbst die kleinsten Knaben beseelt, wenn sie nach ihrer 
Weise bewaffnet und mit Trommeln und Fahnen verseben 
durch die Strafien zögen. Es machte ihn auch nicht irre, 
als ihn ein ttberrafitiger Postillon bei der Einfahrt in Paris 
in einem wenig empfehlenswerten Lokale absetzte, so 
sittlich entrostet er auch darüber war. Campe hat das 
fian/üsische Bürgerrecht vullig verdient; an ihn gelangteu 
ja auch die uhi i^i n fdr Deutschland bestimmten Ausferti- 
gungen , deren eine Schiller zu einem etwas verlegenen 
Briete nötigte. Trug doch auch der im Campeschen 
Verlage erscheinende, historisch-geneilogische Almanach 
fttr 1791, der doch hauptsächlich far den Adel bestimmt 
war, auf dem Titel die Bezeichnung „ffir das zweite Jahr 
der Freiheit*, somit den neuen französischen Kalender 
antizipierend. 

Die AusfQhrungen Ton Camot und Jaur^s aber Wieland 

mtlssen ergänzt werden. 

Sobald von dem Verhältnis Wielands zur französischen 
Revolution die Rede ist, wird immer von neuem der Goldene 
Spiegel angeffthrt; indessen abgesehen davon, daß er 



238 



2. Abüchuitt. Die Verwirklichung dieser Ideen. 



20 Jahre vor der Revoltttion gesdirieben iftt und daß es 
sich deshalb nnr um das Verhältnis Wielands zur Stimmung 
des 18. Jahrhunderts handeln könnte, so gebt selbst dafOr 

aus dem Goldenen Spiegel für Wielands Gesinnung nicht 
das geringste hervor. Denn der Goldene Spiegel, dessen 
Inhalt ührij^ens Goethe in den Frankfurter An/.ei^^en 1772 
wiedergegeben hat. ist einer jener damals so beliebten 
Staatsromane oder Utopien, von Mohi nicht erwähnt, in 
denen die verschiedensten Staatsverfassungen und Staats- 
theorien geschildert werden. Unter diesen ist auch eine, 
welche auf Rousseauschen Prinzipien beruhend Mensehen- 
rechte und ein Gesetzbuch enth&lt Nun weiB man aber, 
dafi Wieland, so sehr er zu den Anhängern der Aufklärung 
gehörte, zu den Anhängern Rousseaus niclit gehört hat. 
Er hat alle diese Verfassungen mit ül)erlegener Welt- und 
Menschenkenntnis ironisieit. Im Goldenen Spiegel, hat 
Wieland im Merkur selbst gesagt, seien wachende Träume 
eines philosophischen Dichters oder dichterischen Philosophen 
enthalten (Breuker, Preufiische Jahrbücher, Bd. 62 (1888)» 
S. 149 E Jaurte, III, 489, welche beide im wesentlichen 
fibereinstimmen). 

Um so gröfiere Ausbeute gewähren die Aufeätze im 
Deutschen Merknr fttr Wielands politische Überzeugung, 
ganz besonder aber für den Stand der öffentlichen Meiuuug. 

Der Standpunkt Wielands war, wie er selbst gesagt 
hat, der eines Zuschauers hei einem Drama, mit welchem 
keine andere Ähnliche Weltbegebenheit an Größe und 
Wichtigkeit zu vergleichen sei, von der Höhe eines sicheren 
und ruhigen Ufers aus. £r hatte jedoch bei der Wichtigkeit 
des Merkurs ffir seine wirtschaftliche Existenz auf die 
Stimmung seiner Abonnenten, auf das literarisch interessierte 
Deutschland Rücksicht nehmen. 
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Der ersto liieser Aufsätze 178i< in der Form des Dialogs, 
die Wieland überhaupt sehr liebte, weil sich damit eine 
gewisse Parteilosigkeit verbinden liefi, zeigt im ganzen eine 
wohlwollende Neutralitat; dagegen wurde im zweiten noch 
aus demselben Jahre die Nationalversammlung stark ange- 
griffen, w&hrend der dritte 1790 voll Rahmens war für 
die Aufhebung der Klöster; der vierte, auch aus 1790, 
stellte sich vollends auf die Seite der Revolution; das 
französische Volk sei Jahrljunderte lüinhitrh gemißhaiulelt, 
durch einen unleidlichen Despotismus auf das iiußei-ste 
gebracht, das alte StaatsgrbiUide sei nicht zu reparieren, 
ein völliger NeuViuu sei notwendig, die lievoiution sei also 
ein heilsames ^V(rk, das einzige Mittel, die Nation 2u 
retten und wahrscheinlich glQcklicher zu machen, als es 
eine andere Nation jemals gewesen sei, das französische 
Volk habe seine Starke mit Weisheit gepaart und edle 
Mftnner an die Spitze gebracht, wenn die Nationalversamm- 
lung dennoch unterliege, geschehe es nicht durch ihre 
Schuld : im fünften Aufsatze, auch noch vom Jahre 1790, 
wird die Abschaffung des erblichen Atiols gemißbilligt, 
aber nur, nachdem dem Adel alle mopncben Vorwürfe 
gemacht worden sind; der sechste leitet durch allgemeine 
Betrachtungen auf den siebenten Uber (beide aus 1791), 
der sich mit einem Schreiben der Revolutionsgesellschaft 
in London an die Gesellschaft der Konstitutionsfreunde in 
Strafiburg beschäftigt und mit dem der Umschwung bei 
Wieland beginnt : „Seit Mirabeaus Tode mufi es auch dem 
parteilosesten Zuschauer zuwider sein, nur ein Wort weiter 
Ober die französischen Revolutionshändel zu verlieren; ein 
Volk, das frei sein will und in zwei vollen Jahren iiuch 
nicht gelernt hat, daß Freiheit ohne Gehorsam gegen die 
Gesetze ein Unding ist, ein Volk, das sich zu Handlungen, 
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deren Kannibalen ^kh scheuen würden, hinreißen läßt . 
Seine gute Meinung von dem Vermögen des französischen 
Volkes, die Freiheit ertragen zu könuen, habe beinahe mit 
jedem Po8ttage einen neuen Riß bekommen, er bleibt scbliefi- 
lich dabei, dafi eine radikale Umgestaltung notwendig 
geweeeu, zweifelt aber« ob die in AuSBicbt genonmiene 
Verfassung das richtige Mittel sei, ob nieht eine der eng- 
Ksehen ftbniiehe vorzuzieben gewesen wäre; in einem Auf- 
satze von 1792 wird dann die Verfassung der Constituante 
einer vernichtenden Kritik unterzogen. Bei dieser Hal- 
tung ist es geblieben in zwei woitenm Aufsätzen aus 
demselben Jahre, deren einer sich mit Goudorcet beschäftigt, 
in den drei Aufs&tzen aus 1793, in einem von 1794, iu den 
Gespr&cben unter vier Augen 1798 und in den Abhandlungen 
Uber die angeblichen Vorzüge der ReprftsentatiTdemokratie 
vor der monarebischen Regierungsform 1799. 

So ganz Unrecht hatte Campe nicht, als er in einem 
Briefe an Knigge den Merkur ein Chamäleon nannte. Äbn- 
lieh Büttiger 1793; gerecliter ist das Urteil von Jaurös, wcuii 
er sagt, „Wieland note prcsque an jour le jour les impres- 
sions, que fait sur le spuctateur allemaud cette intercssaute 
tragödie," und weiter, , Wieland rC'fletait exactement ä 
cette date Tindöcision g6n(^rale en Allemagne." Die 
öffentliche Meinung schwankte und Wieland war ihr Prophet. 

Nicht daß alle Welt mit ihm einverstanden gewesen 
wftre. Schon Schubart hatte Anstoß genommen. Am 
meisten aber der Professor Eggers in Kiel. Der hatte 
sich schon gegen die im zweiten Aufsätze enthaltenen 
Angriffe auf die ^atiünalversa^^llkillg verletzt gefühlt. 
Als (laiin aber mit dem siebenten Aufsatze der völlige 
Uniscliwung eingetreten war, als Wieland die Fraii/D^en 
noch nicht reif fUr die Freiheit erklärt hatte, schrieb 
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er, wie das in solchen Fällon meistens geschieht, z, B. 
gegenüber den abmahneiuleD Schritten auf der Höhe des 
Kulturkampfes, er mOge der guten Sache nicht ferner 80 
schaden, seine Schriften wflrden weit und breit auch von 
den Mftchtigen gelesen. Wieland richtete zur Abwehr ein 
Sendsehreiben an Eggers, dieser hat repliziert, Wieland 
dupliziert. Eggers entdeckte Obrigens im Rheinbunde die 
AnfilDge, um die deutsehe Nationalität wiederherzustellen, 
weshalb der Rheinbund besser germanischer Bund genannt 
wi i h^n müsse. Auch mit zwei Ungenannten hat sich 
VVielaud herumgeschlagen, von denen der eine ihn aristo- 
kratischer Grundsätze beschuldigte, sofern diese Unge- 
nannten nicht etwa von Wieland erfunden worden sind. 

Schiller war zwar von der radikalen Stimmung des 
18. Jahrhunderts erfüllt : das Volk sei die Quelle der 
höchsten Gewalt, der Fttrst nur das Geschöpf der Kation; 
auch er sprach von dem blinden Recht des Starken, von 
dem Richterstuhl der freien Vernunft, auch er wollte aus 
dem Notstaate einen Vernunftstaat machen; noch in den 
Üi ii fen au den Herzo}^ von Aujrnstenlmrj: über die ästhe- 
tische Erziehung sprach er sich in diesem Sinne aus, die 
französische Revolution sei zu früh gekommen, es bedürfe 
daher der ästhetischen Erziehung, eine Aufgabe fftr mehr 
als ein Jahrhundert. Aber Jauris sagt mit Recht: »il-y-a 
plus de rh6torique ezaltto que de vertue rövolutionnaire; 
pas un moment il ne s'ötait livr6 A la rövolution.** Nach 
der Hinrichtung Ludwigs XVI. hat er an Kömer geschrieben, 
er habe vierzehn T.tgc hing keine französische Zeitung mehr 
in die Hand genommen, „so ekeln diese elenden Schiuder- 
knechte mich an." Schiller war iil)erhaui>l keine politische 
Natur: „auf den Hunderten von Blättern seines Brief- 
wechsels stehen kaum mehr Äufierungen Über die politischen 

yoü Meier, Fi»iu. EinfliUie I. 16 



Digitized by Google 



^2 ^ AbschniU. Die Verwirklichung die&er Ideen. 



VerltftltDisBe aU eine Seite falleii wttrden und dtB wenige 

sind fast nur Friedeuswünsche". (Steften. Schillers Stellung 
zum Fürstentum, in: Preußische Jahrbücher, Bd. 124, 
S. 517 ff.). 

Und Goethe V Der tiefste Grund seiner AbneigoBg 
gegen die Revolution war der, daß sie wie einst das Luther- 
tum ruhige Bildung zuraekdrftnge (Das Diaticbon in zwei 
Fanungen fiberliefert; Weimarsche Auagate I, 854; Y, 
I. 218). 

Jedenfalls wollte er sie nicht nachgeahmt haben: 

„Nicht dem Deutsciien geziemt es, die fürchterliche Bewegung 
Fortzuleiten, und auch zu wanken hierhin und dorthin, 
Dies ist unser! so laß uns sagen und so es behaupten!" 




Pi«r»raclt« Huf buflhdruokerei Stephan Geib«! & Co. in Altonburg. 
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V. 

"Sltitt, (£rn)i Doit, ercaitii^fifc^e (äinflüiie au( üte Staatd^ unb Slec^tö« 
eiiti»bllttti0 ^reu^end fm 19. ^a^c^unbcii I. 0ttnb Vtoteaomeita. 
9>, Vlir unb 242 6. n. Son^ ^teuften mtb bk fttitij)9fi|e Reso» 
lutton. XI unb 509 @. (SniHtei unb ^nmUDt) 1907. 1908. 

^Tcift M 5.40 unb if IS.» 

^er 8€tfatfcT \)at Bereits 1881 ein ttcffücl}ed Bud^ fi6ex 
bie 9?cform ber ©ettooltunfl^orf^anifatiott imter ©tein unb 

.^arbcnbcrg ocröffeiitUd)t, tuficit ''^Hn'>,üiv' m. (£. »ov dlem 
in bcr au^jführlidicii ^arlcfluiui i^cr üinüihunq bcr Oicfet^e 
uiiD bei 'Jlnidjauiuißi'ii C^cr hkxau In loilißten ^4>tt)i>'ic" bctul)t. 
'2)cr ^mik Ü^nnb u o 1 1 1 1- c\ c ii o f n '3\^crtcö — ber bem= 
näcf)ft crfd)chicnb(* brittt' )oÜ ,/4.iicufecu uub bic SKicinproDinj" 
befionbcin bc^djäftiflt jid) tnlunnfo mit bciufclben ÜJegeiii» 
ftanbe, ift abet bemd)ect butd) eine ntiget)eiibc ^arfteUung 
bet mateneUen 9leformgefe|gc&ung, bic nad) ©tcin unb i^ar«* 
benberg benannt toixb. @ine neue ^ointe ^at bte ^(ktiiettung 
bftbut(^ €tl|atten, bag fic unter bcm (:^ftc^tS)>unfte erfolgt, 
intoietoett f ran5öf!fd)c (Stnftüffc auf bie t}reugif(^e ^taati* 
unb Sflei^tSentwirfliinn ftattfliiuubon l)abcii, batm öber i^ornel^nt« 
lid) baburd), bofj ber ,^1^*^11^' '^aiib ynn firoHcii ^eilo in einer 
UMbcnfd)oft(id)en *'^ii>liMnif l>. Weier;? c|Ci]in bae nor tuv^ein 
beeiibctc i^iofie breiluinbii]^ 'ilnnf yJinr Xiclninninc« ,,7vrri{)crr 
üom Stein" beftelit Vohnunni hat iiniitiid), wie u. l'tcicr 
im '^oriüüii siun ,^iin'itcH ^imuD btljauptct, „bie \'luttn|[unfi 
öcrtreten, bau «ud) bie oH'Kl'iV^^iii^l 2\cu\c> in ber s^iiiptiac^e 
eine 9Jad)af)mung t^rontrcidjd, eine 9iod)nt)tnung bcr fron* 
^öfiff^en 9ie ti 0 1 u t i 0 n , in^befonbere ber O^efe^gebung ber ^on» 

au* 
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ftttuittitc ^ctoefcn fei''. Unb et l^at ttac^ ^nfii^t !Kffeietd 
and) ittfofern ein falfd)c^ %t(b eittmorfen, gegen btc ge^ 
fd)id)tlirfK 3öal)r!)pit gefelilt, ald er bcn 3Mftöwl> bed preußi' 

l'djcii Staati;? üor IHOG oIö bvn btv Stagnation ober 
ber T r g e n e r a t i ü u i1uua!riiiiirrt. (^cgcn biefe bciben 
^auptpinittf iu1)tct ]id) ^io Iiu|tcllung l). 9Juia3 im 
,;iiHM(cu *i^niibc, iUirintm'5 non [ciii^-r früljcr l^crir neuen 
Vlniuljt in niandjiMi '4>itnücn abnnid)t. Üü' tann ouf bac- ie-crf 
jßc^ntannö, bei'fcn Mi'nntnis:> für bic ^In^urtcilung b« Stielt« 
frage unbebingt erforberlii^ ift, ^iei nic^t eingegangen toexben- 
(Ed Jet nur bemerft, bag ber Serfaffer tiielfa(^ neue ar(^it>alif<4e 
jQueKen benu^t fyit, bag bad Serf bon ber $er|ifi^en Sar« 
lleKung burd^ eine |lar!ere deroorfKbting bed 9ntei(# Steint 
an ber „tBStebergeburt ^reugend" ( nad) o. ^eier gibt ed aXXn* 
btngä! eine )üld)e ntdjt) unb Tenifd)Ianl>'3, fomie in ^tnje!* 
punftcn abiueidit. .'öc nun In" bcn iiüniito id) il^od) )ri)on nn ^ic^t•r 
3tcne, baf; bif iL'iiiiiii l>ci '^.Mvtv Don Sefinianu ui mir 
nirfU brn IviniMiid bcrborgonifcn bat, als» l)abe er icne Jhcfe 
tiuvbnidüd) iHTtrctt^n. "iMciiiicbr pebt mcinesj (Eraditcuv aii>? 
bcm >^HTte Dcnilid) beroor, bau 3teiu ber JRcuoIntion inner» 
lid) frcmb uiib abicbnonb gegenüber gcftanDen tiat, roenn and) 
ber SBerfaffer ^n^cifeUo^ bct ^^lnfd)auung ift, bag «Stein buri^ bie 
^been feiner ^t, bie (^reigntffe in ^ranheüi^^ fomie Dom 
9}ai)oleonidntu$ nii^t unberührt geblieben ijl. 

. t>. SV^eier gibt im erften IBanb unter ben frotegomenn 
einen Ueberbütf über biepolitifd^cn ^beenbed 17. unb 18. 
3 afjrbunbcrtö, über ben (fntmtrftnngsgang be« Watnrrec^t«, 
bie ^'cf)rc üon bct (*>k^nmltenleiliing iinb bic ^r)eorien Don %bam 
3ntitf) "iWnii folgt iionu" bor ,^iimngtoö tciiuicramciitüoKen 
Xorftellung oee; l^erfQjfeitv bem cv? and) übcilafien fein iiiuK, 
bü£? "^yia)] inm \\m \\\ 'iMücnhi'w beftiminen, bn C'5 fid) bei 
biefem elften 'l^nnbc ja taifadilui! nm nidjt meljr ald eine 
(Einleitung b^nbclt. üü^an mirb ibm ^uftimmen, »enn er be<* 
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f)<mpttt, „ba% bie (^reil)ett nnb ber Suüii^ bed ^nbiotbiutmd 
bie ©ntfflitiitig ber '4?erfönlirf)feit, bio ^ulc^t aiU oBfeftitjen 

5öonbc ;^criprcnneu \nd]U\ luM'onbi'V'ö in Iculicljlanb uuab*' 
I)än9iö iwin Duitiiiiv-du niifncfomuun fei'', lucmt man and) nid)t 
überfc^cn barf, ban i^n-- '^uuurmlit bind) feine atomiiierenbc 
^enbenj bor inbitiibnoliftiidiiMi 2tiumung mittelbar förbcr^^ 
lic^ i\t. 9(nberet)eitiS müd)te man bo(^ einen leifen ;^iüeifcl 
cntgegcnfe^en, wenn i>. ^Wcicr in bem ^^lbfd)nittc über bie 
,,S5emntliid)nng bicfer ^bcen" (£. 87 j gelegcntlid) behauptet, 
,^bie gan$e Mütt ber heutigen cnglifc^en ^nbufirie fei noc^ unter 
bem B^ui^oU ^erbeigeffi^rt''. CDcdgtetc^en, menn @- 92 
^itptet iDtrb, bag bei bec 65cünbung ber ^^eu^^CSnglanb'^S^oIonten 
„bte 9ieli0ton 9on Dorne^etein ^tioatfai^e" getoefen fei. (äe^ 
rabe tni 6)e^]enteU tfl bort bod firengftc 3taats!ir(^entum fo^^ 
tüof){ ^uflunffen bei ^it^c oon (5nn(anb fl(d bef fonflrcflatio* 
iialiftiidjcn 'inli-niitniiitv biirri)fleführt luovDcu m\i> lcb\(\{\d) hvw 
ticine 9?bobe -3'-"li^>ib im uoii uoiuciKiciu unb bic> ^ux oHüuöunfl 
ber Union Die t) o 1 1 f o in ni e n e Trennung uon Stont unb 
ftirrfic bnidiiieinlirf . (Sine au5fübrlid)e Tnrftellunfl iüuD ber 
(iutiindluiui bcv öf|enüui)cn ^Kedit-5 nnb ber "i^erfaffnng'^fnfteme 
unter ber frauiüfi)d)en i'JieuolntiüU nnb bem '}iapoIeontenniä 
gehjibmct. Taran fd)liefu fid) ein lleberblirf über bie fran* 
jöfifc^eu Cfinrid)tungen be'3 Mönigreid)v< iili>eft f alcn, bie \a 
<für bie i^nkiafton fran^öftfi^er ^nftttutionen in ^eutfd^Ianb 
bon größter S3ebeutvng finb. (Sd folgen einige ^emerfungcn 
über btc ^ufna^me ber franjdftfc^n 9leoo(ution in ber beutfc^en 
Literatur, bie gegenüber bcn 9(rbeiten ^i^po(t)te (Sarnotd unb 
!$aur6d gu btcfer Avage einige Cirgiin^nngen liinfid)t(id) ber 
©tcl(ungnal)me ^"^ . \r 6 n nt p e «s nnb 9S i c 1 a n b >? bringen. 

Xac- 3d)iüi;igcnud)i bii ;Hrbeit ü. Iliiiicvc- \\cc\i im 
ilöcitcn $^anbe. Xev !iitel: „'^^reuHen nnb bie itan^^üfifcfie 
S^cüolntiim" ift meinem lirrtd)ten':> gi\u^nrr, i'dn'v bn-? Thema 
unb bic S3en>ei0tül;rung irre fü()ren. Xcuu bei Der 'Jicjorm^ 
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gefefigcbuttg ^inincit« fanii e^J ficf) borf) nid)t nur um (Stnftü^fc 
^oiibcln, bie doil bcr 9{ct>ol ut i ou auc-iieiiaiu^eu lutiven, funbcm 
ttietmchr iipit brr ni'fnniUMi fran^öfi)d)cii i^efcögcbimci, bie ftct) auf 
bie iHeform uiiö i)^cuür9anifatiün bcs Staate^ bcjog. '3)ic 3lc 
ooluHou felbft iQie ja fc^on Idngft ancifannt ift, nur einen 
gtogen ^eil ber unter bem 'ancien regime ^abfic^tigten unb 
getfltg ondgecciften Steformmagtegeln butil^efftl^tt, )um gro^n 
3:eile a^ec tft i^r äBeit crfi unter ber l^errfd^oft 92apotcait§ 
l»o{(enbet nmrben, mie ed in biefer ^oxm fafl unberAnbert 
%entt jiod) fortbcftcI)t. 3^) meine bahex, bafe fid) nirfjt 
Ttttt tmnim Ijanbcln fann, fcft^uftcllen, ob in ^^reufeen bie 
®nmbfä^c bcr ^euofution, b. b be^ llmftiirjc^ in ber 
politifcbcn Waditnn tnluufl Weltuni^ cvlaiuit baben, fonbeni 
barum, ob i>ay iit ioiu'r ,^eit in (^laiifit'id) fli'icl)üiienc dicdn 
unmittelbar ober mittelbar ouf bie ^euornanifatioii br?^ 
preufjijc^cn Staate^ cingcmirtt bat; unb iQtfädjIid) I}at n l'i cier 
bie iS^rage in bicfcm ibrcm mcitcren Umfange bcantmottet. 

3um beweis ber X\^t\t, bag ber preugif(i)e @taat tot 
1806 burdfaud trefflid^ organtftert, „im S^^^^ fortfc^reitenber 
iSntnridlung" fiä^ (efunben ^obe, entnncfelt ber S^erfaffer ju* 
n&d^ft ein ®itb bei Organifation M preugifd^ Staate^ im 
18. ^^^i^^unbert. 9(uf ®runb ber neueren 9(rbetten bor altent 
&ä)mol\tt€ unb ^nnucS itber bie je ^^^eit tbrnntt er ju einem 
au^crorbiiUlirf) günftigen Urteil über biefc CSj)od)e, in ber er 
bie eigcniliduMi ('»n-iniMai^vii i^cv inciini)il)cu 3taat'3 bereite ge- 
legt unb ihn ni-(iuiUcI) lurnto iüv noUenbet anfiebt. I^ic 
gi-iftk'iinu-i fiii beu 33eaniten[taot füliit bcn li^erfaffer txisn, bie 
Sc^attenfciten be^ lÖeamtcntume jener ^eit, über befien fd)led)tc 
(ligenfd)aften, .Slttuflid)feit unb *^3Hetlingc>geifi nidjt bioli^rieb«' 
ri(^ ^il^eim i. fonbern noö^ ®tetn geflagt ()at, Ühn* 
fel^. SBenn aw^ nad^ ber ^atut ber @a<^e u>cfentli(^ frembe 
t^orfd^ungen bie ^runblage für bie Darlegungen b. 9)leier# 
^ben^ fo möchte i<4 bod^ Jeroorl^eben, ta% bie SS^arfienuttg 
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D. äßeierd t»OT altem buri:^ Me richtige Betonung bet $3ebeutttng 
berl|fteeTe0Detfaffuitgfürbte S^ntoaltungdotQamf ation einen 
guten Okfamtbltd auf bad (^an^e gibt ^n bem itneiten 
ff^nitte niirb btc „Haltung bec pxtufi\]6^n 9legierung ootn $obe 
ilrnebric^d bed Otogen pr 3(f)(a(^t bei 3«na" gefc^itbrrt, 
ober — beffer — » e r tct b i g t ^n We ^orf^effung ber SUfform* 
gefcfegcbimfl unter bcn Dcibcn Mönißcn rctl)cn fid) auBcrorbcntlirf) 
imtiiolU* li3eobad)titnflcn übci öio Uiim>anbluiiß bcd 5^cömten 
tiim^ in ^icfel■ ;;^nt. ilx- ift ber Inin^'v öfi ueu^cttli(I)iMi, ber 
liberalen ^been, ja cy üerfnUi ivieliaü) \oqqx fiTioiri iiiiv Inute 
foft iiniierftrtnbürfuMi ^Kabif ali'omucv 3'I)eorctii d) ift von 
gio^cr ^ebcuiuiifl bie Üc^rc ^^(bam Smitl)$, bie burd) bcn 
S^dnig^berger 9^ationalö(ononieu M xaiii weiter tfeibieitet toiib, 
bann aber if^ beuütd) ber @in|IuB jd^antd, Dor adent auf 
bie iBeamten ber ^rootn^ Cftpreugen, erfennen. S$on großem 
Sntereffc finb ^icfür bie „SSeiträge aumrepublif anifdften 
Q^efe^bttc^", bie im 3a^re 1800 in M;dnigdberg erfi^ienen 
unb ben fpäteren ^(anater oon ^reu^en, Wotgeubeffer, pm 
SSerfaffer Oaben. 9luS' bem ^uö.^ugc, ben 0. SWeier bieöon gibt, 
f^cl)t l)crüor, boft biefc i>(nturrt'd)tler uou iüirflid}em onbim** 
buali-jimu'^' ^ieiiilicl) ciuicriii ßeiücieii itub. '^iey flilt aiidi von 
bem iL'iberali'3mu'3 be-5 übriqen '-l^eauueutuniis, bn<^ in ber ^iUcf- 
lic^teit immer nod) abiolnnftifdi jn beuten j]eiuül)ut u>ar. 

V. cicr fommt beni 3d)(uii'e, bafj unter Aviebrid) "PJir 
l^clm Ii. in '^.^reuftcn im (5iegcn)a$ ^u allen übrigen europuifdieu 
Staaten ,,unablä))iji am 3toote gearbeitet" morbeu fei. ^Jiun ift 
ed itotHtWo^ ri(f)tig, baj} unter bicfen beiben Stönigen eine 
9leil^ oon dieformproieften aufgetaucht ifH, a((ein ffir bie innere 
£raft, bie biefem Beamtentum innegemobnt bot, i|t ed benn 
boc^ be^eid^nenb, ba^ ed erft ber energifc^cn 3nitiattoe ©teini^ 
unb ^arbenbergd auf bem QJebiete ber dM^^rmo^tung, 
©djamljorfti^, (^hui|'enrtn# auf bem ®ebiete ber 'äMintärberwal* 
tuuß gelungen ift, jene JJiaijnüljmcu burdj^ufüljren, bie erforber* 
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li'dj toaTCTt, um beul Staat uiucr bcn feit bcm ficbcniähriflcn ^iege 
bo'd) fcl)r Ofraiibnini ^lolitiidjcu ^-Bcrl)ältmficn Die a-iLnDcrlid)C 
£'eiftuiuiofäl)inloil unb Soannfraft 5« itorloilien. ^lucf) ift c? 
tüül)l eine jener Uebertvcibuiiflcn, ju bcnrn Der für Dae uorfou' 
ftitiitioncHc ^^rciif5cn bc^ciftcrtc 5?crfafjcr mint, wenn ci bcr ^er^ 
rooltunfi fämtltrf)cr übrigen cuto^jäifc^cn Staaten Unfrud)lbarfeit 
unb Stillftanb mäl)renb bcd gatt^ 18. 3fll)rl)unbert'5 öorroirft. 
Uebcigenö t^ebt 0. ä)^eiet gati) tul^tig t)en)OT, baß untet ben 
großen SDlAtinern, bie bie SRefotm bed preu|if(^ert (Staotöovgantd« 
nuid bUTC^efüldrt ^aben, eine Steide bon iRi(^t)>teu|en fit^ 
befanben, t^on bem 9iet(^Sfmbernt i9on @tein abgefe^en, 
Btfid^cr, ©neifenau^ ^c^arn^orfi, 92iebttbt, ftrnbt. 
(&( ctgib; |id) bata«§ ntd)t, baft bog prcuBifd)c SSeanttentum; 
jur Durd)fül)rung bc^ grofjen Söerfcö nid)t bie geeigneten <^ü^rer 
befeifen bättr, alKnii nnberericil^ Dtnl) bie Jatfac^e, baf$ nirijt 
alle^' „bi'i |)reu)ii)d)eu i^nir^l" entflammt, ber bcr S^ctjofier 
oUes Oivofee cntfpringen^^u laffen genei^i ij^. 

3n einem eigenen ilapitel »wirb „bie Stimmung Oer 
^eüöIFerung unb bie Sd)tac^t bei be^anbelt 
^icbci ift bcm SSerfaiier burd)au3 ^usu^immen, menn et Bc* 
fjoxipttt, liiert bie fran^öfiffi^c 9let)otution „f^dbe bie jjtuget ind 
SloUen gebtad^t, bie IReform bcf(^(eitnigt, fonbem 17 Sabte 
luüi^' bem ^uSbxu^ bet 9leDo(ution bie 6c^(a(j^t bei gena". 
Snietu ed i{l nur etgentümltd^, bajl ber Sl^erfaffer^ tro^bem 
er ber ^ieberlage t»on :3ena biefe ^beutung beimißt, erHSrt, 
bie 9Heber(dge bei !^tna „f)ob^ mit ben innem 3uftänben 
^reufeenö gar ni(^t§ tun". iJl^enn nnrf) ^u.^ugebcn ift, bofe 
bic -KicDLrlagt felbft biirdi eine iiiiijliidhdio Monftellatiou bcr 
au^lüiutincn ^^olitif i^uni groftc" 2c\{c hcb\u(\t ift, fo I)at bod) 
boö l^eri)alten foruol)! ber prenf^ifrfien ^.'tilitärftclloii loic bcr 
3ii^ilbcl)örben nad) ber Sd)Iad)t von Csena, bie lühitiofigfeit bc§ 
.'ilönig« beiüiefen, baß bem Staate a\6 folc^cn bie innere Spann* 
{raft feblte, um avv^ ttat^ einer fo fd^meren 92icber(age nur 
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bett Secfuc^ einer C^genmel^t p unterne^nten. o. SReiet fet6{l 
(iat in feinem erften Seife flbct bie ,,9iefornt ber SSemaltungd^ 
orgmiifatton" 3. 139 feiaft treffenb betnerft, baS Biel ber 
®teijtf(^ei! ^Reform fei (jcnjcfeit, „bie berloten gegangenen ©e* 
•^iebnngcn bcd Stnnt^ joincn ^firgetn nnebet Iicrju* 
ft Hill, um in bcu Untertanen bicjeniqe .'oint^abe an ba^ 
OHMncunucini luecfen, bie bei ber a t an roplu" von 1806 
fo fel)r bernnf^t mürben luar". li^ l?aite iid) gezeigt, 
bafe bac' 'Gniebel iyaniidic Bnftem, ben 2laai an'3frf)IieiV 
lid) nadj öem SKufter ber IHrmee uon oben uüd) nnten burean* 
fratifc^ 5U regieren, uerfagt batte, ak" cü galt, einer 'J3Zad)t fjegen* 
über fidf dcrtcibigen, bte auf einer neuen C>kunb(age auf» 
gebaut n?ar. hierin liegt ntetned (Srac^tend ber ^oau4>tirrtum 
t>. 3ßeter0 gegenüber ber fie^ntannfc^en ^atfleHung. <Sd ifi 
to. SReter, mie nod^ p ermähnen fein mirb, burc^and gelungen, 
na4i(isnn)ieifen, ba| bte ntaterieUe O^eftattung ber |)rcu|if<^ 
tRefonngefe^gebunn in tHeten n)id)iigcn ^^^unftcn burc^aui mah* 
Ijängig oon ben fran.^öiifdjen o"ftit«tionen entfianben ift, bafj 
üor allem ba'3 reuolntionärc ^^^rin^^ip bei 'l^olkiüiuunänität meber 
formell anertaniu no(U ui^inbioie niatericK iieriüirflid)t luoiben 
ift, allrill n. Weier ubiriiol)t, Dan bie ^Kcüolution in ^ranf = 
reidi talläd)lui) bie C'hunMai^c be»? Staats üoütommcn uer^ 
önbcrt nnb bicjen tibaratier aud) unter bcni absoluten TeipO' 
tentum .IDJapoteon^ beibehalten bat 3'^ ^^^^i" ^vanfreid) be^ 
anrioii regime 'roor ber brittc otanb Jcbiglid) Cbjeft ber abfoln* 
ttftif<^n tdnigfic^en dlegicrung. @d gab feinen fran^öfifc^n 
Stationalflaat in unferm 3inne, menngleidj bad frangöfifd^ 
9}ationaIgeffi^( gan^ anberd cntmitfcft mär aU ba$ (^efü^t ber 
3nfammengebdrigfeit ber Untertanen eines beutft^cn Sanbcd" 
Ijierrn. tSie Stetiotution fiotlc jenes alte ^lic^iimcnt bcjeitigt, 
batte ben oont fran,;^öiifd)en S?o(!f getragenen tl^ationaf* 
ftaat entfteben lajicu. Xtuin laj] jüi jene S^it bai3 lUinic unb 
ber Unlerjdjicb üon bcm ;Juftanbc in ben bcut)djeu Xcttitoricu 
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unb in ^reugen. gab oor 1806 feine (»ven^fc^ lltation, 
btc fff aXif foId)c ipiitcr im 19. 3Ql)rI)imb^rt politijrf) Don S8c* 
bcutuun nfiuorbcu ift. tSi? ^'^l' Ic^inlifi) bü* üerciiiiflton l'änbcr her 
picuiiiirtuMi "JJionardjii', Die iiidii iininal iiiilor ciucv ciubcitlidiin 
3tafitviiciumltmii^, »nie in Arnnfrcid), [uiiiDt'n. (^-3 qnb iiidji 
"^rcuiuMi, loiibcni nur Ihacitaucn Dci» pieu)iiid)cu Möiiig!£>. ^t)m 
War fiin - - öcjiii cc> luor fein 2iaat in uiifcrem rinne, - 

ein Uiitrnit l)nicn, ein Ok'gcuftanb unb Wntü jur iBcrgroBeruitfl 
feiner "äiZad)!- Ok'rabc bic ncncren Ai^»rfd)unflen 5ur Wofd)ic^tc 
^reugeu untct feinen crften Mönigen boben gezeigt, bag i'anb 
unb Seute nur baju ba nntren, eine "^xmet p untecl(jialtpn, 
bie bap bienen fotite, bie äßad^t ber Tijnaftie ^u DecQrdgfrn. 

tOtciev ](iat biefei^ Moment in feinet CS^arfteUung fc(b|t beutlit^ 
l)eraudgeflent <£r erinnert an bad Sort n. ©c^rötterd: 
^r^reujsen nmr bamald nic^t ein Sanb mit einer ^tmcc, fonbern 
eine 9frntfp ntil dtiem Üanbc, iüc(dK*J al'S' Stanbquarticr unb 

aU tHiinliyuiuv'iuaga^in bicntc " (ic^ mar tiii-,? öic ^ikitcr- 

tiini-iillunq bc'3 Datrimoinah'u 3taatce, bie jid) in *i^icuiVii 
Hon &ei- iiiiiiuidlung auberor fleincrer ^clItfd}cr Jcrritoricu 
ba^m■cl) ,llntertd^ic^, bcifi ben preuf;ii'clu"n ,\(önic|en l'nnb 
nid)t all' ein ^onbiJ ^^ur ibcfricbiguiig mn i2icbl)abcreicn «nb 
Müften, fonbern aU iUittcl einer e;t;panfitien 'i)J^ad)tpofittf 
erfc^ten. (Sd mar meinet Qxa(S)ten^ tlat, bo| in einem fott^en 
Ctgantdmud felbf^tatige Sl'räfte ft(^ nid)t entwiifeln tonnten, 
benn bic SRenfd^en waren \a nur fD^ittel ^nm Sxotd; unb 
mochte 9^apo(eon bie SSoIfdred^te nod^ fo fe^ beft^nttten 
^aben, barin max er jenen aud einer anbern B^it flammenben 
Staatdorganiiationcn uberlegen, bafj er e# berftanb, ben- im OJc* 
fübl ber nationalen ;]n)aniincngebörioUni licgcnben (ylau aiiv" 
^?iUnüUcn. Wenng, ber Ü>er(anf ber weiteren Ivnliuullinin luit 
ja iii^icigt, büf} iWuuMiüu iüiiad)lid) nnr bort iiiiihnm befiinipft 
lüorben ift, wo man \\c(]\'n iht bie a t i o na ( i l ii t gciücrft bnt 
$n bicfer diid^tuug Ijabcii [id^ bic ^icjormeu ^Uinä, bem boc^ 
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fc^liejsltcb bie jKBiebetaufcic^tung $ceu|end 1812 unb 1813 pm 
gtogen Ztii }u banfen x% ktoegt. ^ad, lood Stein immer 
betont i^at unb i(|n uon i^arbenberg unb bet S(KeI)c$at|l 
fetner preugifc^n 9Ritarbeiter unterfc^eibet, ijl bie SBeifunfl 
bcr 4>optt(areit ?Bcnjcflunn, mvn bic bie ^Sertretcr beS 
alten SHegtmed Imtb mit ben (fönten l^ebenfen, balb gerabeju 
(cibeitfcfjoftlid) (^cfämpft haben. „'Tic in bcr iVation licqenDftt 
.Hräfte ntüfiiii qiiütcü UH-ibcn", bn-? mar bov '■^Uofiramtii rivin>3, 
ein '^aHflMtlla^fl, bor biMi prcnf5if(l)iMi Mönif^cn unb i!)inn 
nnitt'iuiim von 1 SOO frentb umr nnb nndi t^oi hifiLuifiltiMi l'ngc bcr 
Xiiiiic ami) frcuiD jcin utufjtc Xtc 3d)lad)r von ^umui l)nt Iic 
iDiiti, .bofe bcr |)reuBi)d)c 3taat tnt)äd)lid) auf eine anöcic 
®runbtagc (\c^etit mixbc. XciU^ hat btc JKcformflcfetjflcbunß, 
teiU btc anfangt nur »iberftreboib eingefüljrte ollgemeine SBel^r» 
pfliä^t, teil« bic „Lovee on niassp" beutf(^ ber £anb» 
flurm, bicd bemirtt. Q^cfitl^l notionaler Sufammenge^drig« 
feit, ber &ebante, baß bad beutfc^c $cer bo« beutfc^e 133o(! 
iflt, bai untcrfd)eibct und feilte bon ben !^ceu^en bor ber ©d^Iac^t 
bei ^scna 3^) meine, m<tn fttitn bie (yeid)id)tc Dorurtetl^IoS 
unb oI)ne ücibenfd)nii Lutiad)i';ii L^v luäio lunfiMilt, lüolltc 
man auc^ bnii büntalisii-ii ,)iiüauDc bei> prc uüiidini 3tQatec> 
ben ^Jcenjclicii, bic il)u Uucicii, einen '-iHinuurf inadicn, luodtc 
man iljrc gciftifjrn ober inoraltjdH'ii Cualiintcii IhäiuiiIiIh 
iji nur oerfiäublid), bafj bat? Mönigtum nnb '-Beamtentum 
öon feinem Stanbpunfic ani nad) feinem beften "Ji^ifleu ben 
Staat in ber beftel)enben «^orm erholten fud)te. ^ücin 
man barf bednegen ben Scrt ber aud jenem äußeren ^nla^ 
notmenbig gemorbencn dleform nid^t untcrfd)ä^en. Sollte man 
bie bon ber frül^crcn ^nftc^t d. ^ctcriJ a6mei(^enbc ^l^cfe, 
bag ,,bie 92ieber(age boii mit ben inneren guf^^nbcn, 

^^^reuftenö nidjty tun habe", af,^cpticrcn, fo Mmc man eigent«' 
(irfi \n bcni 3d)lnne, bafj bic '-l^cftrcbnnncn 'Steint nnb feiner 
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fotmi0n:Y Aintettaffen l^ätte. brandet nai^ bcm (Stefagteit 
auf jbie QHitied^etfen in ber ^emeidfü^tung 9Reicrd nid^t 
eingegangen werben $. 16. batauf, bag er geltenb maä^t, 
bag am Oberbefehl bei Sena bad preu^ifc^ „^unfectum" nii^t 

beteiligt gnucfcn j'ei ufw. 

bem brftten 9lbfrf)infff nnrb bic jHcfornt ©tcin« be* 
I)Qiibclt. 3^1' n^t)f t»o»^fl» fiiic III i>en .vsaupUünt'" tv^'i'Mli''^«^ 
(Sl)ainftciiftif fStciiiö, bio, fomcit fic fein S.^cvliäftiii':?' yii nan-- 
/iö)i|(i)ci! ^licuüluüüit bchnribrlt, niid} intitad) ^^lOiu'c^ briiiiV "^luf 
bio '^oliMiiif c\cc\n\ l'fliiitaiui in Dimi iiin ^(Clpiniftcii faiiii hior 
itid)t citigcgangcii luerbeu, mcnn and) bcboucrn i]t, öay 
6er "i"iertaj)er feinem C^iegncr gcrabe^u bcn ^Jormurf \naü)t 
(8. 239), bag er bic ^enu^ung arc^tDoUft^er dueUen anberen 
erfc^mere. bem Kapitel, bad bie Seamtentdtigfeit 6teinS 
^ut 3eit bcjt alten Staat^mefen^ bebonbelt, ifl j^erDorsu^eben, 
ba6 ttac^ D- ^eier „aUe# loa^ 5ur 3eit ber Otetnfd^cn $cma(* 
tnng in ^eftfaten tton 9ieformmagrcgeIn ind ßeben getreten tfl, 
nur ber ^(bglan,^ bcffen gcioefen fei, woS im ;]entru*n M 
Staat« für bcn Ok'famtftaat anflcorbnet murbc". 'iJlurf) im übrigen 
ftctir bic Vliiffaifiiug u. lUcici >j über bic* ^öebcntiing ber luefi- 
lidu H ''4.Hüüin>on unb bie latigfeit Steina in uollcm ökgcniap 
,ui bn Üel)manny. .un folgenben mirb fobonn ßcinüft, „ob 
nnb imuieiücit bie fänuiidjcn Wefet^ unb Wefe0cniiuürif ber 
3tcinfd)cn ^eit fran^öfifd)e 9?arf)ahntiing ober ans prcugijc^ec 
Sönr^cl l)crüorgegflngcn finb". bicfcr nnf bic cingcfneu 
^untte eingei^enben $o(emif tjt oon toorn^erein bemerlen: 
bie ^et^be ii^clymannd, mittels beren er fran^fif(^e ^afy 
a^mungcn nad^jutocifen fuc^t, iflt bebenflid^. (£r fü^rt nfim(t(^ 
in bcn metften fällen ni(^t ben unmittelbaren ^ßad^metd ber 
55ccinf(nffung burd) ein befHmmted SRuftcr, fonbern fud^t burd^ 
allgemeine, iuriftifd) Dielfnd) onfeti^tftarc 3{cc0t8t>erglei(^ung fein 
3iel (^u t'ireidicii. 3» biefciii "^|Sunfte gelingt ü. 9Keicr, ber 
ja al!§ Ijetuorragenbcr ileunet bcö iiJcriiiaUuugörccljtö an jic^ ein 
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lte6ergetoicf)t f)Qt, i!cf)mann eine ^cil)c Don ^r'^tün^t'tn natö*» 
julDcifen. ^nbemfettö leibet bie ^otcmt! ü. ^cierd borunter« 
bag ed i^m toefentltd^ batouf antommt, bie Una^ftnoigteit 
©trtnd Don ber ftangdfifi^eii 9teoo(ittion p bdoetfen, 
toa^tenb, lutc fc^on ertoS^nt, auf bie <ä(efamtl|eit ber 
franadfifc^ Onftitutionen anfomtnt, toie fie ütelfac^ etfl burc^ 
ben 9?it|)o(eüittdmu^ t^re entfd^benbe Q^ftalt erl^alten |abeit. 
So n^l^^flt i). "ilicicr (3. 271), fdjon eine auf^cblirfic 9?a(^« 
aljmuuu unter bcm alten 3taatöii)e^en aiv fiinfallisi uacf)^u* 
tücijeu Ulli) ci bctüut, öoft aucli bn^S fttuiüiicljc ^^Miroait in '^k'cnfjcu 
tiidjt einem fran^öfifrfnMT ^l^oibilb feine tS*ntftcl)unö ucrbanltc, 
fonbcrn „au^ preuüiffl)cr ilijurjel eiUfpio^eu fei" (3 274). 
roerben bie mittfc^|tlirf)en ^Jü^ajsna^men erörtert, fobanii tuirb 
ber ^-öe^örbenorgönifotion nachgegangen, ^^(m toit^tigftcn loirb 
bie i^tagc in bct ^e^anblung ber Gtäbteorbtiung, bie in 
i^ret tatfä(^(ii^en 9(udgfflaltung, in ben grunblegenben IBeftimi- 
mungen alteTbingd Don bem franjdfifd^en ^orbilbe fid^ $iemlt(9 
entfernt. 3c^(te^li(h ffi^rt t>. ^eter ben burd^aud gelungenen 
^adftm^, bdB bie ftänbiff{)en ^^(äne 'Steint burc^aud nt(^t ben 
fran^öjifc^en i^oi)teUnn(]pn Hner 9So!f§t»prf^ftunn entfprcd)cn. 
3n ber ^yracje bcc- ^tiuvu- imo Amiin;)iH'ionv unb bi'v allge^ 
mcincu '-liH^lirpf(!d)t I)at tat)ad)Iid) i'ine 'In'r.iiiluiiinu^ burtf) 
^ranlreirf) ftau^^ijunben. Tnbei fnnn i > uidu baiiiuj aufununen, 
ob bie ollgemeinf ?iH4)rpflirfit in Arnnfreuli unter bcm allge- 
meinen (flan ber Station ober erft unter öcm Xrange bitteiec 
9lotmcnbigfeit eingeTül)rt luorben ift. ö, SÄcier fommt 
bem @(^luffe, bag Gtein feine einzige bet reooiutionören ^n^ 
IKtutioncn nac^gea^mt I|abe. «^^irflic^e ^Zac^a^mung ber fran« 
Sdfifc^cu Steüolution marcn juerft bei ber 9(nnee, bann aber 
au^ beim S^t>\i, bie ^fbft^affung Don Sopi uub $uber, fotoie 
ber (Srfaj^ ber 5tnieI)ofen burd) fange loofen". *!Kud bem bereite 
frfll^er ©efogten ergibt firfi, bnij id) biefeni Grgebni)i"e nidjt Dofl*- 
tommeu ^ujinunuii fann ÜKidjtig ift äioeifeüocv bafj 3tcin 



466 



SRcfcr, 8«ui|B{lf4c QinftflfTe 



feiner Wrunbat!fct)nuiing nod) aiitorttär^^fonfcrüatit» bn!fite, fcöfe 
i^m btc fran^Öfifc^e ^otfieUunfl $i>UdmI)tc, ber Solf^« 
foutieränttät fientb toax, ha% er in ®egenfa| fomo^l öen 
tiftanjofen feiner wie aud^ ju ben meltbürgerltc^ auf« 
gellärten beutfc^cn Seitgenoffen flar! rettgiod, ^tflorifjd^ 
unb national twranlogt nxir. Senn er ald beutfi^ 9tet4d' 
frcifterr, ber feine Xienfte urfprüng(id) Ccfterrcid) hattt wibmen 
looKen, auc^ nie ganj tn jenem *l?renf?entiim aufgeßaiiflcn 
ba^ feine WitnrLu'itiv bi'niiiuiik, n»enn il)ni vox allem nad) 
feiner ßntlniiunri ^4>itninni luii- uoii "IlVit roai, foroeit c^^ jur 
^^cfrciiuiii T iMi t fdi In II b V in ^Betiadit fctni, fo fügt fic^ bod) 
^meifcIlLiv iiMiic iuilito\l)c 0>c)anitan)ci)auuufl ber in ^em *l?reuBen 
feiner ;ieti bcrridieubcn burd)auö ein. ^is ift aud) ü. SWciet 
5U5ugeben, bttfe 3tcm aiic^ ol^ne bic 3d)lo<^t öon 3<^nö 5« 
feinen ^)ieformma|rege(n gefommen märe, ilr war ein fluger, 
energtfc^er, flarfe^ber 9)lenfd), ber bie ^dßbtn einer ein«« 
feittgen SSureautratie erfannte unb ber praftifd^ genug uwr^ 
etnjufe^en, ba| eis $ur (Srreic^ung unb <^drberung ber S^^tät 
ber ®efamt^t — unb fletS ^nbeOc eö fit^ nur um fie — 
augerorbentfidj fSrbcrlit^ wäre, wenn man bic Strafte für ben 
<Btaat nu^bar mad)tc, bie in ben niriit ,Mim "Beamtentum c^c- 
f)örigen 'iVrnfc^ftänben ncdai. l^on biefem l^k')id)l^ipuuIh' aw-y 
erflört fidi bnvd)aui3 natürlid) i'ein "l^ian, in bie ftantlirfjen 
^^tiiurbch nid)ibeomtete '^^rionto n!^? l'li'iite nnf^nneljmen, bie 
mit it)rer 3adifenntnie unb bem nn ben (irid)einungen bC'3 
Sebent geübten '-Blid bie Ukruföbeamten unterftii^en jollten. 
llnb auö benfelben GTWögungen erfiärt fi«^ feine Steigung, 
bie ^rooin^ialftünbe ju beleben 6. 1). bie ^ntereffen ber am fianbe 
unmittelbar beteiligten ju toetfen unb ber (^efamtbcit nu|bar 
5tt mad^en. tt, ^eier tjat burdjaud rifbtig betont, ba^ ^ 
6tein im l^egenfaf» ^u bem Ubcra(«inbioibualifkif(i|en färben« 
berg f i(^ ftetiS um bie C^ntcreffen ber 9( ( ( g e m c i ti I) e i t ge^anbelt 
)abe, unb bic[e (^efamtanfc^auung \mx jdjIiejiUd) nod) be» 
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fonberd (j^raftertftert burc^ bie fitttt<^e ®tttn^, bie i^n 
erffiate. 

Wein tro^ oUebem muß hoä^ gefafit nwtben, baS 8tetn 
tebofuttonäre ^becn feinen pofitifc^ ^itttn btenfibar gemacht 
^ot ^ic Tiber({cn;^ ber bcibrn genannten Q^ele^rten erflSit 
fi(^ bornu», baft ber ^J3ionrap() 3mm bcfKii Okfamtwirfcn börju» 

ftiilnt hnt imb baiutt lun- nlli in ^irni-^ \'lutcil au bcr ^cfreiunc; 
^^nnificnc" uub Xeuiirfilniib^» iinuMt^cii Imt, möhreitb D. 'DO'lcier 
fid) bavaiif bcfcf)rniif»Mi fann, bic tatfnrfilid) .^ufioii^r pofornnuMic 
9?pfürnu-|rft't^gebunß luib otiua öie mct)t auö(]i'fül)itc)i ']?Iänc 
bc? jjrcuBüdjfn 3tant«miuiftcr'3 au] ilirc "ikcinffuffim^ burdi 
fiat^öfifd)c 'i^orliilbn Ijitt )u iiiucifiid)cn Wcinbo bic Xätigfeit 
unb bec 'änteii «oteiud an ber !^fteiung Xeutfc^tanbd abet 
jeigt tneineS @ta(^tcnd, baß ftc^ ber SReit^dfreiljcrr reootttttonärcr 
Vtitttl bebtent bat ry. SReter beftreitet ^mi, bafi baS !Ratio« 
naCitötdinrinsip buri^ bie 9lft>oIution $um 3icg geführt wotben 
fei, attetn, mte \^on crmäbnt^ meinet C^rac^tend Unrecht. 
Tlnäi weiterliin fann nirf)t bnrou n^'^^u^ifft^ werben, bafe bte 
5So(f^bctoan"iuuu], bic in bvi lunii tülii u '|.huui am iöoK «^vicb* 
ridj 2Bi(f)cImö III uui iti)iuii abi]iiimfloii uicrbcii fonnte, bic 
in Ceftcrrcid) idioii uorbcr initcniommcii lutubcn mar, eine 
ÜWaßnafinif bc-? leuolutiotiärcii TircftoiiiiiH'? ,^um ^Htrbilb bat, 
ba6 ber Uebergniin ^)oxfc> bcu ^iuifcii ein 'i^niri) mit ben 
^rinjipicn bc^ prcufeift^cn Staaten lonr, bafj nllc weiteren auf 
bie :^nfurre{tion bed preugifdKn SBoifed gerid^teten ^ftionen 
@tetn9 unb ^rnbtd revolutionärer ^atur nmrcn, koie bied ja 
au4 ^on mand^en 3£itgenoffen ooüourfduod eingeroanbt morben 
i% %\t Sr^ebung bed prcu^ifc^cn $otfed gegen bie nopoleonifd^e 
^rrfc^ft toar etmad, m& ben ^nfc^auuni^n ber ))rett|tf(!^en 
tegterenben Äfnf^c t>or 1806 burriinue ^uimberttcf. ®cr nad) 
1815 cinfLUniDi ^)viiLJid)lnn Im bicc> \a and) ,^ur (Genüge be^ 
tüiefcu. Xurd) bic "^i^ccfunii bicicr 'i^üff-3beR>fi;iuii^ ift etiimv 
burc^u^ 'Jicueö in bic bcutjd)c Mcit getommcu uub c^. marc 
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ttcrfc!)It, Stein liinaiiv ftnrn ^i^onuiirf mn(ficn. (^rabc 
iiicrin .scifll fid) bor flrofjc Stautc>innnn. ^s\m I)Qnbt*lt c-^ nrf) 
nid)t barm«, im i'cbcii i^eoricii i>criuirflid)cn, feien fie 
and) burd) allc^ ^etfommcn ober burd^ ^eu>nl)iunfl in früheren 

mann ergreift bai» 3Rittd, bad i^nt aur (SiTeic^unQ eines oft 
fe^t no^elicgcnben, aber um fo notmcnbtgeren S^^^^ geeignet 
erfd^etnt Xad ^Ufen IBiil^mardd liefert und titefilr gcnfigenb 
iBcifpiele. ^cr tt>oUte leugnen, ban bie (Sinräumini}) beSolIge« 
meinen — wenn «wd) urUnünnlid) nur öffentlid)en — ^d^I« 
rf(1)tv öurri) iMvtiiaut iiul)t fciiun- iniunu uoliiiiduMi ("«n'iaint' 
nnfcl) au Hill] nujpiail). '-inäiiiaiit mw u'iucv oK^b ivt iiub jciiiem 
3lali^•^ lind), burd) ieiueu nndi .'onrülui't nrcl)cu«)eu S5.MIIen, 
infolge Dor tntiäd)lid) rrritiiiintcii l^'nclitni-lliiiu] iobcm i>olfv* 
reginient oDer einer parianientariidieu .v^errfdjajt burd)au5 ab- 
geneigt, (ie- ift burd)aui> uerftänblid), bafi Wm eine autoritäre, 
menig eiugcfc^räuttc 9iegterung0form <im ntctften cntfprad^. Unb 
bi>(^ fill)rte er, ber bom liberalen 92aturre(^t fran^öfifc^en Ur« 
f))rungd toeit ratfemttiKir, jene „fijfrffte ber freiheitlichen Stunfte* tnbte 
innere fßolitif bed oon ildm }u grunbenben Sunbedf^aated ein 
— toeit eben bte augcnblt(![i({)c äußere ^^olitifc^e !0age bte$ $u 
forbem fdjien. S3irb man Wer t»on frnn,^i)|'i)d)eu Ciinilüffen 
auf bie 2trtntv :)icc!)i-?.Minuidlin;;\ iiMifu tiv oDcr Xi'uu'd}- 

lanb'5 fpre(1)ni fiintu'uV "XHau wirb ck']c r^u\i}c biial)en muffen. 
^Ih'iiH ii'iiD jid) bciiuifu bleiben. ba\\ ber, oci Diefc ^nftitution 
(^eiduifitit I)nt, nid)t uon fran.H'jndicn ^Ijeorien unb 3^ec^ 
beeinflußt tuar, aber mnn luirb beu franjöjifctjcn Ur{|)rung bei 
^nftitution aU fi)ld)cr faum leugnen Idnnen- 

(Sä» fc^cint mir ba(}er uon großem &^crt fein, bag 
u. ^eier unterfudjt fjat, inmiciocit bie prcugifd)en <^efe|e 
unb Snftitutioncn jener ^a^rc tatfät^Iid) ifjrem inneren 9Cuf«' 
bau nad^ auf franjdfifcOc ^^orbilber $urä(fgel)en unb inwieweit 
fie ber fadjgemälen ^crüdfidjtiijnug ber ci3cniümlid)en 'l^crljält* / 



Digitized by Cooglq 



auf bie (£taat'>= unb JRcttjlKUliuicdung ^rcu^cn-j 



469 



ttiffe bä t>Teu&if(^fn Staat^toefend rntfprfngeit, ohn, um 6en 
t). SReferf^cti ^(udbrucf 511 gcbrnudicii, „nu^' tireuf5iiti)cr ^ilhir^et 
entfproijeii" finb. iöiebci ift jcbod) öorau eriiuicm, baf? in 
bcni Woiamtlcbcii bei- 2tantf*3 uub bt'nt »^iniliiifi bei o^iliu i.qtniu 
u!l^ i)a ;iitttit Bauteil luiljail) umci bei ("NÜliniiifl 3teini5 '^i'aiib 
lungtii iuh luillun^^u Ijnbon, bie in bcr 0U'rf}t6orbnung 
itäc^ft lüc^t ^uiu VUiisbrucf flcfommcn finb, totjäriilirf) ober ben 
<2tQQt ouf eine neue Wrunblngc geftelU lyabcn Ton loefentlidjcu 
llnlcrfrf)iib iiblide ic^, wie fc^on gejagt, barin, ba\i bic Crganv* 
fcUion bed ^taated hmd) bad nationale (Clement manbeit M^orbept 
ifl, ba6 bie iIRenf(f|en, bie butd^ einen aufgef(ätten ^bfoluttdmud 
Inß bafyin regiert morben waren, $erou|tfetn gefommen 
finb, ba| ftc nidfi lebigfic^ atö Untertanen, burc^ ä^^alt unter 
einem iö^rrfd^er meint jinb, fonbern bag \k ein $o(! finb 
nnb qI6 fotdieö einen 3taat bifben. 

oll t'iiuMii Dienen x'lbi'd^nitt lucvhvii bi; ."öa r benbei g 
fdjtii flvq'ünucu bebanbelt, luo^u ttiiljadi neuer »üertüoller 3ton 
bcigeiundH luirb "J(ud) l)ier neigt ti. dMm ba^u, eine 9?ad)al)nuing 
bcä fran^öfifdien 'il>orbilbe'3 nur in ncben)äd)Iid)en Xinc^cn nn^ 
5unc^men. 3"ftii"'"i'"f"fKnb jprid)t fid) bcr ^l^erjaifer im 'iln^ 
frfjluö an Jöin^c baljin au^i, „bafj bic eigentlid) grunblegenbe 
f&^^t füt ben ^reuBifc^n 8taat bie Slegierung ^riebric^ MiU 

Jiümi I. unb tirriebrifi^d bei Qirogen fei , bag but^ bie ^e^ 

form|>etiobe ber monardf^ifd^e iißtlitör« unb ^omtenitaat nic|t 
in ber 9Bur5e( nerivanbeU, ntil^t tiom S^lt abgeteuft, fonbern 
nur mobifistert fei, bog bie 9leform nur ein :3ngtcbiens, nic^t 
bai eigentlidje fonftitutitjc Gfemcnt in unferm heutigen otaote 
fei — " „^aö !]i[riniiclio Ihtvil braud)t nid)t ba^:- 'Ä^ert ^rieb^ 
ridi§ bc!? Öroncn \n uciDauiincn, uiu beut $iUn-fe Steuu:^ iV'^^^^^l'^ 
fyu tücrbcn". ^Jlu bujcn letuen niöd)te id) nod) ebiuy 'Qc^ 
nuifnnncn onfniiinVu. Tir Bdjrifl u. l^ieiery iiuulil puljad) 
ben ^inbnu!, aic> ob ju, wenn and) nur unbeiPUHt, i^i^' iin >>^^' 
moberne ^acteipolitif bcbeutfame Xcnbeu^ t)ätte, ben p£cu^ifd)eu 



470 



(Stnnt lun- 1n<H) in iMuoin tvefflidion ;'^uftanbe bar^uficüen unb 

baö ^^rcufecii unter bcr ab)ohiiifii)d)-burcnufratiid}cii JHegieruug 
3u ciiiei- 3<^it/ t>« ^^eamtciUum nod) uit^t burd) eine 

^oltä^oectretuttQ befc^cänft mar, Doitrefflic^ gefahren fei- (^ne 
9iei^e oon gelegeitttit^en S3emeTfungen, bte (ei bet temperamento 
ooUen 8d^rei6)oeife bed ißetfaffetd nebenaud fprü^en, fielen auf 
bte mobetne Sagcdpolittf in btcfem 3tttnc. faitn einer 
folc^en (S$efc^i(^tdbetTa(^tung nic^t ^ufHtnmcn- ®d lodte butt^ 
aud- unI)iftorif(^, ,,bad 3Betf f^nebritj^d be$ <ä(ro|en 
bamtnen". ^^cirn mef njoHte leugnen, bofj fein er eine 
geeignete unb uulkuljt vou nnigcu fleinen ^JJtüugelii abgefel}en, 
tfd)nifdi !)ciüuriogcnbc i'üi'uug be^i banuilii^cn "ij-^roblem« wav. 
^Ukin aUr'5 [)nt feine ;)eit. Tav flHUl)yluui bc-? ineiiüifrfuu 
Staates, bav ,5;unt grofecn leil buid) bic ftraftc 3taaie= unb 
^cere§tierfojjnng^iicbiid)5imi)c(in>o I unb (>-riebrid)ö bc*^ Wrofjen 
ermöglid)! morben ift, Ijat $ülgc gelobt, t>a^ iid) bie rein 
bureautTatifd)e d^iegierungdfocm unter ber jentrden i'eitung 
bed tanifiS in feinem Kabinett ni(^t mebr aufrecht erhalten 
lte|. erga^ ft4 ba^ ein ben Untertanen lebigltii^ ^unt Dbjeft 
ber ilaatliii^en $ern)a(tung ntai^enbcd Slegierungdf^fiem smar 
Ibtege $u gelegentlid)cc territorialer (Sttveiterung führen fonn, 
ba$ aber nid)t itnftanbe i% htm Staat bte innere SBiber» 
ftonb^fraft unb 5?ciftunge'|ä!)igfeit »erteiljcn, bic il^n be* 
fäf)igt, cuiv bic i57;iftcn§ be^ 3taalcv jclbü gcfdljibmbc S^ieber* 
läge ^u überiuinben. Ginc an ben pofitijdjen probte uien ber 
.©cncnniovt orientierte (ycjd)idU6betrari)iui!i] t^crfällt leitet in 
ben ?N>:litir, snx 5Hed)tfertigung ihre« I)eutiiien Staiibnmiftcä: 
„eine (il)renrettung" cinef> früheren 3i)ftem« uuicrucljuien, 
bereu biefes boc^ roal^rlid) nidjt üebarf. 9JJan fann ouö einem 
l^ijiotifc^eii i^teignid »er jd^iebcne «Bc^lüjfe jie^n. k». e i e i iuö^i 
nad^jumeifen, ba| bie Ütieberlage tnon gena nur ein burd^ bie 
dtt|erlii]^e poX\t\\^t Sage bebingted Ung(ü<I gemefen fei unb' 
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hinter feinem 2obt bt^ t^tibeti^iaiiifd^en 99eamtenfiaated ftetft 
^aXb beutttc^ audgef|>tofl^n bte ^e^auptung: (SS ijl oetfe^I^ 
bad j^eutige Beamtentum an^ugteifeit, ^eute mit einem ^cwt 
3tt btol^n. IBarum? SectooKet at$ bet %a(^n>eid, ba^ ber 
Suflanb ^teugend t>or ;G^ena gar nii^t fo Wed)t gewefen fei, bet 
nunumieben^rei«gcfüI)rth)erbcitfoIl, ift bod) bie Ueber.^cuflung, 
ba^ audj eine fdimerc 'i'ifieboilano bai- bcnt\d)c "^olf tiid)t ocr* 
itid)ten föitTUc, foiiboin im l^jcjjciiuil Die bcften Slrajic; "Mut, 
(Sulkllloi'ioubi Ii, \Hufupfauji(]viäl)infoit unb Wemcinfimt locrft. 
Unb ebenjo üciijalt e^i jid) mit bem bcßtiftcrteii Öobc, ^a? bem 
t>reiif]!fdKu i>lbcl unb 'i^camtcntiim in bcr Tarftcnung ü. l'uter^ 
gefpenbct wirb 'jD^au fnnn mit ^^u <^otfc^tn bei prcuHifc^eii 
SSenoaltungd» unb ^Hed)tygefd)id)tc bie ^erooccagenben Äciftinigen 
beS Beamtenfloated Srxiebridj ^il^elmd I. anerfennen unb boil^, 
ber 9Retnung fein, bajs bie Qkgenmatt ^ttr Sdfung ber tßrobleme 
ber StaatdmwaUung nod^ anberev Littel bebarf- ^an tann. 
mit ^riebrtil^ SBil^m I. mit Stein unb manchen fetner 3^ 
genoffen ben $9eamtenfianb feiner ^tit gering einfd)äiK'n, um 
bagegen Vntt @tof$ ben morolifc^ nnnntnftboren, anf einer \)of)tn 
S3ilbung§ftufe Jtelicuöen '43eQniteu[iaitb imiiiii Tage aii> eineg 
ber !oflbflrftcn OJiitcr unfereiä Öffentlidiou l'ebcnc> betiac()tni. 
Shdjt nnber'3 oerhäft e-J jid) mit Dem *'^(bel Ter 'Jhid)iüet^, 
bafe ber preufjitdje ^^{öel ben preuHifdjen Möiiigcu in 3tnat 
unb ^ccr loertDoIIe Xienfte geleiftet Oabc, tann bod) ^ulaifeti, 
für bie .l^eutige ßeit ben Stonb^unft üertretcn, ba§ empor* 
gcfommene Sc^ic^ten, bem Staate mertuollc ^icnfte Uijlen, 
in bemfelben ober in t^ö^um IDiage geeignet feien- Unb um« 
getel^tt Wirb bie (£rdö1)tung Seemanns oon bem miberfi>enpigen 
reformfeinbtit^en ^erlfatten eines großen ^eil# bed pttu^\\^n. 

1>ententgen, ber oorurtettsfod bie ^anblungett in ber 
nrtrtfc^aftlic^cn Unb foatafen Stcnung bc§ «bei« im 19. 0«^)^' 
j^unbcrt ^eobaditet, bod) iid)er nid)t juc '^BefürmoTtimf^ t»on 
BKa|ttaljiucu gegen ben Ijentigcn ^bcl beiuuuncn ober iiua* 

31* 
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Tf)aupt fein Urteil ü6cr ben heutigen Slbel beeinflüfien 3^) 
glaube, bofe eine (äicidjirijt^^nnind^tung, hie jeöe ßcit nii? iliren 
SSerr)äItni[jen Tjcraud gu ocrftef)eu uiib crtlären \ud)t, 
aucf) bev poUtifd)cn 'Jlnfd^üuung ber (yegeiittJQrt größeren 9Ju^en 
bringt a(S eine nad) cngltf(^em ^orbilb, betonet obet unbetDu|t 
butd) bie moderne ^attetfleltung {»efiimmte «^orfdiung. ^etin 
gerabe fte mitb baju führen, iebe i^oltttfi^c Situation ald. eine 
eigentüntli(^ l^tßorif«^ bebingte etfennen utfb fte luirb baburid^ 
von bem ^ogmotidnm^ ober ^oftrinaridmul befreien, gu bem 
bad ^arteiioefen (eic()t fübrt, ber aber auc^ einer fachgemäßen 
fii^fung ber Probleme ber (Gegenwart am fdjäblidjftcn ift. 

aRfinc^en, 29. ®tpt, 1908. Dr. ^ar! SHot^enbfl^er. 
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